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I. 



Die neueste Kriminalstatistik in Ruasland 
von 1833 — 1839. 

Nach dem Rechenschaftsberichte des Justua-tfiniste» 
riimi's von 1839, 

dargestelU 

▼OD 

Herrn Leopojld Jakubowski 

in Petersburg. 



Die vom Jastiz-Mliiisterioiii in Roasland jihrlieh heraiutgego* 
benen Bechensohaftsberichte stellen einen wahrhaft intereaiaa* 
ten Gegenstand zur Betrachtang dar. Bussland schon an sidi 
selbst Ist ein Staat, in dem alle mdgliohen Caltnrabstaftangea 
der Menschheit und allf im Staate möglichen St&nde sioh be- 
finden. Der rohe in Asiens Wüsten hernmwandernde Kirgis, 
der nnr einen Begritf von der einfachsten Gewohnheit besitst 
— - und die seit Jahrhunderten anter aasgebildeten Gesetzen 
lebenden slavisohen VOlker stehen da anter derselben Begie* 
rang and fast anter denselben Gesetzen. Bio treae and offldelle 
Darstellang der Thatsachen aas dem moralischen Zastande der 
aaf so verschiedenen and fast aaf allen mOgliehen Stafen der 
menschlichen Cnltar sich befindenden VOlker soll freilich antef 
einem gewissen Gesichtspankte zor Kenntnilb der sittlichen Ge- 
sehichte der Menschheit beitragen. Diese Darstellang der That* 
Sachen, vorzttglieh was dieCriminalstatistik Basslands betrifft, ist 
in denBechenschaftsberichten des rassischen Jastiz-Ministeriams 
aasgeführt; denn da ist die Zahl aller nicht nar im ganzen 

Krit, Zeitschr. /. Rechtsw .». Gcsetwg* ä. Ansl. XIK Rd, /• B. 1 
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Ü \Die neueste KriminaUtaiiJtik in Russland 

Reiche aber auch io jedem Begieriingebezirke im Umlaufe 
eines Jahres begangener Verbrechen und Vergehen angeführt. 
Nach den Umst&nden der Bevölkerang, der KuUar von den, in 
gewissem Bezirke inwohnenden Stämmen und einigen andern 
örtlichen Hinsichten, sollen davon die wichtigsten und fnicht- 
Imrslaii Bivebniase mitgethidlt werden. 

Der im vorigen Jubre yom Jostiz^Ministeriara herausge-' 
gebene Rechenschaftsberieht alelU die Ergebnisse 6 nach ein-- 
ander Mgender Jahre zusammen; Wb wellen ihm die wich- 
tigsten Resnltate in Veziig anf die Griminalstatistik nach den 
da angeführten Tabellen und Uebersichten entnehmen* 

In dem Rechenschaftsberichte sind die Strafsachen in t 
Haaptabtheilungen verzeichnet je nach dem jsie in 2 höheire 6e<- 
richtsinstanzeii eiofll^fseo, iNin deoej^ die erste (Oiod zwar in ge- 
meiner Abfolge der Processe, die, zweite oder mittlere, denn 
die Kreisgerichte bilden die erste aus), sind die Kriminalkam- 
mern in Regierungsbezirken (Ugotonnyja Sataty in Gubernijach) 
u^d di^ zweite (iu Abfolge des Prozesses, die dritte) also die 
h^chfto ijM der reglerende Si^nat (PrawitelstwujaschczTJ Se- 
Hi)j dessei]^ f upftes Departement sich aujeischliefelich mit Straf- 
WQi|L<^R l299Qhäftigt. Es ist iiothwendi|^ hier zu bemerken, dass 
ap. d^ re^erenden Senat die Strafsachen entweder durch Beru- 
PMt vo4 Revision voi^ niederen Gerichtsinstanzen, oder un- 
fB|ttelbi^ gel|ing;en*. In b/piden HanptabtheiluQgen wollen wir 
l) ^ie i^ahl d^r in Gerichtsinstanzen erledigten Strafsaohen^ 
2}. dj^. ZaU der Angeklagten und 3) eine allgctmeine Uebej- 
fieht,^ ßo wie sie im, Bericl^te sjteht, darstfUep. 



*} Eine inteiresrante Darstellung der rassischen Oericbtsorgani- 
sation findet siich te Code civil de l^empire de Russle, traduit par 
u» jnriseoBimlte snssst }^4c4^. d'an apsr9n historiqae) sav la l^gwr 
hiH^% 4^ 1^ Vm»i^ et. de ror^miisation^ jodic par Y. Foitcher, 
Reig9.fs e^ Paris, 1841. Von p. LXXY an findet sich eine Darstel* 
Inng der russischen Gerichtsverfieissttng. Das ganze IVerk ist hÖehst 
wi^htil^ Hudt soU^ nihev i» diese» leitsclnifl aag^eieii^ wesdem 

MittejrmaieK. 
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von iWS — 1699. 
I. Der regierende Senat. 

1. Sin/sftckeB. 
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9. Angeklagte. 
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d. Angemeine Uebersickl. 
Ans dieier Tabelle erglebt sich: 

1) Dass die Zahl der am 1. Jänner 1840 neoh rtiek- 
■tfindif: gebliebenen Angeklagten den vierten Thell derjenigen, 
die am 1. Jannar 1836 vorhanden war, ansmaoht 
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4 Die neueste Kriminalstatistik in Russland. 

2) Dass die Zahl der Angeklagten im Jahre 1839 um 
1474 geringer wurde als im Jahr 1835. 

3) Das« in letztem Jahren die Zahl der naeh Sibirien 
Verwiesenen und zur Festungsarbeit und Kriegsdienst Verur- 
theilten sich bedeutend vermindert hat. 

4) Dass die Zahl der angeklagten Weiber, den Btraf- 
Sachen ssufolge, im Jahr 1833 nur den zwölften Theil mit 
kleinem Zuwachse; im Jahre 1834 und 1836 ungeffthr den 
vierzehnten Theil, im Jahre 1^36 den ein unil zwanzigsten 
ThelU im Jahre 1837 den dreizehnten Theil; im Jahre 1838 
den fünfzehnten Theil mit kleinem, Zuwachse und im Jahre 
1839 fast den sechszehnten Theil der in Untersuchung be- 
findlichen Minner betrage. 

Schuldig erklärt wurden in den Jahren 1833 und 1837 
fast dreimal mehr als freigesprochen, in den Jahren 1834, 

1836 und 1836 mehr als viermal mehr, in 1838 und 1839 mit 
kleinem Zuwachse zweimal mehr. 

Von den Schuldigerklärten wurden schweren Strafen un- 
terworfen im Jahr 1833 ungefähr der vierzigste Thei( (der 
ganzen Zahl von Schuldigerklärten), im Jahr 1834 ungefähr 
der seohszigste Theil, im Jahre 1836 ungefähr der dreifsigste 
Theil, im Jahr 1836 in dem Verhältnifs wie 1 : 39; im Jahre 

1837 wie 1 : 36; im Jahre 1838 wie 1 : 210; im Jahre 1839 
wie 1 ; 410. Nach Sibirien verwiesen, zur Festnngsarbeit und 
zum Kriegsdienst als Strafe abgeliefert wurden in den Jahren 
1833 und 1834 mit kleinem Zuwachse 700 Angeklagte; im 
Jahre 1836 674; im Jahre 1836 700; im Jahre 1837 478; 
im Jahre 1838 489; im Jahre 1839 481. Daraus folgt, dafs 
die Zahl deijenigen, die diesen Strafen unterworfen wurden, 
in den Jahren 1833, 1836 und 1836 mit kleinem Zuwachse 
der siebente Theif, in den Jahren 1834 und 1837 mit kleinem 
Zuwachse der achte Theil; im Jahre 1838 ungefähr der sechste 
und im Jahre 1839 fast der zehnte Theil der ganzen Zahl 
der Verurtheilten ist. — 

Nach den Angaben über das Alter der Angeklagten sind 
unter 91 und 28 jährigen 1103; unter 28 und 36 jährigen 
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von i8d3 — 1839. 



1l(r9; unter 85 und 40 jfihrigen MO; unter 40 und tfO jfth- 
rigen 613 Angeklagte. Ven bOherem Alter, also 70 jiKrlge, 
wurden nur 14 angeklagt. Daraua folgt, daas der grdaate 
Theil der Verbreeher %i bis 40 jfihrige waren. 

Unter diesen Angeklagten waren 1488, die lesen und 
sohreiben konnten (gramotnyoh), und 9877, die es nicht konn- 
ten (negramotnych). 

Von denen, die in das Verbreehen surfiekfielen, wegen 
dessen sie schon verurtfaeilt worden waren, und zwar: sum 
vierten Male waren 5$ zum dritten 39, zum nweiten 419. 

Die Röokfälle zeigten sich besonders bei folgenden Fällen .* 
bei den Uolzdiebstiblen, bei der gewaltsamen Besitzergreifung 
bei der persönlichen Beleidigung, bei der Schlägerei und dem 
Ungestüm, bei dem Diebstahl und bei Keti^rei und Schisma «• 

Mit Rflfiksioht auf die Art der merkwürdigsten Verbrechen, 
ut die Zahl der Angeklagten im Vergleiche mit vorigen Jah- 
ren folgende: 
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BrandttiftQDg 

Kirchenranb 

Ketzerej und Scbisma't. . 

Diebstahl 

diebMchen Betrogt . . . 

Zeratörnog nnd fieacbaJi- 

guog fremden Eigen thamt 
gewal tsamer Beaitzerg reif ang 

Holadiebttahi 

widerrccbtlicben Handelf . 



99 



II. Criminalkammem in Regierungsbezirken. 
1. Strafsachen. 



Am ersten Jänner waren c , 
Im Verlauf desJabres Urnen 
Erledigt iprnrden. . 
Rcit *m Ende dee Jahres. 
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Wir wollen «och Stnltachen in eewkieM««rieUeii «b«r- 
•ehea* DereD Zahl ist folgende: 





1836 
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von 



1888 — 1889. 



IMeSahlder AttirefdaCCen In Gewtmemiireriohton tot fkiig^nde: 



1^36 I 1537 i 



Id3ö 



M 






Ij 



3 



iSja. 



'S-» -5 



Im Anfang det Jähret . . . 349 
AmSchlnft d«i J. Uibm Mnsn 1249 
Entscliicden wurden . . . .1196 
Reit am End« d«i Jahres. . .| 4<K) 



73 
673 



86 



400 
U74 



66 
663 



S6014M 



454 
169S 



464 



66816S4 



61 



4a5 



61 



4a5 
1564 
i5(9 

430 



7'\. 
6sV 



8. Allgemeine Ueberticht. 

Aus der Tabelle erj^ebt siob: 

1) OaM in den Krhoittnlkanimera im Jnhr 1888 88,106 
AngMmgi» waren, nleo 18 weniger, nie im Jnhr 1888. 

8) Strafenohen waren am ersten Jnnnnr IBdO, 1888, aIüö 
um 801 wenfjfer, ala rflcl^aUndig geblieben waren nn Bnde 
dea Jahres 1888, d. h. am ernten Jannar im Jahr 1838 nnd 
am 1889 weniger ala am eratea Jaminr Im Jnhr 1888. 

8) Im Jahr 1889 war die 2ahl der Angeklagten 18,V81 
vm 1660 Personen mehr als im Jabr 1886 nnd nm 1818 Per- 
sonen weniger nie im Jahr 1886. 

4) Unter 91,106 Angeklagten waren 79,864 Mittner 
nnd 18,848 Weiber. Oarana folgt, dass die Zahl der ange- 
klagten Weiber im Jabr 1880 eben so wie in den letzten Mnr 
Jahren angeflhr den siebenten Theil der in UnCersaebnng be*^ 
flndlichen Mfinner betrag. 

Soholdig erklärt worden im Jabr 1886 -^ 48,888, im Jabr 
1866 ^ 48,189; im Jahr 1887 ^ 87,899; im Jahr 1888 -^ 
86,987; im Jahr 1869 — 84,788; Creigesproohsn warden im 
Jahr 1885 — 89,886; im Jabr 1886 — 88,886$ im Jahr 1837 

— 88,877; im Jahr 1888 — 81,080; im Jahr 1888 — 19,887. -* 

Von den fiohaldigerkllrten warden den sohwerem fitrafen 
unterworfen im Jahr 1886 — 1894; im Jahr 1886 — 1100; 
im Jahr 1887 ^ 978; im Jahr 1888 — 1080f im Jahr 1888 

— 1184. — 

Naeh Sibirien verwiesen an Festangsafb^iten und tom 
Kriegsdienst xar filrafo verartheilt warden im Jahr 1836 — 
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9819; im Jabr 1836 — 9414; im Jahr 1887 — 8936; in 
Jahr 1838 — 7968; im Jahr 1839 — 7606. Za anderen leich- 
teren Strafen im Jabr 1836 — 39,116; im Jahr 1836 — 
31,696; im Jahr 1837 — 98,190; im Jahr 1338 — 97,949; 
and im Jahr 1839 — 96,143. 

So wie in vorigen Jahren bemerkte man anch 1839 die 
Vermindernng der Zahl der Verurtheilten. 

Die Tabelle der Rüekf&lle zeigt, dass im Verlaufe der 
Zeit seit dem ersten Jannar im Jahr 1839 bis znm ersten Janaar 
im Jahr 1840 von den 34,789 Verartheilten 30,683 zum ersten 
Male; 3189 zam zweiten; 701 zam dritten and 909 zam vier- 
ten Male vernrtheilt warden. 

Der gröfste Tbeil der Verbrecher war in einem Alter von 
91 bis 98 nnd von 98 bis 36 Jahren. Die Zahl derjenigen 
Angeklagten, die lesen and schreiben können, aaf 6960 an- 
geschlagen, welche also den fünften Theil deijenigen, die es 
nicht können (98,819)^ aasmacben. -— 

Eine besonders rasche Förderang war bei den Sachen der 
in Verhaft Gehaltenen; angeachtet dessen blieben jedoch am 
ersten Janaar 1840 647 davon, also 173 mehr als im Jahre 
1838. Am ersten Janaar 1836 worden 943; im Jabr 1836 
668; im Jahr 1837 361; im Jahr 1838 666; im Jahr 1839 
374 in Verhaft gehalten. — 

Mit Räcksicht aaf die Art der merkw&rdigsten Verbrechen 
zeigt sich die Zahl der Angeklagten in den Kriminalkammern 
im Vergleiche mit den vorigen Jahren folgendermafsen : 
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Wegen Mord .... 
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Die VergleioiiaBf der Reeheoeebaftoberiohte der Kriniaid- 
kammem in den letztem fttüf Jahren zeig t, dais die Zahl der 
Preaeeee wegen Mordes und fitraflienraoba in den Jahren 1837 
und 1888 stofenweiee abnahm ; eben so die Prozesse wegen 
persönlieber Verletzung, Sohligerei and Raubes, wegen Dieb- 
stahls und widerreehtliohen Bandeis; wegen des letzteren Ge- 
genstandes aber wuehsen die Prozesse im Jahr 1889 fast um 
das Zweilhehe gegen das vorige Jahr an. Wegen Selbstmordes 
Brandstiftung, Kirehenraubs, Strafbenraubs, gewaltsamer Be- 
sitzergreiftang, Selüftgerei und besonders wegen Bolzdiebstahls 
wurde die Zahl der Prozesse im Jahr 1839 gröfser als im 
vorigen, — aber wegen Mordes, persönlicher Verletzungen. 
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Keteerei und Schismas, Diebstahls, Raabes, Zerstöran^ frem- 
den Bigeothums aod gewaltsamer Besitzergreifung weniger. 

Angeklagte, die wegen wichtigeren Verbrechen vemrtheilt 
wurden gehörten za den folgenden Regierungsbezirken (Gn- 
bemii) des Reichs. — 

Wegen Ungehorsams nnd Widerstands gegen die gesetsB- 
lieben Behörden -^ vonsfiglich in den Begterangsbezirken Perm. 
(171), Knrsch (123), Wiatka (91), Wladimir (77), Podolien 
(70) und Bessarabien (60). 

Wegen Verfassung von auftrfihrerischen Schriften gegen 
die Regierung — in Tambow (6), Perm nnd Wolynieu (4). 

Wegen Verf&lschnng der Münzen, der Kredits und Stem- 
^Ipapiere in Tomsk (261), Tobolsk (108), Perm (73) Tam- 
kow (169), Wiatka (60). 

Wegen Verlassung des Vaterlands und wegen Nichtbe^ 
folgung der Ton der Regierung ergaingenen Aufforderung — 
in Astrachan, Kurland und Bessarabien (in jedem 4). 

HVegen Abfall und Abziehen vom Glauben — in Blinsk 
(867), Pshow (944) Tambow (197), Moskwa (109), Perm 
(87) Wiatka (66). ' 

Wegen Vorspiegelung von Wundern in Perm (8)« 

Wegen Kelaerei und Schismas im Bezirke der Donischen 
Kosaken (104), in Tomsk (139), Perm (61), SimbfaiBh, Wla- 
dimir (69), Riazan (61), Irkutsk (68), Kursh (63). 

Wegen Vemachlafeigung des Begr&bnisses der Leichname 
in Kurah (49), Perm (33). Kasan (94). 

Wegen Strafsenraubs -^ in Kostrom (76)^ Saratow (41), 
Bessarabien (38), Jarostaw (30), Bkaterynostaw (96). 

Wegen Brandstiftung -- in Kursh (904), Saratow (169)» 
Wilna und Tsohernigon (141), Tambow (94). 

Wegen Holzdiebstahls — in Nowgorod (910), TschernlC 
gow (688), Wotogda (663), Wolynien (498), Riazan (488), 
Knrsh (488)^ Kalouga (369) und am meiaten in Tambow (9973). 

Wegen verbotnem Bmnntweinsohenken^in Simbirsh (610), 
Kursh (781), Orlow (494), Tomsh (189), Tobolsk (184) Bfcn* 
terynostan (170). 
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Wfgen widerreehtfiohen Haadeli in Wilna (77a}, Voly- 
■tea (930). 

Wegen Beherbergung verdftohtiger Leute in Minsk (697), 
Bkaterynostnw (434), TolKilek (396), Teoiienügow (3S8), ii\ 
Bemnnbien (385), Wolynien (347), Knlooga (236), Nowgo* 
rod (»00), Wilnn (178). — 

Wegen der Landetreioherei oline Pms in Tomsk (696), 
Minek )613>, ToboLik (U6), Wilna (901), Bbnterynoetow 
(196). - 

Wegen Verteeeaig fnltofaer Piese swr Bewohnu«g einen 
Orte oder zna Landetreiehen in Beeenmbien (187) und in 
AliiMk (161> ^ 



IL 

Kritische Analyse des in Frankreich den 

22- März 1841 promnl^irten Gesetzes über 

die Arfoeitsfilhi^keit der Kinder 

Voa 

Herrn Du. SchOtzsnuergbr, 

PffofeMO« an der BwAtifnkuUit in StnTabnrg. 



Die Bedentuig des den 99. SUrz 1841 promnlgirteo Gesetzes 
Ober die Arbeitsfähigkeit der Kinder liegt mehr in dem nll- 
gemeinen Prinzip desselben, nls in den Dispositionen ^er drei- 
sehn Artikeln, worans es besteht* Unbedingter Individoalis- 
ano ond eine an wenige polizeiliche Vorsdiriften gebandene 
Cononrrenz bilden nnter dem Namen von Arbeitsft'etheit seit 
dar gänzlichen Zerstdrong mittelalterlicher Verhaltnisse in 
Krankreicb, die Gnindlage seiner ökonomischen Binrichtang, 
und^lglich auch der seit dem Contioentalsystem sich immer 
mehr erhebenden Industrie. 
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Das Priaaip nnbeftchrftokter Arbeitsfreiheit mag wohl ein- 
seitig das Problem der grdfstmöglichen Prodacdon zu Msen 
scheinea , aber jenes nieht weniger wichtige , die Vertheilong 
des Arbeits- and Capitalpreises unter die Arbeitenden, betreffende 
ist auf diesem Wege keiner wönsohenswerthen Lösang entge- 
gengesohritten. Die Immer bedenklicher werdenden Folgen der- 
jenigen ökonomischen Theorien, welchen die ansgezeicbnetsten 
MSnner des 18. Jahrhunderts, mit Aueaahme J. J. Ronsseau, 
in Frankreich gehuldigt, traten fii ihrer B&ckwirkung auf 
Social- und Familienverhältnisse durch ihre Anwendung stark 
genug hervor, um die Aufmerksamkeit der öffentlichen Mei- 
nung sowohl als auch der Regierung auf sich zu ziehen. 
Man erkannte die Nothwendigkeit, wenigstens denjenigen 
sohleohten Böigen, welche gleich verderblich auf die phy- 
sische und moralische Entwickelang der der Industrie ver- 
Hailen^n ärmeren Classen zugehörigen Kinder wirkten, ent- 
gegenzuarbeiten, und dem immer weiter greifenden Uebel auf 
dem Wege Rechtens wo möglich einen Damm entgegenzu- 
setzen. 

Dars Etwas zu thun sey, darüber war man in Diesem 
sowie in vielem Anderen einig. Was aber zu thun sey? 
darüber mochte auch hier die Regierungsgewalt nicht sehr im 
Klaren sein. Der Gesetzesvorschlag, den das Ministerium den 
11. Januar 18i0 der Pairskammer vorlegte, ging dahin, für 
die Verwaltung das Recht zu fordern, Localverordnungen zu 
treffen, durch welche die Bedingungen und Grenzen der Ar- 
beitsfähigkeit der Kinder unter sechzehn Jahren bestimmt 
würden. Es war vorauszusehen, dafs eine solche Anfor- 
derung von den Kammern nicht werde genehmigt werden, 
und dafs die gesetzgebende Gewalt in der jetzigen Lage der 
Dinge ein solches Recht aus verschiedenen Gründen der Ver- 
waltung nicht abtreten würde. 

Es mag in der Natur der Verbaltnisse liegen, Verord- 
nungen, welche nach Zeit, Ort und Umständen wcchslen, und 
nur unvollkommen auf eine einförmige allgemeine Regel zu- 
rückgeführt werden können, der höheren Verwaltung durch 
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eine legislative Delegeflon aBheiaftntMlen) 

solche mehr einen präventiven und polizeilichen, nin 

atnfgeriohtlichen Charakter haben. 

In einen Lande, in welohen eine nnabhipgiga und atnik- 
eonstitnirte Verwaltong aieh befindet, die in Ihrem Wirken 
von politischen Einflüssen Arei mit der Refiemnf nur In den . 
höheren Kreisen des Btaatsorganismna nnsammenhingt, wflrde 
die Bestimmnnf solcher Verordnii«cen natnrgemifa den höhe- 
ren Verwaltongsbehdrden zukommen. Bin solches Land nnn 
ist eher Frankreich nicht Es besteht In demselben weder 
eine rechtliche noch faktische Trennung nwischen der Ver^ 
wnitnng nnd der politischen Reglernngsgewalt. Nnr nn oft 
wird das Wirken der Brsteren dorch die Rücksichten der 
Anderen heatimmt. Durch eine über alle Halsen ausgedehnte 
Centralisation werden selbst die geringfügigsten Verwaltungn- 
angelegenheiten durch dl^ Minister, d. h. durch Ihre Bnreaux, 
entschieden; Formenwesen, ein geist- und hersloser Meobn- 
nismus, oder Maehtsprüche durch politische Rücksichten ab- 
genöthlgt, treten mehr und mehr an die Stelle des Lebens, 
dessen fHscher Hauch die verschiedenen Staatsorgane beleben 
sollte, solchen aber nnr vermag, wo tiefes Interesse an an- 
▼ertranter Pflicht ans selbstthätigem aber verantwortlichem 
Wirken in dem angfl^iesenen Geaehiftakrelse entspricht. Be- 
denkt man aber nun, dafs die Amtsstellung aller Beamten in 
die völlige Willkür des Ministers gegeben ist, dafs die ephe- 
mere Existenz dieses Letztern von seiner politischen Stelluig 
nicht blofs zu den Kammern, sondern zu den Individuen, die 
seine sich so oft auflösende Majorität bilden, abhingt, dafs 
Privat- und Localinteressen eine bedeutende Anzahl der Par- 
lamentsmitglieder in ihrem Votum bestimmen, so wird leicht 
begreiflich, welche Gefahr man Ifinft, Besthnmungen, wie die 
über die Arbeitsfähigkeit der Kinder, einer Verwaltung an- 
heimzustellen, welcher Selbstständigkeit, Dauer, Kraft, innere 
Ueberzeugung, sowie Unabhängigkeit und Interesse nn der 
Sache selbst, fast gänzlich fehien, in einmn solchen Lande 
wie es auch in der Pairskammer von Herrn Karl Dupin 
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bemerkt worden, wird eine solche Berechtigung nur dnztt 
führen, lüchts zu tbnn, alles in statu quo zn lassen, nnd die 
negative Gewalt der Thatlosigkeit den sich widersprechen- 
den Anfordemngen der das Ministeriam nnd die Verwaltung 
beherrschenden Parlamentsmitglieder entgegenzusetzen, um so 
mehr, da auch das Communalwesen und die Departemental- 
Institutionen noch weit entfernt sind von derjenigen kräftigen 
Entwickelung, welche als Unterbau fOr eine bessere Staats- 
verwaltung dienen könnte. 

Diese und ähnliche Räcksichten weit mehr, als etwa 
kleinliche Eifersucht nichts von seinen Rechten zn vergeben 
haben die Opposition, welche der Gesetzesvorschlag in der 
Pairskammer fand, bestimmt. 

Der Rapport des Ministers' In der Sitzung der Pkirs- 
kammer hebt vorzfiglich die Schwierigkeit heraus, eine allge- 
meine Regel för die Bestimmung der Arbeitsfähigkeit aufzu- 
stellen; auf diese Röcksicht gründet sich die Anforderung der 
Verwaltung. In den Baumwollenfabriken braucht der Spinner 
(FilasUur)^ einen Anhefter (^Rattacheur). Wegen der geringen 
Höbe der Webstühle und der Natur der Arbeit eignen sich 
vorzüglich Kinder zu diesem letztern Geschäft, weiches eine 
gewisse Gelenkigkeit der Glieder erfordert, während in an- 
deren Industrien solche weniger zur Arbeit ndthig oder taug- 
lich sind. Die Verschiedenheiten des Climas erlauben eben s» 
wenig eine allgemeine das Alter der Kinder betreffende Regel 
auf&ustellen; auch über die Befdgnifs, in die Rechte des Fa- 
milienvaters einzugreifen, sind di^ Meinungen sehr getheiU;, 
wie es die Resultate der von der Verwaltung eingezogenen 
Berichte über diese Frage beweisen. Bei dieser Gelegenheit 
wird den Handels- und Berathungskammern , den Con" 
seile de prud^hommes, sowie den Industrie- und Fabrik- 
herm, besonders denen ausElsars, ein officielles Lob ertheilt, 
wegen dem Eifer, den sie für die Lösung der ihnen vorge- 
legten Fragen bewiesen haben, auch seyen, fügt der Mmister 
hinzu, die officiell eingezogenen Thatsachen sehr erf^ufich, 

indem sie beweisen, dafs verhältnifsmäfsig mit andern Län- 

I 

Digitized by VjOOQIC 



über die Arbeit^ßhigkeU <Ur Kinder* tf 

dern nttKleioh weniger Kioder in den Fakriken «rfeeitott, wd 
voo schlechter oder roher Befaendlnog oieh aber keine Spar 
vorfinde. Den Zweck den Geeettvonchlngee fnbte der Bn|^ 
port in folgenden Worten zoeammen: Die BbrCaroht, welche 
dem Prinzip der ArbeiteCreihelt gehOhrt, mit der Nethwend^- 
keit zu vereinigen, die hennwaohsenden Oeeohleehter vor 
nelehen Anetrengangen zo bewahren, welche ihre Kräfte über* 
steigend, ihre physische Bntwicfcelnog bedrohen und ihnen die 
Jahre ranben, welche znr Bildnng nnd Erziehung verwendet 
werden sollen. 

Die von der Pairskammer ernannte Commissioa wählte 
Herrn C. Dnpin nie Bapporteur. Dem Gesetzesvorsebhig den 
Ministeriams stellte sie einen anderen endogen, der anf einem 
verschiedenen Prinoip bombend, von dem damaligen MiniaCe* 
riom angenommen worde. Dieser Rapport wurde in der Sitzn^g 
des S9. Febniar (Mooiteor 1840 , p. 3ft4) verlesen. 

Die Qbertriebene Concurrenz (hiefs es in dem benannten 
Bapport> der Individnen wie der Völker fOhrte zn der «n«» 
gldckseligen Bichtong , die Dauer der Arbeit über allen Haan 
anazadehnen, welche um so gefährlicher wird, wenn die he» 
wegende Grundkraft unveränderlicher nnd elementeriacher Na-> 
tur ist,, der Arbeiter ist Mosea Zubehör der Maschinen nnd 
wird den Kräften aufgeopfert, welche der IsMesen Nntur ent- 
lehnt sind. Diesen Fortschreiten der Industrie hat ein edlen 
Gefabl beschützenden Mitleids erweckt; nie Beleg wkd die 
engUecbc Gesetzgebung angefMirt, mit der Bemerkung, dnA 
dev induatrieUeReichthum gerade in demjenigen Manutektnrea 
am. meisten vorangesehritten sey, welche dieser gesetzlichen 
Beschttzqng unterworfen worden, PrenüMun und Oeetreichs Be« 
strebungea werden berücksichtigt und denen der Bürger von 
Bübibausen, welche diese Fragen in Bewegung brachten^ ein 
verdientes Lob gezollt. Die in dem ministerielleA Beppert 
eher angefahrten Thatsnehen werden bestritten und, wen die 
eOnieUe Sprache als. sebr genügend darstellt, genauer unter- 
suebt. In mMchen Departementen, sagt Hr« Duf^in^ arbeiten 
die Kinder sehen im eeebeten Jehr, in den meisten im aiehenten, 
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VOM momlischer Bildang findet sich bei dieteo Unglfiokliohen 
auch aioht eine äpnr, bei allen lifbt ibr aittliotaer and phy- 
aisoher Zastand nar allza viel zn wänaoben übrig. Aof eine 
Anzahl von 10,000 jungen Männern, welcbe in den zebn 
atftrfcaten Indastriedeparteraenten sum Militlrdienat berufen 
werden, finden sich 9990 zam Dienet nnffihige (Jnformes et 
diffbrmes)^ in den zebn aekerbanenden Departementen nar 409 
aaf dieselbe Anzahl. — Der Rapport der Commieeion endigt 
mit folgenden Vorseblägen. 1) Niobt za viel RQcksioht aaf 
die v&terlicbe Gewalt za nehmen, auf dieses vorgebliehe 
Recht ohne Autbieht und Kosten die Kraft, die Gesundheit 
pnd das Leben seiner Kinder zu verkaufen. Wir begehren, 
helfet ea, dafs das Gesetz dieses vorgebliche Recht verbiete 
und brandmarke, and die, weiche des Vaternamens unwürdig 
sind, bestrafe. 

fi) Die Sehfitzangsmarsregeln sollen für alle im ersten 
Artikel des Gesetzeavorachlags vom M. Mirz angegebenen 
Fabriken verbindlich aejm, der Regierung aber statt dem be- 
gehrten allgemeinen Recht alles zu bestimmen and im Grund 
alles gehen zu lassen, die BeAignirs ertheilt werden, solche 
auf andere Werkstitten aaszudehnen. 

3) Bestimmte Altersgränzen anzunehmen (Art. 9.). 

4) Die Standen der Arbeit zn bestimmen (gleiches Gesetz). 
Endlich dringt der Rapporteur auf die Nothwendigkeit 

religiöser Erziehung und gründet seine Bemerkung unter an- 
dern anch auf folgende statistische Thatsachen. In 9 Indu- 
strie -Departementen sind auf 10,000 Kinder 949 unehelicher 
Geburt, in den andern Departementen ist das Verhiltnife ge- 
ringer, nftmlich 383 uneheliche Geburten auf 10,000. In den 
Industrie -Departementen rechnet man 1 Verbrechen gegen 
Personen auf 10,809 Einwohner, in den übrigen 1 aqf 19,000. 
Das Verhiltniib der Verbrechen gegen daa Bigenthum ist 1 
anf 4,700 and 1 auf 8,600 Einwohner. 

In der Sitzung des 4. März 1840 veriiest das Ministerium 
das früher von der Regiemng vorgelegte System, die Ver- 
theidigang desselben übernahm nun aber Herr Tessi. Bin 



Digitized 



by Google 



über die Arheitfifähigkeit der Kinder. 17 

wahres G«B6te, bemerkt er, ist Aber dieteii OefeneUmd aidit 
zD verfMsen möglich, man kaiiD die «o Tereehiedene iidlTi« 
daelle ArbeitBifthigkeit der Kinder einer allgemeinen Regel 
flicht unterwerfen. Englands Beispiel findet hier keine An- 
wendang, denn es kennt unsere Reglemenlt d'adminitlration *) 
publique nicht, deswegen hielt es sich an die Form der Par* 
lafflentsbille. Eben so ongegrfindet mft man hier das Prinelp 
der Gleichheit der Rechte an, die wahre Gleichheit vor dem 
Gesetz besteht, was diesen Gegenstand betriiR, darin, dasa 
in ganz Frankreich jedes Kind arbeiten könne , sobald es Bvr 
Arbeit f&hig ist, und dass diejenigen, welche noch nicht 
arbeitsffihig sind, auch sur Arbeit nicht geawungen werden 
kdnneo; diese Frage nun aber entscheidet der GesetzesTOr- 
schlag^ der Commission durch Aufstellung allgemeiner Regeln, 
wahrend ich begehre, dass die Regierung versuchsweise vor« 
fiilire, welches die Gesetzgebung nicht kann und nicht' soll. 
Hat doch die Commission selbst nicht Aber die Bedingungen 
des Alters einig werden kdnnen. Der Vorschlag derselben 
entnprioht dem Gedanken des Gesetzesvorschlagea keines- 
wega mehr, er ist der' Gleichheit zuwider, indem Kindern 
erlaubt wird, in einigen ManuAictnren nur acht Stunden zu 
arbeiten , w&farend sie in andern 19 — 15 Stunden arbeiteu 
dürfen **); auch in der Beobachtung von Sonn- und Feier- 
tagen, bemerkt derselbe Redner, in den Vorschriften fttr den 
Prim&mnterrioht findet sich keine Gleichheit mehr vor dem 
Geaeta, und endlich wird sogar dem angenommenen Princip 
zuwider die Allgewalt der Verwaltung wieder begründet. 



*) Ordonnanxen, deren Inhalt, Yorlänfig von dem Staaiarath an^ 
genommen, über allgemeine Yerwaltungsgegcnstände verfügen« 

**> Diese« Argument möchte wohl schwerlich mit der bo eben 
gegebenen Bestimmung der Gleichheit su vereinigen seyn, 
sowie diese selbst gegen alle allgemeine Gesetzesbestimmung 
anstrebt^ indem ja auch die gesetzliche Yolljährigkett und 
so Tiele andere juristische Bestimmungen nicht gleich richtig 
aof alle Individuen passen» 

ßTHi. Zeüuhr.f, Htehtsn, a Gedtg, d. Ausl, XIV, B, uB. t 
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Die übrigen Benerkoageo der H. Aioregues, Montotom- 
bort, Prasliii, d|e Repliken Onpins and Rosti'e bieten wenig 
fifeuee der. 

In der Diecaesion über den »weiten Artikel erhoben eich 
versehiedene Fragen über die Reetimmnng des Alters, der 
Bahetege, der Arbeitszeit Die Kammer erkl&rt sieh fär ab- 
solutes Verbot, Kinder vor acht Jahren in die im ersten Ar- 
tikel angegebenen Mauafactaren aufnanebmen. Von acht bis 
zwölf Jahren wird eine aebtstündige, von ^vfölt bis sechsehn 
eine zwfllfistdndige Arbeitszeit abwischen 6^Uhr Morgens bis 
8 Uhr Abende erlaubt. Die gesetalichen Rahetage sollen he^ 
obaehtet werden, besondere Bestimmangen aosnahmsweise ffir 
die dnroh anvorhergesehene Falle nötfaige Nachtarbeit ange- 
nommen f in denjenigen Werken , fär welche die Nachtarbeit 
anomg&ogli^ nothwendig ist, wird die nüchtliehe Arbeitszeit 
•nf 8 ^Itni^n von 24 bestimmt, das Alter über 19 Jahre. 

Der dritte Artikel amfasst einige polizeiliebe Massregeln 
nnd die Bedingaeg des Frim&ranterriehts« Herr Consin ver- 
wirft in seinen Beraerknngen das anf den Primäninterriebt 
aaeuwendendeZwangsprincip, van der abstraoten rationalisti* 
sehen 'Idee der Gleichheit ansgehead, wirft ^ er dem Vorschlag 
vor, dass ein anderes Gesetz für die Maaafactntindastrie nnd 
wieder ^ein anderes für den Aokerban gelten würde. Der 
l&waag ist eine sehleohle Triebfeder in der Givilisation, bes- 
ser ein Brmahnaegeeystem (welches denn anch die Palm- 
kamm^r annahm); dieses bat den grossen Vortfaeil über den 
ZwangesjFstem, dass es der 8obnle ihren wahren Charakter 
lisst. Eine Schale soll ein edles Asyl seyn, in welches die 
Kinder sich mit Vergnügen begeben , in welchem sie mit Freade 
verweilen. In Frankreich hat die Staatsgewalt wenig für sich 
gewinnendes (prestige') , durch den Anschein von Zwang wird 
das Gate selbet bassenswürdig; man will wohl der Ueherzea- 
ftfAg, ^ber ^keinem Zwang sioh fügen, tind widersteht der 
'Gewalt. 

Diese Bemerkangen sind wohl schön klingend. Aber ist 
die Schale weniger heilsam, wenn Eltern ihre Kinder a&thi- 
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gBüy dieselbe zu hemiciien, wm doch Miob Sfiwaag ist, oder 
sind es die Kinder, welohe cezwiiogeB werden, oder nielit 
vielmehr die ihre heiligste Pflicht vergessenden Bltemf and 
wie durch blosse Ueberredong nof dieselben wirken f Bemhl 
deon nicht olle Kmft der Gesetze zugleich auf ihrer momli«- 
sqben Aatoritdt ond den Zwangsmitteln, durch welehe der Staat 
d|i8 wahre anerkannte Recht schfitat? 

Hr. Vlllemain bestritt, wie natürlich, die von Hrn« Coa* 
sin aufgestellten Ansichten. 

Allgemeine Gründe gegen die Wirkungen des Gesetzes- 
Vorschlags wurden von Hrn. Gay Lussac aufgestellt, von deni 
Bapporteur aber mit vieler Kraft widerlegt 

Der Gesetzesvorschlag, wie er nun von der Pairskamawr 
angenommen wurde, bestand ans zehn Artikeln. Der Inhalt 
der drei ersten ist bereits angegeben worden« Der vierte und 
f ftnfte Artikel tberliess es der hdhern Verwaltung , durah JU- 
glemens d! adminutraiion publique (ffir die im ersten Artikel 
nicht angegebenen Manutecturen) die Massregeln zu bestfm- 
men, die Sitten zu erhalten, den Primftr- und religidsen 
IJnterricht zu sichern, über die noth wendige Arbeit an Feier- 
tagen in den Fabriken zu verfügen, in welchen ununterbro- 
chen Feuerkraft ndthig ist, ao wie auch verschiedene andere 
polizeiliche Jüassregeln zu treffen , die frfiher hemmten Mass- 
regeln auch auf andere Fabriken auszudehnen, das Minhnum 
ües Alters zu erheben, so wie endlich diejenigen Fabriken 
zu bestimmen, in welchen Kinder unter sechzehn Jahren nicht 
sollten arbeiten dfirfen. Der sechste Artikel bestimmt die durch 
die Prafecten und Maires zu fibeode Aufsicht, so wie ihr Bo- 
stfitigungsrecht der innern Reglemens der Fabriken. Der sie- 
bente und achte Artikel be«ftimmt die gegen Fabrikherron und 
Bitern auszusprecheneen Geldstrafen , der neunte Artikel daa > 
.lospeetlonsrecht derPr&fecten, Unterprifecten und Maires. Der 
..zehmie Artikel verfftgt, dssa das Gesetz in sechs Monaten 
verbindlich seyn solle. 

Die Hauptferiod^ropgy wdl^he m dem yoiacUag der Com- 
niiasion gemacht wurde, bestand wohl darin, dnss der Unter- 
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rioht der jungen Arbeiter aufborte obligatoriflcb za seyn , das 
Zwangsprinoip worde verworfen and dem sogenannten Brmah- 
nungsreoht der Vorzag gegeben ; es siegte demnach jene so- 
genannte liberale Ansiebt, welche dem Staat das Zwangsrecht 
versagt, Eitern and Herren znr Erffillang einer ernsten nnd 
ftOBserlich bestimmbaren Pflicht zu nötbigen. Solches ist we- 
nigstens anzunehmen, bis die Erfahrung das Gegentheil hatte 
beweisen nnd die Kraft jener Reglemens <V administration pw 
bligue darthnn können, ber gegröndetste Vorwarf, den man 
diesem Gesetzesvorschlag machen konnte , bestand wohl in dem 
fast glinzllchen Mangel an gegebenen Mitteln, die EingrilTe 
gegen dies Gesetz und die Reglemens , die es vervollständigen 
sollten, zu bestfitigen und gerichtlich zu verfolgen. 

In der Deputirtenkammer erlitt dieser. Gesetzesvorschlag 
neue, jedoch weniger bedeutende Ver&nderungen. 

Herr Benouard (de la Somme) war Rapporteur nnd drückte 
die Grundansichten der Commission folgendermassen aus: 

„Die Wohlthaten, welche eine fortschreitende Industrie 
Aber das Land ergiesst, sind nicht ohne Privatleiden erkauft, 
in den besten Dingen findet sich immer eine Mischung von 
Nacbtheilen, aber das Gute, die Vortheile der Industrie sind 
allgemein und unermesslich , die Nachtheile blos zufällig, lo- 
oal nnd haben weder dieselbe Ausdehnung noch dieselbe Macht. 

Die Arbeit der Kinder ist in den Manufactnren eine Noth- 
wendigkeit; aber gerade dies soll uns ermahnen, das Ueber- 
maass der Arbeit zu hindern. Die v&terliohe Autoritfit wird 
durch diejenigen Massregeln nicht geschmälert, welche das 
Leben und die Gesundheit der Kinder gegen den Missbraucfa» 
derselben sichern. Eben so wenig wird die Freiheit der In- 
dustrie dadurch zerstört, dass ihre Vergehen dem Gesetze 
verfiallen. 

Das Gesetz soll die Hauptpunkte bestimmen. Es ist un- 
möglich, der Localverwaltnng ein so wichtiges Verordnungs- 
recht zu überlassen , ihre Sprache ist weder krfiftig noch ge- 
wichtig genüge auch die Verschiedenheit der Verordnungen 
würde Ungleichheit hervorbringen. 
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Im ersten Artikel bestimmt sich die Commission fttr 
jenige System, welchem die Pairskammer sobon den Vonof 
gegeben, und verwirft sowohl das von dem Ministeriam vor- 
geschlagene, als auch jenes dritte System, nach irelehem das 
Gesetz ohne allen Unterschied sich auf alle Werkstitten be- 
Bieben sollte, beförohtend, dass die allsagrosse AUgemeinlieit 
das Oesetas selbst entkräften möchte. 

Heber den zweiten Artikel, die Oaoer der Arbeit betref- 
fend, bemerkt Herr Renonard, dass diejenige MUdthitigkeit, 
welche darin besteht, eine Familie dnreh den allzafMIhea 6e-> 
branch der Kr&fte ihrer jflngsten Mitglieder so erhalten, einen 
geringen gegenwartigen Vortheil mit grossen liebeln der Za- 
knnft erkauft. Der Lohn der Kinder von sechs bis sieben 
Jahren betrfigt nicht mehr als f5 bis 30 Centimes. Besser ist 
CS, die SaUes d'Av^le zu Tcrmehren. Die Arbeitsffthlgkelt im 
achten Jahre stimme mit den eingezogenen Thatsachen über* 
ein, und kann durch königliche Ordonnanssen erhöht werden. 
Die Bemerkungen aber die folgenden Artikel bis zum zehnten 
sind blosse Paraphrase ihres Inhalts. 

lieber den zehnten Artikel, die Anfiioht und Inspectioa 
betreifend, bemerkt der Rapporteur, dass die Schwierigkeit, 
die Inspectoren zu bezeichnen, die Commission genöthigt ha- 
be, der Regierung es zu überlassen, Versuche anzustelleu* 
Prfifecte, Unterprifecte und andere Magistratspersonen sind 
mit Geschäften bereits überhäuft und könnten höchstens nur 
Paradeinspectionen halten, die Mairea können selbst ,an der 
Spitze von Industriegeschaften seyn, das Eingreifen der Po- 
lizeicommissfire würde aber für die Fabrikherren etwas Ber 
leidigendes haben, die Inspectoren des Prim&runterrichts sind 
aber mit Geschäften fiberladen. (Freilich wohl , da alle Ver- 
waltung immer mehr in eine papierne, ewig schreibende und 
wenig handelnde ausartet.) 

Um schon aogeföhrte Bemerkungen nicht unnütz zu wie- 
derholen, so fähren wir hier nur summarisch die Ansichten 
an , welche in der Verhandlung über diesen Gesetzesvorschlag 
▼on den verschiedenen Rednern aufgestellt wurden. 
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Herr liestiboado» bek&mpfte den Vorschlag ^ das Hebel, 
meiDt er^ sey fibcrtrieben dargestellt worden; man legi den 
grossen Fabriken Alles zur Last, und weil hier das vorhan- 
dene Uebel sich in grosserem Maasstabe zeigt, glanbt man, 
dieselben kennen es aach heben. Hierin liegt der Irrthnm. 
In der That aber sind dieselben eher ein Zoflnohtsort für viele 
Unglfiokliohe, und man findet in denselben so viele 8chwaehe 
nnd Kirankbafte, weil ohne ihre Stütze sie wohl nieht mehr 
leben würden. Wenn das Gesetz die Arbeitszeit der Kinder 
vermindert, so wird aoeh ihr Lohn in gleichem Maasse fal- 
len, and das Blend der Familien die Folge dieser Massregd 
seyn, wenn sie nicht in denjenigen Werkstatten, welche das 
Gesetz in das Verbot nicht einsehliesst, eine ZaflncbC finden. 
Die Verordnang, welche die Arbeitszeit anf acht Standen b€f- 
•chrinkt, ist den Spinnern fadchst nachtheilig, denn man bran^ 
eben so riele Lehrlinge als Arbeiter, eben so viele Anhefter 
(raitael^urs) als Spinner (filaleurs). Schon jetzt ist die 
Anzahl der Kinder anzareichend , unmöglich aber ihre An- 
zahl zu vermehren, am sie abidsangsweise (pmr relais) ar- 
beiten zu lassen. ^ 

Herr Locre bestritt in einer beredten and edelgedachten 
Antwort diese herzlose Ansicht. Aas einem andern Gesichts- 
pankte greift Herr Gustave de Beaumont den Gesetzesentwarf 
ta, and wiederholt alle diejenigen Bemerkungen, welche sieh 
aaf die Schwierigkeit beziehen , ein Gesetz über diesen Ge- 
genstand zu verfertigen. Die Eintheilung der Kinder nach 
gegebenen Kategorien hat unübersehbare Schwierigkeiten. Das 
Kind ist der Satellite des Arbeiters , die letzte Stande der Ar- 
beit enthAt den ganzen Vortheil des Fabrikherrn, und wenn 
auch für alle flranzösischen Manafaoturherren die Schwierig- 
keit gleich gross ist, so hindert es nicht, dass ansre Inda- 
strie in ein wenig vortheilhaftes Verbältniss mit der Industrie 
des Auslands tritt. England hat in dieser Beziebang grosse 
Vorzüge vorans, die Industrie dieses Landes stützt sich aaf 
ungeheare Capitali^n, sie ist weiter vorangeschritten, aach 
das Gesetz ist daselbst elastischer, ein Arzt «klfirt daselbst, 

I ^ 
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olb 4mi Kiiid Mlil oi«r aeatt Mm all Ist, bm hm/tmti Hf« 
frobe mA freiwillige Vergefceo, die AasfttaHT ^^ C I t egtiw 
iei f enttdefC , die Verelnigaof der BUriken la eimelaeB SMÜea 
erlaubt aUöfloafsweise (pur reiaiä) zu verAihrea^ M aae 
liegen die Febriken vereiaxeit, and kdaaea eieh die Clader 
nebt fegfBeeitin leiirea. Maa wird alee geallthigt eefa, E^ 
waekseae aaaasteliea, die Aaubl der Fabrikpefalatlea wlvd 
dadwoh vemebit, der Lefaa^herabgeeetet, aad wir kabea die 
Ameataxe niobt aar Aoebaife; enMiek Ist ea alt g resssr 
Clefebr TerbiMdea, der Begfemag VererdaaagsreeMe aaa»- 
gaetebea. Herr ven Dietriok bemerkt, daae die Vesergaisse 
4er Ctegaer des Cteeetaeseatwarfe abertriebea siad, der eleade 
MbgerMobe ^Eastaad der Fabrikarbeiter sewekl, als aaeb Ihre 
Hefe analiBehe Verderbeahelt erferdere aeUiweadig daa Klo- 
gieilte der Staatsgewalt Aaeb die Arbeit der Brwaehaeaea 
aeMte geeetdicb besobriakt werdea, oad awMf Stoadea statt 
aeehaefan wären binreiebend. Berr Barbet sneht diese ll e a s i 
küBgen darob andere Biawflrfe aa entkrftftea. Uerr vea VH- 
leoeuve erhebt sich anr allgemeinen Untersuchung der Ur- 
sachen des Panperisniis. ^Eb sind dies, bemerkt ev, die 
«aavsweiebbarea Polgen der Asweaduag der aeuera Sfsteme, 
welohe dae Ziel der Arbeit uad der ladnstrie, se wie der 
Oesetlscbaft ttberhaupt aar ia der Hervorbriagung des Eeiek- 
thums aad in dea Geaissea, welche er gewährt, suche». 
Der JMeasch wird aaa Mos als ein Werfcieag der PredueHoa 
betrachtet, ^le häherea religidsen und mon^ischea Rttcksich- 
tsa werdea als zwecklos uad gleichgtltig aageseben, denn 
atte Vwbindung awischea Arbeit und christlicher Vogend ist 
veraiektot, uad die Cuitar seibstsftehtiger Interessea die noch 
«BBig geltende Moral. ^ IHeser Redner begehrt glelehfeUir, 
dass die Arbeit der Brwaehsenen gewissen Regeln unterwer- 
fen werde. Berr Taffiaadier erkennt der Staatsgewalt gar 
kein Becht au, die Titorllcbe Gewalt au besHmmea und ein- 
zUsehr&akea, welche sonderbare AnamssaDg darob Hrn. VÜ- 
tomain bekfimpt wird. Herr von Clolbery erklärt sieh gleich- 
fal^ fir den Sesetsesvorschlag. Die Discassion der einzelnen 
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Artikel enthält weder aeue aooh bedeateade BemerkaogeB. 
Das Gesetz wurde von der Depntirtenttammer in seiner jetair 
gen Form mit einer Mehrheit von 18tt gegen 50 Stimmen, an-* 
genommen. 

Unter den Schriften, welche während der Debatten .für 
ond wider gedruckt und in der Kammer vertheilt worden , ist 
der im November 1840 von einem Industriel des montagnes 
de Vosges vefAisste Gesetzesentwurf beaohtenswertb, indem 
solcher wahrhaft, wie es das Titelblatt angiebt, die Pflichten 
so wie die Interessen der Industrie gleich wohl kennt. Wir 
glauben der Bescheidenheit dos würdigen Verfassers nicht zu 
nahe zu treten, indem wir hier seinen Namen nennen» In 
allen ähnlichen das Wohl der arbeitenden Klasse betreffenden 
Fragen hat Herr Legrand, aus dem durch Oberlins Wirken 
bekannten Steinthal im Wasgau, aus einem acht christlichen 
Standpunkt durch Wort und That den innigsten AntheH ge- 
nommen, und zweifelsohne geben wir seinem Vorschlag vor 
demjenigen, welcher als Gesetz promulgirt worden ist, den 
Vorzug. 

Die Oeconomle dieses Gesetzes ist nun folgende. Der 
erste Artikel bezeichnet als dem Gesetz unterworfen dieieni- 
gen Manufacturen, in welchen sich mehr als zwanzig Arbei- 
ter befinden, oder durch eine mechanische Kraft oder bestän- 
diges Feuer getrieben werden. Erstere Bedingung kann also 
leicht umgangen und gänzlich kraftlos gemacht werden. 

Der zweite Artikel enthält die Altersbestimmungen, so 
wie die Bedingungen der Arbeitszeit. Unter acht Jahren sol- 
len keine Kinder angenommen werden. Die Arbeitszeit wech- 
selt von acht bis zwölf, von zwölf bis sechzehn Jahren, acht 
Stunden för erstere, zwölf 'Stunden für letztere Klasse. Diese- 
Bestimmung enthält an und für sich sehr viel Willkührllches, 
auch war der erstere Gesetzesvorschlag wenigstens in dieser 
Hinsicht ungleich beschützender, indem er das sechzehnte als 
das arbeitsfähige Jahr bezeichnete. Nach bestimmten That- 
sachen war keine Noth wendigkeit, die Altersgränze so niedrig 
zu bestimmen ; nach den Angaben der bedeutendsten Spinnerei- 
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barrea ia Ufflhlliaaseii findet «ich In ihren FabrUten nickt ein 
Kind von 8 Jahren, nnr 4 von 9 nnd 10 Jahren, 47 von 11 
bis If , 60 von 18, dag^ei^en aber 188 von 14 bW 16, nnd 
160 über 16 Jahren. War e« demnaeh nicht beaeer, gar kete 
Oeseta na verfassen, als ein solches , welches statt einsnachrin- 
ken Brweiterangen enthält, die das Gewissen der Fabrikberren 
sowohl als der Bitern beschwichtigen. 

Der dritte Artikel untersairt alle Nachtarbeit fttr Kinder 
anter 18 Jahren, aasgenommen wenn die hydraolische Beweg- 
kraft anfhdrt za wirken oder sonst ein Stillstand durch notli« 
wendige Reparationen eintritt, während welcher Arbeitsseit 
fswei Standen für drei gelten. Dieses soll nach aaf Kinder 
Ober 18 Jahre anwendbar seyn. Der vierte Artikel erlaabt 
Kindern anter 16 Jahren nicht, an Sonn- nnd Feiertagen sea 
arbeiten. Der faufte' Artikel fordert von den Bitern den Be- 
weis, dass ihre nater If Jahre alten Kinder eine Schale be- 
aachen. Der sechste Artikel enthält reglementarische Bestim- 
mangen. Der siebente and achte Artikel bestimmen diejenigen 
Gegenstände, welche durch Reglemens d' administraiion »n re- 
^aHren sind. Der nennte Artikel fordert, dass diese sowohl 
als die gesetzlichen Vorschriften Ober die Arbeit der Kinder 
in den Fabriken angeschlagen seyn sollen. Der Artikel 10 
erklärt, dass die Regierang Aafseher (^inspecteurs) Hber die 
Beobachtung des Gesetzes za ernennen hat Hier nan aber 
ist die schwache Seite dieses ganzen gutgemeinten , aber schlecht 
aäsgeführten Gesetzes. Durch die vielen und verschiedenarti- 
gen Bestifflmongen des Alters und der Arbeitszeit wird eine 
solche Aufsicht durchaus unmOgliob , wenn nicht in jeder Fa- 
brik auch ein Inspector sich befindet Wenn eine allgemeine 
Bestimmung des Alters und der Arbeltszeit ftlr alle Kinder 
sich vorfinde, so wären die Vergehen gegen dieselben wohl 
bestimmbar und die Inspection wenigstens mdglloh gewesen; 
bei der grossen Verschiedenheit der Vorschriften und Richter 
ist es wahrscheinlich, dass sie zu wenig mehr dienen wird, 
als einige Plätze mehr zur Verfügung der Regierong zu stel- 
Ictt. Der Artikel 11 giebt den Verbalprocessen der Inspecto- 
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fM «iefat ehimal dkjeiilfo Kraft, ^rvlcbe die Verba^rooesie 
dtrFdniMr wnA Ageotea desFiBcas beakzeo, sie feiten ofim- 
Heh bie zaa Gegeabeweie , woraas deao wieder in der Pnais 
Mohl ▼oraoeaoeebeade Schwierigkeiteii eatetebeu. Der drei^ 
Mhttte Artikel enthält die P5aalit&t des Gesetases, d.h. er be* 
stimmt die Geldstrafen. 

Referent möchte sich gerne irren, aber naoh sdner Ue* 
htneugüog wird dieses an und ffir sich wohlgemeinte Gesets 
wenig Gates hervorbringen, und das ganze Inspeotionswesen 
wohl BO nichts weiter dienen, als jährlieh einige hundert Bo^ 
gen Papier an beschreiben nnd soiehe mit mehr oder weniger 
gel gesohriebenen Phrasen an das oompetente Ministeriom ein- 
gasenden, se wie auch einige neae Bmargemeas in dem Staata» 
Inidgel hervorsahringen. 



III. 

lieber Organisation des öffentlichen Ministe« 
riiims in Spanien. 

Von 

Herrn v. Tejada, 

ehemaligem Generalprocurator am obersten Gerichtshöfe in Madrid. 



Das Ofentliehe Ministerinm ist in Spanien eine der ältesten 
Binriehtangen der Geriohtsverfhssung, und da es seit dem An- 
fang der gothischen Menarehie alle grossen Steatsnmwätenngen, 
alle Varänd^rnngen im Bereich der Verwaltong und Jastiss, 
alle verschiedenen Umgesteltnngen , die die Regierang erfuhr, 
ibsrMt hat, in allen Beziehungen von grosser WichtiglEeit. 

Man kann sagen, dass diese Institntion in Spanien eine 
ihnHcha Art Ten Blasticität gehabt hat, wie sie in der pelili- 

I Sphäre das Kdnigthom in dieser alten Menarehie besass, 
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wdl sie, UDgeMirtal aller weMiitlioheii Amiermgm^ dit llr 
ett venohiedenan Zeiten wldertahreii — ttieht «lieiB n TÜm^ 
m^ ihrer Faeetleaeii, sendera «neb im der Art ihrer A«»- 
ij^Bg — doch immer fortbeetMid, and jederueü aiflitigea 
Hiaflnes eof die Jnelisverwahaeg akte* 

Die dltenteii Sparen, die wir in der Geeebiehte indes, 
wenn wir Aankanft Aber die Bnteteiinng des dffentKeben MI- 
nieteriame sseben, reiohen in dne secbtte Jeiiriiiiiiderl der ge- 
wöhnlichen Zeüreotinoag «nrAek. Der König Br«Ti|^ (Bp* 
wig) ernnnnte, mit Zvetimmnng dee vierten CeneUiotfn vea 
Telede, einen Recbtegelehrten nor Wnlmag alter Beehle, 
aller Klagen und aller GAter, die vermale dem Fireftea als 
Familiengnt ankamen, mit dem dnroh die Ordannaa» hmir- 
kiindeten Namen: Principis patrimonii defmuor» 

Damals war das patrimonium Principis in Spanien gtea- 
llefa getrennt von den Miem and Reefaten, die der Kreae ge- 
borten. Diese war eine Wahlkrone ; Absetaiingen der Kjftnlge 
wnren b&nag; man berief aolebe snm Thron, die der Familie 
den verstorbenen oder abgesetaten Königs niebt angcbartcfi, 
«ad dnreb einen Canon des aweifen Cooeilianw toa Toieda, 
bestätigt von König BoddaJffns, war diese Trennnng in Ott 
lern ond Reobten eingeführt werden, die während mdir als 
swelbnndert Jahren sorgf&ltig anfreobt erbalten wurde« 

Ans diesem Orande waren wfibrend dieser Zeit die dem 
dtfenior pettrimonii principis angetbeilten Fnnotionen alebt 
▼on grosser ^Wichtigkeit Im Staate. Br genoss awar grosses 
Aasehen hn Palaste des Königs, dessen Kabinetiratb er aa«^ 
mehrmals war ; aber er hatte ketae Stimme bei den öffiBatlieh^n 
Aiigeiegenbeiten des Königreichs. Damals bestand diese In- 
sütvtion allein in der Hauptstadt und immer In der Umgebung 
des Königs. Der d^emor palrimonä erschien vor allen Tri^ 
banalen, vor welchen Sachen verhandelt wurden, wobei die 
Fürsten mit ihren CMitem oder Rechnen betbcHigt waren; er 
Wttr Farthei wie jede andere, nach der Bestimsrang des im 
Tiertefa €onciliam von Toledo pnbüoirtea C^esttaes. ohne if^- 
gbnd ein Vorreeht, mit Aasnabme des ihm ia der «eriebt»- 



Digitized by VjOOQIC 



t8 Uebir das öffentliche MinUUrtum in Spanien» 

%\ixung bewilligten Sitees neben den ßiohtern selbst Aber 
anf der andern Seite hatte der dtfensor patrimonii auch die 
peradnliohen Rechte des Königs zn vertbeidigen and gegen 
i^le diejenigen Torzuschreiten und sie anzuklagen, die irgend 
ein Attentat gegen die Person des Königs begangen hatten; 
und in dieser Hinsicht hatte er die Rechte eines öffentlichen 
Ankl&gers, 

Dies war der Stand der Dinge anter der Herrschaft des 
goihisohen Königthums in Spanien. Die Rechte des König« 
und die des Staats waren gSkizlieh getrennt and wahrhaft on- 
abhfingig von einander Die Conciliengesetzgebang bewilligte 
der Person des Königs einen öffentlichen Vertheidiger ; dieser 
genoBS das Ansehen eines hohen Beamten. Aber die der 6e« 
Seilschaft znstehenden Rechte worden jederzeit ex officio von 
den Richtern und RSthen vertreten and behaoptet. 

Mit der gothischen Monarchie verschwinden aach die Grand* 
sitze des spanischen öffentlichen Rechts in Hinsicht alles des- 
sen, was in Beziebnng za dem Vermögen des Ftirsten and 
za dem Vermögen des Staats steht Diese Scheidung war 
ganas anbekannt bei dem Beginnen der Monarchie von Leon 
and von Kastilien. Alles, was der König besass, gehörte 
dem Staat, and der König war dessen alleiniger Vertreter. ^ 
Mit dieser Verlinderang eines der Grands&tze des öffentlichen 
Rechts erfuhr die Institation, von der wir reden, noch eine 
andere Umwandlung in der Ausübung ihrer Functionen. Der 
König Ordono II verfügte, dass alle Rechtshfindel über die 
Rechte der Eroberung gegen die Mauren und ober die Ver- 
tbeilang des eroberten Landes von dem alten defensor patri" 
monii^ als ihrem Vertreter, für die Krone geführt werden 
•oUten, und ferner, dass es au seinen Obliegenheiten gehö'* 
ren solle, des Königs Sache in allen Hochverrathsprocessen 
za führen. ^ 

Dies waren die Functionen des öffentlichen Ministeriums 
bis zum Ende des vierzehnten Jahrhunderts. Bis zu dieser 
Zeit lag es ihm nicht ob , die allgemeinen Rechte der Gesell- 
schaft zu vertheidigen ; der Staatsanwalt war nur einer der 
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ersten 6ro«sbeamteD des Königreichs, mU der heeondeni Mis- 
sion, in allen Asgelegenbeiten thitig zn eeyn, die den KO- 
nig, die königliche Familie und das Patrinonlaai des Kdnfgs 
betrafen, welches immer seit dem Anfing der fcastillsohea 
Monarchie sehr bedeatead war und fort nad fort mit den Br- 
oberaagen von den Arabern anwuchs. 

Aber seit der Zeit des KOnigs Bnriqne IV and besoaden 
onter der Regiernng der katholischen Kdnige (Ferdinand and 
Isabelle) erhielt das öffentliche Ministeriam eine neoc Oiya* 
nisation, weil man seit dieser Zeil anfing, In Spanles ste- 
hende Gerichte an sehen, nicht allein in der Hanptstadt dea 
Königreichs, sondern auch in den grossen 6t&dten der Pro- 
▼inzen, welche man noch als eben so viele Königreiche an- 
sah in Hinsicht dejr bürgerlichen, der peinlichen and selbst 
der politischen Gesetzgebung. Damals bekam das Öffentliche 
Ministerium anter dem Namen Fiscales de su Mageslad ate* 
beade Beamten in allen höchsten und höheren CoUegialbehOr- 
den. Aber deren Fanctionen waren nicht genau bestimmt; 
sie. waren auch amovibel; auch gab es Fiscales speciales, die 
der König ernannte, wenn wichtige peinliche oder Patrimonlal- 
sachen discutirt wurden; und das Ansehen und der Rang die- 
ser Beamten,, so wie ihre Eigenschaft als ständiger Beamten, 
iirar hftuflg sehr beträchtlichen Veränderungen unterworfen. 

Brst unter der Regierung des Königs Felipe II, dieses 
Königs, der immer von den Ausländern so misskannt, so 
falsch beurtheilt wird, wurden durch Staatsgesetze dem öffent- 
lichen Ministerium fast dieselbe Organisation, fast dieselbea 
Functionen, fast derselbe Charakter ertheilt, welche es noch 
heute hat 

Die Fiscale handelten seit dieser Zeit in allen Sachen, 
die zur Competenz der höchsten Rathsbehörden zu Madrid — 
Consejos supremos — gehörten: von Kastillen, der Indien, 
des Kriegs, der Finanzen und der vier Militärorden: 6t. Ja* 
go, Alcantara, Calatrava und Montesa, und der höchsten Ge- 
richtshöfe — Chancillerias — von Granada und von Valla- 
dolid, und der höheren Gerichte — Audiencias —j welche 
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8fU jMier SKeit ia «Uon Bnapt^tfidtan jediur Provioft artiebtet 
wardflD. 

17m vf^lhMnAiger allMi Bedarf oisseo des Staatsdiemtes zu 
eatiprealieB, «ardea alle Saebea in zwei Klassen abgetbeilt: 
CUilsaabea uodfCriiaiiialaaQbeB, aad in dieselbe OfdaiiDg aaoh 
alle BeratbQDgpBge^enstJInde gebraobt. .Diese Abtbeilppg ist 
4te<€hnifldla^e der «Einlbeilaog des öflfeatlieben Miaisteriams. 
Bei allen TribnDalen Mod sweiFiseale« vep.deoj^n dem eretea 
ond^ülteatoo die Givilsaebea und dem zweiten die Cnnunal- 
«ac^eB' obliege»; nf|r allein mit Ausnahme der höebsten Batba- 
b^drden pnd heatziiitage der b(iahsten Tribnnale der Jaa|if6,v 
4es> Kriegs nnd der Militörovden, bei weleben alle ßescbAlt^ 
dareh die beiden FIsoale naeh einem von dem jSeeretir ^aa 
ffrlbonals geführten sobriftiiehen Register besorgt werden. 

Die annere Organisation des Mentlicben Miaiateriams in 
£lfanien ist sehr einfaeb« 9ie ist dieselbe bei allen Tribniia- 
len^ mit der alleinigen Versehiedenheit, dass dk Tribaaaje 
.enler listann nur eineii Fiscal haben, der pronwtor ßse^l 
geoiwat wird. Alle Fanetionen des Mentliehen HinisteriiMDB 
besorgt ^^ Fiseai, der allein arbeitet und in Person alle ihm 
anverteanteii' Geschifte betreibt. Nor eine Peraem ist jf|d«m 
,Fiseal'iior Seite, am in den Bareaaar beiten bebüUUeh 911 ai^ya. 
Diese Peiaon wird von der boobaten Eegiemng erQaant,>b^r 
vea dem Fiseal . selbst vorgesoblagen , so dass dieser Mitar^ 
(Jbeiter, walofaer a^^n/e^caZ beisst, immer ein Indiyidoam. ist, 
-«elobes das porsfiniiehe Vertrauen des Fisoala geniesst. . Br 
imMlt eine Besoldung aqademStaatssebatz, ohne aber irgend 
.«inen amflieben Charakter za haben, ohne irgend .eine mlk^ 
terliohe Function üben zu können, ohne vor dem Tribunal 4as 
.Wert ergreifen, ohne irgend einen Antrag uateraeiebaen sa 
-ddtiton. fDar Fkcal übt immer nur ajlein aammtliobe Fueo^iit- 
fBeniaeinea pienates, uad.aaf ihm allein. mbt die .ganse^Y^iC- 
•ntwartM^feeit lirdie^Antpftg^, die er lür die Jasti«rarwal- 
-tnag ifttr Bfitidg ^ bilt ; Nieiiand. th^lt mit ihm ; die. Qhlfegaii- 
"Mten aeinea Amte. 

Hier sBoigt.aiob aine^er groaaen VerMbiadeBhaiten 9i^j- 
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tolraii dem dffentiiolwB MiAiftorittm \n fipMilM oad fai VffMk- 
reich. In letzterem Lende besteht deeeelhe warn mehniM 
PeraoneD, deren jede einen Tbeil der Vemntwertuf trigt: 
es ist eine Art von Körperschaft mit einer gewissen Hienur* 
ehie, die nie ihr Haopt den Genenüpreoamtor nMifcennt Ue 
eenemlndvoenten, die Snbstitnten bafcsn ihnen eigenthtadiihn 
rnnetionen, die sie sogar mit einer gewisssn UnaMiIngigiDiit 
▼om Generalpreonrator aosQhen: sie heben einen nmtüehen 
Charakter, sie ergreifen das Wort vor den Trlbonalen, sie 
Signiren Antrftge als Olisder des Mentiiehen MlnlstoriMS, 
nnd haben eine persdnliehe Vemntwortfiehfceit, wie die übri- 
gen JStaatsdiener. Schon hierin giebt eieh der gaas abwei- 
ohende Charakter des dffenüiehen Minieterinms in fipnnien nni 
in Frankreich knnd. Hier sieht man yor jedem O e ri eh t she f 
ein Colleginm, anf dessen Mitglieder simmtiiofee Fttnetlo» 
nen vortheiit sind, aneh die Gegenwart in den 'Sltnnngen, 
die Plaidoyers nnd das fitfgniren der Anträge. Dort siehe man 
lediglich eine einzige Person, die die ganse Last der Veraat- 
wortnng trfigt nnd nnr einen Gehilfen fttr die Bnreanarbeiten 
ohne allen diensäiohen Charakter hat 

Es besieht aber nodi eine andere Verschiedenheit Mn- 
sichtlich der innem Organisation des Ofeitlichcn Minislerinmn 
In Fiaoloreich ond in Spanien. Jeder Generalprocnrator In 
Frankreich Ist das Haupt der Generaladrecaten, der Sabsti- 
taten md der königlichen Procnrateren, die das Msntiiche 
Ministofinm vor den königlichen Gerichtshöfen nnd vor nlles 
tsn denn Amtsbereich gehörenden Tribunalen erster Inetmffi 
versehen. Per Generalprocnrater bedehlt, md die Avdem 
geherchen nnd sind verbanden, ihm alle nöthigen NadirIcMen . 
über den Stand der Sachen nnd iber die Jnstinverwnltung 
vitaatiieilen. In Spanien verholt sich dtai andeni, md es 
Imteht eine Art von Unabhingigkeit unter ^en Fissalen, Hie 
vielleloht 4er Rechtspflege v>erdeiMieh ist. Inder «Flecal -Ist 
m wa nagen Herr in idlen Sachen, ttbor die sein Tribnnil an 
«rkennen hat: er tngt an, er handdt sehrtitlich nifd miirii- 
lieh, er recusirt, er legt «am «weiten und diitftsn mal Ap- 
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pellation ein, ohne ir^^end ein« Abh&ngigkeit, ohne irgend 
JettSDd in RaCh sa nebmen, mit völliger Freiheit, ohne lin- 
dere iScbninke, als «ein Gewissen und seine Verantwortiioh- 
fcelt. Und dies gilt nicht allein von den Fiscales der Audien- 
das oder Appellhdfe, sondern noch von den Promotores ßs" 
cales d* h* deiyenigen, welche die Functionen des öffentlichen 
ministerlams bei den Tribunalen erster Instanas versehen. Keine 
Uebtireinstimmung, keine Einheit, keine Organisation, keine 
Abbüngigkeit unter den Btaatsbeamten , die die allgemeinen 
Interessen der Gesellschaft wahren: Jeder verlangt, was er 
ittr recht h&U, ohne irgend eine Räcksicht auf Andere. 

Bs bedarf hier einer Brklimng der Ursache dieser so 
erstaunlichen Isolirung, dieser gfinslichen Unabbiugigkelt, in 
der sich in Spanien das öffentliche Ministerium beflndet, Der 
^ns entscheidenden Gründe davqn sind zwei, die zugleich 
das Wesen und den Grundcharakter dieser wichtigen Institu- 
tion enthüllen., Der erste ist, dass das öffentliche Ministerium 
in Spanien nicht die Regierung vertritt , sondern ausschliess- 
lich das Gesetz. Die Fiscales stehen In keinem Verhäitniss 
zur Regierung hinsichtlich der Ausübung ihrer Functi(men, ^ 
sie erhalten niemals die Befehle des Ministeriums, um ihre 
Beqnisitorlen zu machen, weder in Civilsachen noch in Cri- 
minalsaohen; sie dürfen keinem Impuls folgen,. als dem ihres 
.Gewissens; sie sind nicht verbunden, ihre Antnige zur Ver- 
theidigung und Aufi-echthaltung der öffentlichen Interessen zur 
.Kenntni^s der Regierung zu bringen. Diese Unabhängigkeit 
des öffentlichen Ministeriums in Spanien ruft manchmal eine 
Erscheinung hervor, die man nie weder in Frankreich noch 
auch in andern Lfindern wahrnimmt. Man bemerkt hfiufig, 
dass die Fiscales in Criminalprocessen, die von den. Tribuna- 
len e« qfficio angefangen und fortgeführt wurden, wahrhaft 
die Verthddiger der Angeschuldigten sind, sobald sie glau- 
ben, dass diese, das Yerbrechea nicht begangen haben und völlig 
unsehuldig sind. Dann finden die Personen und Einzelrechte 
in dieser Behörde eine sehr m&ohtige Stütze selbst gegen den 
Geist oder gegen die Irrtbümer der Tribunale. 
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Der Kweite Grand, aof dem die Uoabbiinicigkeit des öffeat- 
licbeo Minifterimiifl in Spanien beruht, bestellt darin, dafa 
diejenigren, die ee verwalten, inamovibel sind, sobald aie, 
unter Vorzeigung der Ordonnanz, die ihre Ernennunj[^ ent* 
h&lt, an das Tribanal, fOr welches sie bestimmt sind, Besitz 
von ihren Stellen ergreifen. In dieser Beziehung haben sie 
denselben Charakter, wie die ttbrtgen Mitglieder der Tribo- 
btinale. Die Begierong kann jedoch einen Fiscal von einem 
Tribnnal an ein andlsres versetasen, das su derselben Eategorie 
gehört, aber mit Beibehaltung desselben Charakters und aaeb 
desselben Gehalts. Auch kann die Regierung ein Glied des 
öffentlichen Ministeriums suspendiren, sey es nun ex ofjßeioy 
sey es in Folge von Redamationea Einzelner oder von Be» 
ratbungen der Gerichte. Aber in diesen beiden Ffillen kans 
sich die Sospension nicht tlber die Zeit von swei Monaten 
erstrecken. ^Bis dahin ist die Regierung verbunden, den 
suspendirten Fiscal wieder in Besitz seiner Stelle asu setzen^ 
oder, unter ihrer Verantwortlichkeit, zu verfügen^ dass ihm 
der Process gemacht und fiber ihn vom obersten Gerlofatahof 
des Königreichs, das stets zu Madrid seitten Sitz hat, zu 
Recht erkannt werde. Wenn nämlich Ober Mitglieder der 
Justizverwaltung Becht zu sprechen ist, so erkennen die 
Audiencias über diejenigen, die in erster Instanz die Justis 
adminietriren , und das höchste Tribunal erkennt über die 
Glieder der Audiencias und der andern höheren Tribunale^ 
sowie auch über seine eignen sämmtlichen Beisitzer. 

Die Functionen des öffentlichen Ministeriums werden immer 
in Form eines Antrags — peiitio — gefibt und mit Bntwiok« 
long der Grande, worauf das Begehren sich stfitzt. In Cri-* 
minalsaohen steht dem Fiscal keiae Binmlsohung zu, während 
der Handlungen der Untersuchung: der Richter ist der allei-^ 
nige Instruent des Processes, weil in Spanien der Richter 
sowohl die ex officio, als die durch die Klage einer Partie 
eingeleiteten Proceese Instruirt, untersucht und entscheidet 
Die Acten der Voruntersuchung werden dem Fiscal nicht eher 
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mltgetbeilt, als bis der Riebter si^ fdr bereits geschlossen 
MH; aber dem öffeotlicfaeii Ministenaoi ist es jederzeit ge- 
stattet, die Vornahme aller BaDdlangen und Sobritte «u ver- 
langen, die es fdr notbwendig oder passend balt, um seine 
Fanctionen besser nn üben, und der Richter ist verbunden, 
alle von dem Fiscal begehrten Vervollständigungen vorzuneh- 
men. Alsdann beantragt dieses die $trafe^ die er für gerecht 
hält, und fahrt die Begründung seiner Criminalklage aus, 
zu deren Unterstatzung er auch die nur Ueberweisuog des 
angeschuldigten Verbrechens förderlichen Beweismittel bei- 
bringen kann. Das dffentliobe jyiinisterium hat demnach die- 
selben Rechte «des Appellirens, Recusireas, der Beweisführung^ 
die dem Angeschuldigten augestamlen sind , endlich des FaS- 
lenlassens der Klage, und es thut, was seines Amtes ist, 
ohne die gerii|gs(e Abhingigfceit von der Regierung, ohne 
von irgend Jemand Befehle zu erhalten, lediglich «im Uinbiick 
auf die Interessen der Gesellschaft, die es vertritt. . 

In Civllsachen, die einige Beziehung auf das öJflfentliehe 
Interesse haben, sind die Tribunalo verbundeo, dem betreffen- 
den Fiscal die Acten mitzutheilen , und m Fall sie ea unter- 
lassen, kann der Fiscal ex officio diese Mittheilung fordern« 
^Wenn Sachen vor Gericht verhandelt werden, wobei Rechte 
von Minderjfthrigen, Waisen, Abweseoden, bargerlicben oder 
geisdichen Corporatlanen, oder wobei 8taatsinteressen in Frsgo 
kommen, so rauss der Fbcal vor der Entscheidung gehört 
werden, und er hat das Recht die Anträge xu steilen, die 
Ihm .gerecht und angemessen dünken. So spielt deiun das 
öffentliche Minialeriuoft eine eben so wichtige ala ehrenvolle 
und sehr hoha Roile in der Justiaver waltung Spaniens, 

Unabb&ngi0 von jeder Gewalt, geehrt wie alle andern 
hohen Behörden, ohne andere Verantwortlichkek als jene, 
die aus der Uebung seiner Functionen fliesst, und ohne nach 
Willkör der Regierung amovlbel bu seyn, steht das öffeot- 
iche Ministerium zwischen den Parteien, die Recht sucbsn 
vor den Gerichten. Ohne die Inleiessen von irgend Jemand^ 
selbst nicht der Regierung, zu d^n seinigen zu machen; un- 
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partoiisch iDmitten aller Streitenden , vertritt ee imaer die 
Beohte der feeafflinteffl Geeellecbaft Wir könnten merkwür- 
dige Bcifipiele von politischen Bxceeeen anführen, in welehen 
das öffentiiobe Ministeriam trots den Ahsiohten, trete dem 
Verlangen der Begierang, die Bechte der Unschuld bebaEp- 
tete, indem es sebriftlieb, und in öffentlicher Gerichtssitsaog 
mündlich , die Lossprechnng und Freilaaaung der Angeklagtes 
verlangte. 

Dies ist die Organisation des öffentlichen Ministeriums 
in Spanien ; es ist eine sehr alte, in dem Maase geachtete und 
gefiobatzte Binricbtung, dass sie, ungeachtet aller socialen 
Umwälzungen, in denen dies unglückliche Land sich aer- 
arbeitet, noch immer auf ihren alten Grundlagen ruht. 



IV. 

Der neueste Gesetzesvorschlag ^ den fran- 
zösischen Staatsrath betreffend. 

Von 

Herrn Bautbb^ 

Deoan der Bechtsfacultät in Stnuftbarg. 



Seit der Julinsrevolntion hat die Beglerung in fünf Sessie« 
nen der Kammern (1831, 1836, 1836 , 1837, 1840) ee- 
setzesvorscbläge gemacht, um den Staatsrath tu organisiren, 
und keiner dieser Vorschläge hat durchdringen kannen. Einef ~ 
der dorcbdacbtesien dieser Vorscblftge war der, welchen der 
Siegelbewahrer "Br. Teste am Anfang der Session von 1840 
(den 1. Febr. 1840) in der Deputirtenkammer vortrug, und 
welcher einen eben so merkwürdigen Beriebt asur Folge hatte^ 
den der Deputine Herr Oallcrz den 24. Juni desselben Jahrs 
im Namen der von der Kammer dazu ernannten Commissloi) 
abstattete. 
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Es ist beknnnt, wie der Staatsratb der alten Monarohfe 
(Conseil du Roi) *) im Namen des Königs neben seinen Ad« 
ministrativ-Fanctionen aneh noch gericbtlicbe Fanctionen^ ver* 
waUete, indem er in der Section^ Conselt prive oder Conseil des 
parties genannt, nicht nur die Urtbeile der Parlamente wegen 
Mangelan äusserer oder auch an innerer Form vernichtete, sondern 
aooh oft die Streitsache selbst evocirte und richtete. Als die 
Revolution von 1789 das alte Staatsgebäude dem Boden gleich 
gemacht, so Buihte man den Conseil dadurch zu ersetzen, 
dass man, gemäss» dem Grundsatz, welcher als constitutioneli 
proclamirt worden , dass die administrative und richterliche 
Gewalt getrennt seyn mössten, einen eignen und einzigen 
Gerichtshof, Cour de Cassation genannt, errichtete, welcher 
die richterlichen Functionen des Conseil du Roi^ mit Aus- 
schluss der Evocation, die verboten wurde, ausüben sollte. 
Die administrativen und also auch executiven Functionen des 
Conseil du Roi wurden dem neuen, durch die Constitution 
(von 1791) bestätigten Conseil du Roi**) anvertraut, der 
blos aus dem König und den sechs Ministern bestand, unter 
welche alle Regierungsgeschäfte vertheilt waren. Als der 
Nationalconvent die Republik einführte, und noch obendrein 
durch ein besonderes Gesetz alle Execotiv-Gewalt provisorisch 
in sich concentrirte , so verwalteten dessen Comites die Ge- 
schäfte. Unter der Constitution vom Jahre III., d. h« unter 
der Directorial-Regierung, gab es auch keinen Conseil d'Etat, 
ja ein besonderer Artikel jener Constitution setzte sogar fest, 
„dass die Minister keinen Conseil bildeten,^' so dass sie also 
als blose Commis der Directoren angesehen waren. Dem zu 
Folge herrschte in diesen Zeiten die fürchterlichste Bureau^ 
oratie, und erst Napoleon, als er Consul ward, konnte es 



*) Cnnseil d* Etat hiess damals diejenige Section des Conseil du 
Bot, welche sich mit dem beschäftigte, was sich anf die aus- 
wärtigen Angelegenheiten bezog; man nannte ihn auch Con- 
seil des affaires itrangeres, 
**) S. Organisches Gesetz, das Ministerium betreffend, vom 25. 
Mai 1791. 
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aoternehmen, «inen Conseil <V Etat einzuführen. Eine 8ohwie- 
rigkeit stellte sich ibm jedoch entgegen, wenn er wirkiioh 
einen onabhängigen, d. b. selbstständigen Conseil cT Etat hätte 
anfstellen wollen. Diese war das Princip der Verantwortlich» 
keit der Minister, welches in der Consular-Gonstitation (Art« 
7)9.) förmlich ausgesprochen war, and demnach einen för eich 
bestehenden administrativen and administrirenden Gonseil nioht 
raliess. Auf der andern Seite aber wünschte der erste Con* 
aal, der schon aaf die Monarchie and sogar auf die absolute 
Monarchie bin strebte, gegen die Ueberscbneile einer abso- 
luten Regierung einerseits und gegen die Ueberscbneile einer 
gesetzgebenden Versammlung, dergleichen er eine vor der 
Hand zulassen musste, ein Gegengewicht zu haben, und dien 
fand er in seinem Conseil d* Etat, den er, wie gesagt, in 
der Constitution selbst aufstellte, und der, ihrem 62. Artikel 
sufolge, beauftragt war: ^Unter der Direotion der Consvln 
(d. h. , den andern Artikeln derselben Constitution zufolge, 
des ersten Consuls) die Gesetzesprojecte und die allge* 
meinen Verwaltungsordnungen abzufassen, um die Schwierig- 
keiten zu beseitigen, die sich in Vewaltnngssachen erheben 
mocbtpn.^^ Was die Activ - Verwaltung anbetrifft, so waren 
unter der Autorit&t der Consuln verantwortliche Minister damit 
beauftragt. Die Consuln selbst waren für unverantwortlich 
erklärt. Der in dieser Institution verborgene Keim entwickelte 
sich bald. In dem Recht, allein die Gesetzes vorschlage ab* 
zufassen und dem gesetzgebenden Körper vorzutragen, fand 
man einen integrirenden Theil der gesetzgebenden Gewalt ; in 
dem Rechte die Schwierigkeiten aufzulösen, welche sich in 
Verwaltungssacben erheben möchten, fand man zweierlei: 
1) die Befugniss (unter Approbation des ersten Consuls) au- 
thentische Auslegungen zuerst der Administrativ- und bald 
aller Gesetze zu geben ^ V) in Administrativ -Streitsachen, 
auch da, wo der Regierung Privatrecbte gegenüber stehen, 
95a entscheiden^). So geschah es, dass, immer unter der 



*) Kaiierlichei Decrst vom & Nivote VIII. 
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Directic^D^des ersteo Consnls, oder des auB ihm eDtstaDdeaeB 
Kaisers das Conseil du Etat dahin sich erheben konnte, dass 
er im Monitear durch einen olffloiellen Artikel (1810) als: 
fiber dem Corps legUlatiJ und dem Tribunal stehend^ 
erklärt ward. Oass ihm nach zustehen sollte, über die 
Cbmpeteni - Conflicte lu entscheiden, welche sich »wischen 
den Tribunalien und den Administrativbehörden erhdben, ver-* 
steht sich von selbst. Man darf indessen nicht glauben, dass 
das Conseil d* Etat in irgend einer dieser Attribotionen als 
für sich handelnd angesehen wurde; auch über sogenannte 
Administrativ 'Jnstizsachen (z. B. Processe zwischen Staats* 
lieferanten und Staat oder Regierung) entschied er nicht im 
eigentlichen 8inne kraft einer delegirten Jurisdiction; die 
Jurisdiction hierüber, was als von der Regierung zurück- 
behalten (Jurisdiction retenue) angesehen, und die Spruche 
erschienen als Regierungsbeschlüsse oder Decrete ,,auf das 
Gutachton des Staatsrates hin erlassen.^' Es lässt 
sich leicht einsehen, wie gefährlich selbst der Anschein der 
Ordnung, welcher eine solche Behörde umgab, bei einer 
absoluten Regierung, wie die Napoleons, werden konnte, 
und dass er, wie bekannt, sich im Staatsrath wohl gefiel, 
beweist ^gerade diese Gefährlichkeit. Mit einem solchen In- 
strumente war Stetigkeit in der Despotie, wenigstens für die 
laufenden Geschäfte, vereinbar, und die Militär -Regierung 
hatte den Anschein einer Civllverfassung. Die Acte, wodurch 
der Kaiser unter der Form von Staatsrathsbeschlüssen Gesetze 
gab, Prooesse entschied, ja Crlminalsachen als Regierangs- 
sachen behandelte, sind unzählbar, das Bulletin des Lois 
wimmelt davon. 

Sich zu verwundern war also nicht, wenn die Charte 
Ludwigs XVIII. vom Staatsrath keine Meldung tbat. Derselbe 
war erstens als eine Creatnr Napoleons verhaast, und ihn 
unter den constitnftionellen Behörden aufzuführen, 
hätte gegen die Behauptung angestossen , dass die Charte 
eine wahre repräsentative Verfassung aufstelle; zweitens schien 
es der Sache selbst nach unndthig, dem 8ta#tsfalii, insofern 
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einer sbu MrAoeekeii wire^ eine eololie Bxieteiis %m gekeii; 
denn da die Charte dem Köoig die eieoati%e Gewalt (mit 
AaeOboDg dereelbeo dun h rpeponaeble Minister) nnrertrente) 
•0 sebien ee natttriiefa, das« der ROni|f sieb neben denwegen 
mit Rätben angeben könnte, die» ihn auf eein Begebren Aber 
Tbat** and Recbtefragen aafkliren möehten. Kine Sehwie- 
rigbeit scbien swar gleich toq Torn berein den Tbeorellkem 
obzuwalten. Wer sollte in sogenannten Administntiv-Jostis- 
sscfaen In letnter Instanz sprechen '/ Unter der alten Monarchie 
hatte man, in Oegenwirt der im Notbfbll alles niedernusobla« 
gen f&higen k6nlglicben Gewalt, dergleiobcn Sachen beson- 
deren bestehenden Gerichten, nls: die Cour des Aide» and 
andere, anvertrauen können, von denen Berafbng an de« 
König en son Conuil geben konnte; aber jetKt an(er der 
Charte, da nach einem förmlichen Artikel derselben die obgleich 
vom König aangebende Justiz doreb uaamovlbele Richter 
verwaltet werden sollte, erschien die Frage schwierig sn 
beantworten, ob die administrativen Behörden und so aneb der 
Staatsrath die administrative Jnstis verwalten könnten. Die 
Praxis, von der Tendenz zum alten Absolatisrans begünstigt, 
fand hier zwar bald eine Aoskanft. Man ging vom 68. Ar- 
tikel der Charte aus, um zu behaupten, dass, de in demselben 
gesagt sey: „Der Code civil und die nndern bestehenden 
Gesetze, weiche der Charte nicht entgegen sind, bleiben in 
Kran, bis denselben gesetzm&ssig derogirt sexn wird,^* und 
da der Artikel Id sage: „Dem König allein gehört die eze- 
cntive Gewalt,^' und der J4 y „Der König ist das oberste 
llaupt des Staats • . . ., er macht die Ordaongen und erUmst 
die Befehle, welche zur Voiltzlebung der Gesetze und zur 
Sicherheit des Staates nötbig slnd;<* dass es, aagen wir, sieh 
von selbst verstehe, dass der König in seinem Stoatsratb tiber 
jene Administrativ - Justizsaefaen entscheiden könne; er könne 
es selbst nusser demselben, ja er allein könne es; der Sfaati»- 
ratb aey nur ein Gutachten zu geben fbbig, woraus folge, 
dass die Entscheidungen selbst 4fl der Form einer von einem 
Minister eontmsignfrteB königllohen Ordonnnnz ergeben mnssfen 
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Und so gestaltete sieb aacti die Sache, es befüa^d sich daher der 
neue Staatsratb ansoheinlicb auf der DämlicbeB^ in der That aber 
•of einer niedereren Stufe, als der alte Bourbonische und als 
der Napoleoniscbe. Diese beiden waren als mit der Monarchie 
zusammengewachsen betracbtet worden; der Staatsratb nach 
der Restauration schien blos von der Wiilkühr des Königs 
abz^ubängen. Auch ward ihm gleich eine Einrichtung ge- 
geben, Ton derjenigen verschieden, welche er unter dem 
Kaiser gehabt (Ordonnans vom 29. Juni 1814) und welche 
Ihm die alte äussere Form ohne die alte innere Wurde wieder- 
gab. Ihn durch ein Gesetz zu coustitniren schien nicht rath- 
sam, weil man einerseits heftige Debatten fürchtete, und 
andrerseits so viel Fragen als möglich der Entscheidung der 
liöniglichen Gewalt anbeim gestellt lassen wollte. Unter Na- 
poleon , dessen Charakter ihn nichts furchten liess , hatte auch 
die InamovibiJität der Staatsrathe nicht gefahrlich geschienen, 
und auf seinen Vorschlag hatte ein Senatsconsnlt festgesetzt, 
dass nach fünf Jahren Dienstzeit ein Staatsratb einen BestaU 
Inngsbrief auf Lebenslang erhalten sollte. Dies hinderte frei^ 
lieh nicht, dass im Jahr 1812 in Folge der Mallet^schen Ver- 
schwörung der Staatsratb Frocbot, Präfect des Seine -De- 
partements, ohne Ur<heil abgesetzt wurde; man nahm Mos 
die Decenz - Maasregel , das - Gutachten des Staatsraths einzu^ 
holen. In den hundert Tagen nahm der Napoleoniscbe Staats^ 
rath seine vorige Stellung wieder ein; der Artikel 1 des Acts 
additionnel aux Comtilutions deV Empire etXkieM ihn aufrecht oder 
stellte ihn factisch genommen wieder her und Napoleon su9hte 
ihm auch eine hohe politische Wichtigkeit dadurch zu gehef, 
dass er ihn über seine Restauration und die Vertreibung der 
Bourbons förmlich zu Rathe zog und dessen Gutachten in den 
Moniteor einrückte. 

Als Ludwig XVIIL zum zweitenmal restaurirt worden, 
ward auch der Staatsratb im Sinne der neu angenommenen 
libenrien Ideen neu eingerichtet ; die Ordonnanz vom 23. Aug. 
t815 gab ihm die Einrichtung wieder, dass ^er Bin Corps 
bildete, durch welches auch die Administrativ - Justizsachen 
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entscbiedeo werden sollten ; diejenige seiner Bteheaden Com- 
misftioaen (jComite)^ welche den Namen Comiie de legislation 
ei du contentieux führte, sollte blos die lustraotion der vor- 
liegenden Streitsachen besorgen. Aach nach der zweiten Ro- 
staaration schien der Staatsrath and dessen Jnrisdiction hin- 
länglich aof die oben angeführten Artikel der Charte gegrOn-* 
det zu seyn, seine Gewalt erschien immerwfihrend als von 
der königlichen Gewalt getragen, seine Entscheidangen, aoeb 
über Streitsachen, warden als königliche Ordonnanzen ver- 
kündigt, die blos sein Gataohten (avis) anführten; der 
jedesmal oontrasignirende Minister war der Theorie nach al' 
der Urheber der Ordonnanz angesehen and dafür veraatw 
lieh, es war also auch nicht vonnöthen, die alte Fiction «:• 
U Roi r eiant wieder hervorzorafen ♦). Es erhellt hieraas, 
dass die sogenannte Jurisdiction des Staatsraths eigentlich 
keine war , dass ihm vom König keine Jorisdiction mitgetheilt 
oder deiegirt worden, dass vielmehr der König diesen Theil 
der JastiKgewalt zarückbehalten {retenu') and ihn nicht, wie 
die eigenlliche Richtergewalt der Tribonalien, abgegeben (dS- 
legue) hatte. Zum Verständniss der Sprache der Pablicisten 
über diese Materie mag hier im Vorbeigehen bemerkt seyn, 
dass dieselben diese letzte Jurisdiction eine eigene oder 
eigenthümliche (propre) nennen, im Gegensatze der anei- 
gentlichen Jurisdiction des Staatsraths, deren Princip, vom 
König zurückbehalten Qretenu)^ eigentlich nur in der Be- 
fugnisH besteht, ein Gutachten abzugeben. Fragt man, waa 
die Folge davon seyn würde, dass der Staatsrath der Mei- 
nung des Ministeriums direct entgegen entschiede, so dient 
zur Antwort, dass dann kein Minister die zur Bekräftigung 
der Entscheidung nöthige königliche Ordonnanz unterzeichnen, 
und dass so die Sache liegen bleiben würde; dagegen die 
Urtheile durch die Tribunalien, wenn auch noch' so den Mei- 

♦) Bekanntlich ergingen die Beschlüsse des alten Con$€Ü d' Etat 
in der Form von selbstständigen ^rrSta, nüP wurde angeführt, 
das« der König der Sitzung ;be]gewohnt: „Xc Con$eÜ, h Roi 
y etant ," welches notodsch blos Formel war. 
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Dungeki oder den Entscheidan^eo der Regieran^ entgegen, obo- 
feblbar anter der Formel: „Wir König der Franzosen tbnn kand, 
dasB das Tribunal za . . . folgendes Urlbeil erlassen bat,^^ aus- 
gefertigt werden müssen. Von dieser Seite angeseben, stellt 
sich denn freilich die Jurisdiction der Tribunnlicn als eine 
eigne und sogar eigenthümlicbe dar. 

Was die andere, dem ursprünglichen (Napoleonischen) 
Staatsrath zugeschriebene Attribution anbelangt, nämlich die 
Gesetze zu interpretiren oder auszulegen, so ward sie gleich- 
falls nur unter der förmlichen Approbation des Kaisers aus- 
geübt, aber so kräftig durchgesetzt, dass das officielle Ge- 
Setzbulletin eine Menge dergleichen approbirte Avis enthält 
und dass die Gerichte sie gleich Interpretati vgesetzen anwende-« 
ten. Der despotischen Tendenz nach, die die kaiserliche He- 
gierung genommen hatte, war en zuletzt so weit gekommen, 
dass ein dergleichen Avis (vom 92. Sept. 1819) den Grund- 
satz aufstellte, dass der Artikel 10 des kaiserlichen Decrets vom 
1. Mai 1812, welcher im Constitutionen genug erklärte, dass 
die Militär-Richter In Criminalfällen blos nach bestem Wissen 
tind Gewissen zu urtbeilen hätten, so za verstehen sey, dass 
auch in d e n Fällen, wo keine gesetzliche Verfügung die That als 
Verbrechen bezeichnet, die Richter willkuhrlich irgend eine von 
den in dem Code penal oder in den Militärstrafgesetzbncbern be- 
zeichneten Strafen aussprechen sollten, and dass er somit den alten 
Satz: les peines soni arbilraires, wieder zum Gesetz erhob. Die 
Minister der Restauration wagten Anfangs nicht, diese Attribution 
des alten Staatsratbs als die Ihrige geltend zu machen. Für 
den Fall, wo ein dreimaliges Cassationsurtheil des obersten 
Gerichtshofs in der nämlichen Sache nach drei in letzter In- 
stanz ergangenen Urtbeilen, zufolge der bestehenden Gesetz- 
gebung, ein Auslegungsgesetz nöthig machen würde, dachten 
sie sich durch das Gesetz vom 4. September 1806 gedeckt, 
welches verordnete, dass in diesem Falle die Auslegung 
dorch'ein kaiserliches Decret nach Anhörung des Staats- 
ratbs gegeben werden solle;- demnach sollte eine königliche 
Ordonnanz das nftmliohe tbon können. Freilich ward schon im 



Digitized by VjOOQIC 



Der neueste GesetzeMUonchlag , den frant. StaaUraih beir. 4M 

Jahr 1814 in der Pairskaminer ein Vorschlag gemacht, um, 
zafolge der damals nar noch indirecten InitiaÜre der Kam- 
mern, „den König zu bitten, ein Gesetzprojeet vorzalegea, 
das die Gesetz - Aaslegangsgewalt , als den Kammern and 
dem König eolleotiv angehOrig erkUre; aber dieser Vorschlag, 
obgleich in Beaobtnng genommen, blieb ohne Erfolg, and in 
mehreren Vorfallen ergingen königliche Ordonnanzen, welche, 
„nach Einsicht des Gutachtens des Staatsraths ,^^ in Fällen der 
oben berührten Art eine gesetzliche Aaslegnng gaben. Erst 
im Jahr 1883 wagte es der Jastizroinister Peyronnet nach 
kaiserlicher Art in'a Gesetzblatt ein Ootacbten des Staatsraths 
einzurücken, welches, unterm Datum des 8. Jftnner 1883 vom 
Könige bekräftigt, eine generelle Auslegung über die Frage gab, 
„ob die königlichen Gnadenbriefe (leltres de grace) auch die 
Unfähigkeiten Cmeapacites) aufheben, welche die Folge der 
Vollziehung eines Criminalurtheils gewesen Y^^ Freplioh dar-* 
über, ob dies Gutachten wirklich gesetzliche Kraft haben 
aolle (es war nicht durch eine dreimalige Cassation in der- 
selben Sache veranlasst), liess sieh das Gutachten niolit ao«, 
aber seine Binrflckung ins Gesetzblatt (etwas seit 1814 ganss 
Neues) Hess auf so etwas hindeuten. Noch in demselben Jahre 
(17. December 1883) erschien im nämlichen Gesetz - Bulletin 
ein anderes Gutachten des Staatsraths, wodurch derselbe er- 
klärte, dass das oben berührte Gesetz vom 4. September 1806 
noch immer bei Kräften sey. 

(B9e9kl^f• im ußoMem H^ff»J 
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V. 

Die neuesten Schriften über französische 
Rechtsalterthümer. 

Angezeigt 

von 

Herrn Geh. Hofrath Dr. Warnkönig 

in Freibarg. 
{ForUetsung dts Aufsatzes No. JSJF. Bd. XIII Ü^ %.) 



4. Les Olim ou Reg ist res des arrils rendus par la Cour 
du Roi sous les regnes de St. Louis ^ de Philippe le Hardi , 
Philippe le Bel^ de Louis le Hutin et de Philippe le long^ pU" 
blies par le Comte de Beug not. Tom. L 1264 — 1973. 
Paris ^ imprimere royale. 1. voU pp* l^CIIL ö. 1 — 1149, 

Wenn irgend eine VerGffentlicbnng die Fortechritte der 
rechtsbistorischeii Studien in Frankreich beweisen kann, so 
ist es die vor nns liegende Prachtansgabe der in der franzö- 
sischen Rechtsgesohiobte so wichtigen und berühmten Olim, 
welche bekanntlich nichts anders sind, als die ältesten Auf- 
zeichnungen der Entscheidungen des königlichen Parlaments« 
Geheim gehalten und nur von wenigen Rechtsgelehrten ge- 
kannt vor der französischen Revolution , galt das blos schrift- 
lich existirende Werk bis fast in die neueste Zeit für eine 
juristische Curiosit&t, >) bis 1836 Taillandier in seiner 
Notice sur les registres manuscrits du parlement de Paris ^^ 
und Klimrath, der die vier Codices durchging, in seinem 



1) Dupin, Professions d'Advocat. Paris, 1832. II toI. p. 708 

- 109. 

2) S. ditM Zeitschrift , B. YIII. S. 807. 
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Mimoire sur les Olims et sur le Parlementj auf die hohe 
Wichtigkeit der* Sammlaog «iirfflerkseiii machte. Dieselbe 
daroh den Druck veröflrentlioht, und folglieh Allen sofingllch 
sn sehen , wagte vor karzer Zeit Niemand zii hoffen , da eine 
solche Publikation höchst schwierig nnd kostspielig, ja fMt 
anaosfOhrbar schien. Bhe man aber vopi deai Unternehmen 
Btwas erfahr, war es schon vollendet,. 4fnd ein Qaartband tos 
ftber 1150 Seiten in den D&nden der Freunde der rechtshisto* 
riscben Stadien. Wie war, möchte man fragen, ein solchen 
Wunder möglich Y Ganas leicht! Bekanntlich lAfst die fran« 
zösisobe Regierntig eine Coliection des documenis in^dits sur 
VBisioire de France auf ihre Kosten drucken, wovon schon 
eine grofse Anzahl Bande erschienen ist. Die Olim wurden 
in ihr mitbegriffen, nachdem man sine fflr den Druck schon 
unter Ludwig XVI. veranstaltete (iberaus genaue Abschrlit 
derselben, die man seit 1793 für vernichtet hielt, in der Bi- 
bliothek des Justizmioisteriums wieder aufgefunden hatte. Bin 
Herausgeber war sogleich zur Hand. Graf Arthur Bougnot, 
schon 1823 bekannt durch seine gekrönte Preisschrift: sur lß$ 
instüuiions de St* Louis, obgleich mit der Herausgabe der 
Assises de Jerusalem beauftragt, äbernahradas Gesch&ft; swel 
junge Archivisten die Herren Dessales Dnolos, beim Reichs-* 
nrobive nnd Donet IV Are, employi aax iravaux hislorigues 
du ministere de Tinstruclion publique^ unterstötnteo ihn durch 
Besorgung d^ Correcturen, die Vorfertigung der Indices u. 
s. w. So konnte das VVerk fiberraschend aohnell zu Tag 
gefördert werden. 

Der erschienene erste Band enthält eine ausföhrliche Bin- 
leitnng des Herausgebers I — CHI; denn den Inhalt des er- 
sten Bandes der Handschrift und swar wie diese in nwei Ab- 
teilungen, nämlich die der EnguStes (Inquestae) 1 — 415 und 
die der Arrets (Arresiationes) p. 417 — 944. Das Bude des 
Bandes fOllen Anmerkungen und Indices. Die zwei Abthei- 
lungen erklären sich aus der Verschiedenheit des gerichtlichen 
Verfahrens, weil nach diesem entweder mit oder ohne eine 
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vorhergehende dttrch Commisaarien ^em»cht^ Un(er80obang 
der Tbatamstande des Rechtsstreits das Vrtlieil gefallt wurde. *) 
Der Heraasgeber tbeilt in der Vorrede zwar vieles aber 
nicht alles mit, vras der Leser zq wissen nöthig bat, nm 
die Wichtigheit and den Charakter des Werkes, so wie die 
vorliegende Ausgabe desselben zu beortheilen. Br setst, was 
Dupin, Taillandier und Klimrath über die Olim schrie'* 
ben, als bekannt voraus — namentlicb, was die Verfasser 
Bild den Inhalt jedes dieser Register betrifft; ja er bat die-* 
selben nicht einmal näher beschrieben, was nach Klimrath 
doch ein leichtes Gesch&ft war. ^) 

Wir beeilen uns, den Lesern zu sagen, dafs nur die 
vier ältesten Register dieses Namens, welche von dem An^ 
fisngsworte des zweiten Bandes der Handschrift ihren Namea 
zu führen scheinen und die Entscheidungen des Parlamei^ 
von 1964 bis 1318 enthalten, abgedruckt worden. Sie «ind 
im Originaltexte vorhanden« ^) 

^ Klimrath hat die Entstehung jedes der vier Bände und 
die Namen ihrer Verfasser nachgewiesen. Den ersten , also 
den nun gedruckten Band , verfafste und schrieb eigenhändig 
Jean de Montluc (oder dcMontlu^oo, lateinisch de Mon- 
teluolo), erster Greffler, Clerious oder Notarius desKö^ 
iiigR beim Parlament. Er begann 1957 seine regelmäfsigen 
Aufzeichnungen und trug die früfaern aus Stellen (^rotuüs) 
0eit 1954 nacb. Auf ihn folgte sein gewesener College Nico- 
las de Chartres bis 1998, auf diesen Peter von Bourgea, 
wie es scheint bis 1316, und ihm Godf ried Chalop. Einige 
aadere Greffler unterstäzten sie. S. Klimrath p. 6 — 29. 

Da diese Register erst entstehen konnten, nachdem das 
höchste Reichsgericht von Frankreich soboa %u be4eatend«ia 



S) S* Klimrath p. 3. u. Beugnots Noten p. 955 u. 1022. 

4j VifjUeicht gibt er uns diese Beschreibung mit Facsiinile's der 
Handschrift in der Vorrede des folgenden Bandes? 

5) In der Anzeige von Taillandiers Notiz, Bd. VIII der Zeit- 
schrift S, 808 ifird das Gegentheil angenommen. 
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ilBseben gelangt war und das französische Recht einen ge- 
i^issen Grad von Ausbildung erreicht hatte: so sind dieselben 
das schönste Rechtsdenkmal und ein merkwürdiger Beweis 
der Fortschritte des KechtsLustandes dieser Monarchie, die in 
dieser Hinsicht über Kwöi Jahrhunderte Deutschland voraus 
war. Graf Beugnot beginnt auch defshalb seine Einleitung 
mit einer Geschichte, der Entstehung und Ausbildung des Par- 
laments» Was frühere Rechtsgelehrte, wie namentlich auch 
Montesquieu und Uenrion de Pansey hierüber gesehrieben 
halten, bedarf mancher Berichtignug Diefs hat schon Kllm- 
rath p. 30 ff. gezeigt. Der Herausgeber der Olim geht bet 
dieser Darstellung seinen eigenen Weg und sucht vor Allem 
sich zu erklären, aus welcher altern Institution der königliche 
Gerichtshof (das Parlament) hervorgegangen seyn mogte? 

Klimrath<>) hält die drei regolmfifsig gehaltenen oder 
zu haltenden Sitzungen des Parlaments für eine Fortsetzung 
der Tria placlta legalia der Carolingischen Könige. Dafs 
auch Bischöfe und Aebte neben den königlichen Vasallen 
Cniililes domini regia) Beisitzer des Gerichtes waren, erklart 
er aus dem Umstände, dafs die Prälaten Lehen vom Kö- 
oige hatten. 

Beugnot weicht von diesen Anaichtei^ ab. Nach ihm 
(p. 8. VIU ) gingen nach der Consolidirung des Feudalsy- 
stems die alten Placita ganzlich unter. Die Placita legalia 
welche nur zweimal im Jahr sonst gehalten wurden, und hörten 
mit Hugo Capets Thronbesteigung auf (p. XH.). 8ie waren 
aoeh keine eigentlichen Gerichts-, sondern Reichstage, auf 
weichen nur gelegentlich Rechtsstreitigkeiten entschieden wur- 
den (p.XIII). Die Hoftage der , folgenden Könige als Ober- 
lebensherren ihrer Vasallen iCuriae regis) dürfen nicht als eine 
Fortsetzung der Curiae palaiii, Courts du Palais der 
Carolinger oder des Gerichts des Senechals (p. X VIII—XO:.) an- 
gesehen werden. Jene findet sich unter den Capetingern nicht mehr, 



lg) Dies war sctioo die Sfeiniug von Pasfoier, Reclierchaa 
Beugaot p. X. * 
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und die Jarisdiction des oder vielmehr der Seneschalle hat 
mit der des Parlamentes nichts gemein, sie ist gleich der der 
Bailli^s nicht die höchste königliche, sondern die gewöhnliche: 
von ihr fand eine Appellation an jenen Gerichtshof statt. Man 
hat also den Ursprung der Parlamente erst unter den Köni- 
gen der dritten Rasse zu suchen, jedoch nicht in der stren- 
gen Hierarchie des Lehensystems. Die Versuche , sie aus 
dem Lehenshofe der königlichen Grolsvasallen herzuleiten, mit 
welchen der der Lehenmannen, deren Suzerain der König 
als Herzog von Franzien (Duc de France) war, nicht zu 
verwechseln sey, ist der Geschichte nicht gemäfs« Denn 
Beugnot weifst durch die aus dem elften und zwölften 
Jahrhundert bekannten Entscheidungen der Könige nach, dafs 
Leute des verschiedensten Ranges dazu mitgewirkt hatten: 
nämlich theils Grofsvasallen , theils andere Lehensmannen de« 
Königs, theils Prälaten und insbesondere auch die Gro^sbof- 
beamten {Mlntsteriales dorn in i regis) (p. XX — XXXIV.). 
In der Mitte des zwölften Jahrhunderts hing die Besetzung 
des unmittelbaren königlichen Gerichts (der Curla regis ^ von 
Zufälligkeiten und von der jedesmaligen Entschliefsung des 
Königs ab. Dafs es überhaupt ein solches gab, lag in der 
Natur der Sache. Denn auch als die königliche Gewalt der 
Capetinger noch eine sehr schwache war, galt doch schon in 
der Meinung des ganzen Volkes der König für den höchsten 
Richter des Reichs, seine Gewalt für die allgemeine Schüz* 
zerin , zu welcher die Gröfsten und Mächtigsten wie minder 
Mächtige bei Reehtsstreitigkeiten ihre Zuflucht nahmen. Die 
Könige, stets von einer Anzahl Vasallen, Ministerialen und 
Prälaten umgeben, wandten sich an diese als ihre natürlichen 
Räfhe, die zugleich mehr oder wenig Pares der Klagenden 
auf jeden Fall reichsunmittelbare Herren , wie sie selbst wa- 
ren. Mit diesen Räthen hielten die Könige eine Besprechung, 
— parliamentum oder parlamentum — über die vor sie ge- 
brachten Sachen, und daher entstand der Name des so gebilde- 
ten Gerichts von selbst. Hiefs man doeh so jede Versamm- 
lung des Königs mit den Grofsen, Prälaten und Rittern des 
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Beiehfl* Z. B, die su VeetU im Jahr üM tob Ludwig dem 
Vll. abgehaltene, ale er den «weiten Kreauog antemaha. 

Mit dem Steigen der Maigliehen Gewalt stieg dae An- 
sehen der Curia regis. Die Zahl der vor sie gebraehten 
Rechtsstreite wnehs mit jedem Jahre. Die BekanatsohafI mit 
dem schon am Eade des nwölflen Jahrhonderts sich in Frank- 
reich verbreitenden rdmischen Rechte ond die Fixitit der 
Cfrnndsitze des MUier schon ansgebildeten Lehenrechts ver- 
aniafsten ein - geregeltes Verfahren anch in diesem hOohaten 
königlichen Gerichte. Unter Philipp Aognst ~ wie hmbeson- 
dere die von Bengnot in den Anmerknngen, pp. 659 — Mi. 
mitgetheilten Ansiflge ans den. Inqnestis, die anter diesem 
König gemacht wurden, beweisen .* war das Parlament der 
Sache nach im Gmnde schon vorhanden (p. XXXVn.). IJn- 
richtig ist es nach einer verfilschten Urkunde von 1190, die 
in das Jahr 1996 gehört, ein genau organisirtes Parlanmnl 
schon unter Ludwig 11. (dem Dicken) anaunehmen (p. XXXIV 
— XXXVI). Als Phflipp August gegen 1191 seine Baillis 
einsetzte, war aber das Parlament schon entschieden der 
höchste Gerichtshof (p. XL.) und verlor auch diese Eigen» 
Schaft nicht durch die Errichtung der Cour des Paire, welche 
bekanntlich eine fast historisch unerklirliche Institution ist 
Graf Beugnot wurde durdi seine Forschungen darauf ge-^ 
ffihrt, von diesem berühmten Gericht nu sprechen (p. XU — 
LXI). Seine Ansicht über den Ursprung und den Charakter 
desselben ist ihm eigeiitbftmlich und löfst alle bisherigen 
Schwierigkeiten. Es entstand erst 1906, als Philipp Augast 
den König Johann ohne Land als Herzog der Nonnnndie we* 
gen des durch ihn verübten Mordes seines Neifen Arthuiu, 
Heraog von der Bretagne, richten lieft.' Damit der hochge- 
stellte Vasall das Gericht anerkennen muflite, wählte er un- 
ter den Kronvasalien die gröfsten au Richtern, «s waren mit 
ihm sechs, diesen gesellte er sedm geistliche Pairs bei und 
so war das Gericht der 19 Patau gebildet Es erscheint als 
ein Ausschulb der Curia regia •— und als besonders privUe- 
Mrü. Zdud^.f. lUekUm u. Geei§g. d. Ausl. XIK 9. i. IT. 4 
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gjirt ffir 4i«0e KwMf , tet »Iso vob dem «ewUnlieben kfeig« 
Hohen C^riobte wesentlich Dicht verechieden. Dies erkülrt 
OOP, wiiram es später hei mehrereii VeranJaflsoBgen sich in 
4iHMelheo wieder verliert, und nur hie und da als ein ansaer* 
oidentliches fünifirt^ aber nie zu dem^ Anaehen des Parla- 
ments sioh erhebt. 

Philipp Angust war es auch (nach dem Heraasgeber), 
der die regelmftrsigen Siizongen des Parlaments festsetzte in 
eeioer Verordnung vo^ 1191, als er den Krenzzug unternahm. 
Er hefafci 4arin der Königiii als Regentin, alle vier Monate in 
Paria einen allgemeinen Gerichtstag zn halten (Art. 3). Man 
lieaftimmte dafür die Woche nach grefsen Featen, z. B. nach 
AUerheiligett) Maria Lichtmefs and Pfingsten, oder andere 
dienen nahe liegende Tage, wefshalb in den Olim auch die 
Filamente jedes Jahrs nach diesen benannt werden. Graf 
Sengnot schreibt nicht Mos diese Nenerang dem König 
Philipp Angnst an, sondern auch die, dafs er Nichtva- 
aallen, d. h. miUtea et clerici zn Beisitzern berief, die ur- 
iq^rüiigUeh blos R&tha waren , welche man ihrer Rechtskennt- 
nifs wegan hefrug, sich aber spSter in wahre Richter yer- 
wandelten (p. LXI-^LXVD^ Diefs geschah schon allra&h- 
lig iwter Ludwig dem Heiligen. Das Parlament wurde daa 
hSehale Appellationagericht anter diesem Kdnig; die gelehrten im 
römisebeii and kanonischen Rechte bewanderten Juristen, welche 
tein aalhen, ftthrten eine gegen das Feudalsystem gerichtet« 
Preoador ein, Daa Halten der Register war ^davon nur eiae 
Va^ (p. LXVI-*-^LXXU). Philipp der Schöne gab dem 
Ptalamente dorch aeine Verordnung von 1309 eine regelmia-* 
aigf Organiaatian, -die aber, wie Klimrath p.. 30 gezeigt hat, 
tteht eine neue von ilun anagehende Schöpfung, sondern der 
flache nateh schon vor ihm vorhanden war (p. LXXII — 
l4ZXlV)t Das Aufaeichnen der Entsoheiduagen des Paria- 
MOnta ist nadi Graf Reugnot durch die Sitte, das Reohl 
ras Weisthämern (fiiß^rd»} zu erhäjrten, veranlarst wor^ 
4fMI» Die imfttsita«, Arrestationesy Judieiaf Consilia diesea 
hohen Gerichtea waren die wichtigsten Reoerds (p. LXXIV 
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-— LXXVI), wie ja auch die Eatselieidiiogea des Bebiqnier 
der Normandie and andere solohe 8ind(p. LXXVII-^LXXTIII). 
Anf&aglioh aad wdiireod einer grarsen Reihe tod Jahren, wa- 
ren diese Anfedchnnnu^n nnr eine PrivatarbeiC des Oreffter, 
der attcb nicht alle Batseheidnngen, die in den Sitniingen 
vorkamen, in die Register aufnahm (p. LXXVI -^^LXXXIV). 
Erst im liten Jahrhnndart erhielten sie einen offleielien Cha- 
rakter. Früher wurden aaeh die Texte 'der kOnigliehen Ver*- 
ordnangen darin nicht abgeschrieben, während später diaa 
Bngregistrement ndthig war, am dieselben Tollaagsmäfsig m 
machen. 

Die ältesten Aafxeichnangeii entnahm Montlno, wie er 
selbst sagt (p. 440), ans den Rollen, woranf die Enqotte 
stand und die Entscbeidang kurz yerzeichnet war. Er tmg 
sie in die von Ihm angelegten Register ein ; diese aetzten 
dann seine Nachfolger, die wir oben naanteö, fort (p. LXXV 

— Lxxxvni). 

Was nnn den Inhalt und die historisdie Wichtigkeit der 
CNim betrifft, so beschränken sich diese nicht Mos anf daa 
eigentlich Jnristische. Sie zeigen uns den Entwlckelnnga*- 
gang der politischen Zustände Frankreiehr seit der zweiten 
Hälfte des dreizehnten Jahrhanderta. Mit Recht ftthrt ihr 
Heransgeber ans, wie das Parlament anf das kräftigste mifr* 
wirkte, 4ie königliche Gewalt zu consolldircn and aaszodeh^ 
aen, wie es selbst allmähliehe Usnrpationen derselben plan- 
.näfsig beg&nstigte, am die Fendal * Verfassang zn nntergra- 
hen* La cour royaU (sagt er p. USXXfK.) Stau pleinement 
entrSe sous le regne de Saint "Louis dans une voie de oon^ 
quStes successivesj d^empüiementi UnU, mais casurit sur Vaur' 
torite seigneriale doni Veffet devoit itre de rendre ä la royäutS 
le pouvoir ei le luüre n^cesiairen pour dominer les inUreU ari* 
itocratiques» Ce tribunal, gut ootnpril de si bonne heure Vuli» 
liU d^une jurüprudence fixe dans le domaine de la hi civile, 
se forme promptement et sans aucun embarras une jurispri^ 
dence poUtique^ güi prenait sa source dam la ferme volonU 
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5) CoüecUon de CartuUUres ^e Frcuice^ Tome I. et IL 
CaHuiair0 d^ V Abbaye de Saint "Pere de Chartres (pp- I — 
CCCI4XX et 1 — 818), Tome I. Cartulaire de V Abbaye de 
SairU Berlin (p. L XCVH et 1 — 487) pubUes par M. Gue^ 
rard^ Membre de V Institut de France* l^ftris 1841. 3 voll. 4« 

Der TOrsteliendeo Anseige lassen wir die einer »nderii 
B^ihe von Werken folgen, welche ebenfalls zar CollecUon de 
doeämem ineäiU sur Vhistoire de France publies par ordre du 
Roi gehören und, j&aoaohst sich an die von uns in B. XIII, 
der Zeitoehrift angeizeigten Archives administratives de la ville 
de Rheinu anechliessen. Gleich diesen enthalten sie Cartula- 
rienvon Abteien, n&mlicb das der Abtei St. Peter inChar* 
ifes und das von San et Bert in bei Saint-Omer^ Beide sind 
TOD griwster Wichtigkeit and anendlicher Belehrung. Ihre 
Herfoegabe ist durch einen hochgestellten Gelehrten besorgt 
wordea, dem die Freunde der Stadien des germanischen AI- 
terthams schon firöher yerpfliehtet waren, nämlich von Rerrii 
Professor Guerard, der an der Ecole des Chartres afisge- 
seiohnete Schaler bildet apd als. Mitglied der Academie des 
Inseriptions bisher noch vergrabene Gefichiehtsquellen zu Tage 
fördert und durch eben so grandlich wie anziehend geschrie- 
bene Ahhandlongeh dieselben beleuchtet. Schon vor f&nf 
Jahren bereicherte er die Quellenliterator des MUtei^ters dar<di 
die Heraasgabe des Polyptichum irminonisf d h. des Liber 
censualis der Abtei Saint-Germain des Pre;s vom Jahr 
812, dem noch andere kfirzere Polyptieha und eine Anzahl 
amgewihlter Urkunden beigefügt sind, ein Werk, d(Bssen 
Verbreitung dorch den Buchhandel man mit Ungeduld entge-» 
geaaieht 0* 

Das Cartalar der Abtei Sanct Peter zu Chartres enthalt 
die auf dieselben sich beziehenden Urkunden von 889 bis 1480, 
wovon die meisten dem IQ. , 11. , lü« und 13. Jahrhundert 
angehören und deshalb besonders ioteressant sind, weil sie 

Y) Der Herausgeber hielt es zurück, um einen ausführlichen 
Commentar darüber, der, wie es scheint, noch nicht f^nz 
. ▼ollendet ist, gleich mit erscheinen sn lassen. 
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YOM den VertBBMtn des Cftrtal«ni In eine Geeehiohte der AMM 
verwebt sind nod über die goeelHgen und dkonofliiseheo 0v* 
Stande des Heraieiis von Franbreieb , d% b. eines TMii der 
Cspetingfsoben Krenlende die msmifobffiltlijrsten AttfiMliltsie 
^ben. Das Cartnlar ven «eint Ber#n schon Im fO. MMsmh- 
deit angelegt, ist sek lange beitkbnit und fn der Haadaelirift 
soften von Dnoange bentttzt worden. Bs Ist eine HMipl* 
qoelfe für die Oesebiefate vwk Flaodern nnd insb es e ntf dr e Ml 
IIW davon abgerissenen südliebsten Tbelles desselben, ir s iei» 
seitdenr den Namen der Clmfsehaft Artois rabrt. Eine MMlt»^ 
' angäbe beider Cartolarien nnd ihrer Sagaben wirtf ttnseitt 
Lesern niebt anwillkomnien seyn. 

L Dem Cartnlar von Saint Pere (statt Saint Pierre) f#a 
Cfanrtren sind sehr ansfflhrliohe Preiegomenn Torimgesofalehr, 
worin wir nicht lies IHI«r den Ursprung desselben nnd die 
Binr.Mitiing der vorliegenden Ansgabe nnterriobtet werMtf, 
sondern aneh eine vollständige Uebersiobt der geselligen und 
dbooomisofaen aSnstinde Mtttelfk'ankreiehs erhalten , inwieweit 
dieselben dnreb diese Cfsnehiebtsqnetle beleuebtet wtrden, 
Dnraiif folgt das Cartnlar selbst; zwei Indroes, rfn InteM«^ 
scher Index generalis nnd ein Diotienaire geograpbiqne, wel« 
die das ^'erstehen des Werkes nnendlieh ertefohtern (pp. TM 
— 8S7} besehllessen das Ganee. Derr Ga^rard gibt theüb 
nach den Cartularien , tbeils nach einer handsebriftlieheff He-» _ 
sefaiebte der Abtei Ton Anbert^ titelle naeh der Gallia chri^ 
stima, T. Yin. OolL 1^14-^1934, eine bnr^e OescIiieMe 
nnd Bescbrelbnng dersriben (p. CGXXXIII— CCfiXVIF). Me 
war schon im siebenten Jahrhundert gestiftet, aber mit der 
Stadt Cbartres Ten den Normannen nweimal Terwflstbt wordev 
(§88 v. Ml). Im Jahr 996^ wurde sie sum zweftenmat re-* 
stanrirt und bestand nun bis znt Attfhebung aller Kldeter fii 
Fmnkrelelt dnreh die firansösisofae Revotifdott* 

Ons Cartnlar besteht ans drei Haupttbfeüen , 1) eintfr 
Clvonik nnd fJrkundensammlnng, das den Nnmen Fetas Agano 
(von dem diesen Namen tragenden Restaurator des Klosters, 
dem Bischof Agano von Cbartres) führt; 9) dem Codex 
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Argenteus und 3) den von Dom Mnley gesammelten Crknn«- 
den (p. CCLXVII — CCLXVIIL). 

Der erste Tlieil, in VIII Bficber getheilt, ist zngleioli 
eine Chronik, ein Lagerbach and eine Urkandensammlang des 
Klosters, welches ein Mdnch desselben, Namens Paul, der 
10$0, 1079, 1086 and 1088 in den letzten genannt wird and 
Aeditauß et Notarius der Abtei war, sehrieb. Die Urkanden 
sind nach den Aebten, dnter welchen sie verfasst warden, 
dassificirt and in Bdoher and Kapitel vertheilt; im letzten 
(dem achten) Baohe finden sich jedoch aach Urkunden aoa 
dem Anfang des zwölften Jahrhunderts, die also spftter in das 
Liber Agano eingetragen worden seyn mflssea. Die chrono* 
legisehe Ordnung ist nicht streng befolgt. Vollständige Nach- 
richten über diesen Theil enthielten die Prolegomenes pag. 
CCLXVm— CCLXXV; Der Abdra<^ selbst beginnt 6. 1 
und endigt S. 964 mit dem ersten Bande. Nur 2 Ckxücei 
desselben ans dem 19. Jahrhundert sind vorhanden. 

Der zweite Theil von p. 957 — 690 fuhrt seinen Namen 
(!odex argenteus von seinem Einbände, ist geschrieben gegen 
das Jahr 1900 von einem unbekannten Mönche, die Urkunden 
sind darin zuerst topographisch, dann chronologisch in 4 
Böcher vertheilt geordnet; mehrere sind aus dem Liber Agano 
wiederholt, aber im Drucke, mit Verweisuqg auf diesen, über« 
gegangen (p. CCLXXV— CCXXn.)« 

Die im dritten Tbeile abgedrackten Urkanden (von pag. 
693 bis 737) sind aus einem vollständigen Copialbuch der 
Abtei entnommen , welches ein gelehrter Benedictiner Namens 
Bluley, als er zwischen 1775 und 1776 das Archiv derselben 
ordnete, in vier Folianten verfertigte. @ie sind also nur ein 
Nachtrag der in den 9 ersten Äbtheilungen des Cartalars nicht 
vorkommenden Diplome von 978 bis 1490 (pag. CCLX^VII 
— CCLXXVIII). Da nun die sämmtlichen Urkunden nicht 
in einer fortlaufenden chronologischen Ordnung in der vor- 
liegenden Aasgabe gedruckt sind, so Hess ihr Herr Guj- 
rard pag. CCOLV ff. ein chronologisches .Verzeichniss aller 
vorangehen. Nicht alle sind vollständig abgedruckt, bei vie« 



; 
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Imi die Im Anlbii||re stoheiiden Titahiren weggelasieii Qod tod 
ganz unbedeotenden ist nur die Inhaltsanselge gegeben (peg. 

ccLXXvni-). 

Der Beranegeber warde bei der Arbeit nateratfitzt dnreh 
zwei jaoge Clelehrte, die Herren Perraax nad Gjrand, 
velohem er 6. CCLXXX seinen Dank aussprioht und grosses 
Lob zollt. Aaeh rfibmt er die Beibfllfe sweier anderer, der 
Herren Claude nnd August le Prevost (p. CCLXXXI.). 

Wie lehrreich das CaHülaire de Saint Phre ist, Iftsat 
sieh sehen ans der Uebersieht der gesohichtliohen Notizen 
ersehen, welche Herr Gnörard pp I — CCXXXID. ans den- 
selben gezogen hat Bs gibt Aufsehlfisse: I. Aber die To* 
pographie, IL dieNatnr'der Besitzungen der Kirchen nad 
Elöster, IIL ober das Bigenthnm iUaüeu)^ nnd zwar Aber 
le domaine, la terre salique, U beneßce et le fitff la censtve^ les 
manse elc, IV. Aber die Staadesverfailtnisse der Noblhf 
kommes libres, hdtes, non libres^ coUiberts^ serfs, die Jjffran^ 
chissemenU n. s. w. , V. Ober die Arts et metiers^ VI. die 
Offices j d. h. die Ministerialitätsverh&ltnisse , als der Maires, 
Avoues , Fidames, Bozens ^ GHantres etc. eic*, VU. fiber die 
Namen und Zunamen im Mittelalter, VIII. Aber politische 
InstHntionen , z« B. Aber die Fortschritte der königlichen 6e- 
«ralt, die Beohte der Seigneurs de Puiset^ den gericihtlicben 
Zweikampf, die Codtumes et libertis n. s* w. X. Unter der 
Bobrifc Droits ßodaux et rSdevances feodales folgt pag, 
LXXXVi — CLL eine sehr interessante Abhandlung Aber 
das Lehenswesen, dann XL eine über Maase und Gewichte 
(bis CLXXIX.), XIL fiber das Mfinzwesen nebst XIIL einer 
Untersuchung fiber den Werth und den Ertrag des Grund- 
eigen thums, endlich von XIV — XVL Notizen über Moeurs et 
usages 9 faits divers et Actes. Z. B. die Investitur , den Zeu- 
genbeweis, die Mai7{ferme, über den Cancellarius nnd Notarius. 

Vl^ie schätzbar für den Rechtsgelehrten die Beiträge sind, 
braucht nicht erst versichert zu werden. Obgleich nicht Jurist, 
hat Hr. Gnerard dennoch die auf das Recht sich beziehen- 
den Notizen so klar und genau angegeben, dass, wenn ihnen 
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aii0b Me and d» die joristisebe Schiiife fehlt, doob jeder 
EiBgewelbte dieselbe bendteen ^ kann. Jede seiner Angaben 
stötzt sich auf angefahrte Stellen aus dem Cartniar. 

II. Das Cartolar von S. Bert in ist mehr eine anf Ur- 
knnden gestanzte ; Chronik als ein Copialbnob dieser Abtei. 
Es besteht ebenfalls ans drei Abtheilnngen und die erste ist 
oiehts anderes, als das sehen angefahrte Carluiarium Felguim\ 
Terftuist zwischen 9(^1 nnd 975 und hier nach einer Hand- 
sobfift des 19. Jahrhunderts im aatiqaarischen Masenm der 
Stadt Bonlogne snr Mer abgedmckt. 8. 1 — 168. Es 
enihjilft gcfgen 80 Urkunden von 648 bis 889, ein Diplom 
Kaiser Heinrichs I. mit inbegriffen. 

Die zweite Abtheiiung bildet das CartulaHum Simonis 
WS einer Handschrift in der 8t|idbibliothek zu Saint -»Omer 
(p. 169 — dIM), welches in drei Dächer zerfftHt, ton 166 
Ctfpiteln. Es ist Chronik und Copialbuch vom Jahr 1091 bis 
1145. Die dritte ist eine Continuatio dieses Cartnlnrs bis 
Bun Tode des Kaisers Heinrieh dem VI. Die Urkunden gehen 
bis 1186 p. 999-371. Als Zugabe ist S. 409-^486 bei- 
gedruckt ein kurzes Cartniar des Monasterum Sanctae Trini^ 
iatis 9iu Ronen. 

Wfts nun den historischen Werth des St. Bertinisohen Car-« 
lulars betrifft, so ist die erste Abtheilung desselben wichtiger als 
Chronik, denn ids Urkundensanmlung, aus dem einfachen Grande, 
weil von den darin enthaltenen Urkunden die wichtigsten durch 
Mabillon, Malbranq, Miräns, Brequigny und an- 
dere ^> sehen herausgegeben sind , während die Chronik noch 
nngedrnckt wnr» Sie enthält nicht blos die Geschichte (DSt 



8) Eine der ältesten dieser Urkunden, oäinlich das ScheBbnng«» 
diplom des Priesters Felix Ton 745 erschien zum erstenmal 
vollständig nach dem Original in des Uefer. ilandriacben 
Staats- und Ret^htsgeschiclite. Bd. I. Urkund. Buch Nr IL 
A. nnd dessen Facsimile im ersten Band der französischen 
Ansgabe dieses Werkes. In Hrn Ga^rards Abdruck ans 
dem Cartniar p. 53 — 55 sind die Unterschriften nicht toU- 
«tändig. Es fehlt z. B. die des Gumbarli Scavini. Auch ist 
der Text Tielfach abweichend. 
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Abtei, soadero auch dia deir frtakiMbea Moimroliie, aad awat 
in vielen Haoptponcten aaf eine voa der gewdhalicbea Dar- 
ateUiiDg abweichendea Weise, wie der Beraatgeber 99« XXI 
—XXIV. angibt Aneh im Cartalar de» Sin ob aiad dia 
geacbichtlicben Angaben aiebt nnwiobtig (von der Brabomog 
Bnglandsao darcb Wilhelm I.)« aie bexieheo aiob doeb mebr 
avf die Gescbicbte von Flandern (p. XXV f.). Dar Braibier 
scbeint aber wenig KritiJk beaeaaeo zn baben. 

Beide CbroniMn sind Quellen apiCerer, a. B. 4ea be- 
kannten Chronicon Sancii Bertini von Iperlna ^ 188& 
($, meine flandriaobe Staats- and Beabtage« 
flobicbte Bd. L S. 67.) Binige allgeaeia gtaobtebtüoba 
Data enthalten aodi die Fortaetanngen des Simoniaaban Car- 
tulars. Ansf&hrlicbcr wird die Ge«ohiohte der AMei S> Bac« 
tUi von ihnen erzählt and oaeh ihnen mit kritiaoher PrMwg 
vom Hrn, Heraaageber pp. XXXI •— LXXVIII. 

Unter den IJrkooden sind ein badeotender Tbeil hier «ua 
erstenmal gedruekl^ im Cartalar von Fol quin afthltan wii 
von 800 bis 889 vier und zwanzig, b» weloben niebt ba*- 
merkt ist, sie aeyen von andern aeboa beraoagegebeA. Dar- 
unter ist die Breviatio vUlarum Monaßhorum vidus p, 97«— 
107, welobe ein Pofypiichum eines Tbeila der Beaitaoaigmk 
der Abtei ^entbjilt, besondere belehrend *>. In den B Büehar« 
des. Cartulars von Simon haben wir S3 m^edmokte Diplome 
voa 1086 bis $139 gezählt^ in den Continaatioaeo aber nav 
U von 1176-1180 

Herr Guorard bemerkt am Bade seiner Binleilaog, dasa 
er aus andern Copialbäcbern, namentlleh aus dem voa B^J^^ 
Witte, der 1793 Arehivar der Abtei war, noch eiaa grosse 
Anzahl Urkunden in die vorliegende Ausgabe dea Cartnhir 
von St Berti n hätte aufnehmen können, er habe aber veige-* 



9) Hr. Gutfrard liest sie als Zug^abe der Polyptik von Irmian 
p. 890 abdrucken, woraus Referent sie für den nächstens er- 
«cbeioenden 8. Tbeil seiner flandrisfihen Staats-- und Rechts* 
geschiebte benutzt hat. 
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zogen, dieselben in einer eigenen Sanmlnng einet tu ver- 
breiten« 

Mdge dies gesehelien nnd der gelehrte Heniuegeber sieh 
dMU der Originalien anoh bedienen, die noch In Gent, wohin 
D. Witte geflüchtet war, sich vorflnden >^). 

6) Recherches sur les Vigueries et $ur les Origines de la 
FeodaUte en Poüou par A. D. de la Fonienelle de Vau-- 
dorS, de VAcademie des Subscriptions etc. Poitiers et Paris 
1839. IV. 8. p. 1—168. (mit einer Charte). 

Zn den Icöniglichen Geriohtsheamten, welche in den Ca- 
rolingischen Zeiten neben den Grafen Toricommen , gehört be- 
kanntlich ausser dem Centenarius auch der Vicarius. Beide 
haben nach dem Capit L v. 810. cap. t. nur eine beschrfinirte 
Cteriohtsbarkeit, doch erscheint der letzte als der Stellvertre- 
ter des Grafen, w&hrend der erste ein mehr selbstst&ndiger 
Beamter ist Dass die Vicarii unter dem Namen Figuiers in 
Frankreich allgemein verbreitet waren, sich bis in das spä- 
tere inittelalter herab, nnd sogar oft noch länger erhielten, 
ist bekannt, aber dennoch war es den Geschichtsschreibern 
und Alterthnmsforschern immer schwer, das Ami des Viguier 
näher zn bestimmen '>). Untersachnngen also über den Ur- 
sprung und die Functionen der Vigueries können nur will- 
kommen seyn, namentlich wenn sie in einem Lande gemacht 
werden, wo sie einst eine topographische Wichtigkeit hatten, 
und von einem Gelehrten, der mit der Vorzeit seines Vater- 
landes vollkommen vertraut ist Mit Vergnügen zeigen wir 
deshalb die vor ubs liegenden Recherches sur les Vigueries en 
Poifott an, deren gelehrter Verfasser, Herr de la Fonie- 
nelle dei Vaudorj schon langst durch seine Schriften über 
die Staats- und Reehtsalterthümer des südwestlichen Frank- 
reichs sich einen Namen gemacht hat Die Zahl der Viguiers 



10) S. meine flandrische Staats- and Rechtsgeschichte Bd. I. S. 
^ 11—18. 

11) Eichhorn, deatscbe Staats- und Reehtsgesehichte , Theil 
I. S. 182. 429. 690^691. 
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in d«r. ehsiMligcn.Gnifeebaft Poiftoo (oder Poitiert) war «i« 
eodlioh groHs >>), wie deren Angabe in der vorliegenden 
aoiirift und die beigefügte Charte seigen. Neben ihnen fcoB- 
men im 19. und 13. Jahrhundert neoh Tiele andere Beamten 
Tor, als die Vicomte$f Senechaux, BaüUs, PrevoU, dann ea 
ftberaos aohwierig ist, die Faootionen denwiben «nd ihr Vor- 
hftltniss an den letatern grdsstentheile neue Beamten , aowla 
das dea Amtaaprengels der Vignerio aa der Gan-Bintheilnng 
oder gar der filtern kirohlichen in Arohidiaoonate ond De0a- 
nate an beatimmen. Herr de Fontenelie hat doreh aelne 
ina kleinete Detail gehenden Unteraoohongen alle diene Pnnota 
— fteilioh nieht immer mit beMedigendem Brfolge aaftwhellea 
▼eraneht 

Die oiaaelnen Vigaerien sind nidbt auf einmal, Benders 
Daeh and nach entstanden (pp. 41, IfB— lfd.); sie waren 
sieht alle gräflich, sondern anm Theil grandherrlioh, wie 
namentlich die einiger Klostergebiete (p. 36— 86.). Die Ü- 
testen findet man schon 775, 785, 817, 881, 887, 888, 849, 
überliaopt bis 890 dreizehn, im sehnten Jahrhundert komme« 
hinan 43^ im elften 7, der Anfang der übrigen iat unbekannt 
(p. 185 — 187.). Im awölften Jahrhundert werden noch meh- 
rere andere Viguerien in den Urkunden genannt, allein nach 
unserm Verfasser sind sie entweder nur Theile anderer, oder 
nur Angaben eiazelner Amtsfuoctionen der Viguiers, mit dea 
ihnen aahingenden Binkflnften. Br nennt daher dieselben 
oneigentliobe oder unvoUstfindige Viguerien (^de$ Figuerte$ 
imparfails ou imcompletes) p. 188 — 140. Diese Viguiers sind 
Ihm daher des faux Figuien '*); sie fflhrten den Untergang 
der wahren eigentliehen Viguiers herbei (p. 140). Ueberhaupt 



18) In deh 15 Ftogi der Orafichsft i&hlt der Y. 75 Vigneriee auf, 
wovon aO nllein im Pagns minor Ton Poitiere lagen. Bs 
mästen viele noch nnbefcannt «eyn. Fanf Fagi hatten Jeder 
nar eine Yignerie, welche jedoch nicht Ten ihm den NasBon 
führte. 

18} Sie sind oft anr Fi^TOts, die den Titel Viguiers fuhren, 
p. 141. 



♦ 
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sieltt sich das Amt des Visiers im swOlften Jahriiaftdert etwas 
Toa seiner orsprüngliofaen BiariehtuDg rersohiedener tierans, 
ob|[teioh es ans dieser hervorging. Unser Verfasser hat frei* 
licii das Wahre desselben sowohl in seinem Beginne als am 
Bnde nicht mit der nöthigen Klarheit und Genanigkeit eharak- 
terlsirt: allein ans den von ihm beigebrachten Angaben l&M 
es sieh wenigstens im Allgemeinen bestimmen. Mirsverstehen 
wir ihn nicht, so verhielt es sich mit dem Vignerien in Poiton 
folgendermaßen: '') . 

Nachdem Carl der Grofee Ludwig den Frommen enra 
König von Aqnitanien ernannt hatte, organisirte er diefs Kö- 
«ligreich nach Grafschaften. Unter diesen war Poiton eine 
ziemlich aasgedehnte. Ihr Graf QComes PictaviensW) hatte 
nicht blos mehrere Vicecomites^ die, wenti er abwesend war, 
ganz seine Steile vertraten, sondern noch eine gröfsere An- 
sah! Ficariij welche eine von den Centenarien nicht sehr 
verschiedene also mehr niedere Gerichtsbarkeit hatten, nach 
dem Caji^itaiare von 8t0. Die Amtssprengel der lotsten wa^ 
reu geographisch bestimmt; die der Vicecomites scheinen erst 
spater es geworden zu seyn. Auch jene waren im Besitze von 
Grnndstaoken, die sie saerst als beneficia^ spfiter als feoda 
inne hatten. Sie waren aber, wie die Grafen selbst, nicht 
rein gorichtUohe , sondern auch polizeiliche nnd Admtnistra^ 
tivbeamten. Verschiedene Gebühren, Gef&lle nnd Abgaben 
flössen ihnen zu, welche die eintragliche Seite ihres Amtes 
aasmachten, und als sie den gr$rsten Theil ihrer Gewalt als 
gerichtliche Beamten verloren hatten •— fast noch allein als 
4as Recht der Vignerie vorkommen, wie ja anch die Advo«- 
01^ der Sirehen- nnd Kloster -Vögte zuletzt oft nichts an- 
deres bezeichnete als den Inbegriff der pecuniären Vortheile 
und Einkünfte, die den Vögten zuflössen. So lange die alte 
ursprüngliche Feudalverfassung bestand, kommen die unter 
dem Namen von S^nechal, Bailli und Pr^vot hekannten Be- 
amten als Landes heamten neben den Viguiers nicht vor, 



14) S. 28. if. V. S. 146—150. 

/Google 
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«kl der erste nvr ein floteinisterUl war, der letete^ wie der 
Villicas, ein Öomanialbeamter, und der Bailli nor ein wider* 
mflseher Stellvertreter seines Herrn, er mogU Graf, Vioomte 
oder Grundherr seya. Allein nachdem seit dem Bnde des 19, 
Jahrhunderts diese neuen Beamten an die Spitsse des Staate- 
Organismus traten, die Vieomtes selbst Landesherren warea^ 
« so reducirte sich das Amt der Viqniers nor auf das Miaimam 
Uirer ocsprfingliehen Gewalt, nachdem sie eine Zeit lang selbst 
die höhere Criminaljustix geftbt hatten — wurden sie auf die 
ganz niedere und selbst auf subalterne Functionen besobrinkt 
und die Vignerie war, wie oben bemerkt wurde, IlMt nur 
noch der Inbegriff gewisser Gebfibren, Gef&llen und A|ga<- 
hen, die ihnen in ihrem Amtegebiete entrichtet wurden. Die 
Yignerle in diesem Sinne wurde verkauft, verschenkt, num 
Pfände und aom Lehen g^eben, wie jede derartige eintrig- 
liehe Stelle in jener Zeit. Daher auch der Ausdruck pt^er 
l€i Droits de Viguerie Coder Figerie') S. 147. 

Binige Viguerien erhielten sich bis in das 16. Jahrhrnn- 
dort — waren aber so herabgekommen, dalli ihre Besitaer 
nur den Amtevortbeil hatten, die Maafsa «nd Gewichte 
BU liefern. S. 147 — 160. 

Viel höher im Bange und mfiohtiger waren die VIguiers 
In Toulouse, Beziers, Carcassonne, wo sie so zu ssgen, ganz 
des Grafen Stelle vertraten und die hohe Gerichtebarkeit hat- 
ten (S. 150). 

Soviel über die Viguerien in der Grafschaft Poitou. Herr 
de Fontenelle schliefst seine Untersuchungen mit einigen Be- 
merkungen über das Lehens wesen in dieser Grafschaft, die 
wir ni<j^t wiederholen, weil sie zu allgemein sind. Warum 
derselbe immer Carlmangne und Ludwig debonnaire 
schreibt, statt Charles -Magno et Louis le debonnaire, be- 
greifen wir nicht: denn gewifs hat man niemals so wie er 
geschrieben. 



Digijized by VjOOQIC 



64 Die neuesten Schriften 

7) Beau traicU de la diverske de nature des fiefi en 
Fiandres. Giind, 1889. 1. V. 8. pp. 1— M. gb 8. 

Wenn wir ein in Gent gedrucktes Werkchen hier mitan- 
zeigen, no geschieht diefs, weil es dem nördlichen Frank» 
reich ond somit dem französischen Flandern angehört und daa 
Recht einer Zeit enthalt ^'), wo ganz Flandern jenseits 
der Scheide und des ottonischen Csnals noch eine firansö- 
sische Provinz war. Das Bflchlein Ist nichts anderes als 
eine fast vollst&ndige Darstellvng des altflandrischen Le- 
henrechts and scheint im Anfang des sechszehnten Jahrhon- 
derts gesehrieben. Sein Herausgeber, Herr Dr. Ketele In 
Aadenarde, erhielt die Handschrift, die es enthält, vom Ge- 
neral Graf Van der Meere, der in Frankreich sie mit vie* 
len Urkunden, die aas der Domkirche von Toarnay and dem 
Arehiv des Chambre des Comptes der ehemaligen Grafen von 
Flandern in Lille >*) herstammen. Die Freunde der Rechts-^ 
alterthfimer sind dem Herausgeber zum Danke Tcrpflichtet, 
ob er gleicli nichts als den Text dieses altflandriscben Lehen- 
rechts gab, denn es ist ein klar entworfenes Gemfilde dieses 
Rechts, wie man aas ft'dhern Zeiten kein gedrucktes hat 
Sein Inhalt stimmt mit andern altern in flammändischer Sprache 
geschriebenen Werken dieser Art vielfach überein , ist jedoch 
seiner ganzen Anlage nach von ihnen verschieden* Die 
genannten filtern Werke sind ein altfiandrisches Lehen- 
rechtsbuch aus der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts, 
das zwar einmal gedruckt, aber doch so selten ist, dafn 
es fast fftr ungedruckt gelten kann. ( Siehe meine flan^ 
drische Staats- und Rechtsgeschichte Band L Seite 60. ir.> 
Ferner das am Ende des fünfzehnten .Jahrhunderts geschrie- 
bene Werk des flandrischen Präsidenten Philipp \#ielant 
(f 1519) Aniiquites de Fiandres^ aus welchen so viele flan- 



15) Zwar wird der Friede von Madrid von 1526 erwähnt, allein 
der ganze Inhalt des Werkes gehört einer früheren Zielt an. 

16) Siehe über dieselbe meine Flandrische Staats- und Rschtsge- 
schichte. R. h Cap. I. 
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driflohe GMohiclitsehreiber, wie Maobantios, Meyeras, Oade- 
gherst, Bazeliaas, Espinoi n. a. oft ganze Capitel wdrtlieb 
abiobrieben, das aber gaaz nie gedruckt wurde. '*) Aas die- 
sem Werke eotnabm der Verfasser des „Beau Traict^^ ebeo-' 
falls eine Menge Notizen, sowie ans desselben YFIetants 
flamoi&ndischen Bnobe Op de Leenrechten j geschrieben 1491, 
welches eommentirt von de Clerk im Jahr 1664 — seitdem 
80 zu sagen das Ansehen eines Cksetse« hatte nud 1771 aiioh 
als Theil der bei de Goesin in Gent veranstalten Ausgabe al* 
• 1er flandriscben Costomen erschien. 

Der beaa Traiet4 beginnt mit einer Beschreibang der drei 
Hanptbestandtheile Flanderns im Mittelalter (der Flandre souba 
la conronne de France, der Flandre soabs Tempire und der 
Fi. propre, d. h. allodiale ") spricht dann von den flandrischen 
Lebenhofen (8. 1 — 4), worauf der eigentliche Traict4 an- 
fangt. 

Das erste Capitel handelt von der Natur der Lehen im 
Allgemeinen nnd der Hanptarten derselben in Flandern; die 
Ueberschrift der einzelnen Absätze desselben sind: i) gueUö 
ehose est appellee Fitf; 2) du differeni entre bien propre etßef; 
33 Du different entre Fief et arrentemeni; 4) du Fitf condU 
üonneL Dann folgen verschiedene Eintheilnngen der Lehen' 
(p. 6 — 9.); endlich die Angaben der Haoptarten derselbeo 
in Flandern 9 die da sind: 1) Fiefs pour ia guerre; 2) Fitfs 
poür la garde des chateaux ; 3) fiejs pour la garde de la per* 
sonne du Comte ; 4) ß^ß pour le Service de la maison du Comte» 
(Diefs sind die erblichen Hofämter des Grafen, die nnn.p« 
13 — 14 beschrieben werden, etwa wie in den im Urkandeo-. 



173 Einige Kapitel daraus ttehes im Urkandenbuch de« Bd. I. 
meiner Flandrischen Staats- und Rechttgetchichte» N. I.; an- 
andere als Zugabe in dem ersten Bande des von mir angelq^- 
ten nnd von Herrn Abbd de Smet herausgegebenen Corpui 
Cbronicorum Flandrio. T. I. p. XXXIX. ff. 

18> S. meifte Flandrische Staats- and Rechtsgescbiclite. Bd. I. d 
Urkandenbuch 

JfrU. ZtiUehr.f, Htchttw. u. Gettsg. J. Ausl. KJK B. 1. IT. 5 
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< 

bypip jes III. Bundes nosr^r flaodriselifa Cteaohlohte herauf« 
gftgebfsneqMtflAPdriscben DienstreoMe, mir viel kQrser; 5)ß^a 
servans ß la plaisance du Comic et poiLv Ui joyeuseUs s antor 
dA^W gebörep z. B. ein Lehen, in Folge decaen der Vasall, 
wenn der C^r^f im Schlosse ^^a BeFghes ist, aafwarten and 
FJagQlet blasen mnfs, ein anderes , das den Vasalien eur Naohtü- 
aseil; %ma Spieleii dieses Inslrnpientes verpfiiohCet, damit der 
^mf in ^^iqein B^tt^ nipht dorcb das Cies€;hrei der Frösche 
gp4^ Wfi^flc (p. IWf ^)ßtf^ pour lajuüioe, unter dieseti 
wird ein Lehen genannt, welches dem Vasallen die Verbind- 
HqbkeU anflegt, die Bröffnang der iSitzvog des Lebensbofes 
49pr^ Bll^tt eiQf^a Waldhornes aqf der Bnrgbrueke an2.akün<r 
dlg^n (p. 16) ; 7) ß^a $ervßm pour les damaines du Comte et 
h^uU» rpgneure. "> 

Qff zweite Os^itei bandelt von den Lehenrecbtsgewohn- 
heiten, von ihrer Bntstebnng, den Erfordernissen ihrer Gii- 
tlgk^i^ 4ep Beweis der Coostamea o. a. w. (p. 18— .23). 
Q|# di^Htff m^Wt m^ob feiner kurzen Geaobichte des Fendal* 
ignitfiffia (p^ fH-rW.^j die QrundsÄUe den aligemeiaen und 
4q« i« {'If^nderff pri^ctisßb^n Lehenreehts p. S6 bis ^u finde. 

^pcr^t is^ dif l|e4o y^fll Brwerb der Lehen, der Inve- 
ilUtipr n* ^ W« P« 96-^91$ dann von der xa entrichtenden 
l4f)h^nWMrci bei der Erneueriuig der fiomagii (des reließ') p. 
99 -«^ QA« I^AQLn ^Qn der liebenshaldigung — aoob des Gra- 
ffsfl a^i V^^si^flen der Klone von Frankreich und des deutschea 

lieber di^ Btfiefn erMurea wir folgendes: p. 33. L^on 
pc^^ pCHijr reUifae gue a este ordonnS .par le seigrfijuv feodql en 
baiüant le Jitf soit deuxblancs chiens, ung roux faulcon^ 
nprivier (for epervier) thierchelet j( gewebten Stoff) ^ne 



19) d. fa. die Mitglieder der hoben Rechenkammer, vorober sa 
vergleichen meine Flandrische Staats- und ReCibtsgescbicbte. 
Th?. III. §. 18. und der Messager des Sciences bist. Ton 1840 
S. 389. 

KQ Aas Wielant AAti^nit^s de Fiandres. 
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paire de Gants , des epirons ou semblables choses. Et guand 
U denombrement nejait de U mention, mais dict, que te firf 
est tenu au piain relitf^ on est tenu de paier dix Uvres en ar^ 
gent ou sHl est d demie reli^^ doit pour cinq Uvres; ou s*U est 
mis sus pour le meiüeur^ lors on est tenu de pajrer ung re^ 
venu annuel de troU premVeres ann6es au choix du Seigneur. 
Dies alles wird dorob viele Beispiele erlAotert 

S.^45 ist von der Verpfliobtong des Vasallea simi Do» 
nombrement, d. b. zar Aussteilvog eines Inventnrinnis des 
gesammten Lebens die Bede. Dann von den Wappen, p. 46 

— 47, den Timbres, Titolatnren nnd endlicb von dem Sinne 
der ErUämng, par la graoe de Dien p. 48 — 49. Hier endet 
die erste Erwerbungsart der Leben dnroh ausdrüokliebe Be- 
lebnnng; dann wird S. 60 11. von andern Erwerbungsarten 
der Leben gehandelt nnd zwar am ansführliebsten von der 
Lebenfolge, p. 59 — 79. Znletzt ancb von den Lebenscbnl- 
den, dem Donaire en flef n. s. w. Nun wird gesprocben von 
der Entsagung anf ein Lehen, vom Verkauf derselben, dem 
Lehensretract , vom D^sberitement , der Zahlung des dizieme 
denler vom Käufer, von der Verpachtung eines Lebens, der 
Garantie des Sohenkers oder Verkfiilfers eines Lebens p. 78 

— 80; endlich von dem Verlust des Lebens zur Strafe (der 
forfsiture du flef) p. 80 — 90 u. s. w. 

Indem wir uns einer nähern Inhaltsanzeige des Büchleins 
hier enthalten, schliessen wir nur mit der Bemerkung, dafii 
dessen Verfasser fast immer das flandrische Lehenrecht mit 
dem französischen vergleicht, so dals wir auch die 6rund- 
nitze des^ letzten aus seinem Werke kennen lernen und ' 
neben, welche Eigentbümlichkeiten und welche Verwandt- 
schatR das Lehenrecht am äuiliersten sfldwestlioben Ende von 
Norddeutschland mit dem des tiier anfangenden französischen , 
Aeichs hatte, zu welchem Flandern geWissermaarsen den 
Uebergang biUete. 
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V. 

lieber Doktrinal - und authentisclie Gesetz- 
Auslegung: nach früheren und heutigen 
französischen Gesetzen. 

Von 

Herrn L. J. Kcenigswarter, 

Doct. jur. in Paris. 



Diu gesetzgebende Gewalt bestimmt die Normen in welchen 
sich der Gesammtwille kand tbut: sie macht die Gesetze. Die 
richterliche Gewalt, welche einen Theil der Executiv- Gewalt 
bildet^ soll jeden Akt, jede Handlang an diesen gegebeneo 
Normen prüfen und hierauf ihr richterliches Ermessen erlas- 
sen. Nnn hat aber kein^ Gesetzgeber bis jetzt geglaubt, alles 
Mdgliche nmfafst zu haben und mit solcher Genauigkeit und 
Deutlichkeit, dafs an eine Auslegung seiner Gesetze gar 
nicht mehr gedacht werden brauchte. Wenn auch die Eitel- 
keit und Arroganz eines Justinian so weit gegangen, dafs er 
▼erboten einen Kommentar dber seine Gesetze zu machen, so 
lfi(st sich dieses Verbot theils aus dem Chaos, welches die 
unzähligen Kommentarien der flrtiheren römischen Rechts- 
gelehrten Tcrursacht hatten, theils aus dem Vorsatz erklären, 
dafs der römische Imperator von nun an selber die Gesetze 
auszulegen sich vorbehalten: deon von ihm stammt die ge- 
setzliche Regel, über deren Anwendung in unsern modernen 
Staaten man sich so sehr geplagt hat: „Ejus est interpretari 
legem cujus est condere**' 

Es war einst eine Zeit, wo man die mosaische Ge- 
setzgebung als eine für alle Völker bindende betrachtete, und 
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es gelang den Aafgeklirtereo nur mit vieler M&he^ darsa- 
thno, dafs Mosis Gesetze, wie Tortrefflieh sie aaoh fttr die 
damaligen Verhfiltnisse des israelitischen Volkes gewesen, 
nicht. fdr alle Zeiten and für alle Völker bestimmt seien. 
Besteht ja die VortOglichkeit einer jeden Gesetzgebnng in 
ihrem objectiren Werthe, dafs sie nämlich dem Volke dem 
sie gegeben, besonders angeeignet sey, denn eben so wenig 
wie Mosis oder Lyknrg's Gesetze fttr eine heofige europäi- 
sche Nation gemacht sind, eben so wenig w&rde sich der 
Code Napoleon oder das preassisehe Landrecht för die ans 
Bgypten ziehenden Israeliten, oder fttr die Btirger Spartaks 
geeignet haben. Mit kurzen Worten: es gibt keine absolut 
vorzügliche Gesetzgebung, wie es keine absolut vorzflg* 
liehe Verfassung gibt. 

Dennoch scheint man die Brnchstfloke . der römischen Ge- 
setzgebung und Staatsweisheit^ welche im Corpus juris be* 
wahrt geblieben sind, noch immer, wie einst die Gesetze Mo- 
sis, als das nee plus uUra in seiner Art zu betrachten. Sie 
brachten Rom zu der Höhe empor, auf der es wfilirend Jahr- 
hunderten die bekannte Welt beherrschte, für Rom mögen sie 
also das nee plus ultra gewesen , sein , aber vom moralischen 
und völkerrechtlichen Standpunkte sus betraohlet, wer ver- 
mag da die Mängel und Verstöfse von Rom's Gesetzen und 
Staatsweisheiten zu l&ugnen? 

Also weil im Corpus juris steht: „£/u3 est interpretari 
legem cujus est condere^^ glaubt man sich noch heute gebun- 
den, dafs nur der gesetzgebenden Gewalt die authentische 
Auslegung der Gesetze anheimgestellt werden darf, und da 
heute, besonders in den Staaten wo die Volksvertreter an der 
gesetzgebenden Gewalt Theil haben, die Auslegung der Ge- 
setze durch alle an dieser Gewalt Theil habenden moralischen 
Personen schwierig, wenn nicht beinahe unmöglich ist, so 
Ififst sich das Drückende des sklavischen Anhaltens an der 
justinianischen Formel desto mehr fühlen. 

« Freilich ist jene Regel in so fern unangreifbar, dafs 
derjenige, welcher ein Geseta macht, das Recht hat, solches 
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nöthigenfalla za erklären, denn jedes Individuum mag am 
besten selbst seine Gedanken verstebn und erläutern; will man 
aber die Reehtsregel ausdehnen in dem,4Sinne wie sie Jnsti- 
nian niederschreiben liefs, und wie sie heute gemeiniglich 
verstanden wird, dafs nämlich „nur Derjenige, weloher das 
Gesetz im Staate gemacht, es auszulegeyn befugt sey^^, sc 
verfällt man in die grörsten Schwierigkeiten. 

Wir sehen nicht ein, warum das Recht der authentischen 
Gesetzauslegung nicht eben so gut durch ein Gesetz, aind 
also von der gesetzgebenden Gewalt, an einem besonderen 
Staatskörper dcUgirt werden könne, als so viele andere, ge« 
wifs nicht minder wichtige Attribute der Staatsgewalten; hat 
nicht der König, als die ausfibende Staatsgewalt in seiner 
Person vereinigend, die Verwaltung, die Justiz, das Kommando 
über Land- und Seemacht u. s. w. anderen Personen über- 
tragen, und mübten nicht nach der strengen Theorie die 
Monarchen Europa s. eben so wie Ludwig der Heilige unter 
der Biehe von Vinoennes; über ihre Unterthanen Rech^ spre- 
chen t 

Rom selbst bietet uns schon das Beispiel einer solchen 
Delegation der Gewalt, die Gesetze authentisch auszulegen, dar. 

Kaiser August (vor ihm kannte Rom nur die Doktrinal- 
Auslegung def Gesetze, welche in den responsa pendenium 
und den disputationes fori bestand) war der Erste, der eine 
authentische Interpretation veranstaltete, indem er kraft der 
Lex regia, welche ihm die gesetzgebrische Gewalt zugesichert, 
einige Rechtsgelehrte damit in seinem Namen beauftragte *). 
Kaiser Hadrian verlangte einen einstimmigen Ausspruch die- 
ser Rechtsgelehrten, wenn der Richter gebunden seyn sollte^*), 
und nur nachdem Despoten wie Diocletian und Constantln alle 
Staatenmacht in sich vereinigt hatten, konnte es^einem Justi- 
nian einfallen, die Regel: Ejus est mlerpretaH legem cujus 
est condere, in einem so despotischen Geiste zürn Geseti^ zu 
erheben. 



♦) Fragm. 1, i 41. Dig. (I, ») 
**) Gaji Comm. I, §. 7, 
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Die KMge ton Fnokreiob^ welolie sich aof dM fitr die 
monarehiflchi» Gewalt so Rostige JdotinUiiliOlia Reeht ttAfs- 
teii, hattan aiiaaer dem fteeht ala obereter Appeibof des K9- 
aigreieba iso eotaefeeiden, ood alle von anderen GeHchtobÖfen 
miBgegämgeM Erkenntnisse weg^n Gesetz ^ Uebertretang su 
fcassirea, aocb die aufheatieebe Aoslegnng der Gesette sieh 
vorbebalten. Doeb war jene einem besonderen S(aatsk5rper 
delegnin. Die Ordonnanz vom 6. Angnst 1849, welcbe ab 
das Grundgesetz dieses Gegenstandes betrachtet werden mbg, 
tontet wie folgt Art 83: 

fiSi aucunes deolaraiions et interprHations estoieM d Jaire 
pour le temp» ävenir . • • nous voulons et ördonnans gud nos 
amez etßäus les gens de nostre stcret conseil ä Paris ^ ä la 
request0 desdUs gardes et chancelier , Us puisient faire 6t di^ 
clarer par toutes les v&yBs et mafiieres que bon Uur semblera ä 
Jhir6; et au Cas gu'ils ny pourroient vaquer et entendre boHnä- 
ment^ il nöui piaist et voulons que par nos Jeaux et ^mit Us 
gens de nos compies ä Paris soit dSclari et ordonni en ta mn- 
nieredessus dils,*' ^ 

Die Kdfrige ron Fraakreiob «welche dns Attribut der an» 
tbentiseben Geset^anslegting *0 energiscb gegen dfe tfntftf^- 
faOritoben Miftfbräaebe tfnd Üsurpationeif Ae% Parlatnents nfid 
änderet Get tobtsböfe vertbeidigten^ wie man sieh davotf In dem 
ersten Artikel der Ordonnance de Maulins ▼. J. 15M, üM 
in den Artt. 8 nnd 7 einer anderen Ordotfnnnz vom J. 1687, 
überzeugen k«Dn, glaubten also keineswegs ihfedi R<Mte ttk 
schaden, wenn sie es ehiem oder mebreren BüieAiAötpetn Aber«» 
trtgen. 

Was die unter dem Namenf Tonf atrdli de reglement tot 
den OberbSfen ausgegangenen Erkenntirifl^tfe betrifft^ so getfif^^ 
tcn sie in diis GebM der DoetHaal -^ Interpretation, tbeffs Mrarfrb 
Sie wirkliche Usarpatiofnen als vöü einem die Grens^eaf sefrier 
rlebterfieben Bemgatfs tiiherscbreltenden Körper ansgebenfd. 

In A&f StnMstfttwftt^nng t^ i789 ging Wie alle anden^ 
CItaatshdrper, auob der Conseil priiM tfnter, weither bis dabtb 
alt der Oaseation utfd der antbentischen Interpretation beät^f-» 
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tragt geweseo. Das erste Attribut wurde dem üb Jahre- 1790 
erriehteten Caaaationshofe übertragen; zag]eich fühlte man 
aber aoch einersetts die Nothwendigkeit einem anderen Staats- 
körper das zweite Attribut zu übertragen, weil solehes mit 
der Natur des Cassationsbofes in Widerspruch stand , und 
man überhaupt Alles vermeiden wollte, was an die altep, 
Terbassten arrets de reglement erinnern konnte; andererseits 
wollte man gesetzlich bestimmen, in welchen Fällen anthen- 
tisehe Gesetz -Interpretation einzutreten habe. 

Der Art. ti des Gesetzes v. 1, Deo. 1790, die Organi- 
sation dea Gassationshofes betreffend, Terffigte also als Grund- 
aatsB, dafs die authentische Auslegung des Gesetzes dem ge- 
setzgebenden ^örper und dem Könige gemeinschaftlich gehöre. 
Diese Interpretation mufste jedesmal stattfinden, wenn dem 
Cassationshofe nach zwei Cassationen in derselben Sache zum 
drittenmale der Ausspruch eines Gerichtes deferirt worden. 
Brateref hatte in diesem Falle die Rechtsfrage dem gesetzt 
geben^n Körper vorzutragen, welcher alsdann ein deoret 
declaratoire de la Loi^ welches der König zu sanctioniren 
hatte, erliefe, worauf nun erst das Erkenntnifs des Cassations- 
bofes erfolgte. Man behielt somit den Grundsatz des römi- 
schen und altfjranzösischen Rechtes bei, welchen Ba et) in sei- 
nen Aphorismen (No. 61) ganz richtig folgendermafsen aus- 
gedrückt hat: ^^Lex declaratoria omnis^ licet non habeat verba 
' de.praeterüo^ tarnen^ ad praeUrita ipsa vi declarationis omnino 
trahUwr > non enim tum incipit interpretatio cum declaratur^ 
sed efiicitur tanquam contemporanea ipsi legi"; etc. 

Die Verfassungsurkunde vom 5. Fructidor III. und das 
Gerichts -Organisations- Gesetz vom 27. Ventose vm. än- 
derten nichts an diesen Grundsätzen. Erstere (Art. 2M) ver- 
fügte nur, dafs der gesetzgebende Körper schon nach der 
ersten Cassation einzuschreiten habe; das Gesetz v« J. VIII. 
(Art 78) änderte das frühere Verfahren wieder dahin ab, 
dafs, wenn das zweite Cassations -Gesuch auf die nämlichen 
Gründe wie das erste gestützt ist, der Cassationshof in val- 
ier Versammlung aller Kammern zu erkennen habe» 
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Dieses GesetB schwieg aber von dem FaUe eines dritteo 
CsssatioBsgesoches , so dafs man im Zweifel seyn konnte, 
ob beim dritten Cassationsgesnche der gesetzgebend^ KOrper 
einzasohreiten habe, oder ob das zweite Rrkenntnifs des Cas* 
sationshofes, einer antbentisohen , die Übrigen Höfe bindenden, 
Interpretation gleieh ^n achten sey. ^ 

Im Jahre 1806 trat dieser Streit ans dem Oebiete d^r 
Theone in's Feld der Praxis ober, als nfimlich nach zwei- 
maliger Cassation ein drittes Gericht abermals wie die zwei 
ersten genrtheilt hatte. Hierauf erfolgte nnn ein neues Ge- 
setz, das vom 16. Sept. 1807, welches verfügte, dafti von 
nan an die antbentisehe Interpretation in der Form des rSg^ 
lemens d^adminisiration publique gegeben werden wflrde* 
Hiernach stand sie dem Kaiser, nach der Beratfascblagang des 
Staatsrathes , zn. Der Cassationshof konnte solche schon vor 
seinem zweiten Brkenntnifs verlangen, wo nicht, so hatte er 
dieses Brkenntnifs in völler Versammln ng und unter dem 
Vorsitze des Jnstizministers za erlassen, mofste aber die 
aathentisclie Auslegung jedenfalls vor seinem dritten Er- 
kenntnifs rerlangen. 

Ein früheres Gesetz vom 6« Nivose VIII. hatte den 
Staatsrath schon mit der Erklfirnng der Gesetzentwürfe bei 
den Berathungen des gesetzgebenden Kdrpers beauftragt, da 
erstere in seiner Mitte ausgearbeitet wurden ; die Organisation 
dieses Staatskörpers, so wie die Art seiner Berathungen un- 
ter der Kaiserzeit gaben der neuen Verordnung eine beson- 
dere S/inction und den Bürgern eine vollständige Garantie 
für die gute Auslegung der Gesetze. 

Der Code d'Instruction criminelle wiederholte in seinem 
Art 440 das nämliche Verfahren : ^pLorsque, apres une pre^ 
miere Cassation , le second arrit ou jugement sur le fond sera 
aiiaque par les memes moyenfi, il sera procedeselon lesformes 
prescrites par la hoi du 16. Septembre 1807." 

Diese Art der authentischen Interpretation ward, beson- 
ders als mit der Rückkehr der Bourbons die Zusammensetzung 
des Staatsrathes alle Garantie verloren hatte, als mit den 
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oMMtitadonelten OniodB&tBMi der nMen VerfMioiig OBTereio- 
bar, gleich im /ahre 1814 attg^efallen, doch der Kdnig wei- 
gerte sieh die aatheDtieche Geeeiuraelegong , so wie ee die 
Kammern gewttneeht, der geeet&gebendeo Gewalt aarfiksa- 
erstatten« Brst vierachn Jahre spfiter wurde diener Wnaseh 
erfUlit, durch das Gesetz vom 30. Juli 1898. Wir berflck- 
aicbtigen hier nilDht den politischen Grund, die Zusammen- 
aetaung des fitaatarathes betreffend ; de/ Bauptvorwurf aber, 
da(k die authentische Interpretation, welche gesetalich dem 
Kdflig und dem Staatsrathe aufgetragen war, mit den consti- 
ttttiooellen Principien nicht in Uebereinsttmmung au bringen sey, 
scheint uns nngegründet. Das Gesetz tom 16« 8ept. 1807, wo- 
durch jenes Verfishren eingeführt worden, war von der gesetsz^- 
gebenden Gewalt ausgegangen, welche demnach ihr natarliobes 
Recht jder Gesetzanslegung von dem Könige und dem Staats* 
rathe delegirt hatte; sowie es froher die Könige an ihren 
Conseil privi gethan hatten. Wir haben sehen im Allgemeinen 
idas. Richtige einer solchen Delegation weiter oben dargethan, 
ob aber mit Rücksicht der besonderen Verh&ltnisse und Ver- 
fhssung Frankreichs es besser sey, keinen besonderen fitaats- 
körper damit zu beauftragen, ist eine aadere Frage, welche 
die Gesetzgebung seitdem bejahend gelörst hat. 

Eine am 17. Dezember 1893 auf einer Berathschlagung 
äes Staalsrathes erlassene königliche Ordonnanz hatte gleich- 
falls das Gesetzliehe und den Grundsätzen der Charte nicht 
Widerstrebende des durch das Gesetz vom 16. Sept. 1807 
angefahrten Verfahrens ausgesprochen; aber wie verdreht und 
linkisch hatte man hier sein gutes Recht vertheidigtl Nicht 
allein dafs man sich nicht auf die gesetzliche Delegation, 
welche von der gesetzgebenden Gewalt ausgegangen war, 
berief, sondern man hatte nicht einmal den Muth, sich selber 
da» Recht der autheniischcn Interpretation zuzuerkennen. 

^s scheint der Staatsrath selbst damals von coastitu- 
tionellem Aberglauben mit hingerissen worden zu seyn« In 
seinem Avis heiCst es nämlich : 
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„La cUcision rendue par le Roi, dam tfyrpothSie priimUf 
vfest gu'une interprAdtion legUlaUve qui n*a ni Is caractSre 
ni le» ejfets d'une inlerpriiation ligiilaiivcy gue 
rintervenlion de VautorUe legislative pouvail seule lui aUribuer, 
que cetie Interpretation , Ugalement bornie au cas particuUer 
pour lequel eile a etä donnie, n^est pas la regle neeei'^ 
saire de tous les cas analogues, en quoi eUe dfffere 
euemieUement de la Loi; que par consequeni la dispasilicn 
qui autorise leRoi ä la rendre n'a rien de corUraire auP^ prSro* 
gaiives de Vautorit6 legislative et ä la Charte qui les d rigUes/' 

Der Avi« des Staatsniths nod die kdaigüob« OrdOMiAiis 
Tom 9. Dec 18f3 verkfimmerten also selber ibr Recht, inde« 
sie wobl die laterpretsdon der Geset&e dem Kftaige, naob 
aDgebörtem Stsstsrathe, snerkannteo, aber statt einer aothen* 
tischen Interpretation, die alle folgenden Reobtsbindel ent- 
scheiden sollte, hatte man eine DoktrinaNInterprtlatloa 
daraus gemacht, die nur für den einsig gegebenen Fall bin- 
dend war. Wir glauben wohl nicht beweisen au mttssen, 
dafs im Gesetz vom 16. September 1807 von einer antben- 
tischen Gesetzeserkl&rang die Rede war. Aach verwickelte 
jene königliche Ordonnanz die Sache nur noch mehr^ and am 
jeglicher Unsicherheit ein Bnde eo machen, erschien endlieh 
das Gesetze vom 80. Joli 181^8. 

Zufolge dieses Gesetzes mufste wie flrüher, der Cassation»^ 
hof fiber das zweite Cassationsgesnch in voller VersamnUoqg 
(aber ohne des Ministers Vorsitas) artheilen* Im Falle aber- 
maliger Cassation wurde die Sache zur ferneren Aburtheiloikg 
Immer an einen Appellhof verwiesen, sie mochte von 
der Competenz eines unteren Gerichtes seyn oder nicht Die- 
ser Appellhof hatte nun in voller Versammlung zu erkennen, 
und sein Urtheil war In der Sache definitiv,/ da gegen den- 
selben aus denselben Gr finden, kein Cassationsgesnch 
mehr erlanbi war. Dem König mufste nun aber das Ver- 
faUtnifi angezeigt werden, und in der erstfolgenden gesetz- 
gebenden Versammlung mufste den Kammern ein erklären- 
der Gesetzentwurf vorgelegt werden (Art. 8). 
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Wenige Gesetze sind so scharf und so wiederholt ange- 
fallen worden, als dieses Gesetz vom 30 Jali 181^8. Einer 
seiner gröfsten Gegner >) nennt sie „I7ne loi mal coordonnee^ 
congue dam un sens, adoptee dans un auire'^ . . . ^^une Loi 
gui ment ä son titre et ä devie de son hut^^. Ja, wie wir 
sogleich zeigen werden, man war nie üher seine eigentliche 
Wirkung einverstanden. 

Zwei Hauptvorwörfe trafen jenes Geset'i&: 1) Dafs das 
endliche und letzte Erkenntnifs nicht vom Gassationshofe, son- 
dern von einem Appellhofe ausgesprochen, und somit die 
Gerichts -Hierarchie verletzt werde, da der Ausspruch des 
Cassationshofes ohne alle Wirkung bliebe, und der Appell- 
hof eine denselben geradezu widersprechende Entscheidung 
geben könne; dafs somit der Hauptzweck des Cassationshofes 
ans den Augen gelassen worden, der nämlich: die Praxis 
der Gerichtshöfe beständig in Uebereinstimmung zu halten. 

9) Dafs die authentische Interpretation, welche die ge- 
setzgebende Gewalt erliefs , eigentlich ein neues Gesetz wäre, 
folgendermafsen mit den früheren Rechtsbändeln in gar keiner 
Verbindung stehe, und also eigentlich von gar keiner authen- 
tischen Interpretation im Gesetze v« 30. Juli 1838 die Rede 
seyn könne. 

Hier entstand aber gleich ein neuer Streit: ob das De- 
elaratlv - Gesetz in Folge des Art 3. erlassen, rückwirkende 
Kraft besitze oder nicht? 

Diejenigen, welche die Erklärung des Gesetzes als eine 
Mofse authentische Interpretation, vom Gesetzgeber unmittel- 
bar ausgehend, betrachteten, hielten sich an der Regel des 
römischen Rechts, welche durch Baoo >) und Domat ') 
▼ertheidigt, und durch die frühere französische Gesetzgebung 
Aber authentische Interpretation befolgt worden war. Die- 



1) S. Victor Foucher, de la MgiRlation en mati^re d'interpr^- 
tation des lois en France. Rennes 1835. 2. £d. paf^. 20. 

2) Aphoriam. No. 51. 

8) Domat, Lois civiles, Libre prelimin. T. I. sect. 1. No. 14. 
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jeaigen bingegen, welche das Deelmtiv-Geiiete al« eift 
besonderes Gesetz betrachteteo, sprscheo ihm alle rfidcwir« 
kende Kraft, laat dem im Art. f. des bttrgerlicben Geaets- 
baohes >) aasgesprocbenen Gmodsatae ab^ ond bebaaplelea 
somit, dafs es Kraft dem Gesetze vom 30. Jnli 1898 gar kei«e 
aatheBtische Interpretation gegeben habe. 

Nach der ersteren Meinnag mufste das InterpretaÜT « 
Gesetz seine Wirkong niobt allein anfalle znkftnftigen Beehls-> 
f&lle ftussern, sondern auch anf Diejenigen, welche sieh sehoa 
früher, vor Erlassnng des Interpretativ - Gesetaes ereignet; 
mir der einzige Fall, der das Interpretativ-Gesets veranlafbt 
hatte, blieb der freien Entscheidung des Appellhofes anhein- 
gestellt *). — Dagegen hatte das Urtheil Derer *), welche 
b^anpteten, das Interpretativ- Gesetz dürfe nur anf solche 
F&lle angewendet werden, die sich seit seiner Verküodigong 
ereignet, wir gestehen es, die über dieses Gesetz stattgehab- 
ten Verhandlnngen für sich. 

Unsere Meinung ist, dafs Diejenigen, welche den Ent- 
wurf des Gesetzes vom 30. Juli 1828 vorgelegt , eine authen- 
tische Interpretation im Sinne hatten, und also der vom Ge- 
setzgeber auszugehenden Erklärung eine rückwirkende Kraft 
beilegen wollten; dies beweisen die Worte des Gesetz- Ent- 
wurfs (Art. 3,): „[/tiö declaration interpräative est pro^^ 
posee aux chambre/^. Im Laufe der Debatten wurde der dem 
Entwürfe zu Grund liegende Gedanke aber ganz ver&ndert 

Der Berichterstatter in der Pairskammer liers sich fol- 
gendermafsen vernehmen: 

„Comment le legislateur remediera'i^il au mal genital et 
ä une Sorte (Tanarchie qui resuUent de Vobscurite de la loi? 



1) yyLa loi ne dispose que pour l*avenir ; elU n'a point d*^et ritr^^ 
aetif" (Art 4. Cod. civil). 

2) So argamentirte mein hochgeachteter und gelehrter Freund 
Foeliz in dieser Zeitschrift, Band YII, 425 u. folg. 

8) S. Pouche r*s obige Abhandlnng. Duvergier in seiner 
Collection d€8 lots, über das Gesetz vom 30, Juli 1828. Isam- 
bert in der R^vue de Ugislationf I, 241 u. folg. 
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Sera ee par une Jbrmule dtclarative, par cette Interpretation 
qüeläi pubUcütes appellent authentigue ou de declara" 
tionf Meuieurs je le nie encore^ il y remSderia par une loi 
Tumvelle* Quand donc medira^t^on, y aura*Uil Ueu ä inter^ 
prilation ? Jama iV* 

In der DepntirteD&ammer maobte ein Mitglied die Hemer- 
kang, dnfli keine gesetzliche Verfagang eine rückwirkende 
Kraft haben kdnne, weniaf die Versmnmlang sogleich die 
Worte une declarathn interprHative^ in une loi interprStative 



Hr. Fonoher sagte also mit Recht von dem Gesetze 

aO. Jnll 1898, dafs es seinen Titel Ltgen strafe; in 
einem Sinne vorgelegt und in einem anderen angenommen 
worden sey i). 

la Jahre 1834 fknden Verhandlvngen in der Depatirten* 
fadSmer statt, und der Jnstizminister sprach sich in der 
Sitzung vom 85. Dea&ember, förmlich fttr den Grundsatz der 
m>ra>r«troaetit;»t^£ des Interpretativ- Gesetzes ans *). 

Den 1. April 1897 erschien endlich ein neaes Gesetz 
über die Gesetz -Interpretation, welches von ganz anderen 
Grandsitzen als das von 1898 aasging, nnd das hente in 
Kraft bestehende ist 

Nach seiner Hanptwlrknng begegnet es den dem vorigen 
Gesetze gemachten Vorwürfen, indem es 1) das mit dem drit- 
ten Bndnrtheile beauftragte Gericht (welches nnmnehr nicht 
immer ein Appellhof, sondern das jedesmal competente Gericht 
ist) was die Bechtstheorien {le point de droit) betrifft, an 
das ürtheil des Cassationshofes bindet, and 2) indem darin 
von gnr keinem Interpretativ- Gesetz meiir die Rede ist, and 
es der gesetzgebenden Gewalt anheim gegeben bleibt| ob and 
WM» sie ein neues Geaets erlasasa will 



1) Siehe oben Seite 20. 

fl) S« imndolte sich nfimüeh damalt über ein neaes Gesetz, wel- 
che« eine von den Appellhdfen nnd dem CaMatienthofe ver- 
schieden anfgeMste Frage entscheiden sollte. 
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DImm diiii bestelwnde Oettte m11 «iatr krilbehM Be- 
laaehtoBg uatefworfeo werden. 

Die Sehwterigketten , iBterpretotir-Oeeetee M der be- 
8te}ieiideii VertbeiluDg der gesetsg^hendeii BevnU so Tage 
za fdrdern, warea eohon lieget io Freokreieh gefUhlt wordea. 
Dae Geeete vom 80. Juli 1998, welohee von einem coaetiCn- 
tlenellen Skrupel veraalafst, die anCheatieohe Interpretation 
vom fitaatsrathe auf die geeetagebenden Kammern übertragen, 
9vbbU die JnBtIzverwaltnng in eine Miohe Btellnng, indem 
ihr auferlegt war, in der näohetfolgenden Kammemaitznng 
ein IntM^pretativ-Geeeta voraolegen; geetond der Jnatln« 
niniater ja eelbet in der Sitsong vom 95. Dei. 1884 , dafli 
man, kraft des Gesetzes vom 80. Jolf 1898, wobl nwanzig 
mal um loterpretativ«' Geeetze angefragt bebe, nnd dalb das 
Blinisterinm doch in der Vnmdgliebkeit gewesen sey, ein sei- 
dies vorzniegen. In so fern bat also das Gesets von i99t 
eine wirkllobe Verbessemng eingeführt. Der gesetzgebenden 
Macht ') bleibt es nunmehr io jedeol Falle anheimgestellt, 
wann sie eintreten und ein neues eriäuterndee Geseta abfassen 
will^ dieses Recht, neue Gesetze zu machen, brauchte nicht 
weiter erörtert zu werden, da es schon im Staatsgrundgesetze 
begründet ist. 

Das Gesetz vom 1. April 1837 beschäftigt sich alsa blofs 
mit der Doctrkial-^ Interpretation, d. h. mit deijenigen Aus- 
legung der Gesetze, welche von den Gerichten ausgehend, 
sieb nur jedesmal auf einen gegebenen Bechtsfall bezieht 

Bei der in Frankreich bestehenden Gerichtshieraroble siad 
im Fali^ tiner zwischen dem Cascationshofe und den übrigen 
Gerichten sieb erhobenen Meinungsverschiedenheit folgende 
Mittel denkbar, wenn man den dazu veranlassenden Rechts- 
streit blofs durch die Gerichte, and also durch Doctrinal- 
Interpr^talion erledigcu will; 



1) Bekanntlich haben in Frankreich, laot Art. Jf^, des Staate- 
gramdgetetKea » die Kämmet n sowohl als die Regieraag , das 
Recht der Initiative» oder Qcsetavettchlage an maehsn* 
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A. Bntwdler man besohrinkt den CftssAtionshcf tnf 
Uoike Vernichtung den seiner Meinung widerstrebenden Ur« 
theiles, Ififtt aber dem mit der Bndentsoheiduiig beauftragten 
CleriQfate seine volle Unabhängigkeit, zu artheilen wie es will« 

Dieser Weg war der vom Gesetz vom 90. Jnii 1898 
eingeschlagene; er hatte in den Augen der strengen Theore- 
tiker das groflse Verdienst, die GeriohtsUerarchie scharf ab- 
zuzeichnen, und jedem Gerichtshofe seine Unabh&ngigkeit zu 
verwahren. Von den Praktikern war dieses Mittel aber gar 
vielseitig gerögt wordeo: Das Ansehen des Cassationshofea 
wird verhfihnt und herabgewdrdigt, indem nach seiner wieder- 
holten Bntscheidung ein anderer Gerichtshof doch zuletzt in 
einem entgegengesetzten Sinne abzuurtheilen befugt ist Wo. 
bleibt denn da der Zweck des Cassationshofes, das Gerichts- 
wesen zur Binheit zurückzubringen, wenn bei jeder Diver- 
genz zwischen ihm und den übrigen Gerichten, diese es doch 
zulezt hinausführen, und den Prozefs nach ihrer Meinung 
entscheiden '). 

Der Haupttadel aber, der diese Verfahrungsart trifft, ist 
die Noth wendigkeit des jedesmaligen Binsobreitens der ge- 
setzgebenden Macht, welche als Schiedsrichterin zwischen 
den Gerichtshöfen auftreten mufs. 

J^., Man beauftragt den Cassationshof mit der letzten 
Bntscheidung des Recbtspunktes (du poini de droit), woran 
.das mit der endlichen Aburtheilung des Prozesses beauftragte 
Gericht gebunden ist; dieses hat nun nur das Faktische (le 
point defait) zu beurtheilen, nfimlich in wiefern die vor- 
liegende Thatsache der vom Cassationshofe ausgesprochenen 
Beohtsansicht unterliegt. Dies ist das Verfa|ren, welches 
von mehreren Praktikern anempfohlen *) und endlich durch 
das Gesetz von 1837 eingeführt worden ist. 

1) „ha Un de 1898 a donc brise le prisme de la Jurispruäenee 
de la cour de Cassation, et sapi une des plus beUes instituHons 
des temps modernes^^, sagt Foacherin seiner Abhandlung 
pag. 2». 

I) Dies Sjstem ist die Conclosion der mehrmalt genannten Ab- 
handlung des ■charfsinnigen Foucher's. 
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I 
Nteb unterer MelnoDg ist das jets&t beetebende Verfib- 

reu eines von jenen HalbmiHeln , die man nnr zu oft ergreift, 
besonders da wo eigentlioh , wie bier, kein Mittelweg besteht 
Sobald man den Rechtsstreit definitiv von der GerlohtsbebOrde 
entscheiden lassen will, so mnfB diese Bntscheidang eonse- 
qoent vom Cassationshofe als dem höchsten Gerichtshof aus- 
gehen. Im entgegengesetzten Falle bleiben die Anssprttcbe 
jener Behdrde blolse Consaltationen and treten nicht In's Feld 
der Praxis. Diesen Mangel f flhlend sehritt man znm System) 
welches dem Cassationshofe mehr Antoritit ond Beebtskraft 
beilegte, nnd so entstand das Gesetz von 1887. Aber die 
Furcht, die Attribnte der verschiedenen Gerichtsbehörden an 
verrQcken, machte, dafli man anf halbem Wege stehen blieb, 
80 dafs man allen Einwürfen eines anderen Verflahrens sich 
aassetzte, ohne dessen Vortheile sa geniefsen. 

Man wollte den Cassationshof in seiner rein negativen 
Natar "erhalten , and doch machte man , von der Praxis dann 
gezwangen, dieses Collegiam zom endlichen Bichter Aber den 
in Frage stehenden Bechtspankt; man wollte die Unabhängig- 
keit (iouverainete) der übrigen Ckrichtsbehdrden, jede in den 
Grenzen ihrer Competenz, anberührt lassen, and doch kettete 
man sie anerbittlich an die vom Cassationshofe aasgespro- 
chene Bechtsentscheidang. Man liers ihnen zwar völlige Freiheit 
in Hinsicht der za entBcheidenden Facta; aber wenn schon 
im Kriminalprozesse das Abscheiden des point de droit and 
des point defait^ za grofsen Schwierigkeiten veranlafst, wie 
es die immerwährenden Bingriffe der Jury and des Assisen- 
hofes aaf ihr gegenseitiges Gebiet zar Genüge neigen, so ist 
eine solche Abgrenzung im Civilprozesse oft fhst unmöglich, 
und die Gerichte werden anter dem Mantel der ihnen gelasse- 
nen Freiheit, noch öfters die Tbatsaohe der vom Cassations- 
hofe ausgegangenen Entscheidung za entziehen wissen« 

C Es bleibt ein drittes Verfahren olTen, welches zwar 
in Frankreich noch durch kein Gesetz verordnet, von vorn 
herein schon einer heftigen Kritik ausgesetzt ist, sich aber 
Krii, Zeittehr.f, üeehisw .«. Genteg. d. Aasl. JOF. Bd. /. ff, 6 
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dsreb seio© GrÄdheit, durok iie dem Reuhtevcrfahrwi zu er- 
täeileB4e Bioheit, u»d der Lang« de» Procedireas za setzea- 
dea Scbraak«, afibeflehlt, uad al» de««cn Vtrtbeidigar wir 
iHia bierniit bekeoaea. 

Es ^li ofimliob, was der Gesetzgeber vom Jahr 1887 
aar halb versnobt, gaaz anagefftbrt werdea, and der Ca»* 
eatMOsbof al« oberster Schiedsrichter aller »ireitigea Recht»- 
fWle eiiige«etit w«rdea. Den Kia würfen, daffldieVaabhfingig- 
keit der übrigea Gerichte, und cfie blafe negative Natur de» 
CassatioJishofe» hiermit aus 4en Augen gesetzt werden, Ist 
^» bestehende Verfahren ja eben »o gut ausgesetzt, und 
deoh hsit man »ich nach reiflicher Ueberlegoog und nach via^ 
len Brfahrungaprobe» dazu verstehen niüssea, de« Caseaüen»'- 
bofe eine wkWicb praktische AutoritÄt über die «äderen Ge- 
richtsbehörden einzuränmea. 

Wann mI»o Hr. Foueher in »einer genannten Abband- 
laaK ven unaerem ßyste« sagt, dab auf diese Art 4er Caa- 
aationehof ei»« Art vea 4ril«er Instanz bilde, und die Appell- 
h^e BQ einer Art ven. Consaltation»beb(irde herabgewürdigt 
würden^ so antworten wir am gaaz ei«facb, dafe in dem voä 
ifen eo gepriesenen System des jetzt beslehenden Gesetze», 
der Cassationsfaof ebenso eine dritte Instaaz büde ; dafa aber 
die übrigen «eriobte aelbst aiobt einmal ConeuItativbebÄrden, 
«andern In den meinten Ffillen blofse Maschinen teyen, die 
(ratz ihrer eigenen Ueberzeugung ausspreohen müssen, waa 
der Cassaitienshof für gut befunden. 

Ein anderer Vorwurf gegen unser System beruhet 
darauf) dafa der Caasationshof, der schon überAefs mit Ge- 
»obiften überhäi^, dem aebaeMea Geriehtaverfahren hlndcir- 
i4ch ist, nun »einen Geeohaftobrei» »a erweitert »eben würde, 
dar» eine doiipeUe Anzahl Mitglieder lunim hinrekAen win- 
den, da bei unafrem Verfahren die Caaaaüonegewwbe oben «o 
Mttllg «eyn würden ala die AppeUe; dafa ferner die Prazease 
#Qf dkse Art in die Läage i^eaogen und fceatiVieHgar wer- 



1) S. Foux her*» Abhandlung 8. 48» 
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den, and •oait Uofi die Ralcbea in den Tempel der Gerech- 
tigkeit ihren Biotritt haben würden n. e, w. 

Was diesen, allerletzten Punkt betrifft, so Ist ea gewifs, 
dars aaoh bei^ dem beute bestehenden Gerichtsverfahren dem 
Armen die Handhabung seines Rechts gar sehr erschwert ist, 
und Alles, was also zur Abkürzung des Prozesses und Ab- 
sohatning überflüssiger Formen beitragen kann, ist als eine 
Ann&herung zum Rechtsideal im Staate zu betrachten. Ge- 
rade in dieser lltnsich.t empfiehlt sich unser System vor dem 
jetzt bestehenden« Setzen wir den in der Praxis so oft 
Torkommenden Fall eines Rechtsstreites zwischen einem Rei* 
oben und einem Armen, so müssen, ohne der jugemem in'' 
Urlßcuioira und priparatoiret zu gedenken, ein Crtbeil in 
erster Instanz, drei Urtheile von Appellhüfen und zwei vom 
Kassationshofe gefällt werden, bis die Divergenz zwischen 
den verschiedenen Gerichtsbehörden aus dem Weg geräumt 
und der Arme definitiv und ohne Rekurs in den Besitz aeinea 
Rechts gelangen kann. Welcher Zeit- und Kostenaufwand!! 

In unserem Systeme hingegen, wo das zweite vom C8s<» 
sationshofe in voller Versammlung berathene Urthell entschei- 
dende Norm für den Rechtsstreit seyn soll , erspart man gleich 
das Verweisen an ein drittes Geriebt, welcbea, nach dem 
unter LIt. A. aufgefOhrten Verfahren, dem Casaationsbofe 
geradezu trotzen und dessen Ansehen zu einem blofsen Schat- 
tenbild herabwürdigen kann ; oder nach dem unter Liw B. auf- 
geführten System, eine blorse Maschine des Cassatlonshofes 
seyn wird. 

Was die Furcht betrifft, der Gesebäftskrels des Cassatlons- 
hofes werde zu sehr erweitert, so mag ao eine untergeord- 
nete Rücksicht nicht In Rede kommen, wenn es sich um eine 
wirkliche Verbeaserung im Gerichtsverfahren handelt. Uebri- 
gens ist es unrichtig, zu behaupten, dafs in unserer Hy- 
pothese die 'Caasationsgesuche ebenso h&uflg, als die Appelle 
seyn würden $ denn appelliren kann man von jeder Entschei- 
dung, wenn der Wertb den dem Rechtsstreite zu Grunde lie- 
genden Objekts den vom Gesefze bestimmtoi Wertb erreicht; 
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während das Caasationsgefiaoh nnr für offenlmre Oesets-Uefeer-» 
tretangen gestattet ist 

Endlich ist es nach falsch, zu behaupten^ dafs wir 
die Natar des Cassationshofes ganz verändern wollen, und 
einen förmlichen Ober-Appellhof aas ihm machen. Wäre dies 
wirklich so, so müfste der Rekurs in jedem Falle wie der 
Appell gestattet seyn, and der Rechtsstreit gleich nach der 
ersten Bntscheidang beendigt seyn. Wir yerlangen ja aber 
keine Abänderang in dem Rekarsverfahren, wir lassen ja den 
Cassationshof das erstemal das tlrtheil cassiren and an*scom- 
petente Gericht zar Wiederbeartheilang verweisen, nur dem 
Bweiten Erkenntnisse des Cassationshofes wollen wir eine ent- 
scheidende Kraft beilegen and das natzlose abermalige Ver- 
weisen an ein Gericht, dessen Ueberzeagang von vorn her- 
ein sich vor einer anderen fk-emden backen mafs, abgeschalll 
haben. 

Blofs der in derselben Sache zom zweitenmale vom Cas- 
sationshofe aosgegangenen , und in voller Versammlang aller 
seiner Mitglieder erlassenen Entscheidung, soll die definitive 
Schlichtang des Rechtsstreites anheim gestellt seyn. Kein 
StaalskOrper ist dazu geeigneter, eine richtige DoctrinaMnter- 
pretation m geben, als der Cassationshof, und wenn wir ihn 
in dem einen Felde eugleich fiber Recht and Thatsache ar- 
theilen lassen, so geschieht dies im Geiste Deijeaigen, welche 
den Cassationshof eingesetzt, als das Bild der Einheit des 
Jostizverfahrens, und als den Gipfel eines Gebäudes, welches 
trotz seiner nicht asu verkennenden Mängel, dennoch vielen 
Ländern znx Nachahmung empfohlen zu werden verdient. 
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Beilagen* 

Zur oiherai Ventiadii^iif de« vorlMrgelieiideB AotelsM, 
l^ben wir die Tencbledencn über mneren Gefesstaad teil 
i789 erlaesenen Gesetze hiermit textuell: 

Oeeet« vem lt. Dezember 1790. (Art. 9i). 

„Mais.lonqüe le jugwunt aura iU ca$U deuxjbii^ ei gu*un 
iroiiieme irämnal aurm jugi en dernier rasoHp d$ la mime 
moniere gue lee deux premien^ la guesiion ne pourra phu Are 
agiUe au tribunal de Cassation, qu'ells naii Mi soumise au 
Corps l^islatifi guij en ce casj porter a un dicrei declaraloire 
de la Loi; et lorsgue le Beeret aura M sanctionni par le Roi, 
le tribunal de Cassation «V coriformera dans sonjugement.** 

Verfassooc vem & Frnet in. (J. 17Mk) (Art tM> 

ffLorsgu* apris une Cassation , le second jugemesU eur U 
find est attaguS par les m£mes mayens gue le premierf la guo» 
stion ne peut plus Are agitSe au tribunal de Cassation sans avoir 
4iS soumise au Corps Ugislatff, gui parte une loi d la guMa la 
tribunal de, Cassation est tenu de se en former.^^ 

Gesetz v. 97. Ventdse VIII. (Art 78). 

fjLorsgu* apris une Cassation ^ le second jugrment sur le 
fand sera attague par les mimes moyens gue le premier^ la gue^ 
stion sera portie devant touUs les eections riunies du tribunal 
de Cassation.** 

Gesetz V. iS. September 1807. 

Art 1. ,^11 y a lieu ä interprAation de la loi^ si la cour 
de Cassation annulle deux arrits ou jugemens en demier ressorty 
rendus dans la mime affaires entre les mimes partiesj et gui 
ont eti attaguis par les mimes moyens» 

Art 9. Cette interpritation est donni dans la forme des 
riglemens dCadminietration publigue. 

Art. 8. Elle peut Are demandie par le cour de Cassation 
avanl de prononcer le second arrit. 
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Art 4* iS^ eile rCest pas demandee la cour de Cassation ne 
petti rendre le second arret que les sections reunies ei sous la 
presidence du ministre de la justice, 

Art. 6. Dans le cos determine en VarticU precedentj si 
le troisieme arret est attaque, V Interpretation est de droit y H 
il sera procede comme il est dit ä Varüole %'* 

Gesetss v. 30« Juli 1888. 

Art 1. ^fhorsque apres la Cassation d'un prtmier arret 
oujugement en dernidr ressort, le deuxietne arrSt onjUgement 
rendus dans la meme qffaire , entre les memes parties, 6st atta* 
que par les memes moyens que le premier, la cour de Cassation 
prönonce toutes les chambres reunies* 

Art. 9. Lorsque la cour de Cassation a annuU deux ärrets 
öu jugemens en dernier ressort rendus dans la meme £^airt 
entre les m£mes parties, et attaques par les mSmes mojrens, le 
iugenwnt de r qffaire est, dans tous les cas^ renvc^e ä une cour 
royqle: U cour Pioyale saisie par VarrSt de Cassation prönonce 
toutes les chambres reunies, 

SUl iagit d*une arrit rendu par une chambre d'accusation^ 
la cour rojrale n*est saisie que de la quesLiori ju%ee par cet arrit. 
En cos de mise en accusation oude renvoi en police correctioneÜe 
ou de simple police, le proces sera juge par la cour d'Msises ou 
par Vun des tribunaux de ddpartement ou Vinstruction aura 6tS 
commencee* 

Lorsque le renvoi est ordonnee sur une question de com» 
petence ou da procedure en mutiere criminelle , il ne saisit la 
^our Royale que du jugement de cette question : Varret quelle 
rend ne peut Stre attaque, sur le mime point et par les mSmes 
moyens 9 par le voie du recours en Cassation : taute fois il en 
est refere au Roi, pour itre uüeriurement procede par ses ord" 
res ä VinJterpreiation de la loi. 

En mattere criminelle , correctionneUe ou de police , im cour 
royale ä loqueile l*ajfaire aura eie rem^oyet par le dSaxieme 
arrit de la cour de Cassation ne pourra appliquer une pme phss 
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grape que eelle gui resulieraii <fe finierpreMion lapiusfavöriMe 
ä Faccuse. 

Art* 8. Dmns la session legislative qui tuit U rijire , un€ 
loi Merpritatu^e est proposee aux chamhres* 

Art, 4. La loi du 46. Septemhre tSoy ^ relative ä tinter' 
preiation des lois, est abro^ee/^ 

Gesetz v. 1. April 1837. 

Art. 1. Lorsqu apres la Cassation dun premier arrit oiß 
jugement rmdu en derniev ressorty le deuxUme arr€t ou jugement 
rendu dans la mime afiaire^ entre les mSmes parties , proce^ 
dant en la mime qualiti , sera attaque par les mimes moyens 
que le premier f le cour de Cassation prononcera toutes los 
chambres reunies. 

AxU 9. Si le deuxiemo arrit ou jugement est caese po^t 
les mimes motifs que le premier , lacour royaU ou U tribuaal 
aaqud Vaffaire est renvoyee^ $e eonformcra ä la deäsioff. de Iß 
cour de Cassation sur le point de droit juge par cette cour* 

Art« 3. La cour Roycde statuera en andienen ordinairOf 
ä moins que la nature de Vaffaire n^eüdge qu'elle soit jugee on 
audience solennelle. 

Art. 4« La loi du 3o, Juilles ^8^8 est abrogee,*^ 



VII. 

Ueber den Zustand der neuen juristischen 
Literatur in Rufsland. 

Von 

Herrn Staatsrath Hubbe 

in Petersburg. 



£e wer Iiegr6n<ieter Weise eu btOen^ dafs 4ss JSesobeiiMMi 
4er «yetemitieobeji SeoMÜBiif russisober Oeeetse (der sageMM«- 
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ien 8vod Sakonov) und die gleiobzeitige aeoe BiariclitaQi^ der 
Universitäten in Rafsland, bald eine neue, selbstst&ndige ja* 
ristische'^ Literatur hervorrufen werde. Die «ehdnen Hoffnun- 
gen fangen alloiahlich an in ^ Wirklichkeit zu treten, und 
das was schon in diesem Augenblicke gethan worden ist, 
erlaubt ffkr die Zukunft noch erfreuliebere Erwartungen za 
nähren. An allen Punkten unseres unermefslichen Reiches er» 
wacht ein tüchtiger wissenschaftlicher Geist, und alle unsere 
Universitäten ersten Ranges, zählen schon in der Mitte ihrer 
Professoren, juristische Schriftsteller , die voll edelen Strebens, 
welches sie belebt, die juristische Literatur Rufslands ohne 
Zweifel an die Seite der ausgezeichnetesten Rechtsliteratnren 
Europa's stellen werden. Bis jetzt haben die Universitäten in 
8t Petersburg, in Moskau und die des Heiligen Vladimir in 
Kgev das Meiste geleistet, jedoch wie es uns bekannt ist, 
bereitet man auch auf anderen Universitäten wichtige Werke 
vor, die in Kurzem die Zahl des schon erschienenen würdig 
vermehren werden? Auch die Dorpafsehe Universität, die so 
rflhmlich mit den ersten historischen Werken über russisches 
Recht auftrat, hört nicht auf, den einmal eingeschlagenen 
Weg weiter fortzusetzen. Eben so die nicht längst errichtete 
kaiserliche Rechtsschule in 8, Petersburg^ die unter der spe- 
ziellen Aufsicht des Prinzen von Oldenburg steht, läfst sich 
nicht von anderen Instituten übertreffen, und säumt nicht, 
durch wissenschaftliche Arbeiten zur Belebung der ersten An- 
fänge der neuen juristischen Literatur in Rufslaad mitzuwirt- 
ken. Alle diese Erscheinungen verdienen hervorgehoben zu 
werden, und ihi^e Bedeutung wird noch dadurch erhöht, dalli 
unter den neuen juristischen Schriftstellern auch Personen auf«* 
treten, die sehr hohe Staatsämter bekleben, und nicht dem 
gelehrten Stande angehören. Die Regierung thut auch alles 
Mögliche, um diesen wissenschaftlichen Geist zu stärken und 
zu befördern. Besondere Aufmerksamkeit in dieser Hinsicht 
verdient die unter der Leitung des Ministeriums der Volks- 
aufkl$rung seit einigen Jahren unternommene Ausgabe histo- 
rischer Denkmäler und die von verschiedenen anderen B^ör- 
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diu in Aoregang gdiniohtta hlsforiflehen Arbeiten. Die Wieii- 
tigkeift soleber UntenieliBangen, haoptsiehlieh fttr geeetege- 
beode. Zwecke, wird nirgends mehr wie bei ans gesebitnt 
Alle wiebtigeren gesetegebenden Arbeiten, fangen gewöhn- 
lieh mit gesebiehtUehen VorBtudlen an. Bs ist na boten , dafs 
dieselben mit der Zeit bekannt gemaebt werden, nnd dafs sie 
manehen sehr gelungenen Beitrag eor Erklärung nnserer alten 
0esetzgebang liefern werden. So viel wir wissen, liegen 
sehen bereits fertig: die Gesehichte des alten Civil- nnd Kri- 
minal -Prosesses, die Gesehiobte der Gesetngebong zur Zeit 
des Zaren Miehael Alexiewitseh, eine kritisehe Beartheilnng 
der zur Zeit der Kaiserin Blisabeth und des Kaisers Alexan- 
der vorbereiteten Entwürfe eines Kriminalkodez, die Oesebiehte 
der vormaligen Gesetzgebung des westlieben Gouvernements, 
die Gesohiehte der Gesetzgebung der Ostsee- Provinzen. Ge- 
genwärtig bereitet man noeh eine Gesehiobte des russtsehen 
Criminalreobts. Aueh mfissen erwähnt werden die statistisehen 
Tabelleq der Reohtspflege, die das Justiz -Ministerium bei- 
nahe seit zehn Jahren publieirt, und die sowohl in praktischer 
als auch wissensehaftlioher Hinsicht, eine grofse Zahl der in- 
teressantesten Beobachtungen darbieten. 

Bei der Aufzahlung der wichtigeren juristischen Werke, 
die unter dem Einflösse der neuen Richtung erschienen sind, 
werden wir zuerst diejenigen nihnnen, welche von allgemeinem 
philosophischen und historischen Inhalte sind, dann sollen die 
den speciellen^ Theilen der Rechtswissenschaft gewidmeten 
Arbeiten folgen. 

Eine Einleitung in das Stadium der Rechtswissenschaft 
iiefem zwei in deutscher Sprache, von H. R. Stöckherdt, 
abgefafste Werke, das erste unter dem Titel: Allgemeine 
juristische Fnndamentallehre (Petersb. 1837), das 
zweite unter dem Titel: Juristische Propedeutik (Pe- 
tersburg 1838), beide bestimmt zum Leitfaden bei Vorlesun- 
gen, welche der Verfasser an der Kaiserlichen Rechtsschule 
zu St. Petersburg hält. Beinah den ^ nämlichen Gegenstand 
behandelt die vom Professor Konstantin Niewolin berausge- 
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g«bes0 Bnoyklopidi« der Reohtswissensohaft (sswei 
starke Binde, in Kijev 1840). Dieses letztere Werk ist eine 
sekr sasffibrlieh viid fleifsiir, im sinne der pbilosepbisohes 
SeliQle von Berlin aos^esrbeitete l4eistaaff, welcbe in ersten 
Tbeile eine pbilosopbiscbe Begründung und Eintheilnng der 
allgemeinen Recbtsbegriffe , im zweiten eine Gesobirbte der 
Pbilosopbie des Beobts, ond im dritten eine gesobiebtliobe 
Entwieklung der Recbtsverbftltnisse alter und neaer Völker 
entbfilt* Die jnri^tiscbe Literatur Europa^s besitst nocb kein 
Werk, welobes an Reiobthum dea Materials dem^ des Herrn 
Niewolin an die Seite gesetzt werden könnte. Hauptsaefa* 
lieb verdienen hier bervorgeboben zu werden die detaillirte 
Aosfubrung der Philosophie des Rechts bei den Alten und die 
in's Einzelne gebende, durch philosophisoben Geist durehdrua* 
gene, Entwiokelung der Geschichte des rdmiseben Rechts. 
Auch als philosophische Begründung und Bntwickelung allge- 
meiner Rechtsbegriflre, verdient erwähnt zu werden eine in 
Moskau im Jahre 1838 gedruckte Broehüre von N. P. De- 
midov anter dem Titel: Quelques chapitres dea principes ge^ 
näreaux de legUlation, 

Reicher ist die Anzahl der in das Fach der Reohtsge« 
schichte einschlagenden Schriften. An der Spitze dieser Ka- 
tegorie steht ohne Zweifel die ftufserst wichtige Publikation 
einer grofsen Sammlung von alten Urkunden, veranstsitet 
durch die ArchSographische Commission zu St. Petersburg. 
Die erste Abtheilung dieser wichtigen Sammlung, /Welobe die 
historischen Urkunden enth&lt, ist hauptsächlich ffir den Ju- 
risten interessant durch mehrere darin aufgenommene Urkun- 
den, welche die Rechtsverhältnisse verschiedener Rechtsgebiete 
dea alten Ru&landa bestimmen und unter den Namen uitavujie 
und gutnjie^gramoty (Rechts- und Peinliche Ordnungen) bekannt 
aind. Die zweite Abtbeilung ist noch bedeutend wichtiger, 
indem sie ausscblierslicb nur Rechtsurkunden , die m das Facib 
der praktiseben Anwendung des Rechts einschlagenden Denk- 
niler, wie Klagen, Inquisitions- Protokolle, Urtbeile, ver- 
aebiedene Privat- Contraete und Testamente, enthält Diese 
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«weite eiiiDiiiloiig filirt ien beeodieren Titel: JuridUeke 
Acten (Petertb. 1888) uoil ffogt «It den Jabre ±4U ml 
Wir erwarten in dienern Augenblick eine nene Pelge diecer 
böebet tnteresennten rtibiifcntiov. Die Arcbiegrnphledie OccIp- 
nlsston ist nerh In Be||riff eine nene Anegabe de« Oeeets- 
bnobee von Iran Vasileritseh sra veranatalten. An dieaec IIa- 
teroehncn schliereen alch anch mehrere PrlTatarbciten aa^ ea 
gehdren hierher die Ilflcnnden- Bammlangen dea Herrn Ha» 
ehinov (Srornik. Moskaa 18M), dea Ffiraten Obolenafcai 
(Moakan 1840) und die zon Drock rorbereitete Collectien 
litterariacber und kleinrnaeiacber Urknnden von Danilorltaeh, 
Profeaaor an der Bloakaner Unirerait&t. 

Sammlungen Uitoriaoher Denkmäler fflbrea vnnittelbar 
ear Bearbeltong einaselner Tbeile der Reehtageacbichte. 2Bo* 
nacfhst verdient . hier einer anerkennenden Brwfthnmg, eine 
nnter der Leitung dea Profeasor Moreaohkin In Moakan 
veranataltete Ueberaetzang der bekannten roaaiaehen Becbta* 
geaohiofate von Rentz (Moekao 1896), baoptafichlieh aber 
die voa Hrn. Morosobkin telbet verfbfete Binleitnng im 
dieaem Werke, welche eine aehr intereaaant akinairte Ge* 
aehiohte der msaiachen Reohtsliteratnr giebt nnd die vier voa 
demaelben Verfaster hinzngefilgten Ahhandlongen , welehe 
aehr wichtige Beitrftge zar Seachichte der altea vnteritedlschen 
Rechte liefern. Noch mehr ficht wisaenachaftlichcn Wertb 
hat eine andere von demaelben Verfaaaer beranagegebene Ab* 
haadhing Aber dat Oesetzbneh dea S5aren Alexloa 
Michailovitsoh (Moekaa 1889); aie bildet ein klar g«- 
daehtea, von patriotiacher Oeeinnangdnrcbdningenea und aebdn 
ansgefahrtea Ganze, and gehört ohne Zweifel aso den gelnn- 
gensten Arbeiten nneerer neuen Reohtascbnle. Wir erwfilinen 
noch hier einer froheren Abhandiang dea nimliohett Verfa»- 
aera, tber den Besitz nach rnasNchen Rechte, die 
aehon in dieaen Jahrböehem von Herrn Prof. RentM ange- 
aeigt worden iat. Nicht weniger intereeannt iat «ine Abhani^ 
lang von Hrn. Prof. Kalmikov über die Syäibelik der altea 
rnaaiacben Rechte (Peterab. 1888), enthattaad ntar wichtige 

Digitized by VjOOQIC 



M Vd>er den Zustand der neuen 

Winke zar rlehtigen BeartheihiDii^ der froheren Reehlsveriiiit* 
niese; sie ist desto wiohtiger in unseren Angen, da sie zu- 
l^toioli einen tiefen Blick in das Alterthnm anderer slavisoher 
Vdlfcer wirft Ans demselben Standpunkte beurtbeilt, empfiehlt 
steh nach ganz besonders eine ansfübrliohe Abbandlaag des 
Hrn. Professor Ivanischev in Kljev: über die Compo- 
sitiott bei dem Tedtsohia^e (18iO). Man kann diese 
Abhandlung im Gebiete der rnssiscben Reohtsliteratnr, als den 
ersten tflchti^en Versnob, zur Be^öndun^ einer allgemeinen 
slavisohen Rechtsgesohiehte ansehen. Es wird bei dieser Ge» 
legenheit vielleicht nicht ohne Interesse seyn, zu bemerken, 
dafo der nämliche Verfasser seit längerer Zelt an einer briti* 
sehen Ausgabe aller slavischen Gesetzdenkmäler arbeitet. Al- 
len Freunden der Wissenschaft würde er dadurch einen we- 
sentlichen Dienst erweisen, indem wir Immer mehr die Ueber- 
zeugung gewinnen, dafii nur ein ernsthafteres Studium anderer 
slavisoher Gesetzgebungen, ein helles Licht über das noch 
▼erhüllte Alterthnm der russischen Rechte ausbreiten kann. 
Deswegen sehen wir auch mit Ungeduld dem vom Prof. Reutz: 
über die Reehtsgeschichte von Dalmatien schon 
vorbereitetem Werke enigegen. Welter verdient erwähnt z!i 
werden, eine sehr sohün bearbeitete Kurze Geschichte 
der Administrativ- und Justiz-Behörden in Rufs- 
land, vom XV. bis zum Ende des XVIII. Jahrhunderts, 
vom Hrn. Ars e nie v, Director der statistischen Bureau*s im 
Ministerium des Innern (abgedruckt im ersten Bande der Ma- 
terialien zur Statistik Rnfiiland's), und eine in deutscher Sprache 
ahgefafste Abhandlung über die Blutrache nach altem 
russischen Rechte (Dorpat 1840) von B. S. Tobien, 
Professor an der Universität zu Dorpat. • Der Verfasser der 
so eben genannten Werke verspricht noch eine weitere Aus- 
führung des spätem russischen Criminalrechts, insoweit des- 
selbe mit dem Prinzipe der Rache in Verbäitnifs stand. Auch 
die Geschichte des russischen kanonischen Rechts ist im vorl-^ 
gen Jahre durch die neue umgearbeitete Ausgabe des berühm- 
ten Werkes: über die Kormtschaia kniga (so heUliC 
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die SMiiDliiiig d«s ratiiM^n alteii kMiMteebM R«oMm), wm 
Hrn. Buron tos Bosankaiiipf, bereichert werden; Wfewir 
hürtn, nrbeitet in dieeem Angenbiick der Hr. Pref. Kriler 
in Moekan an einer i^eechiohUiehen nnd syetenaCieelMn Dar- 
■lellnng des gensten roMischen geietlieben Rechte« Wir win« 
eehen ihm Gllkck zn dieeer Arbeit, hegen aber auch «q^eh 
die Bobdnetea Hoffnungen, indem er nie gründUeher ICenaer 
der byanntittiflchen Qaellen bekannt ist 

Weniger ergiebig haben eich bia jetst die Arbeiten «her 
daa Civilreoht gezeigt; die Bahn iat jedoch gebrochen, nnler 
andern dorch die Abbandlnngen von Moroachhin: Aber 
den BeeitB, von Roaehdiertviovaki (Profeaeor in fit. 
PetofBbnrg) Aber daa Snceeaaiona- Recht, nnd. ran 
Rieh t er darch eeinen E$sai polüigue et hku>rique turUpar^ 
tagt et transmissibiUti de la propriHS iemioriaU en Rusm 
(Leipaic 1889), hanptafiehlioh aber dorch daa Werk dee Hm. 
Geheimen Rath nnd Staatoseeretir von Deehayea: Wie* 
aenechaftliche Daretellnng dea maaiachen Ci* 
vilproeeaees (Petersb. 1840). Die eo eben erwähnte Bchrift 
iat eine sehr fleirsige nnd eyetematieoh geordnete Zncamnen* 
Stellung aller Getetzbestimmnngen Ober den Civilprocefb, nnd 
verdient anch defswegen ganz besondere hervorgehoimi an 
werden, da sie ala Leitlbden bei den Vortrigen in der kai- 
serliehen Recbtssobole gebranoht wird. 

Das Polizeirecht bat anch einen aehr fleilsigen Bearbd* 
ter in der Person des früher erwihnten Herrn von Roach- 
diertvievski gefunden. Sein Werk: Omndsitzo dea 
Polizeyrechts mit Anwendung auf d-ie raaalaehe 
Gesetzgebnng (Petersb. 1840), giebt nicht noreine Dar- 
ateUung des Polizeyreohte ana dem wiaseneehaftlichen fitend- 
pnnkte onserer Zeit, aber anch zugleich eine deteiUirte fichil* 
derong der Bestimmungen des rassischen Rechte über diesen 
wichtigen Gegenstend. 

Nicht minder wichtig sind die Arbeiten der GebrAder 
Barschev auf dem Felde dea Criminalrechte. Hr. fiergina ^ 
Baracbev, Prof. an der UniveraititinMcAau,hat zweiAb- 
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hdmdluugm gtlkeititi: «bar ias Strafsaa« and ftber die 
Ziir«elinaii||^ itB4Q)} wem Bruder «iber,* Professor mi itr 
Univ«rsit&i M Petersborg, eia Handbuch des rassische« 
Criminalprooesses vl^^l), in PetecBbari^ ^lieirt Die 
fichriftcn des «rsteren seiehneo sich durch Citsten «ad Ter«- 
gleiehnagen deateeber Schriftsteller avs^ a41e berfihmten Nn^ 
wem BeotBbhUnd's iverden darin angefahrt und einer fcritischea 
Beortheilang unterworfen; die Arbeif" des xweitea ist mehr 
raf praktische MAtaüii^ikeit bei der Baodhabiing d^ Crivinal- 
jusAiB hersebnet 

Wisrden iHe Befüitsgelehrten aafshind's aaf de» ^jnmal 
«ingeschli^{«ien Wege weiter fortschreiten, so unteriiegt es 
konem Zweifel, dafo die Zeit einer «obönen 'Ziukunft f§r die 
rassische B«6fatsiiteratiir gar nicht weit entfernt ist, hsupt«- 
fiiofa&ch, dalii der Bifer für gröndtiche Studien mit jedem Tage 
funinmt nnd ein wiesensobaftliQhes juristisehes PaMik«m sich ^ 
bildot. Bis heut £U Tage ist noch das Stadium des römtsohen 
Aeebts dufoh keinen einheimischen Gelehrten re(ir&«entirt; al* 
ieki aoob dieee Lücke wird nächstens durch die Athealen ider 
Herren Professoren Sohneider in Petersburg nnd Mi «kl e« 
Vit seh in Moskau ausgeföllt worden. Zu wünschen wiro 
^ nocb, wenn uns der Herr Baron v. W ränge 1, Professor 
«n der Pdersburger Univerüititt, mit seinen scbtoen und grdnd*- 
licben Vortrfigen aber die beschichte des russiscAea AecMe 
und äbca* .4as russische CivUrecht recht bald beschenken wollte, 
alsdann hüten wir sohon vor uns ^oe »emlioh yollsl&ndige^ 
•Ue Theiie der Becbt^wisseoeehaft omlassende, ruatisu^ 
BeohfBlttcratar. 
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VIII. 

Politische Ethik in Nordamerika. 

L^al and poUtical Hermeneutics , or prineipUM 9f Interpretaiian 
and ConstrucHon in Law and PolUics, witk remarks on Pre^ 
cedents and Autkorities, Enlarg. edU. By Francis Lieber. 
Bwim, ±Sa», XIL u. 940 8. kL S. 

Angezeigt 
von 

Herni Professor R. y. Mohl 

IB TibüigeD. 



£1» ist 4m VV«rk des Verfs. Aber poiltieohe Moml in dieeer 
Zeltscbrift wiederholt betprocben worden. (■. Bd. Xll, 6. 
141 fg., und Bd« XIII, 6. Ml fg.) Unter Andern wurde 
dabei bemerkt, dnfs derselbe ein anter der Feder am noefQbr-- 
lieh ^wontonee Kaintel iber Hermeneiitik besonders linbe er-- 
«ebeinea fassen.. Diese Schrift liegt nan noob Ter dem Ref., 
und er eraebtet es fir siliiie Anfgssbe, sie nnebträglieh »nsu- 
«eigeo^ simobl damit das gröfwre Werk in seinem rolle« 
Umfang dem Leser bekannt werde, als weil dieselbe an «lad 
für sich in mehreren Beziehungen des Rennens werth Ist. 

Was nun sHieist die gmave Bestimmung md Begrenzung 
des vom Verf. gewählten Chegenstandes betritt, es beweist 
4EMion der Titel des Baohes, dafs aieh der Verf. nicht auf die 
fiiegelii der jnristiseben Hermeneutik allein besehrinkea weHte. 
B\9 igenauere Bekanntschaft mit dem Inhalte aber zmgt, dafb 
^nter dem etwas naiiestimmten Ausdruck: „poiitisdie^^ Her- 
mneiitik, Begeln verstanden sind, welefae die ricbttge Br- 
iMnttiifs und Anwendung von Aetenstüoken oder mOndSehen 
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AenfteniDf eD in SUmtsgvscbSfteo im Allgemeioett lehren sol- 
len. Aooh WBg die Bezeiobnan(|r etwa aoefa aocfa de&halb 
gewShlt worden eeyn, weil aufserden streng jnristieehen Be-* 
weisführangen and Anwendungen aaob noeb bSnfig politisohe 
Betraebtungen beigemiscbt sind. — Ob diese Verbindung nad 
Vermiscbnng zweokm&fsig ist, mag dabin gestellt bleiben. So 
viel ist jeden Falles sicher, dafs dadnrcb der wissenschaft- 
lichen Scbftrfe and Kärze geschadet wurde, wie diefs auf- 
fallend genug hervortritt, wenn man von einem Kapitel des 
Verfs« übergebt xa einer Vergleicbung der entsprechenden Ab- 
schnitte unserer besseren juristischen Schriften über Ausle- 
gungskunst, es. B. in Zacbariä's allgemeiner Hermeneutik, 
Thibaqt^s logischer Auslegung, oder Savigny^s ^höner 
Arbeit über die Auslegung der Gesetze im ersten Bande sei- 
nes „Sjstem'es^^ Doch dürfen wir fk'eilich nicht vergessen, 
dafs die vorliegende Abhandlung nur ein Tbeil eines für das^ 
gröfsere Publicum berechneten Werkes ist, in welchem der 
Verf. überhaupt eine gewisse L&ssigkeit der Behandlung und . 
Verwischung der • wissenschaftlichen Gränsen zweckraifsig 
fand. 

Treten wir der Sache selbst niher, so finden wir, dafti 
der Verf. als zwei wesentlich von einander ^versphiedene Theile 
seiner Aufgabe 'die Entwickelung der Regeln der Ausle- 
gung im engeren Sinne und der von ihm sogenannten Con- 
«trnction betrachtet und behandelt. Offenbar legt er dabei 
auf die letztere das Hauptgewicht, und setzt aoeh wohl in 
ihre Bntwickelung hauptsächlich sein schrtftstellerisobes Ver- 
dienst. . 

Unter Auslegung (Interpretation) versteht er aber die 
Auffindung der wahren und unmittelbaren Bedeutung soloher 
Zeichen , w^che zum Ausdruck menschlicher Gedanken ge- 
wfihlt worden sind (s. S. 19i); Constmction dagegen ist 
ihm Schlnfsfolgerung, welche über den Buehstabea des Testes 
Unausgebt und aus Vorders&tzea, weiehe im andern Theile 
desselben Textes enthalten sind, und weiehe somit in dem 
Geiste, nicht in deb Worte liegt (s. S. 66 fg.). Wiederholt 
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erklärt der Verf., iaili er nur naeh reilliebem Bedeikeli vad 
mit Bdiücbternheit an die twisMlnng des letzteren Begrilee 
gtgBXkgen sey, tberwütigt von der Netbweiidigkett einer HtUfe 
in denjenii^en Füllen , in welchen die einfadie AwAegüUg kei- 
nen genügenden Sinn gebe, und ebgleioh wobl bewnflit den 
ndgliohen Mifsbrancbe der Saohe. — Ref. Iftngnet aidit, dafii 
ihm diese Untersoheidang zwisebea Auelegiing ond Connlrao- 
tlon dberraacht und fast besehint hat Kaun hatte te aiia- 
lieh aus dem Stadiam der eben bereit» erwähnten Abhand- 
lang von 8avigny die Binaieht gewannen, dafii die gewöhn« 
liehe, and ao anoh Ten ihm bisher ebne weiteren angenom- 
mene, Unterscheidong der Anslegnng in anthentiaobe and do^ 
trinelle, dieser aber wieder in grammatisehe und logisohe, 
anf wesentlich fleischen Ornndhigen berahe, and dafli vor Al- 
lem die Aoslegnng der einzelnen Gesetse yon der der Reehta- 
qoellen im Ganzen zu anterscheiden nnd fttr jede derselben 
ihre eigenen Regeln aofzaünden aelea; wie gesagt, kaom 
hatte er diefs gelernt, and dabei sich einerseits ttber arine 
bisherige Blindbeit zor Noth noch mit der guten Gesellschaft 
getröstet, in welcher er sich befanden, and dje ihn nach yer- 
ftthrt hatte; anderer Seite zn wiUlger Annahme einer Belehr 
rang von einem Meister,^ wie SaTigny, verstanden: somnflite 
er aas der vorliegenden Schrift sehen, dafs auch noch ein 
Anderer, and zwar ganz anabhängig von dendentschen Rechts» 
gelehrten, aaf,!eine wenigstens sehr nahe verwandte Idee ge- 
kommen war. Und zwar war diefs ein Mann, der nicht ein- 
mal Rechtsgelehrter vom Fache ist! Sicherlich wäre nichts 
ungerechter, als diesem ScharMnu die anamwondene Aner- 
kennang zu versagte. -^ Mit dieser Anerkennong ist aber 
freilidh eine nähere üntersachong des Gedankens and eine 
Veri^eichttng mit der verwandten Idee keineswegs anverein- 
bar, selbst wenn daa Brgebnifs eine manchAiche Abweichnng 
and Beriehtigang wäre. 

Jeder wird bei anbefiingenem Nachdenken zageben, dadi 
dn wichtiger Unterschied zwischen der Aaslegung eines ein- 
MtH, ZeUi$ht.f. Keehttw. u. Getitg. d. ^usl, XIK B. uM. t 
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Kejneji ffieii^tzieB i^t, A^wdB ««b€)«tiiiiiiiter Ader unriobtig^r 
Ami.r4M»k cicbMg gestellt und m\t de« makreo AedftiifcMi des 
^fi9C|tz^Qt«r« ^1 Udi^efewHpiiiiuDg gekrajObi wer^ca soll, <iia4 
dAD jß'aHe, iW^enii ein innerer \(''ider8pruoh /oder eiee Lücke 
io den ^yateiDje des Ges.ets^es aich beiadeif, weleb^ sor. 
fll^rsteliiuig der HarmoDie dea GaDsen entfernt wßrdea aolU««. 
Umvifigäoh fcfiiwen die näniliclieD Regela lur riahtigen Be-r 
aorgJiQg Jie&er yerschiedeii«A gelsligeA OpariMli.oiieA henfttet 
Wi&rd«ii. In d«iB ersten Falle bandelt es aidi day^n, anfs«- 
flfldett, wia das Gesetz eigentliefa sieb ansapreabeii wollte, 
wfibreod nDvoUkooimeiie Befaandlang der Spracbe diesen wab«? 
ron Gedanken veraobleiert; in dem andern Falle ist die Aof'^ 
gäbe (iie, wie der wabre Gedanke des Gesetzes seyn mnfs, 
wenn der offiMibar vorliegende Febler In seiner Bestimmung 
aolgehebeii werden soll. Nat«rllob kann schon die Anfkift-p 
Hing des waberen Sinnes eines nangelbaften Ausdruckes mit 
vielen Scbwiorigkeiteo verbunden und eine wirdtge Aufgabe 
Mr den Bcbarfsin« des BeeJutsknndigen seynf aHein nmfas«* 
sander und backlicblar noob ist sioberHeh die Anfgabe der 
WegrSomnng eines offenbar im Gesetze rorfaandenen positiTeo 
oder negativen Fehlers. Nicht nur ist die bierzn anerläfsliebe 
Aslfassiing des ganzen Systems der Gesetzgebung als eines 
harmonischen Ganzen eine bedeutende wissensobaftlicbe Auf* 
giba, sondara auch die zur Beseitigung des Widerspruches 
oder der Ausfüllung der Lacke ndtbige fichluftfolge nidit 
ohne fichwiarigkeit und Zweifel. Davon nicht zu reden, dafii 
man sich nicht immw mit Leichtigkeit vor dem hier eben sa 
laidhl mögli^en als gefährlichen Fehler hütet, das Recht f ortf 
zubilden, anstatt es nur richtig zu stallen und zu ergän-» 
zen. Bs ist daher jeden Falles ein bedeutendes Verdienst 
um Leben und Wissenschaft, die Regeln für dieses letztere 
Verfahren auftosteliei^ und zu begründen. 

Unser Verf. bat, wie gesagt, das Bedörltolfe gefühlt und 
den Versuob gemacht Aus dam oben Angeführten aber er- 
hallt^ dafs ar die Aufjgaba darein setzt, in aotoiien Fällen, 
in welchen auch die richtigate Auslegung dea Buebstabena 
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nicht genöge , über deoselben binaas , darch richtige Schlafs- 
folge za gehen and den Sinn des Gesetzes aaf diese Weise 
za erfassen. Eine Reihe von einzelnen Regeln soll ein rich- 
tiges Verfahren liefern. — Es drängt sich bei genaaerer Un- 
tersuchang auf, dafs hier Mancherlei aaszusetzen ist. Schon 
die Regriffsbestimmang der Constraction and die Feststellang 
ihrer Aafgabe ist offenbar nicht deatlich genag aasgedrdckt. 
Die Worte des Verfassers begreifen möglicherweise nicht nar 
die beiden Haapttheile der Aaslegang der Gesetze im Ganzen, 
sondern selbst die Fortbildan^ des Rechtes in sich; während 
doch sowohl aas den Anwendangsregeln, als aas den zar Er- 
klärung derselben bestimmten Beispielen , auf das unzweideu- 
tigste erhellt, dafs der Verf. ausschliefslich nur die Ausfül- 
lung von Lücken im Sinne hat« — Ist nun aber Letzteres der 
Fall, so ist nur ein Theil der Aufgabe gelöst, und zwar 
nicht einmal der schwierigere. Die Ausfüllung der Lücken 
in der Gesetzgebung nach der Analogie der vorhandenen Be- 
stimmungen erfordert sicherlich Vorsicht und Umsicht, damit 
nichts Unwesentliches und Entfernteres zum ^nhaltpunkt ge- 
nommen werde, auch die Eigenthümlichkeiten des neu zu ord- 
nenden Falles ihre entsprechende Berücksichtigung finden : al- 
lein ungleich schwieriger wird in der Regel die Reseitigung 
eines Widerspruches seyn, sey es nun, dafs man dieselbe nur 
in Schein verwandeln kann oder würklioh gewaltsam beseiti- 
gen mufs, sei es ferner, dafs der Widerspruch schon in den 
Bestimmungen des gemeinen Rechtes selbst liegt, oder dafs 
er erst durch die Anwendung vom hypothetisch gültigen Ge- 
setze entsteht. Hierin liegt offenbar der Hauptmangel der Ar- 
beit des Verfs. ; und es hätte dessen Vermeidung ohne allen 
(iKweifel noch die weitere Folge gehabt, dafs durch die Ge- 
gensetzung des zweiten Hauptfalles der „Constraction^^ das 
erstere schärfer in seinem Wesen nnd in seiner eigenthüm- 
lichen Rehandlang aufgeführt worden wäre. Diefs aber würde 
endlich ohne Zweifel den Vortheil gebracht haben, dafs die 
blofse aosdehnende Aaslegang undeutlicher Worte immer be- 
stimmt von der Ausfüllung einer eigentlichen und entschie- 
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deneD Lfioke in den Gesetzen wäre anteraoliicden worden, was 
jetzt, zu bedeoteader' Beeinträchtigiing der klaren Binsioht 
und Uebersiebt, nieht der Fall ist. — Natörlicb mnfs der Mao- 
gel an Bestimmtheit und Sicherheit des Zweckes aocb Einflnrs 
üben anf die vom Verf. aufgestellten Verfahrens« Re^feln. 
Niemand wird ihnen und den zu ihrer Verdentlichang^ ge- 
brauchten Beispielen das Lob des Scharfsinns verweigern , und 
somit Niemand sie ohne Nnlaen sich zu eigen machen : allein 
eben so wenig kann der beste Freund des Verfs. in Abrede 
ziehen, dafs es an Methode fehlt. Es folgen sich die einzel- 
nen Regeln ohne Innern oder änfsern Zusammenhang, fast in 
der Form von Recepten. Diefs aber hat nicht nur ffir den 
Leser den Nachtbeil, dafs die Aufgabe fdr die Einsicht und 
das eweckbewufste Wissen in eine solche für das GedScht- 
nUb verwandelt wird ; sondern auch für den Verf. selbst die 
üble Folge, dafs ihm die Eigenthfimlichkeit, der Znsammen- 
hang und die Vollstftndigkeit des Verfahrens nicht mit ent- 
achiedner Klarheit vor den Augen steht Daher kann er sei- 
nen Regeln weder das Gepräge der Innern Nothwendigkeit 
geben, noch auch nur, trete ihrer bedeutenden Ansahl, fQr 
deiren Vollständigkeit stehen. Und überdiefli laufen Regeln, 
welche nur die einfbche Auslegung , nicht aber die Construc- 
tion betrelfen, mit unter. Man sehe zum Beweise des Gesag- 
ten die, auf S. 193 fg. gegebene, Zusammensetzung dieser 
Verfahrensregeln. Es sind ihrer seohzehen. 1) Alle Regeln 
der Auslegung, welche fiberhaupt auf Construction anwend- 
bar sind, gelten auch für diese. 8) Die Hauptregel der Con- 
■truetion ist Analogie, oder eigentlich Schliersen durch Pa- 
rallelismua. 3) Zweck und Gegenstand eines Gesetzes, einer 
Urkunde n. s. w., sind wesentlich zur Constructiqn derselben,^ 
Hills bekannt. • . . . 9. Die Construction mulli mit dem We- 
sen und dem ganzen Geiste des Textes übereinstimmen. ... 13. 
Bs ist wiohtig sich zu vergewissem, ob die Worte in einer 
bestimmten, absoluten und begrfinzten, oder in allgemeinem, 

relativen und ausdehnenden Sinn genommen sind ±6. 

Am meisten aber ist Treue nttthig. Construction heirst mit 
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gehobenem Elemente baaen, nicht aber Fremdartigea dem Texte 
anfdrftngen. — Man vergleiche mit dieser angeordneten ud 
Verachiedenes veimiachenden AnfRihlang die Abbandlang Sa- 
vigny'a fiber die Aoslegong der Rechtapnnkte im Gmnsen 
(System, Bd. I, I. M9. fg,")^ and man wird sieber bedaaem, 
daf» der Verf., welcher mit so richtigem Tacte den Haoptge- 
danken auffand , nicht das Bedttrfhiifs hatte , denselben wissen- 
schaftlich bestimmt ond methodisch aassoarbeiten. 

Bef. hat sich mit der ^^Consfraotion^^ zoerst beschiftigt, 
als derjenigen Ahtbeilung des Baches, welche daroh ihre Ori- 
gtnalit&t den meisten wissensobaftlichen Werth in Ansproch 
SU nehmen hat. Bigentlich geht freilich sowohl der Reihen- 
folge als dem Umfange nach die Bearlieitoag der Aoslegaog 
im engeren Sinne des Wortes vor. Ref. glaubt hierbei kürzer 
verweilen sa können. Bs werden nämlich nach ziemlich aas- 
ffihrlieher Einleitung fiber die zum Aasdracke der mensohli- 
chen Gedanken dienenden Zeichen überhaupt, so i&iemlich die 
gewöhnlich angenommenen Begriffe von Aoslegang and die 
Regeln zu ihrer richtigen .Anwendung abgehandelt. Bs ist 
also von strenger und ausdehnender, von aothentisoher, fer- 
ner von vorausbcstimmter, erkönetelter. übertreibender Aos- 
legang die Rede; sodann werden die Regeln über den rela- 
tiven Werth der verschiedenen Wortsione, über das Verhilt- 
nifs der höheren and der untergeordneten Principien a. s. w. 
gegeben. Alles dieses mit Beispielen namentlich aus der neoe- 
sten Geschichte. Die Behaadlungsweise ist die nimliche, wie 
sie bei der Construction nachgewiesen wurde, somit allerdings 
auch hier nicht so methodisch, sicher und zufriedenstellend, 
wie gewünscht werden möchte. Am eigenthümlichsten sind 
verschiedene kleine Excorse über staatsrechtliche oder poli- 
tische Materien, welche gelegentlich dem Texte eingewoben 
sind; so z. B. 8. M fg. über Indemnity BUltp über die Grun- 
zen des Rechts ond der Pflicht eines gerichtlichen Vertheidi- 
gers, 6. 89 fg«; am interessantesten aber waren dem Ref. 
viele der sehr glücklich gewählten Beispiele. 

Dem eigentlichen Gegenstande der Schrift sind vom Verf. 

Digitized by VjOOQIC 



102 Politische Ethik in Tsordamerika, 

zwei Kapitel über verwandte Materien beig^efügt, nämlich über 
Vorgange (Precedents) und über Auetori taten. 

Jeder kennt die grofse, unserer deutschen Ansicht nach 
übergrofse, Bedeutung, welche in England und in den Ver- 
einigten Staaten Vorgängen eingeräumt worden, and wie 
sehr oft, ohne alle weitere Untersuchung über den inneren 
Wcrth der früheren Entscheidung^ vorliegende Fragen blind 
nach denselben behandelt werden. Der Verf. sucht nun eine 
rationelle Theorie der Vorgänge aufzustellen. Er unterschei- 
det aber dabei zwischen gerichtlichen (legal), politi- 
schen und gemischten Vorgängen. Unter den ersten ver- 
steht er gerichtliche Urtheile, welche von einem unpartheiischen, 
über den streitenden Partheien stehenden Richter nach ge- 
nauer Untersuchung aller Seiten der zweifelhaften Frage ge- 
fällt wurden. PolitlNChe Vorgänge »ind ihm Maafsregeln, 
welche eine Verwaltungsbehörde genommen hat. Als ge- 
mischt aber betrachtet er Beschlüsse, welche nach vorgän- 
giger Erwägung der Grunde Für und Wider Ton einer ge- 
setzgebenden Versammlung somit überlegt, allein keineswegs 
mit nothwendiger Unpartheiligkeit und blos als richtige An- 
wendung vom Gesetze , gefafst würden. Den ersten nun legt 
er grofsen , fast unbedingten , Werth bei , indem sie ein Mit- 
tel zur Feststellung des Rechtes seyen, welches selbst den 
Entscheidungen der Gesetzgebung vorgezogen werden müsse« 
Jedoch wird allerdings gefordert, dafs sie „gesund'^ seyen, 
d. h. von guter Auctorität und aus einer der unbefangeaen 
Untersuchung günstigen Zeit kommen; ferner, dafs sie mit 
^lleu ihren Beifügungen un4 ihren Folgesätzen angenommen 
werden; endlich, dafs sie nicht gegen klares Gesetz und gegen 
Vernunft gehen. Auch will der Verf. zugeben, dai^, wenn 
eine neue Untersuchung die Unrichtigkeit der frühern Entscbjei- 
dung nachweist , dieselbe bei Seite gesetzt werden dürfe. Po- 
litische Vorgänge seyen blose Thatsaohen, welche lediglich 
nichts beweisen und nicht in Rechtskraft übergehen können, 
aullBer für r^ntergeordnete Beamte. Sorge für bürgerliche Frei- 
heit und Rechtsschutz müssen sich entschieden gegen sie erklä- 
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ren. lieber den Werth der gcDiBohten Vorgtiitg^e ipriöht sich 
der Verf. Dicht nfilier ane. — Der AnBidit des Ref. nieh kami 
mmi sich mit dieeer Theorie im Wesentlichen für eldveMsVideii 
erküren, nenentlioll wenn man sich nicht schenen will, die Br- 
laubnifs zur Umstofsong unrichtiger Prajadioien vorkommendeir 
Falles herzhaft zu handhaben. Ob damit freilieb die gevr5bii-> 
liebe englische' Recbtsansicht zufrieden seyn wird j mag dahin 
gestellt bleiben« Fast seheint der Verf. selbst das ItegentMl 
zu fär^bten ; Wenigstens gebt er mit sichtbarer AengsUlcbkell 
zu Werke. Was die vom Verf. binsidhtlioh der gemteehten 
Vorgänge gelassene LOcke betrifft, so wttllBte Ref. zn ihrer 
Aasfallong einen Rafb. Ihm scheinen sie nämlich nicht nur in 
sofern von Werib , als sie bestimmte Kenntnifs von der Ansieht 
wenigstens Eines, manchmal aocfa mehr als Bines, der Facto-> 
ren des Staatswillens geben, Was in i ielfachen F&llen znr Aqs-> 
legnng und Richtung von Bedeutung ist; sondern' namenttlcti 
auch als sie hftaflg eilte vortreffliche Grundlage för Oewobn- 
heitsrecbt bilden. Was kann nämlich den Beweis eines Gewohn- 
heitsrechtes klarer und leichter liefern , als wann nach vorg&n- 
gigeroontradictorisoher Verhandlong, mindestens nabb bestimm- 
ter öffentlicher Erklärang fiber Zweck und Willen, ein Factof 
des Staatswillens etwas ausspricht, beziehungsweise darnnoh 
handelt, der oder die andern Faetoren aber sich daMi bembl^ 
gen? Oder was bann im Gegentheile unzweifelbafler sejin^ 
alsdafii kein Gewohnheitsrecht besteht, wenn zwar einer Seitr 
ausgelegt und selbst gehandelt, anderer Selts aber entsthiedeir 
dagegen Verwahrung. eingelegt wird? Dielb Alles alber er^ 
giebt steh aus der Kctantnifs eines „gewissen^ Vorgmifes galisr 
von selbst. 

Von geringerer, wissenschaftlicher und praktisehier, Be>^' 
deutung ist das Kapitel Aber Auetoritaten. Es wird gezeigt, 
dalb demselben cum grano salis zu folgen sey , und es werden 
die versicfaiedctten Rttcksiohten (taach Zeit^ Absieht, Wissens- 
gelegenheit u. s. w.), welclie bei der Würdigtinj^ eibet Aucto- 
rität zu beachten seyen, kurz angegeben. ^ Es versteht sich dies 
wohl Alles fttr jeden nicht ganz ungebildeten Mann von aelbst. 
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Ref. glaubt doroh das Vorsteheode den Beweis geliefert 
xa.hsbeo, dafs er mit Recht voo dieser abermaligea Schrift 
des Verf. mehrAiohes loteresse rühmen durfte. Sie Ist ein 
merkwürdiger Beleg von Scharfsinn eines Niohtrechtsgelehrten 
in jnristlschen Materien, and wenn etwa auch, nach anserem 
Maafiistabe and BedfirflDisse, an der Methode, und dadurch 
am Ergebnisse der Unterisaohang, nicht Unbedeutendes aas- 
zosetzen ist, so mag nicht nur die ebener wfihnte Eigenschaft 
dea Verf. , sondern auch das Land und der Zweck der fiekannt- 
maehoiig der Schrift billig in Rechnung genommen werden. 



lieber den Zustand des Gefängnisses fttr 
jugendliche Sträflinge in Paris *}. 



Sie wünschten schon Tor langer Zeit meine Ansicht über 
das Geffingnifs fOr junge Strfiflinge zu Paris, la Roquette 
genannt, das ich im Juli 1840 genau besichtigte, kennen sa 
lernen. Ich theile Ihnen meine Beobachtungen mit Rücksicht 
auf die Frage mit :| ob die neue Methode beständiger Abson- 
derung, individuellen Unterrichts, Beschllftigungsart, Ermah- 
Bung, bestftndiger Aufsicht, religiöser Einwirkung und Rttck- 
aichtsnahme auf Gesundheit, wirklich mit Erfolg dem Zwecke 
entsprechend betrachtet werden kann, den man hinsichtlich 
moralischer Verbesserung und Erhaltung der Gesundheit )ener 
jungen Leute im Auge hat 



^ Der VerfiMser dieses Artikels^ der als Brief an Mlttermaier 
geschrieben wnrde^ ist ein hochgestellter Staatsmann des Aus- 
landes^ der durch langjährige Studien undErfiüiruDgen im Fache 
der Gef&ngDiCskiinde berufen ist , über GefangnilSieiDrichtuDgen 
Beobachtungen mitzutheilen* Dienstliehe Verhaltnisse halten 
ihn ab, seinen Namen au nennen. Die Redaction. 
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leh werde nicht von arehitektoniiohen Fehlern dee Ge« 
fingnisses von la Roqoette sprechen, das mehrere MillioneD 
gekostet hat, womit man zwei hesser eingeriohtete Gefingnitae 
ffir zweitausend 8tiflinge hfttte erbauen können, während man 
dort kaum fttnfhundert unterbringen kann, und das Gefiag- 
nifs noch den Nachtheil h^t, dafs keine unbemerkte Beauf- 
siohtignng der Gefangenen und Wärter von Seiten des Di- 
raotors mdglioh ist, und derselbe bei Ddroheilung jener wei- 
ten R&nme eine kostbare Zeit verliert. Ich werde auch femer 
weder von der Disciplin jener Anstalt sprechen, noch von 
dem Schul- und Religionsunterricht, noch von der Beschäf- 
tigungsart daselbst, denn\Sie kennen dies Alles aus den Be- 
richten des Herrn Delessert, ans den Schriften und Briefen 
des Herrn Lucas, und aus den Rechenschaftsberichten des 
Herrn Berenger, Präsidenten der Soci^C^ de patronage. — 
Ich beschränke mich demnach nur auf die Resultate, die ich 
wahrgenommen habe, und die Ihnen aufser jenen gedachten 
Documenten fflr Ihr Journal dienen können. ^ 

i. Beständige Absonderung. Man kann nicht in Ab- 
rede atellen, dalb die beständige Abücnderung bei kürzerer Straf- 
zeit sehr nützlich ist, indem sie ein gefährliches Mittel der 
Verderbnifti hindert, das selbst bei unaufhörlicher Beaufsich- 
tigung und beim Systeme des Stillschweigens nicht immer ver- 
hütet werden kann; aber man darf, meiner Ansicht nach, 
nicht daraus schliefsen, dafs jene Kimler sich durchaus nicht 
kennen, niemals verstohlener Weise sich mittheilen, und beim 
Verlassen der Ansialt sich durchaus nicht wieder erkennen. 
Die au dünnen Scheidewände, die schwachen Thüren und 
deren zuweilen geöffnete Fenstereben, sodann die Länge des 
Ganges, welcher zu 18 bis 90 Zellen gehört, machen, wenn 
sich der Wärter an einem Ende des Ganges befindet, am an- 
dern Ende einige Mittheilungen möglich, die, obgleich nur 
kurz und unbedeutend, doch nach dem Geständnifs einiger 
Sträflinge, die ich allein befragte, ein Erkennen gestatte 
Man kann, meiner Ansicht nach, aus jenen kurzen Gefangen- 
haltungen ferner nicht schliefsen, dafs längere (von mehr als 
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aohtzehn MoBateii big sswei Jahren) eben ao we&i^ in Bezie^ 
bonir Mtf Moral und Gesandbeit nachtbeili^ wirken. Selbst 
soLobe von körxerer Daner, wenn sie aaefa das sohindliehe 
l^aster der P&derastie verhindern^ gestatten doch bei einigen 
jene» der Onanie, wie iob ans den entstellten Gesiohtsiüf^eo 
Mancher bemerkte'; denn Sie wissen, ein geübtes Auge weifs 
schon an der finssern Haitong des Körpers jene beiden Laster 
za erkennen, und bei meinen fa&Hfigen Besuehea von Gefftng-» 
nissen habe ich mich selten In dieser Bessiebiing getäuscht. 
Es fragt sich daher, ob nicht für Kinder die bei Nacht be«' 
leuchteten und bewachten Schlafzimmer vorssuziehen sind, um 
Onanie zu verbäten, die man zu Lyon nur durch Einfährung 
anhaltender Arbeit bei Tage und sehr anstrengender girmna-^ 
atiaoher Uebang#n vor dem Schlafengehen sich vermindern 
sah. 

2^ ladaslrieller Unterricht. Die voil dem Sciii^*' 
lehrer jener Anstalt befolgte Unterrichtsmethode ist sehr sinn«" 
reich und hat nützliche und unbestreitbare Resultate hervor-' 
gebradit^ loh habe jene Kinder gefragt und ihre Hefte dutxh- 
gesehen, und war sehr zoi^ieden damit. Man kann daher 
jeoe Methode überall, wo das Absonderungssystem angenom-* 
men ist.,, nur anrathen, wenn man sich auf dein etrstiB« Unter-' 
licht, beschrankt, obgleich derselbe auf eine ctwas^ materielle' 
Art, wie ich sie neaaen mdehte, erhalten werden •kaim, in«'^ 
dem er sich in mehr materieller Form mittfaeilt und anwendet^ 
als durch moralisi^e Belehrung. Ma» weifs ja übrigens auch, 
dafs alle diese Methoden des ersten Unterrichts nur auf ein^~ 
mehr oder weniger materielle Art angewendet werden können, 
und. dafs die Kinder, wie Automaten, mehr aus Nachahmung 
als ans Ueberlegung handele; Die neue Methode hat daher^ 
meinen vollkommenen Beifall. 

3. Besch&ftigungaart. In Besleiiuttg auf anhaltender 
Besohaftigong; ist die Organisation der Arbeilen sehr zweck*^' 
massig, eingerichtet. Man findet dort Verfertiger glatter Mu- 
scheln und Reitpeitschen, Schuhmacher, welche jedoch mehl^ 
mit Vesfertlginig, von Safaibendpanloffeln) einer sehr leiahte« 
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Aibeit, als mit eigeDtliohen Scbahmaoherarbeitoo besob&ftigt 
siod, die zum eigeatlicben Gewerbe geboren; man hat Ver- 
fertiger FOD Ketten oder anderer Cryrokal- (Scbeingold) Ar- 
beiten, Schneider, Schlosser, Verfertiger von Harmonfoa a. 
s.w. Man findet überhaupt viele Arbeiten, die, mit Aasnah- 
me der Arbeiten der Schneider, Schlosser und der eigentlichen 
Schuhmacher, nach dem Verlassen der Anstalt jenen jungen 
Leuten keinen eigentlichen Beruf geben, oder doch wenig- 
stens nicht immer Beschfiftigung sichern. Webereien, die in 
jenen hinlänglich geräumigen Zellen sich einrichten Hessen, 
würden mir vortheilhafter scheinen, denn Sie wissen, dafs, 
wenn für den Augenblick Beschäftigung ein onumg&ngliohes 
Element zur Besserung ist, auch in der Sicherung der Mittel 
zu künftiger Arbeit das wirksamste Mittel giDgen Bfickfälle 
liegt. Es ist daher ku wünschen, dass der einsichtsvolle und 
ausgezeichnete Herr Delessert sich mit Einführung einer 
Art von Arbeiten beschäftige, die den kfinftigen Bedürfnissen 
jener Kinder mehr angemessen ist, damit sie die Oesellschaft, 
welche die Sorgfalt für die entlassenen Sträflinge sich sur 
Aufgabe macht, nach dem Austritt aus der Anstalt besser 
und mit weniger Gefahr vor Rückfällen unterbringen kann. 

4. Sittliche Ermahnung. Dieselbe, kann nur un- 
bedeutend seyn, da der Director, ein zwar sehr fähiger Mann, 
der einzige unter denen der Gefängnisse zu Paris (deren Be- 
sichtigung ich der Gefälligkeit des Herrn Delessert verdan- 
ke), der einzige, sageich, welcher von dem Glauben an eine 
Besserung und von der Wichtigkeit seines Berufes durchdruügen 
ist,, trotz des besten Willens wegen Ueberhäufnog mit Ver- 
waltungsgeschäften sich nicht lange mit der Besserung der 
Sträflinge beschäftigen kann. Einige Worte der Ermabonng 
an dieselben zu richten, ist Alles, was er bei der eiligen Be«*- 
sichtigung der Zellen thun kann. Die geistlichen Brüder., 
welche in dem zellenförmigen Saale, der zwölf Sträflinge auf. 
einmal fasst, den Religionsunterricht ertheilen, und. von einer 
im Mittelpunkte des Saales angebrachten Tribüne predigen, 
können sich ebenfalls nicht auf lange Ennahnungen einlassen. 
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80 kann sich auch der Geistliche, der dieselben nar in den 
Zellen oder im Beichtstahle siebt, wenn sie dahin gehen wol- 
len, in BerAcksichtigang der grossen Anzahl keinen fortge- 
setzten und wirksamen Ermabnnng^n hingeben. Man kann 
aaoh nicht hoffen, dass zu Paris, einer so weitl&ufigen Stadt, 
wo jedermann von Geschäften, die im raschen Wechsel ein- 
ander folgen, so bedr&ogt ist, eben so wie zo Genf und an 
andern Orten , Besuchende mehrere Stunden in den Zellen der 
Gefangenen mit deren Ermahnung zubringen. Alles , was man 
von den Mitgliedern der Gesellschaft erwarten kann, ist, dass 
diese dem jungen Freigelassenen nach dem Austritt ans der 
Strafanstalt eine Stelle verschaffen, sich von Zeit zu Zeit 
nach seiner Aufführung erkundigen,* ihn ermuntern, begün- 
stigen, ihn im Stillen zurechtweisen, oder je nach Umst&nden 
neuerdings der Polizei bezeichnen — alles dies jedoch schleu- 
nigst, da in diesem neuen Babylon bei Jedermanns Eile Alles 
im Laufe geschieht 

Bei diesen unbestreitbaren Angaben begreifen Sie wohl, 
dafs man in der moralischen Entwicklung keine grofsen Fort- 
schritte erwarten darf, und dafs , wenn jene Kinder sich wie- 
der guten Gesinnungen zuwenden, man nur sagen kann, sie 
verdankten es der Einschüchterung durch die ausgestandene 
Strafe, die sie vor einem Räckfall bewahrt, oder einer guten 
Natnranlage, die das Bischen religiöser Ermahnung mehr 
Fruchte tragen liefs, als man wohl erwarten durfte. Man be- 
greift die guten Wirkungen individueller Ermahnung da, wo 
sie fortwährend und unablässig stattfinden kann, wie z. B. in 
kleinen Städten bei einer kleinen Anzahl von Sträflingen; je- 
doch zu Paris, wo mehreren Hunderten eine Ermahnung zu 
Theil werden soll, kann man nicht glauben, dafs sie besseren 
IBrfolg habe, als eine gemeinschaftliche Ermahnung in Sälen 
oder Kapellen mit abgesonderten Sitzen, wie man deren in 
England sieht. 

6. Ununterbrochene Aufsicht. Ich habe IjineQ be- 
merkt, dafs die schlechte Eintheilung der Räume sich zu ei- 
ner wirksamen und unbemerkten Aufsicht des Directors , trotz 
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dessen rübmlichen Bifers nnd bettea Willens, niokt eignet 
Die wirkliche Aufsicht führen demnach die Wfirter, welche 
sich in den Gängen befinden, and die Arbeitsanfseher , die 
von ihren eigenen Zellen, wo sie ihre WerksC&tten nnd Ma- 
gazine haben, nach den verschiedenen Zellen der Strafliogo 
gehei». Diese Wärter und Anfseher können, trotz der ein- 
sichtsvollsten und gewissenhaftesten Aoswahl, nichtsdestowe- 
niger nur untergeordnete Beamte seyn, ohne Zweifel selbst 
von untadelhafter Bechtschaffenheit, aber schwerlich von einer 
Bernfspflicht beseelt, wie sie in der Regel nur eine höhere 
Rrziehnng einflöfsen kann. Die Aufsicht mufs demnach notb- 
wendig bei denen, welchen sie allein obliegt, nachlassen, und 
wenn sie nachläset, dun^ die Leichtigkeit von Mittheilungea 
die Uebelstände herbeif unren , welchen man durch beständige 
Absonderung zu entgehen glaubt. 

6. Religiöse Einwirkung. Ungeachtet der Herr 
Erzbischof von Paris, wie man mich versicherte, die Art von 
Messe billigte, die der Geistliche in der Kapelle hält, und 
welche die Wärter in den Gän^^n auf gegebene Zeichen wie- 
derholen , indem sie die Sträflinge in ihren Zellen stillschwei- 
gend derselben zu folgen nöthigen , gestehe ich dennoch , dafs 
ich die religiöse W^irkung einer auf solche Art gehörten Messe 
bezweifeln muss. Es ist schon so schwierig, Aufinerksam- 
keit, Andacht und Reue zu erwecken, wenn man die Sträf- 
linge die würdigen und feierlichen Verrichtungen bei unsrer 
Gottesverehruag sehen lässt, dass ich nicht glauben kann, 
Sträflinge von gleichgültigem Gemuth, wenn sie nicht gar 
verderbter sind , werden mit Erft>lg eine Messe hören , wie sie 
ihr in der la Roquette beiwohnen. Ich glaube, dafti die Bil- 
ligung des Erzbiscbofs nur von der Besorgnifs kommt, dafs 
man gar keine Messe lesen möchte. Uebrigens ist die Messe 
nicht die einzige Verrichtung in unserer Gottesverehrung, 
welche, indem sie zu den Augen redet, auch oft zum Herzen 
spricht Die Predigten eines guten Redners, der von den 
Sträflingen gesehen wird, könnten eine Wirkung haben, wie 
sie in ^er'la Roquette nicht erreicht wird. Die religiöse Ein- 



Digitized by VjOOQIC 



ItO Veber das Gefängnifs Jär jugendliche Sträflinge in Paris. 

Wirkung muss daher wohl sehr gering seyn, wenn sie uicht, 
wie in allen andern Gefängnissen za l'aris, ganz wegfällt, 
wo die Vernachlässigang jeder religiösen ßinwirkung sich 
nur za sehr fühlbar macht. Indem man sich aber dieser Wir- 
kung beraubt, beraubt man sich des besten und wirksamsten 
Mittels zur Besserung, und man opfert alle Muhe, welche 
man auf andere Art sie zu erreichen anwendet, umsonst auf. 
Man entschuldigt in Frankreich diesen Mangel durch den Vor- 
wand der Religionsfreiheit, welche man bis zur Verläugnung 
jeder Religion treibt , und man hat so in der Gesellschaft eine 
Oleichgültigkeit gegen Religion überhaupt hervorgerufen, die, 
meiner Meinung nach, die Ursache der Uebei ist, die dieses 
gute, schöne und interessante Land^ das ich so sehr liebe, 
belasten. 

7. Gesundheitsmaafsregeln. Reinlichkeit trifft man 
dort allenthalben, die Nahrung ist gut, gesund, so wie auch 
hinreichend, die Arbeit nicht übermäfsig, die^rztliche Hülfe 
in Krankheitsfällen angemessen, aber die kurzen Spaziergänge 
in den Höfen von einer viertel bis zu einer halben Stunde alle 
drei Tage ist für Kinder , zumal wenn sie sitzend arbeiten , 
eine zu geringe Bewegung. , Die Ernährungsweise und die 
Reinlichkeit mögen zu der geringen Anzahl von Krankheiten 
beitragen, welche in den Berichten angegeben ist, aber des- 
sen ungeachtet kann man nicht sagen, dafs die physische Be- 
schaffenheit jener Kinder gänzlich gebessert wäre, wie sie es 
bei einem bewegtem und thätigern Leben wäre, oder wenig- 
stens, wie zu Lyon, durch einige gymnastische Uebungen, 
welche wenigstens auch dazu beifragen würden, den Hang 
znr Onanie zu vermindern. Ich habe auch viele Kinder mit 
Kröpfen gesehen. Ich weiss wohl, dafs dies die herrschende 
Krankheit jener kleinen Vagabunden , vorzüglich zu Paris ist, 
aber die Anzahl jener schien mir doch sehr grofs, und ich 
möchte glauben, dafs die Lebensart, der man sie unterzieht, 
wenn sie auch gerade nicht diese Krankheit herbeiführt, bei 
vielen, welche mit der Anlage dazu behaftet sind, dieselbe 
entwickelt und in sehr vielen Fällen deren fleilnng verbindert. 
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Im Allgeoieiiieo, mein (hesrer Freand, wt das Gelinf« 
pifb la Requette scboa ein grofser FortaebrUt in der Refi»ni^ 
al^ auin sollte ^Gelegenheit irnben , dieKlailer vor ihrer gaos- 
Ueben Freilassaog noch einige Zeit in euior Colooie^ arie der 
van dem ansge^seichBeten Herrn Demets gegrAndetea, aa«* 
bringen ssa lassen. Wenn maaaaeh alle die gnten Reavltate, 
die ;nafl von la Roqnette berichtet, zogealebt, ao gkmbe ieii 
deanooh nicht, dafa man etwas daraus fttr die Verfoeaaeroog 
der ^efangniflse entnehmen kann, welche fAr zu ianger Oo- 
faagienscbaft verurtheilte Erwachaene bestimmt siad, Waa 
diese betrifft, sehe ich mieh taglich mehr in meinen Anaieh« 
ten, die ich in meinen Schriften bekannte, be&tärkt. 



Neueste Darstellung des Völkerseerechts 
jn Englmd und Nordamerika. 

Von 

Herrn Dr, Michelsen, 

ordentlichem Professor der Rechte zu Kiel. 
(Be$9Mu8» des Jufeataw No» XXL im vorifftn Hefte.'} 



Es wird, boffenwir, ans dieser heotlgea Oaratellong der be* 
rfihmten Reohtalrage von einem amerikanlsehen und britiaeheii 
Lahrer des Völkerrechts snr 0entlge einleuchten, wie dieaelbe 
beiderseits anfgefafat und beantwortet wird. Ba geht darana 
hervar, dafs der Amerikaner mit dem Baglander avf dieaem 
Gebiete in der Haaptsaehe theoretiseh barmonirt. Reide be>* 
urtfaeileo denSats „frei Schiff flrei Gnt^^ nur ala einaoonven- 
tioneQe, anf zufälligen Vertrügen beruhende , daher vorttber» 
gehende und aar fttr die etwanigen Contrahenten beatebaada 
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FestdetzQiig; hingegen deo Satz, dafs das Schiff mit aeiner 
Neutralität die Ladung nicht deckt, entweder als Naturreoht« 
oder doch wenigstens als uraltes, gemeingültiges, gewohn-» 
heitsmifsiges, traditionelles Völkerrecht in Buropa, dem nur 
hin und wieder durch Vertrag derogirt worden. Bekanntlieh 
stimmen die deutschen und dftnischen Schriftsteller dieser An-* 
sieht und Behauptung im Ganzen und unbedingter Weise kei- 
neswegs bef^ So steht es mit der Theorie; doch anders mit 
der Praxis der Staaten , wie man ebenfalls aus den angeffihr-* 
ten Werken von Wh ea ton und Mannin g ersieht. Das« 
in der Staatenpraxis, wenn man Amerika und England zusam- 
menstellt, keine solche Harmonie möglich sey, läset sich auch 
im voraus schon annehmen. Die au% den letzteren Deoennien 
vorliegenden Thatsachen bestätigen entschieden die Divergenz 
Die Darstellung des Verfahrens und der heutigen Praxis 
der Vereinigten Staaten, welche Wheatoo uns giebt, ist 
folgende. Ohne sich in eine allgemeine Untersuchung dar- 
über zu vertiefen, ob und in wie fern das alte Völkerrecht, 
welches das Benehmen der europäischen Seemächte unter ein- 
ander 80 lange regullrt habe, als für die neuen Oemeinweseo 
der westlichen Hemisphäre verbindlich anzusehen sey, bemerkt 
er kurzweg die Thatsache, dass die Vereinigten Staaten wäh- 
rend ihres Revolutionskrieges unzweifelhaft jenes alte Völ- 
kerrecht als für sie verpflichtend betrachtet haben. Die ame- 
rikanischen Prisengerichte erkannten nach den allgemein an- 
genommenen P^rincipien des europäischen Völkerrechts, dass 
feindliches Eigenthum in neutralen Schiffen verfallen, dagegen 
neutrales Eigenthum in feindlichen Schiffen frei sey; bis der 
Congress eine Verordnung erliess, welche die Grundsätze der 
bewaffneten Neutralität von \78b anerkannte, jedoch unter 
der Bedingung der reciproken Aberkennung derselben von 
Seiten der andern kriegführenden Mächte. In den Instruotio- ^ 
nen, die der Congress im Jahre 1784 smnen Gesandten für 
die Unterhandlungen mit den verschiedenen europäischen Mäoh- 
ten ertheiito, waren dieselben Grundsätze für die Verhandlung 
in Betreff der Anerkennung der Unabhängigkeit der Vereinigten 
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Staftten »Is Bmm aafgeilellt Ab darauf die Vereinigtea 
Staaten wahrend des französiaohen RoTolationakriegea nentral 
blieben^ gingen sie nicht daranf aas, die Immunitit Ihrer 
Flagge ohne weiteres ao zu extenduren, data sie feindliohea 
Kigenthom decken hOnne, da sie dies nicht in dem Gewohn- 
heitsrechte ond Gebrauche der Völkw begründet hielten; ob- 
wohl sie jede günstige Gelegenheit wahrnahmen ,^am den ent- 
gegengesetzten Grundsatz, dass frei Schiff Drei Gat macht , 
mit solchen Völkern durch Vertrag festzustellen , welche sich 
geneigt zeigten, diese Verbesserung des Völkerrechts zu ad- 
optiren. Im Verlaufe der Correspondenz, die zwischen der 
fhinzösischen Republik und der Regierung der Vereinigten 
Staaten gepflogen ward, wurde von letzterer behauptet, es 
sey keinem Zweifel unterworfen, dass nach dem allgemeinen 
Völkerrechte dieGflter eines Freundes, gefiandpn in den Schif- 
fen eines Feindes, frei seyen, dagegen dieGflter eines Fein- 
des, gefunden in dem Schiffe eines Freundes, gesetzmässige 
Prise. Allerdings hätten manche Staaten, In der Absicht, um 
den grossen Inconvenienzea auazuweichen, welche fflr ihre 
Schiffe ans der Nachsuchung, ob sie feindliche Gflter am Bord 
Mtten, und ans den fiiermit unzertrennlich verknflpften schlim- 
men Störungen ihrer Fahrt erwüchsen, zu Zeiten durch spe- 
cielle Tractate den Grundsatz eingeführt, dass unfrei Schiff 
unfrei Gut, dagegen frei Schiff frei Gut machen aolle; einen 
Grundsatz, weit weniger störend für den Handelsverkehr und 
mit Rücksicht auf Gewinn und Verlust am Ende fflr alle 
Theile gleich: aber dies sey doch immer lediglich die VFIr- 
kung besonderer Verträge, welche in speciellen FAllen das 
allgemeine Princip des Völkerrechts in Obacht n&hmen, die 
aber der Natur der Sache nach nur unter solchen Völkern 
wirksam seyn könnten, welche dazu ihre Beistimmung gege- 
ben hätten. England habe Immer entschieden dem rigorosen 
Princip angehangen, es habe zu keiner Zeit, so viel man 
wisse, zu der Modiflcation sich verstanden, wonach das Ei- 
genthuffl des Schiffes über die Ladung entscheidet, ausgenom- 
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m^.n etwa in ^ioein ejinzelpeu if^t Friipkrejcli geflQ)ilQ9«^oeo 
Vertrage. Dje yereuii|;tp^ Stfiateii hättpii ^n^f^^» dieso Mor 
diflcAtioj) anjgeivommen in iiuren Trapt^ten ffk'jt Frankreich, mit 
de|i rfieii^rlanden qnd mit Preussen: woraü« folge, dass i« 
Verhältnisse J&a diesen Machten die amerikanischen Schiffe die 
Gftter ihrer Feinde deckten^ uQd umgel^ehrt 4ie Vereinigten 
Staaten ihre Guter verlören , weni) sip iq i)pn Schiffen der 

'Feinde ^iei^c^ Mäc|i<^ ^iph fänden. VJiit Qr,o^8hrU)»nien, JSpü- 
9ieii, PQrtngal und Oesterreic^i h^tteq die yereifiigteB 6taa|;eo 
d^r Zeit ffeine Tr^dtate hierüber ge^ehioa^eq *, weshalb sie 
•mpb nichts ihuep entgegensetzen köpntep, yifn^ sie in Gct 
m|i|86beit dps aljgemeinen Viülkerrepht? entsphiedea, 4a9s Feini- 
des ^i^t^ pbj^leich i^i dei^ ßohiffpn. eii^a Prf9m)(]f}a gefimden, 
Ijresetzlic^p Pfi^e ^ey. Afich I^^nne, >ye3 Fp'aqkreiph beträfe, 
Qjeht zugegeben wprden, dass sejl^jg^^ io^ Q.a^zfn ^abei ^p 
kurz käme, deiin pb^leicb ^s selaje Q(i(^r |n am#rikani9c))e9 
Sobiffen verlöre, wejtin sie darip yo^ ^p^fi^ Englands , 8ffPfr 
niens^ Poj^tagajs oder Oest^rreichs gjpfaqden wQrden, so g^ 
wifine e? die i^merikanischen Gjiter, wiMi^(^P ?i<^h f^pden ip dfO 
ßcl|{ffen Engli^nd^, Spaniens ^ PortogAl^^ Oe^t^rrpiGhs , derNi^i- 
derlande oder Preassens;; i|nd ii^ 99 (ei?n die 4n^erika4er 19 
die Schiffe dieser sechs Nation^p i^^br Qütftr, als die F^a^-r 

tfißei^ in ihre Schiffe geladen hatten , wy, ^^t Seiten Frank- 
reichs def Gewinn, fin4 auf Hielten dpir ^ordanierikaner , h?! 
dem untpr ibppn xfrtr^gsmasßig bpstehendeq GrqpdGii^t«^«, ^e^ 
Vprlust. |n der Tl^at, di^ Vereinigten Stallten wiiren bei ^ 
der AnMfendupg dieses Prii^cips die Verlierpi^deq ; dpnn w^rM^ 
€0 zo i^ir^n Gqnsten, so geschehe es zur Rettqpg dpr Güter 
ihrer Freqnde^ wirl^e es fl^gegen y^ider sie, so wäre ps w 
ihrpDi eigeo^CQ Schaden, nnd sie würden ^ortwähreiid dabei 
verlieren^ so lange es. nor ]j)artiell eingeführt wäre. Hättep 

' sie es erst iqit allen Völkern festgp$tpllt , dapa würden i^ie in 
der l4age seyn, dabei weder zu gewinnen noch za verliere^^ 
Wjpirdep al^er nicht sq den Plackereien der Vi&itatiQnpii auf der 
See ausgesetzt s^yn. In die^e l[iafe ^o^ kpwn^en, wär^ dus 
Bestreben der Vereinigten Stallten ^ 4^ es aber \oü dpjoi Wiljien 
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d»t iwdera Völker öit aUMnge, «d uU^ es fttr fie m^ alih- 
dann (EU erreioheii, wvai die aftdern betentreteii «tob berrit 

Dies ist die treffliche Argumentatioii , die matt in den ia« 
tertütsnntmi dflientlicben Cbiteepondei^zen iiad AotemfQekeii der 
Siordamerikaner aus dem Sohlasse des vorigen und dem Ail- 
Itog^e dieses Jatarhonderts findet: worilber W hebten die er- 
forderlieben Naobweisangen giebt 

In dem 1794 swiscben den Vereinigten Steateta und 9roii^ 
britan&ien gesohlessenen Tractate, Artikel 17, wnrde stipolirt, 
dass die wegen Verdachts,, feindliches Elgenthnm cder Kriegs* 
eontrebande am Bord zn haben, anfgebracbten Soldflle znrge^ 
rfchtlieben Entscheidung in den nSchsten Hafen geführt iirer* 
den sollten, dass der Theil dei' Ladaag allein, weleber aus 
feiildlioben GQtern und ans Contrebande fttr den Oebranch des 
Feindes bestehe, Prise vrfirde, und dass das ScbiiT die Frei- 
heit hfttte, mit dem Reste seiner Ladung die Fahrt fortzu- 
sett&en. In dem 1778 zwischen Frankreich und den VeM- 
nigten Staaten eibgegangenen Vertrage war der Grund^iktsr 
„frei dchlff f^ei Otit<^ lätipulirt worden, und Frankreich haiM 
spfiter darüber geklagt, dass seine Güter aus amerikanischefli 
Sehiflton ohne Widerstand von Seiten der VerehAlgten Stbaten 
genommen wären, ja dass diese durch ihren Tractat mit Grosi- 
Rrritaniilen die früher von ihnen gegen Frankreich elngegange«- 
ien Verpiicbtnngen, welche eine Anerkennung der Grund-^ 
sitze der bewaffheten Neutraliilie enthielten, hintangesetzt 
hStten. 

Auf diese Beschwerden wurde ton dem amerikanischen 
Geiivernenfeal er«t4edert j dass hh Jahtfi 1778, als jener Titictat 
abgescblossen ward, die bewaffhete Nentralltfit noch gar liioht 
esistirte, und lüiChiA de!r Zustand der Dinge, worauf jener 
l^ra<$tat sich bezöge, in fem f^über bestehendeik yoikert^MKi 
eetne Norm hieben mäsilte, ünabbilngig von den Grundsi(t^en 
^r bewaffneteü Neutra!H&t. Nach diesem alten Völkerrechte 
ahor mache fiCei SehhF nioht frei Cfnt, noch unfrei Sobltf vas^ 
tm Gut. Die Sffptdistien in dem Vel'trage von 1778 bilde 
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defllmlb ei«e Aosoftbrne voo der aOgemmen Norm, wricfai^ 
fflr ftUe Fälle, die nicht mittelst Vertrags abgefindert worden, 
ihre Verbindlichkeit behaopte. Wäre der Tractat von 1794 
Bwisehen den Vereinigten Staaten und Grossbritanien nicht 
geschlossen worden , oder hätte man in selbigem jedwede Sti- 
pulation in Bezog auf den flraglicfaen Gegenstand gänxlicb 
ansgelassen^ so wfirde das Recht des Kriegführenden dennecli. 
bestanden haben. Der Tractat habe gar kein nenes Recht 
eingeräumt, vielmehr nur die praktische Ausübung eines schon 
anerkanntermafeen bestehenden Rechtes gemildert. Der Wunsch y 
den Grundsatz, dass die Neutralität des Schiffes auch das Gut 
neutral machen solle, ganz allgemein festzustellen, werde vo» 
keiner Nation stärker gehegt, als von der in den Vereinigten 
Staaten. Es sey dies eine Sachfc, welche sie stets im Aqge 
behldten, und durch alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel 
erstreben würden. Aber das Bestreben , einen Grundsatz ein- 
zuführen , sey wesentlich verschieden von der Annahme , daa^ 
man ihn bereits eingeführt habe. Wie eifirig auoh Amerika 
bemüht Beyn mOge, um alles Mögliche dafür zu thpn, das» 
dieser Grundsatz von einigen oder sämmtlichen Seemächten in. 
Europa zugestanden werde, so habe es d^ch niemals deuGe^ 
danken gefasst, die Zustimmung dazu durch Gewalt zu er- 
zwingen. Die Vereinigten Staaten würden sich lediglich zur 
Vertheidigung ihrer eigenen Rechte bewaffnen: weder ihre 
Politik noch ihr Interesse erlaube es ihnen, die Waffen für 
den Zweck zu ergreifen, um die Herstellung der Reichte An<* 
derer zwangsweise durchzusetzen. 

Der Grundsatz „frei Schiff frei Gut^^ ist ferner durch 
einen 1785 zwischen den Vereinigten Staaten und Preussen 
geschlossenen Tractat stipulirt worden. Bei dem Ablaufe die- 
ser Convention im Jahre 1799 wurde ein neuer Traqtat ver- 
handelt, der folgenden Artikel enthielt: „Da die Erfahrung 
gelehrt hat, dass der in dem zwölften Artikel des Traetata 
von 1785 angenommene Grundsatz,, Bufoige dessen frei Schiff 
frei Gut macht, während der beiden letzten Kriege nicht ge- 
hörig respe(^tirt worden ist, und diese Richtung noch immev 
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verfolgt wird : so betehliemeo die Mden ooatnUreadettThelle, 
«aoh der Wiederkehr dee allipemeiiieii Frledeoe Bieh darin a« 
einigeo, dasssie^ entweder jeder för sich beaonden, oder mit 
andern Af&ohten Kaaammen, welche gleiebes Interesse haben , 
mit den grossen 8eemftohten Boropa^s solche Anordnungen and 
solche 'Festsetaangen für die Dauer in Gemeinschaft zn fitaade 
ZQ bringen sich bestreben wollen, welche dasm dienen mögen, 
in kftnftigen Kriejgen die Freiheit nnd Sicherheit der neutra- 
len Schifffahrt und Handlang anAreeht za halten. Und wenn 
mitderweile einer der pontrabirenden Theile in einen Krieg 
verwickelt werden sollte, bei welchem der andere Theil nea- 
tral bliebe, so sollen sich die Kriegsschiffe and Kaper der 
kdegffihrenden gegen die Sohiffe tier nentralen Macht derge- 
stalt gfinstig verhalten, wie es der Lauf des obschwebendefi 
Krieges dann irgend gestattet, indem sie die Principien and 
Normen des allgemein anerkannten Völkerrechts za beobach- 
ten haben werden. ^^ 

Während des Krieges, der 181S zwischen den Vereinig- 
ten Staaten and Grossbritannten begann, verfahren diePrisen- 
gferichte jener durchweg nach der Regel, die als allgemein 
anerkanntes Völkerrecht betrachtet wird, n&mlich dass feind- 
Üohe Göter in neutralen Schiffen der Captur und Conflscation 
verfallen sind, ausgenommen im Verhältnisse zu solchen Mftch- 
ten, mit denen die amerikanische Staatsregierung durch ein- 
£^egangene Tractate die entgegengesetzte Norm, dass Arei 
Schiff flrei Gut machen soll, stipulirt hatte. 

In ihren Verhandlungen mit den neu entstandenen Staaten 
von Sfidamerika haben die Vereinigten Staaten Nordamerika's 
die Festsetzung des Grundsatzes „frei Schiff ftrei Gat'^ bean- 
tragt, als eine zwischen allen Mächten des Nord- und Süd- 
amerikanischen Continents einzuführende Rechtssatzung. Es 
wurde dabei erklärt, dass die völkerrechtliche Regel, wonach 
das in den Schiffen eines Freundes befindliche Gut eines Fein- 
des der Captnr verfilien ist, keine Begrfindung im Natur- 
rechte habe, und wenn dieselbe gleich durch den Gebrauch 
der Völker eingeffthrt sey, so stftfzc sie sich doch zuletzt 
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auf «In^ Bflssbraoeli d<^r Mtioiit. £9 wurde dabei lierveige» 
||(^b^, wie Mine aentmle Nation verboodeii eey, eiob dein 
fifeb|*»aehe «v pi^t^irixerfen ; nnd wenn aacb die neutrale Maebt 
SHi ^per Zeit sieb der ^ewöbnliobeii Praxis gefogt beben 
nöge, so sey daraoa nicbt zo folgern, dass sie damit das 
Redit, die Sieherbeit der neutralen Flagge, dareb Gewalt ge^ 
gen An^i^9 ^ bai^dbaben , für die Zukunft aufgeopfert beb^ 
Ak^ ^ wurde 4nb^ eqgegebea» dass die Anfordeirung der 
Sfeqtrillei^, feindiiehe Q&ter zu decken, der näberea Bffstimr 
mni|g unterwerfe« w^e, dass ein Kriegföhr^nder den N^u-r 
ti^^ die Wobltbat dieses Grundsatzes gerecbter Weise ver-^ 
weigern mitge, wenn er nicbt votnoi Feüpde (ux den'Scbats^ 
derselben neutralen Flagge zugestanden ist. Dem, gemlMiA iM 
in deA Tractatf swiscben den Vereiiijgten Staaten^ und dec 
KepubUk Columbia stipulirt worden, dafw die Jftegel „^frol 
SobUf ftei Gut^^ so verstanden n^erdeiv solle, d«ss. eie fMb 
nur auf diejenigen Mfiebte beziehe, welcbe diesen Grundsata^ 
aa!?rkenaen; w^enn aber einer von den beiden eontrahiuenden 
Tbeilen in Krieg mit einer dritten Miiicht aeyn wird, und deir 
nndere neutral bleibt, so soll die Flagge des Neutralen diM 
Bigenthnm deijenigen Feiade decken, de^^n Regierungeu den-n 
eelbea Grundsatss anerkennen, nicht aber das Qligenthnpi an«* 
dver. Dieselbe Binschrankuag der Regel ist schon vorher in 
den 1819 zwischen den Vereinigten l^taaten und Spanien ge-« 
aeUosaenen Trantat aufgenqmmctn worden. So referirt uon 
Wbeaton. 

Vergleicbnn wir dnmi^ die Darstellung Manniog'n, so 
neigt sieb, wa^ aunb nioht anders zu erwarten steht, einn 
bndenteadeDiifoFenz. Auch er Ifisst am Sphlusse seiner Mor- 
bec gebärenden Erörterung ni<sht< uni^i^w&hnt, dass. diei Verei'^ 
aigten Staaten nem^rdings einige Traetate, gesehlesseu haben ,^ 
iveHeim. i^nsere fteebbafrage der Festsj^tznng auf der Basia dei; 
BnoiprocitAt anbeimgebesn. Im Jahre 1816 . eraennrten^ djiese.l-^ 
ben mit Snbwndea die Artikel ibrea Tracteta von 1783,- wel- 
pbe ^rUären, dasjEi f)rei Sebiff f^ei Gut mache, und iin J^abre 
1811$: erneuerten sie mit Preusi^nn ^ zw^Cten Artikel, ilmn. 
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fraotats roii t986, wdcber dABi^rft^' (i^tikötjp sao<<tiooiiie. Aber 
itl ihrem Traotat« mit Spanien von I8f > im Artikel Ü wMi 
erklärt, daas thiC Rftcksieht auf den Artikel 15 detf ^tdiißtt^ 
artigen Frennd^chaft^ - uad Sohifffahrtätraotits rOti it^5, tÜ 
welchem atipulirt ward, daaa die Pla^rge die lA^dnüg iitkM 
aolle, die b(<iden Afftohte iioh dahin vcirdnbiiren, datfa diea 
nur zn verstehen sey mit Bezug auf diejenigen Mäofatt», j^^iÜiU 
dieses Prinoip anerkennen ; falla aber einer der beiden eontrit- 
Mrenden Theilä mit einer dritten Macht in Krieg geriethie tr. s w. 
fHeaelbe Stipnliltion sey in ihrem Vertrage mit Columbia vo^ 
1894 gemacht, so wie anoh in ihrem Traotate mit den Vdt<^ 
einigten StiüateH von Centra!- Amerika von 18t5. WäU hin- 
gegen GroBsbritannlen anlangt, so habe mit Amerika bei VlTtel- 
derberstellnng des Friedens keine ttftieoiSrang der ftflher^tf 
Traetate cftattgefonden : wie denn 6rossbritannien fllierbaiipt Wl 
d^em aUg^meiti^n l^rledenssohlnsse keinen der efaenkaligett Vt^f- 
ti'äge, dnrch Welche es sieh verpflfehtee gehabt, den tirnttd- 
68t2, dass frei Schiff frei Gnt machen «olle, Huf täahi tu' cff- 
halten, wieder erneuert habe; überhatipt lasse aidh beftatop* - 
teil, daiBS nicht ein dnziger Trdctlit, der diesen' OrniMsats 
enthalte, zwischen tirossbritanilien" nnd irgend eidei* cArlstliödeif 
Mai^ht heutige«! Tages aoch bestehe: Dies ist d1^ Darst^Motf^ 
^on Manning, der die Verhfiltifilise, die aiis hl^r be^dÜft^- 
tigen, aas detei ^esichtsptitikte eibelsi Kngiftdtfehf uhid mM 
dem Etinflnsse der englischen Nationalitat und der' englkcHi^tf 
St^atsinterestfeb anfgeMsst and behrtheilt' but; Me' ti\v%^g^ttii 
der nordamerikanischen nnd englischen Staatapraxia anf die- 
sem fiebleYe' liegt liäri klar 211 Tag«: 

Als ttednitat dieser vergleibhbAdetf dStiflammeflstlDliüttef et'- 
^)ebt sich nber Felgendes : 

a) Nach d^ engtUitoliini Tfce6He M der Grand^i^tz , diiei^ 
dtoSehir dicht dieLadiiner d^ckt, pri'nkiitive'd ItecAt ; dk]gefifM 
der 0hindsati&, dasis frbi Schiff flrei 60t maldht, nttt' doW€ti~ 
fitfnelle und vorflbi^rg^hetfdb Fbstbefifnng. Jenes prMitive'Rdbltt 
gründbt sldi tfewohl adf dkti r^iatnrrdblrt, als ed sieh' aueh alil 
f^sitivei, auf GewohhfNdi bortibendes Völkert^eblit aiMWefiiftt 
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6) Naol^ der amerikanischen Theorie ist jener Gron^eat^ 
Ewar auch gewohnheitamisaigee Völkerrecht, vad dieser nor 
speoielle, vertragsmfissige Festsetsnng; aber jener Gmndsatss 
Iftast «eh nicht aus dem Natarreohte herleiten, sondern ist 
vielmehr an und fflr sich keineswegs wfinschenswerth* 

o) Die englische Staatspraxis ist dahin gerichtet, den 
Orandsats, dasa frei Schiff nicht frei Got macht, aufrecht 
BU halten. 

d) Die nordamerikanische Praxis strebt nach Binffihrnng 
und Verallgemeinerung des Grundsatzes „frei Schiff frei 
Gut". 

Y^ir aber, aus dem Standpunkte eines Nichtenglinders 
diese Verhältnisse und Streitfragen auffassend und wfirdigend, 
können nicht umhin, unsere Ansiebt und unser Urtheil hier 
dahin auszusprechen, dasa wir das Verfahren der nordameri- 
kanischen Staatsregierung 9 die bei Aufrecbtbaltung der Neu« 
tmlit&t und ihrer Rechte und Freiheiten sich stark interessirt 
fühlen muss, für eben so tüchtig und staatsklng, als ehren* 
haft und rechtschaffen halten. — 

Nachdem wir in dem Vorstehenden den Hauptsatz „frei 
Schiff firei Gut" mit seinem Gegensatze, wonach die Neutra- 
lität des Schiffes der Ladung desselben nicht zu Gute kommt, 
in seiner heutigen Darstellung, wie wir glauben, genugsam 
dargelegt halben, gehen wir jetzt über zu dem andern Punkte , 
mit dem wir uns hier noch insonderheit beschäftigen zu wol- 
len, in unserer Einleitung ankündigten. Derselbe betrifft die 
CouFoy. 

Bekanntlich ist in Bezug auf diese , besonders seit dem Ende 
des vorigen Jahrhunderts, gleichfialls eine sehr berühmte Gontro- 
verse des europäischen Völkerrechts entstanden , zunächst aus 
dem Verhältnisse Dänemarks zu England. Dieser Streit hat 
von dänischer Seite eine ganze Reihe von lehrreichen Schriften 
hinsichtlich der Neutralität zur See und insb^ondere hinsicht- 
lich der Visitation der unter Convoy gehenden ^neutralen 
Schiffe, von denen wir der namhaftesten bereits ohen in der 
Einleitung zu dieser Abhandlung gedachten, ans Licht ge-« 
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fordert. Die t^ewstfatte Neotnilitftt Ton 1800 war vorafigUob 
dafOr gesohloMeB «od darauf gerichtet, aoleba Visitation, 
valohe England als ein Beebt priteadirte, die nentralen MAehte 
dagegen bestritten, dnreh Gewalt zu vcrbindem. Bs ist nieht 
unsere Absiebt, diese merkwürdige Controverse hier im Gän- 
sen Kor Spraehe zu bringen , da eine genaue Darlegung ihrer 
Behandlung in den neuesten Werken über das TOlkerreobt 
aus England und Nordamerika uns hier su weit führen mflsste* 
Wir wollen vielmehr nur einen interessanten Nellenpunkt her- 
vorheben, der aber au« besondern Gründen in dem Whea- 
tonischen Werke mit vorsüglicher Sorgfalt und Genauigkett 
ist behandelt worden. Dieser Nebenpnnkt, aus der vülker- 
reehtlidien Lehre von der Convoy, ist nun folgender. 

In dem küaiglieb dfinischen Kaper -Beglement vom 98« 
Mftrz 1810 wird im $.'11 verordnet: ,,dass aueh diejenigen 
Sohiffs als gute Prise angesehen werden sollen, welehe, un- 
geaehtet ihrer Flagge, sowohl in Ansehung Grossbritanniens, 
als aueh der mit selbigem kriegführenden Mftehte, als eine 
neutrale au betrachten sey, doch in der Nord- oder Ostsee 
sieh englisoher Convoy bedient haben/^ Zufolge dieser Ver- 
ordnwy wurden mehrere amerikanische Schiffe genommen und 
sammt ihren Ladungen von den dinisoben Prisengeriohten oon- 
demni^t. Im Verlaufe der Diseussionen, welehe hernach zwi- 
aehen der amerikanischen und d&nisohen Eegierung wegen 
der Gesetzlichkeit dieser Condemnationen eintraten, wurden die 
Principien, welche jener Verordnung zu Grunde lagen, von 
dem Gouvernement der Vereinigten Staaten angefochten als 
mit den anerkannten Normen des Völkerrechts nicht überein- 
stimmend. Es wurde hervorgehoben, dass die Prisengesetze 
weder des dänischen qoch irgend eines anderen besonderen 
StaatM das allgemeine Völkerrecht weder gestalten noch ändern 
könnten, noch eine neue Begel, welche för die nentralen 
Uäehte verbindlich wäre, einzuführen vermöchten. Das Eeeht 
des dänischen Monarchen, für seine eigeneü Unterthanen und 
Gerichte Gese^ zu geben, sey unbestreitbar ; aber bevor seine 
Verfügungen auf die Sehifffahrt und den Handel der Aus- 
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«iftigeii auf den^ Me#re>, wekhM äU^ YÖIkerii gemeiüMiined 
Eigonthum t^y^ einwirken kannten, mAuBfe darg^than werben , 
dMfl sie dem ReeMe, weiche» aHe V^frer terbmde, genrite« 
waren« Bftsey äftrigeiKr aucb nmidfbtg^ voreiiszireeteen, dksrf 
4ieiAnifli)heRegferttog, fndeni eSe diree Inetraetionen für ihr^ 
Kspcr erlieea, irgend «twee mehr beebsicbtigt habe, eis did 
B«gefo tut die BntsbeidmgeH ihrer el^ienen Gerichte zn be-» 
stimmen , welohe sie ffir die rfobtigei» Ornndsiieze des VOTker-^ 
veM» hielt Aber diese Benerknng «ey vdo 0ewfcrht , wenik 
na» erwäge, ilass dae Völkerrecht nirgends In eim^m ge^<;brie-s- 
benen Oesetze, wetehetr fär Alle zng'lingtlel^ niid Vdn Aileot 
als Aotorit&t floerltemiir wire, sich Ünde; tmd dass d!ef gd^ 
genwärtige Fnge aaf die Aawendang eines GntildSAtzeÄ vbtt 
— zam mildesten gesagt ~ zwetfeHiartef AtftoritSt sich be- 
siehe, nftnriich die Kondemnation neutralen Bigenthams am 
einer sapponirten ReobtsverletKong willen ,• die niehr i^on- dbm 
Eigenthämer, dem.Rheder, sondern von sainem Agenten, deol 
Sehiffier, ohne des* RfaedersWis^ien oder Wiil^n, ao^geföbü 
worden, und das kraft einer in Beztfg aof den Kri>g g^gC'^ 
benen Yerfögang, der man rückwirkende' Kraft s^schfetb^', 
indem sie denen', gegen welche nie gelten* solle, unbekannt 
geblieben* 

Der in der Verordnang acrsgespro'chene GründsatsK, n<t 
wiet er von den dinisofaen Gerichten interpretirt wiA'd', —^ 
beisst es bei Wheaton* weiter — bestand daHn, daire da^r 
FaetaoK, nnter feiadlicher Convoy gesegelt zu seytl, per sä 
m»e reditfertigende Ursache abgebe, nicht allein tur A^f- 
biringoog, sondern atieh zur üondemitation in den Geri<;hfetf 
der andern kriegführenden Macht; nnd das ohne alle RiEiclL'^' 
siafathahme auf die Beweise des Eigenthtimttrechts, ofdef atff 
die Motive und Ümst&ndo, anter deaen das aafgebracbte äoBilf 
sioh der Com^oy angeschlossen hatte, oder auf die LegalitÜI 
der Reise, oder die Gesetzlichkeit des Benelraicn<r in jedei* 
andera Beziehang. Eine kriegerische Prätension, die so hiTrt', 
aagenseheinlich aea and in ihren Consegaenzen so wichtig 
wäre, mfisste, wie man annahm', bevor ihr von neHtnilbB 
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Stej»t«n beigep^iohtet wecdtn lEfianta, er^l uns den WerkM 
der a^erkannteo 9ohrijnBtell«ri0cbea Aat9ritlU«o de« Völker« 
reolit« streng oacbgewiesen , oder es muasle dargethsüi wer- 
den, d4ss sie auf den Gebranch dei: Vaiker siob stfttse. Aber 
nicht einer anter den suihlreiclien Bearbeitern des VWbwrreobts 
b»be dieses Satzes Brwiboaog gethan; keine liriegführende 
Nation habe J4»iDals ft'tlher danach erkannt; noch weniger ktaae 
behauptet werden, dass irgend eine neutrale Nation sieb jo 
darin gefunden habe. GroasbrHaniuen habe ftcUich behauptet, 
dass ein neutraler Staat nioht befugt sey, der AusAbung des 
Anspruches des ki^iegfubrenden auf Visitatioa und Untersu- 
obung sich vermittelst einer Convoy, weiche aus seinan eigo» 
neu Kriegsschiffen bestehe, «u widersetzen« Ab«: seihst In 
den Begislraturen der britisQben^AdmiriilitiUsgeriohte wftrdto 
mAU. vergQbiicb nsoh Prajudicatea sncben, mit. donea der von 
Paae^Mirk aufgesteUte Grundsatat uoterstfitat werdea kdnnti!, 
n#mUch dass die blosse Thatsacbe, unter feiodUeker Convoy 
gesegelt zu seyn, in allen Füllen und unter aüea UmstiiideA 
die Conderaastiion genügend begründe. 

Dij9 beti;effendqn amerikanischen Schiffe war^o in ibces 
gewdhulichen , völlig gesetzliohea Fahrt ^wisehen Eusslaad 
und Nordamerika begrilTen f sia. waren unbewaffnet,, uaä li- 
steten den daoischea Kapern gar keinen Widerstand; sie war^ 
dea auf dex QüjDbceise. genommen., nachdem sie aof ihrer f ahst 
durch die Ostsee einer Uatersuishiuig von Seiten, der' daalsdMa 
Kreuj^r und Behdrdea waren unterworfen wordem Sie wilr« 
den Qondemnirt nach, einer Yarfilgang, die ihnen unbekannt 
Mf:ar, mithin in Bezug aiif sie, als sie von &onstadit absa* 
geltan, gar nicht iexlstirte, and die 4fther als eine unbefugte 
])Iaassji;egel rückwirkender Gesetzgebung betrachtet werden 
mAsste, es wäre denn, dass streng dargethan werden könnte, 
WJ0 die Verfögang mit dem bestehenden Ydlkerxeabt« über« 
eiastimme. Eine solche Behandlung and äusserste Bestrsfüng 
neutraler Kaufleute und Seefahrer wegen einer. Hamllnng, 
wetabe sie^ damals för ganz unschuldig zu^ halten Grand ha^ 
. ten, und von dar nisht zu behaupten stehe, cPaaaste imreh 
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eineQ besonderen Tr&ptat, oder durch die Autorität der völ- 
kerrechtlichen Schriftsteller, oder durch allgemeinen Völker- 
gebrauch als verboten ancusehen sey, oder nach der Praxis 
irgend eines andern kriegführenden Staats, oder zufolge der 
Beistimmung irgend einer neutralen Macht als unzulässig er- 
seheine, erfordere offenbar mehr dem Rechte nach, als eine 
blosse Bezugnahme auf die vorausgesetzte Analogie mit an- 
dern anerkannten Principien des Völkerrechts , aus denen aber 
die jetzt in Frage stehende Verfögung als einen Folgesatz 
herzuleiten ein sehr vergebliches Bemühen seyn würde. 

Wenn ein Schiff unter feindlicher Convoy angetroffen 
werde, so könne dies allerdings eine Präsumtion an die Hand 
geben, dass dieses aufgebrachte Schiff mit seiner Ladung 
dem Feinde angehöre, in derselben Weise, wie von den in 
einem feindlichen Schiffe genommenen Gütern präsumirt wer- 
de^ dass sie feindliches Eigenthum seyen, bis zum Beweise 
des Oegentheils: aber diese Präsumtion gehöre nicht zu den- 
jenigen, die man praesumtiones juris ejL de jure nenne, die 
für die betreffende Parthei unumstösslich wären und nicht 
durch Gegenbeweis unschädlich gemacht werden könnten. Ei- 
ner von den Beweisen aber, welche nach der Meinung des 
amerikanischen Unterhändlers vor den Prisengerichten zur Be- 
seitigung jener Präsumtion hätte zugelassen werden müssen, 
würde namentlich darin bestanden haben, wenn evident dar- 
geäian wäre, dass das Schiff geaöthigt gewesen, der Cönvoy 
sich anzuschliessen ; oder auch dass es sich derselben ange- 
schlossen, nicht um sich gegen die Untersuchung von Seiten 
der dänischen Kreuzer zu decken, sondern gegen Andere, de- 
ren notorisches Verftihren und bekannte Grundsätze es gewiss 
machen, dass bei ihnen auf die Captur auch unvermeidlich die 
Condemnation folge. Demnach könne aber das blosse Factum, 
unter englischer Convoy gesegelt zu seyn, für nichts weiter 
lüs einen Verdachtsgrund gelten, der den Nehmer sicherstelle, 
wenn er das genommene Schiff zu einer nähern Untersuchung 
aufbringe, jedoch einen Rechtfertigungsgrund für Confiscation 
könne es an und für sich keineswegs abgeben« 
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Am wenigsten wty einzasehcn, wie ein Staat, der vat 
Keit seiner NeotrslitSt des Reebt in Anspmeb genommen bebe, 
seinen Handel wider die Visitation der Kriegfaiirenden dnroh 
seine eigenen Kriegssebiffe zn schützen , jetzt behanpten icdn- 
ne, dass in dem gegenwärtigen Falle eine Widersetzlicbkeil 
gegen das Visitationsreobt des KriegfOhrenden vorliege. Con- 
seqoenz sey in dieser Hinsiebt auf Seiten der dinisoben Re- 
gierong niebt wabrzanebmeh , wenn sie dergestalt nwisebon 
den Ornndsiteen, die sie als eine nentrale Maeht wider Gross* 
britannien geltend gemaobt babe, und den Grundsätzen, die 
sie nun als eine kriegfübrende wider Amerika dnrobzosetien 
saehe, distinguiren wolle. Weshalb sey daa Segeln unter 
Convoy eines neatralen Kriegssobiiles als Reebtfertignngsgmnd 
der Condemnation angesehen worden? — Aus der Ursache, 
weil es dahin ziele, das Visitatioasrecht des Kriegfttbrended 
zn hindern oder zu erschweren, da jeder Versach der Aus* 
Übung dieses gesetzlichen Rechts dabei in Gewalt ausarten 
müsse, was folglieh den Frieden der Welt störe, indem die 
Erledigung solcher Streitigkeiten ihrem rechten Forum, des- 
sen Handhabung der Gerechtigkeit verbindert würde, gewalt- 
sam entzog($to wäre. 

Die blosse l'batsacbe. des Segeins unter Convoy eines 
Kriegführenden habe dagegen keine solche Wirkung; denn 
als vFeifld habe der Kriegführende zum Widerstände ein Recht 
Die. unter seiner Convoy segelnden Schürsfübrer kannten nicht 
mit den Folgen dieses Widerstandes belastet werden, da sie 
neutral wären , und an dem Widerstaade thätlicb keinen Theil 
genommen hätten. Sie kdnnten eben so Wenig in die Folgen 
des auf Seiten des Kriegführenden gcMtzlicben Widerstandes 
verwickelt werden, als ein neutraler Absender von Gütern in 
einiim feindlichen Schilfe, oder der Bigenthümer von neutra« 
lea Gütern in einer feindlichen Festung für den Widerstand, 
der geleistet werde, verantw:ortlicb sey. 

Das Recht, im Kriege zu kapern, erstrecke sich nur auf 
die 'dem Feinde wirkMcb gehörenden Güter/ oder auf solche, 
von denen man annehme, dass sie ihm gebüren, indem sje 
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bei mntm direh das Reobt de« KriegM veriMteimi V^kehir 
genoiiimea wordeD, ale Oontrebande, oder bei efaeui Bnteb 
der Blokade und in ADdern übnlieben FfiUra ; aber das jetzt 
in Fraife siebende Got war weder naob diesen Annafamen, 
aoob in Wirfciiehkeit ein Eig^entbom deu Feiades Dänemarks« 
Waren jene anerifcaaisoben (Sebiffe armirt gewesen , hätten sie 
also anr VersUirkang der feindliehen Genvoy beigetragen 9 oder 
(b&tlioh an einem Tr^en wider die dfiniscben Kreneer Tbeil 
gea#iamen, so w&ren sie gerechter Weise dem Scbtefcsal des 
Krieges anbeimgefallen, und die Stimme des abierUcattisohen 
CkKiTernements wärde sich dann niemals au ihren Gonsten er-« 
hoben haben. Aber sie waren in der That niehts als nnbe^ 
waffoete Kanffahrer, nnd weit davon entfernt, die Kraft des 
oonvoyirenden. britischen Geschwaders zn vermebren , h&tit ihr 
Anscblass an dasselbe eher dasn gedieht, dnreh ErweKemng 
des %u deckenden Bereiches seine Kmft zu schwichen. Und 
statt an einem Widerstände des Feindes Theii m nehmen, 
fand hier gar kein Treffen und kein Widerstand Statt, oiid 
die flandekscbiffe Heien als eine wehrlese Beute den Aagiiei««' 
fern zil 

Die Ungesetzlichkeit in der Handlungsweise der nenIrakH 
Schiffer, weshalb das Bigenthum ihrer Rheder conftscirt ward, 
mEfisse daher in einem höheren Grunde gesucht, nnd mftnse 
inrdckbezogen werden auf dien Tbatnmsiand, dass sie sieh 
der Coivvoy angesoidossen hatten* Aher warn» >— so ygfM 
gefhigt — sollte dieser Umstand mdir als illegf^ betmebiet 
werden, ids etwa der Umstand, dass dn Nentnder ZMoeht 
in äem Hafe» einer kriegfifarenden Macht oder tmter den Ka-4 
ttonen einer Batterie derselbe« gesucht hat, wenn hefnael 
der Hafen oder die Batterie angegriffen und erobert wfrdV 
Der Neutnd^ darf freilieh nicht durch ungesetdiehe M^li 
wtf ea Gewalt oder List, sich der VisMadon zu entnieAen su^ 
eben : aber wenn er doreir Anwendung von hrgeüd gesetssBcheil 
nnd sehnidlosen Mltldn sMt der Unt^snchung m. entziehen 
weJss, wammf sollte er da nicht zu solchen Mitteln greifen 
dürfen, nm einer so lästigen Precednr nuseuuMchiftlf Wih 
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Kreuzer aod Prisea^eriobte äw kmgfiUurMidea Miohte Mod 
Qicht Mwt fio moderat ao4 gerecht gew^Ma, als daas ein 
Neutrplev <iie Gei^geobeit, von ibaeA «oteraocbt ond gericbtei 
?«Q werden 9 für erwäoeeht balten sollte. Unter der Voraas- 
Setzung fürwabr, da9s io den Prisengeriohten Dänemarks die 
Ge^ejobtigi^eit immer prompt , unpartbeiiscb und rein geiiaad- 
habt würde 9 könnten die amerikaalscben Sebiffer keinen Groni 
gebabt baben, einer Untersnobiuig dorch dfinische Krevser 
m ^ntgeb^n, da ibre Eigentboin8doeQnieol<e klar, die Beise 
gesetslicb ,* ond sie also nicht besorgt waren, daroh das 
kb?|i|st)^ Ungefübr einer Condsmnation In diesen Geriobten ans- 
geset^it m seyo* Ja eiisige von diesen SobilFen waren auf 
ihrer Reise in der Ostsee' nntersucbt und von den däniseben 
Prisengeiricbten freigegeben worden. Warum wolle man ibnes 
d««n nor^ine J^fotir^ beimessen 9 wenn ihr Benehmen sieh wMt 
natflrlicbjor nnd scbajdloser erklären lasse? Wahrlich, bei 
den vielfaeben zerstörende Eingriffen , denen damals der neu- 
trale SeebandeL äbsrall aasgesetast war, in i<'olge der rnini- 
rend^n Coi^flscationsdeQrete ahseiten der grossen kriegfObren- 
den iVfÄebt«} lasse siob diese» ft^agliobe Benehmen der Be* 
^h^iligt^ g^nqgsam orkUfsn, ohne dass man nüthig habe, 
zu der Sapposition seine Zoflaebt zu nehmen^ dass sie di4 
Absicht gebsbt, si<^ den Gereobtsumen Dänemarks als krieg- 
fugender Miieht «a widersetzen oder an eMaieben. 

Atjiein wenii msn n<ieh »ngeben wolle , dsss der nentralo 
AwerikilPiir nieht befugt gewesen , sieb anter CooToy zo be* 
gfibep in 4<r AbsvPbtviiw der Ansubong des Visitetionsreohta 
^pn holten einer befreondeten Alaeiit, wie Dänemark damate 
i^ajiy 9.n entgehen» so habe er dooh ein vollkommenen Reokt 
gfjtiabjt, sieb selbst wider seinen Feind sw verthsMigen, als 
w«}9ben E^ankveieh damals offenbar sieh gezeigt, naeh sei- 
um gnna^n Vecbalten ond den an den Tag gelegtea Gmnd«- 
i94^n, dnrob welob^ es a)ii»m nentraleo Handelav^kehr oIEbn 
nfMK Kritg ^kUrta* Dünepinrk «nr bereehtigt, den Handel 
aamsa. Feindus. znnicbte wol liacben» «und na dem Zweek dia 
ip^ffQ mptruler Rlagge w onteesQohen atti zir visitirai^ 
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ftler Ameriloi hatte ein gleiches Recht , seinen Handel wider 
ihinKösische Kaperei am hesehützen, daroh alle Mittel, welehe 
nach dem ordentlichen Krie^gebranche unter Feinden snlfis- 
sig sind. Die Ansübang dieses vollkomqienen Rechts kOnne 
an und fflr sich durch den Umstand, dass »wischen Dfinemark 
und England Krieg, oder iswisohen Dfinemark und Frankreich 
eine Allianz obwalte, nicht afftcirt werden. Amerika und 
England waren mit einander im Frieden. Die Allianz swi-^ 
sehen D&nemark und Frankreich war gegen England, aber 
nicht g^en Amerika eingegangen ; und die dänische Re^^e* 
rung, welche die Decrete von Berlin und Mailand als Vor- 
iBchrift ihres Verfahrens gegen die Neutralen nicht hatte ad* 
optiren wollen, konnte es wahrlich nicht als ein strafwfirdiges 
Unterfangen auf Seiten der amerikanischen Schiffe ansehen, 
dass sie sich selbst durch alle ihnen zu Gebote stehenden 
Mittel gegen die Wirksamkeit jener Decrete vertheidigt hat- 
ten. Wofern aber die Anwendung irgend eines dieser Mittel 
irgendwie mit den Rechten Dänemarks als einer kriegftthren- 
den Macht collldirte, so sey das rein zufällig, und kOnne 
von den Betheiligten nidit vermieden werden, ohne ihr un- 
bestreitbares Recht der Sdbstvertheidigung zum Opfer zu 
bringen. * 

Allein es mOchte vielleicht eingewendet werden, dass, 
wenn Widersetzlichkeit gegen das Visitationsrecht, in Otf- 
mässbeit des Redits und Gebrauchs der Völker, in Bezug auf 
den Führer eines einzelnen Schiffes einen wesentlichen Con- 
demnationsgrund abgebe, so müsse dies um so viel mehr der 
Fall scjm, wo mehrere Schiffe sich associirt haben, um der 
Ausübung dieses Rechts zu entgehen. Wenn jedoch diese 
beiden Fälle wahrhaft analog seyn sollen, so hätte im vor- 
liegenden Falle von Seiten der betreffenden Schiffe wirklidi 
Widerstand stattfinden müssen, oder wenigstens doch von Sei- 
ten der feindlichen Flotte, welche sie zur Zeit unter ihrer 
Protection hatte; was jedoch beides nicht geschah. Man ün- 
gire nur eine Widersetzlichkeit auf Seiten der neutralen SchiN 
fe, welche darin liegen solle, dass sie sich der feindlichen 
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Convoy' aMehlosMa. Allein höcbitens konnte doeh nur be- 
beuptet werden, dam eine blosse Absieht sieh sn widersetsen 
da war, die nie ins Werk gesetzt ward. Dies ist aber, wo 
es sich am ein einseines Sehiff handelt, niemals als die Coa- 
flsoabilitat begründend angesehen worden. Jedoeh der Wider- 
stand des Führers eines einseinen Sehiffes, der hier als dem 
Falle der Coovoy analog aofgestellt werde, müsse auf einen 
neutralen SehUTer bezogen werden, dessen Widerstand aber 
naoh anerkanntem Vdlkerreeht die Gonflsoabilitit sowohl des 
Sobiffes als der Ladung nach sieh sieben würde. Dieser 
Grondsatz passe nicht, wo es sieh nm einen fisindliehea Sehif- 
fer handle, welcher ein nnlengbares Recht habe, sieh seinem 
Feinde su widersetzen, und dessen Widerstand dem neutralem 
Bigenthümer der Ladung rechtlich nicht schaden könne, es 
wäre denn, dass dieser am Bord gewesen und selbst an dem 
Widerstände thfitigen Antheil genommen hätte. 80 nrtheilte 
anph in einem ähnlichen Falle der berühmte Prisenrichter 8ir 
W. Seott, Bben so wurde es, naoh einer höchst sorgfältigea 
Disoussion, von dem höchsten Gerichtshofe der Terelnigtea 
Staaten Nordamerika's während des lotsten Krieges mit Gross- 
britannien in einem Bndurtheile anerkannt, dass ein Neutraler 
die Befugniss habe, seine Güter sogar an Bor4 der armirten 
Schiffe einer bewaffneten Macht zu bringen. So wurde förm- 
lich erkannt nach einer Verhandlung, wobei alle Prineipien 
und Analogieen aus dem Völkerrecht, die auf den Fall ir£ 
gend Anwendung litten, vollständig geprüft' und erwogen 
worden waren. 

Der amerikanische Unterhändler legte ein grofses Gewicht 
darauf, dafii schon in dem gänzlichen Stillschweigen aller 
namhaften Schriftsteller des Völkerrechts über eine derartige 
Ausnahme von der allgemeinen. Freiheit der neutralen Sehiff- 
Ihhrt, so wie darin, dafs in den Traetaten, die specieU in 
der Absicht geschlossen worden, um die Rechte der neutralen 
Handlung und Sohiflfarth zu bestimmen und zu reguHren, von 
soleher Ausnahme nichts vorkomme, ein sehr bedeutendes Ar- 

Jfrit. ZeUsthr. f. Mfchtsw. u, GesdBg. d, Ausl. XIF, B, i.M, 9 
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^neni däfVr lieg», iHtf^ Ae AasBsliBie gsr ttiebt ftb exi^ 
nttrand Ntra^et werden tftirfe, intiesoDder^ &m jene Fra<-^ 
Heft der Scliiffftihrt auf nWe Falle , die mü jesea in Frage 
»teilenden die grOflite Aebnliehkeit haben, anedrtteklieli exien^ 
dir« werde. ESe könne »iobt geleugnet werden, dafs die Wh 
ter einer befreundeten Macht, din in dner feindlichen Festang 
gefunden würden, von der Confiteation nln KH^sbeate 
exempl wiren; daHi ein Ncvti'aler seine Gttter gesetslicb in 
amiirten Schiffen einer kriegführenden Haofat vi^rfabren könne j 
delb der neatmle Absender von Waaren nm Bord eines feind-4 
lieben Sebiffes, amirten oder ntcbtarmirten, niehl veranfwert-^» 
Heb se^ für die Folgen eines von dem feindiloben Sebiffer 
geleisteten Widerstandes. Wie könne denn der neutrale Bigen« 
tbümer bwdee, des Schiffes and der Ladnag^ für die Hand«^ 
hingen der Convoy der kriegröhreaden Macht verantwortlich 
neyn, nnter deren Sebntn sein Blgenthnm gestellt worden 
•ejr, nicbt unmittelbar darcb seine eigene Handlang, sondern 
doreb die den Stdiiffers, dw ohne Wissen oder Auftrag des 
Kgenthümers bandelte 'i^ 

Del dieser Aaiksnnag und Benrtbeilcng der Sachlage 
würde der kriegführenden Macht ein solches Maafs von Reeb«' 
teft aogeachrleben , als je eine Seemnebt in Ansprach genom* 
men habe. Wenn man sie aber nach der milderen Anslegni^ 
den Völkerreehts, welche die d&aisehe Regterong gemeln- 
sehafüicb mit den anderen Müebten des enropiischen Nordens 
bisher gehegt habe, benrtbeilen wolle, so eey das Brgebnib 
noch weit zweifelloser. Falls eine neatrale Macht, wie Dä- 
nemark stets behauptet habe^ sich dem Rechte nach wider 
alle briegfübreaden Mftcbte bewafflaen dürfen faHs sie sich 
selbst nnter ihre eigene helmathliche Convey stellen könne, 
«m dadurch der Nötfaigung, sieb von dem Kriegführenden 
nnf offbnem Meere visitfren nu lassen, zu entgehen : so würde 
daa Benehmen der neutralen Amerikaner, *^ wellte sich ge>- 
drüngl sahen unter den schwimmenden Festungen des Fein- 
des DinemMrks Sdbute eu sneben, nieht in der Absiebt, um 
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der AMUmiiK der Beohte DineiMrk'e als kriegifttbreiider 
Mftcbt Bioh &a widersetzen, sondern um sioli selbst sa sohtttsen 
wider die gesetalese €lewalt derjenigen, welche daroh Ihr 
bekanntes VerAibren nn den Tag gelegt hfttten, dafs für sie, 
die Anerikanery nngeaehttt ihrer Neutralität, Captur und 
dempiehsüge Condemnatioa unvermeidlioh gewesen wftre» -«- 
seiiie ▼ollkommene Reohtfertigang in den Orunds&tzen linden, 
die von den Publioisten und Staatsmännern. Dinenuirks offen- 
kundig dargelegt worden. Wäre der amerikanisohe Hand^ 
auf der OMsee unter den Sehutn von Kriegssefaiffen der Ver«- 
einigten Staaten gestellt worden, was man als nulftssig ein*- 
ger&omt habe, so wfirden die Reehie Dfinemari['s, als kriegst 
ffUirender üilaoht, dadurch eben so wenig gskrinkt wordsn 
seyn, als durch den gegenwärtigen Vorfall. In jenem Falle 
hätten dic^ dänisohen Kreuzer, auMge der dänischen Grund-* 
sätae, siioh mit der Verdelierung des Cos^maadeura des amerir 
kaniaehen convoyirenden Geschwaders haben begoägen mfisr 
aep, in Betreff der Neutralität der Schiffe und I^adungen, ^iö 
unter seinem Schutze segelten. Allein diese Versicherung 
^hitte lediglich sieh gränden können auf das Vorhandanseyn 
der an Bord der amerikanischen Schiffes beflndlichen gewöhu- 
Hohen Doknmente, ausgestellt von der amerikanisehen Begi^ 
mag nach den rom den BetheUigten beschafften Vorstellungen 
und Beweisen. Wären diese aber Fielleicht falsch und trür* 
geriadi gewesen > so habe die dänische Begieruog gar keine 
Mittel in Händen gehabt ^ um ihre Bebtheit an prdfen. Dies 
seile nor zur Beleachta^g der Sache gesagt seyn, und mit 
der Vorausaetznng, dafs die conToyirten Schiffe der Ca[^ 
entschlöpft wären; denn unter dieser Voraussetnung aUein 
wdrde Dänemark als kriegfUirende Macht sich ober eine wirk- 
liehe Kränkong nu beaeliweren gehabt haben. Im vorliegen- 
den Falle aber wären die Schiffe ohne irgend vorhergegange- 
nen feindlichen Conflict genommeut and die Frage sey nur 
«e, ob sie der Goaflseation deshalb verfallen wären, weil sie 
unter feindlichem Ceavoy gesegelt » ungeachtet der Nentrali- 
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tat lies Bigenthnms und der GesetKliohkeit ihrer Reise in }t^ 
der undereo Röcksiebt. 

Setze man auch vorass, dafs die amerikaniacheo Sehiffk* 
f Obrer, indem sie unter brittischcr Convoy segelten, die Ab- 
sicht gehabt h^fttten, sowohl den dfinischen wie den flranidsi* 
sehen Kreniern zu entgehen, so habe diese Absicht ja ihres 
Erfolges verfehlt; und man fühle sich zu der Frage versueht: 
welche Rechte Dänemarks als kriegführender Macht denn 
durch solchen abortiven Versuch in Wirklichkeit gekränkt 
worden? Es müsse wohl das Recht der Visitation seyn. Aber 
dieses Recht sey kein selbstständiges und unabhängiges, mit 
welchem das Völkerrecht die Kriegführenden för den Zweck 
bekleide, damit sie den Bändel der Neutralen etwa nach 
Laune foppen und stören könnten. Vielmehr sey es ein Recht, 
welches aus dem höheren Rechte, feindliches Eigenthum oder 
Kriegscontrebande zu erbeuten, erwachse, und es müsse als 
ein Mittel für den Zweck, sich dieses Recht zu erzwingen, 
ausgeübt werden. Im vorliegenden Falle habe man sich der 
Ausübung dieses Rechts in der That nicht widersetzt, und 
keine Kränkung sey der kriegführenden Macht zugefügt wor- 
den. Man könnte auch nicht einwenden , dafs eine Widersetz- 
lichkeit doch vielleicht Statt gefunden haben würde, wenn es 
sich nicht zufällig so getroffen hätte, däft die Schiffe von 
der convoyirenden Macht getrennt wurden, und dafii auf diese 
Weise der ganze Welthandel auf der Ostsee gegen dänische 
Caperei hätte geschützt seyn können. Andererseits lasse 
sich die Frage auf werfen, welche Kränkung denn aus diesem^ 
Umstände für die Rechte Dänemarks als kriegführende Macht 
hervorgegangen wäre? War das Eigenthum neutral und die 
Reise gesetzlich, welche Kränkung entsprang denn daraus, 
dafs die Schiffe der Visitation entgingen?^ Auf der anderen 
Seite aber , falls Schiff und Ladung feindliches Eigenthum 
gewesen, so hätte es als Folge der überlegenen feindliefaea 
Macht angesehen werden müssen, dafs die Schiffe der Visi- 
tation entgingen, und obwohl dies zwar wie ein Verlust he- 
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trachtet werden kdnnte, so doch nioht wie eine Krinkany, 
über welcde D&nenwrk reebtlicb «ich zu beschweren gehabt 
Wofern es nicht dargethan werden könne ^ dafs ein nentrales 
n«f dem Meere bf Endliches Schiff verbanden sey, sich dafttr 
zu bemdben , abseiten der ^Kreuxer der kriegführenden Macht 
visitlrt »n werden, nad dafs es nicht die BeftagniTs habe, aaf 
irgend eine Weise sich der Visitation zn entziehen: so aey 
es klar, dafs es sich anf jede nicht rechtswidrige Art and 
Weise entziehen dürfe. 0ewa]t«imer Widerstand gegen die 
Visitation, Entweichang nach erfolgter Nehmang, betrügerische 
Vernichtong oder Verhehlung von Papieren, das sind ent- 
schieden rechtswidrige Mittel , welche von Rechtswegen, falls 
sie sich nicht etwa durch besondere Umst&nde entschaldigen^ 
die Conflscation zar Strafe nach sich ziehen. Hingegen wolle 
man behaupten, dafs das blofse Segeln anter der Convoy 
einer kriegführenden Macht dieselben Folgen nach sich ziehe: 
so müsse dies darch Berufung auf die Autoritäten im Völker« 
recht, auf den bestimmten Inhalt von Tractaten, auf irgend 
eine Bntscheidong eines internationalen Gerichtshofes, oder 
auf die allgemeine Praxis und das Einverstandniss der Völker 
dargethan werden. 

So lautet Wheaton^s Eaisonnement über diesen merk-* 
würdigen Fall, welches wir dem Leser hier vollständig mit- 
zatheilen für angemessen erachteten. Es ist dabei zu bemer- 
ken, dass er selber, ak damaliger Gesandter der Vereinigten 
Staaten von N(»'damerika an dem dänischen Hofe, diese Ver- 
han^laagen mit Dänemark geführt hat. Wir erfahren aas 
aeiner obigen Erörterung nicht, welche Gründe and Gegen- 
gründe von Seiten des dänischen Cabineta vorgetragen wur- 
den/ Das erfahren wir eben so wenig aus, einem, mit Rück- 
sicht auf Wheatpn and -nach der Darstellung desselben, 
bald nach dem Vrscheinen des angeführten Werkes, von ei- 
nem dänischen Schriftsteller darüber gegebenen Berichte *). 



') Vgl. N. Fui^l in „Maanedtikrift for Litteratur«' vom J. 1887. 
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Bs ist 9tu bedauern , dass die dänieche Dedaction' nicht effen- 
kandig geworden. Wir ersehen nor ans den erwAhnton Wer- 
ken , dass die gepflogenen Unterhandlangen ein für D&nenark 
sehr ungOnstiges Resultat gehabt haben, indem sebliesslioh 
im Jahre 1830 ein Traetat *) eingegangen wurde, wodurch 
Dfinemark sieh verpflichtete, die amerikanischen Reclamanitn 
wegen der Nehmung ihres Eigentfaums in Bauseh und Rogen 
KU entsobidigen. Es wurde dafür die Erlegung einer runden 
Summe (650,000 Dollars) versprochen, und einer von der 
nordamerikaniscben Regierung zu ernennenden Commission die 
Ausgleichung und verhftitnissmässige Vertheilinig in Gemäss- 
beit der Orunds&tise der Gerechtigkeit, Rilligkeit und des Vdl- 
fcerreobts an die einzelnen Reclamanten überlassen. Die Con- 
vention eothftlt übrigens die ausdrückliche Erklflrung, dass 
sie nur die Befriedigung der Reclamanten zum Zweck habe, 
sonst aber weder von der einen noch von der andern Seite 
als Prftcedens oder Norm für die Zukunft angeführt werden 
dürfe. 

Dieser interessante und eigenthümlichc Rechtsfall zwischen 
den Vereinigten Staaten und Dfinemark !rom Jahre 1810 ist 
auch in dem angeführten, neuesten Werke über das Vdlker- 
recht von Manning nicht unerwfthnt geblieben. Er giebt, 
nach einfscher Angabe des Factiacben, eine kurze Zusam- 
menstellung der von Seiten des nordamerikanisohen BevoU- 
mfichtigten vorgetragenen Hauptargumente, und spricht schliess- 
lich seine rechtliche Ansicht dahin aus, dass jene dfinische 
Verordnung dem Princip nach mit dem europfiischen Vülker- 
recht völlig in Einklang stehe. Er meint ferner, dass Dr. 
Wheaton zwar (in dem Vorstehenden) eine vortreiniche 
Ausführung der amerikanischen Argumente, aber nur eine 
oberflftchliche Notiz von den Gegenargumenten des dfinischen 
Gouvernements gegeben, und dass er überhaupt dieses Thema 
mehr wie ein Advocat, als wie ein Richter behandelt habe. 



*) Martens nouveaa recueil T. VIII. p. 860. 
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Wir tragen kein Bedenken, diesem Urtbeile hier nnrerhohlen 
beizostifliinen , and wiesen one dabei von jedem andern In- 
teresse, als dem rein wissensobaftlioben , and von aller Be- 
fangenheit frei. Wir finden in der Forstehenden Argumenta- 
tion, die wir ihrem Inhalte nach vollständig and vOUig ge- 
treu mitgetheilt zu haben glnnben, maneties Beplristlsehe nnA 
wahrhaft Verfftngliche. I>em niiparfheiiscben Leser sly die 
Beartheiiung fiberlassen l Eine omstindliche Kritik und Po- 
lemik von unserer Seite wtlrde hier offenbar nioht am Orte 
oeyn. 

Manning, ana dem Btandpankte dea Engl&nders den 
in Frage stehenden Fall beartheilend , macht die Bemerkung, 
dass man, um das Prinoip richtig aafzafa^sen, aof folgende 
Differenz achten mflsso: Wfiren jene amerikaai«4Cben Schiffe, 
weiche «neobuldig^Ladongen hatten, statt dessen mitKricig»- 
contrekuide oder mit dem Bigenthame 4er Feinde DiaAmarka 
geladen gewesra, so wfkrd^n sie vermittelst der EscorCiraii{g 
dnrch die britisehe Oonvoy die Anhaltang daroh die aebwi- 
efaeren dinisoliea lüvuser onmdglioh gemacht, und somit die 
klaren B«ohte DAoemarks verletet kabeo. Was den allge- 
meinen Grimdflata betrefft, so müsse ds» S«^elA «nter der 
€?onvoy einer kriegfithreaden Maebt wie eine Bntweichvj^ 
Vor der Visitation der andern kriegfOhcienden Macht «ngese«- 
lien werden, estliaite daher ein Widerstreben gegen die Bechte 
dieser Macht, and aey mithin die Cenfiseation die rechtliche 
Folge «iner solchen Termichten Bv/asion. 

eeaohrieben im M&rz 1841. 
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XL 

lieber die Foitschritte der juristischen Li- 
teratur und den Zustand des Rechtsstudiums 
in Itah*en- 

Vou 

Mitterhaie R. 



^ §. I. Blnleitende BemerkoDgen. 

£0 gibt wenige Länder, welohe so einseitig ond angereobt 
in Bezug auf den Zustand der BiJdang und die Fortsohritta 
derselben beortheilt werden, als Italien, jenes Land, das be* 
gOnstigt durch eine ttppige Natur, durch die Denkmäler der 
Gröfse der alten Welt, und.duroh Knnstschatse, wie sie kein 
anderes Land besitzt, die Seele des Beschauers erhebt und 
in dem Reisenden, der unpartheiisch Italien pröft, eine Mi-^' 
achung von Geffihlen hervorbringt, in denen man sich oft 
unendlich wohl fühlt, während das Gefähl der Wehmuth, 
dass dies Land nicht auf jener Höhe steht, auf der es stehen 
könnte, die Freude trübt Nach der Aufgabe, die ein für 
diese juristische Zjeitscbrift bestimmter Aufsatz sich zu 
stellen hat, kann es in unserem Plane nicht liegen, über den 
sittlichen Zustand des italienischen Volkes zu sprechen; al- 
lein es würde schwierig seyn, über den Rechtseustand Italiens 
zu urtheilen, ohne bei einigen Bigenthümlichkeiten des italie- 
nischen Charakters zu verweilen. Wer freilich, wie so man» 
che Reisende thun, Italien nach seinen Fachini, Lastträgern 
Lohnbedienten, Schiffern und Vetturiai beurtbeilt, wer nur an 
das zudringliche, unverschämte Benehmen solcher Leute, an 
ihre unersättlichen Forderungen denkt, wer durc6 den Anblick 
und die störenden Zudringlichkeiten der Bettler sich bewe- 
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gwi lifot, die den Geonft der «obönen Nfttiir nnd der Kunst- 
werke verbittern, wird fireilioh deu Stab über den Chamkter 
des Italienischem Volkes zu brechen genein^t seyn, and mit 
vornehmen Lficheln auf denjenigen blicken, der von Fort- 
schritten in Italien sprechen will. Nur der Unverstand aber 
kann ein Volk nach solchen Brsoheinnngen beartheilen. Nicht 
selten ist der Beisendo, der darch sie belästigt wird, nnr 
selbst Schuld. Mangel der Kenntnis« der Landessprache er- 
zengt leicht Missverstftndnisse, die Unterlassung fester Ver- 
abredungen mit den oben bezeicbneten Leuten, ehe man ihnen 
etwas anvertraut, und Schwäche, welche der unverschämten 
Forderung zu leicht nachgibt, statt ernst ohne viele Worte 
(wer in lange Erörterungen sich mit diesen Leuten einlfifst, 
fet verloren) und beharrlich den Ungestümen surflckzuweisen, 
sind h&ullg die Ursachen, aus welchen die Reisenden zu 
schweren Klagen veranlafst werden. Bs ist nicht schwierig, 
einen fär die Ileurtheiluog des Rechtslebens in Italien merk- 
würdigen Charakterzug der Italiener zu beobachten. Der 
Italiener hält an Formen und Verabredungen fest. So lange 
es an genau das Detail bestimmenden Verabredungen mangelt, 
sucht er möglichst für sich zu gewinnen nnd Alles so aus- 
sfiulegen, wie es ihm am günstigsten ist; sobald aber ein fe- 
ster, vorzüglich ein schriftlicher Vertrag ihn bindet, der in 
das kleinste Detail eingeht, ist man sicher, gewissenhaft nach 
jener Verabredung behandelt zu werden. Die Schilderang 
der widerlichen Störungen durch Bettler ist leider nicht über- 
trieben; allein die Sache hat sich neuerlich in manchen Städ- 
ten wesentlich geändert. Was durch Ernst einer Regierung 
geleistet werden kann, zeigt das Gedeihen der casa di lavoro 
in Florenz ^); schon sind in jener Stadt die Bettler verschwun- 
den nnd nur selten wird der Beisende mehr bestürmt. Jene 
casa di lavoro enthält jetzt 1019 Personen, darunter 605 
Männer und 407 Weiber. Unter ihnen befinden sich viele 



') IVir haben in dieier Zeitschrift (Band XIII. S. 469) die nene 
Yerordonog ober diese Anstalt mitgetheilt» 
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(908 zar %eit des Besuchs der Anstalt daroh den Verfasser 
dieses Aufsatzes) alte oder kröppelbafle, arbeitsanfäbige Arme, 
aber auch gttnz junge Leute (49 von 16 — 20 Jahren), auch 
Kinder (98 von 3—10 Jahren, 170 von 10 — 15 Jahren). Die 
unter der Leitung eines töcbtigen Mannes (Antonio Braooiesi) 
stehende Anstalt ist zugleich eine Versorgungsanstalt ffir den 
Arbeitsunffihigen, ein Arbeitshaus fdr den Ffihigen, so dafs 
die meisten Gewerbe (Schuhmacher, Scbneider, Firber, We- 
ber) in der Anstalt betrieben und die Gewerbe erlernt werden 
können, und eine Erziehungsanstalt TUlt die Knaben, die zweck- 
mässig unterrichtet und zur Erlernung von Gewerben ange- 
halten werden. Möchte nur jene Anstalt nicht blos auf die 
Hauptstadt beschrfinkt seyn und bald auch In anderen St&dten 
Nachahmung finden! — Die Moralitfit des italienischen Vol- 
kes steht auf keiner tieferen Stufe, als die anderer Völker. 
Bio Criminalstatistik >) lehrt, dafs die Zahl der Verbrechen 
nicht auffallend, in Toscana (ungeachtet der sehr milden Straf- 
gesetze) selbst gering ist, insbesondere ist es merkwürdig, 
dassdie Zahl der weiblichen Verbrechen in Italien weit geringer 
als die anderer Länder ist '). Grundlos ist der den Italienern 
fiberhaupt gemachte Vorwurf der Trägheit. Wer den Zu- 
stand des Ackerbaues in der Lombardei, in Parma und Mo- 
dena, in mehreren Gegenden von Toskana, und in den Marken 
und der Romagna kennt, muss einen solchen Vorwurf als 
ungegrönget erklären. Wer^ den Flelss italienischer Gelehr- 
ten, die Thätigkeit, mit der am ftfihen Morgen schon der 
Handwerker arbeitet, zu beobachten Gelegenheit hatte, wird 
mit Achtung erfüllt. Zwar versteht Niemand herrlicher als 
die Italiener das dulce otium; aber jene Stunden der Ruhe 
sind nicht die RegeU Ein Gründung der Italiener Ist die 



') Wir werden in eioera betondcrn Anfsatze Auszüge und Vec- 
gleichungen aus den Straf tabellen italienischer 2S tasten mit- 
. theilen. 

^) Zu Toskana befanden sich im September 1841. nur 9 Weiber 
in dem Znchthautc, die wegen schwerer Verbrechen verur- 
theilt waren. 



Digitized by VjOOQIC 



und den Zustand des Rechlasiudit/ms in Italkn. IM 

groose BildiiDgtflhlgkeit «od die l^fdMgMt der AomiMaBg. 
G«» mierhilt ibmi «kih mit dem Odekrten^ der gebtreich 
und gewaiHU tehnell Ideen, die flmo ilini Tartrfgt, MrffiM 
und ioreh seine Benerfciingeii belehrt; dftbel beettst der It»-* 
Ilener cinefl gewieeen eian ffir KUrliett nnd die Darstellong««- 
guhe Im behea &rnde. Wer in dffentliohea GerlehteeltKoogeii 
Angefclegte oder Kengea sprecbea hdrt, mnfs über ^ie Ge* 
^faodtbeit «ni Klariielt ihrer Brkiftrangen stannen. lllAaner, 
irelehe 4m italiciier in Beanig anf die Aveffihmag leohni« 
acher Arb^ten zn beobachten Gelegenheit hatten, rfttaien die 
groaee Knaairertigkrit nnd die Brauchbarkeit der italienischen 
Arbeiter. Nicht ▼erkennen darf man freiüeh die groflieStammea- 
versdiiedenbsit der Italiener der einzelnen Staaten. Die Ofen- 
heit, Sinfichbelt vnd gntmfithige Natftriichkeit des Plemon- 
tearo, die Feinheit oad Bildung des Toekaaers, die Lebens^ 
inet des Venetiaiiers, der Speknlationegeist nnd Fleifs des 
Lombarden, der grosse Werth, den der stolze Römer anf 
inteem Anstand legt, die Frdhliohkeit dea geistvollen Neapo«- 
litaners bilden mannigfhltige Nflancen. Bin grofoes Unrecht 
ist es, wenn man dem italienischen Volke den Sinn ffir öffent- 
Uches Leben and grosse Angelegenheiten im Allgemeinen 
abspricht. Zwar ist der flastand der Bauern in manchen Ge- 
genden, wo sie entweder nnr als Theilbanern die HilAc alles 
Ertrags des Guts dem Herrn abgeben mflssen, oder als Li- 
Tcllari in einem der Bmphytense ähnlichen Verfafiltnisse oder 
als Pächter die Güter bauen, nicht geeignet, diesen dffentli- 
ohen Sinn zu wecken ; der Landmann hat genug xo tliun, um 
eich nnd seine FamiMe durch angestrengte Arbeit en ernih- 
ren. Noch mehr steht der Entwickelong dieses Sinnes der 
Umstand entgegen, dafo der Schulunterricht in Italien noch 
sehr vernachlftssigt ist; man mnfszwar nur Rhre vieler Regie- 
mogen Italiens anführen , dafs immer mehr anf die Gründung 
von Volksschulen gewirkt und der Unterricht befördert wirl; 
allein da kein gesetzlicher Zwang, die Schulen zu besuchen, 
besteht, so gibt es leider noch sehr viele Personen auf dem 
Lande und in den Städten unter der niedrigen Volksklasse, 
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die iiiehl leBen and sohroibeii kOanen, und daher der Mittel 
beraubt sind, ihren. Geist dareh das Lesen von BQohern ans-. 
s&obilden oder doch nur durch das Lesen vpn Zeitungen mit 
der allgemeinen Entwicklung fortauschreiten '). Dennoch fehlt 
es nicht an öffentlichem Sinn. Das Gefühl der Nationalitat, 
der Stolz, Italiener zu seyn (die Namen der grofsen Mfinner 
Italiens, Dante, Petrarka u. A. leben in dem Munde auch der- 
jenigen, die nicht lesen können, aber aus den Ueberllefemn- 
gen die Namen der Gelehrten, aus dem Aaschaoea der Mei- 
sterwerke die Namen der Kdnstler kennen), der Wunsch, 
dass 80 viele Hindernisse des flreien Verkehrs der Bewohner 
der verschiedenen italienischen Staaten, und zugleich Hinder- 
nisse der Entwicklung der Wohlfahrt Italiens wegfallen möch- 
ten, sprechen sich laut und kräftig auch im Gespräch mit 
Personen aus, welche man sonst für gleiohgiltig halten möch- 
te ^. Der Sinn för allgemeine Angelegenheiten bewährt auch 



*) lieber die Fortschritte des Elementarunterrichts in der Lom- 
bardei (wo die Regierung sehr viel thut; enthält die Zeit* 
Schrift: il Politecnico in vol. 1. p. 258. einen interessanten 
Aufsatz über den Zustand des VolUsunterrichts in der Lom- 
bardei Ton C. Czoering (einem verdienstvollen Manne). Man 
sieht daraus ; dafs noch Tiel Gemeiniien keine Schulen ha- 
ben und dafs tou 831406 Kindern, die i<ie Schulen besuchen 
konnten , nur 169889 dieselben besuchten (unter ihnen 
90861 Mädchen, die keinen Schulunterricht erhalten). Springer, 
in aeiner interessanten Statistik dos östtrreich. Kaiserstaats II. 
Band S. 295. gibt an, dass in der Lombardei 1837. nur 53 
Schulbesucbende auf 120 Schulfähige, in dem Venctianischen 
nur 33 auf 100 sehulfähige Kinder kamen, in Bezug auf 
Toskana gibtBowring reportonthestatfstics of Toscana» Lucca 
etc. London, 1837. pag. 56—60 Tiele statistische Tabellen; 
es zeigt sich, dass 284000 Kinder schulfähig wären^ und nur 
21800 die Schule besuchen. In Rom gibt es nach dem 
Werke Tom ^orrichini degli istituti di publica carita pag. 
227 — 270 viele Schulen, die aber meist nur auf Stiftungen 
beruhen <und viel Qutes thun ; es fehlt aber an einem durch* 
. greifenden System, wodurch der Yolksunterrich t organisirt 
wäre. Die Zahl derjenigen, die nicht lesen und schreiben 
können, ist sehr gross. 

*) Namentlich wird der Wunsch immer lauter, dass durch Con-^ 
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iio lebhafte Theilnfthne des Volke« a« den WentlieheD Ge- 
riobtoverliandlangeii. Bin Gefühl, gesteigert auf eine Hdhe, 
wie sie nicht leiobt bei einem anderen Volke sich findet, ist 
das der Wobltbfitigkeit. Das Bestehen so vieler Confhiter- 
aitftten, die in allen mdgliohen Beziehungen snr Aeaftemng 
▼on Werken der Wohlthfitigkeit vorkommen, md eine tief- 
warzelnde Idee der Gleichheit und Braderschaft belebt, die 
flsör Erreichung des Zweckes den Reichen and Armen Ter- 
bindet, ^nd^ der Reichthnm dieser Anstalten *) ist ein irren- 
des Zeagniss. Die Bigenthümliehkeit Italiens liegt aber da* 
rln, dass nicht blos Geldbeitrfige leicht za erhalten sind, son- 
dern der Wunsch, mit grofsen Aufopferungen selbst Werbe 
der Wohlthatigkeit zu tbun, die Mensehen begeistert. Die 
scuole infantili blflfaen daher in Italien Torzflglich ^). In 
allen Klassen der bttrgerlichen Oesellsobaft triiR man geistig 
reichbegabte, einen natOrlicben Takt und Urtheilsfabigkeit he 
wahrende Menschen; unter defi Handwerkern ist viel Kunst- 
fertigkeit; vorzüglich findet man unter den höheren Geistli« 
chea, unter Advokaten und unter dem Adel Italiens wahrhaft 



fdderation der italienischen Staaten, wie der Zollvereis in 
Deutschland besteht, materielle Vortheile durch daa Ver- 
schwiodon der Zoltgrensen bewirkt ^ nicht weniger gleiche 
Münzen, Maafse und Gewichte eingeführt werden. Ein in- 
teressanter Artikel über die Vortheile des deutschen Zollver- 
eins findet sich in dem in Florenz erscheinenden Journal: 
Giornale ag^rario toscano 1841. Ang. Heft. 

^) Einer der bedeatendsten Berichte, wie sich nicht leicht ein 
Staat rühmen kann, eine äh? liehe Arbeit za besitzen, ist von 
dem k. sardinischen Ministerium dos Innern über den Zu- 
^ stand sämmtiicher Wohlthfitigkeitsanitalten des Königreichs 
b^lcannt gemacht worden. Rclazione A. S. M. snlla sitae- 
zione degl^ istitnti dl caritä e di beneficenza. Torino 1841 
Wie- dieser Wohlthätigkeitssinn noch jetzt in Sardinien lebt, 

' ergibt sich daraus, dafs von 1837—1839 wohlthätige Stiftun- 
gen durch Privatpersonen im Betrage von 2,339628 Lirenach 
Abzug der Lasten gemacht wurden. 

') Nachrichten darüber in der Schrift:- delle scuole infantili. 
Tormo 1839. und in den Annali di statistica <MilaRO 1841) 
Heft 19.. p. 59 ff. 
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gelflurt^, »w^z^Miaete MQiiMbeBy d«lMr fiele Sohriflitaelkf 
IMicns den Adeistande ftogebdrea. Wenn UAter tseleiien 
VerhältüMsen das Stodwoi de» Reehte und die jaristisolie Li«« 
tavaUir In Italien decb niebt so hoch stehen*); al« man et 
wttiisQbeii möelito, so liegea die Ursadieei dieser Ersobeinnng 
siealieb nabe. I>ie Bani^toniaobe ist die g^erin^^e Aofiaaato«- 
raag, w^ehe die Sebriftsteller (wenn num die Ronaaensebrei»- 
ber^ wie Manasoal, Aae(|lio< aiiaaiiiimt>^ und iasbeaendere die 
ioerlsibscben, in Italien findea. Die Henerarien, welcbe die 
Bacbbftndtor geben und geben btonen^ sind gering. Der Ab« 
sata der BQeher in anderen Staaten Italiena anfoer demjeni*»» 
gen, in welcbem ein Baeb erscbetnt, ist 2» sebr emehwert 
Bis zn den letzten Jahren masste der Verleger besergen, 
dass wenn das Werk gvt war^ im Naohbarstaate ein llaeiH- 
drnek desaelben ersohiea. Seil der nene« erft'eoHeben Ver* 
abrednng der meisten Staaten Italiena anm Sebatse des lite«- 
rarlsohen Bigentboms ist fteilieh dieser üebelatond versobwnn^ 
den, nnd der Naobdraek ist beseitigt | allein leider lebrt die 
Krfabrung in Italien^ dafs die Mslbregel aar eine halbe war ; 
denn noob immer bat der Verleger eines Werkes keine Ga- 
rantie des Absatzes in andern Staaten Italieas ; die Zellver- 
faaltnlsse und die Censar machen hier ein grofses Hindernifs, 
indem in mehreren Staaten für jedes nach In Italien gedmok^ 
tes Weri[ ein — in raanohen Staaten, e. B. in Neapel — 
hober Eingangszoll bezahlt werden mnss, welcher anfiier den 
bedeutenden Transpprtkosten) da es an den in Dentschlaad 
bequemen und in einander greifenden Versendongsgelegen- 
beiten durch Frachtfnhrleute, den Preis der Bücher sehr er- 
höbt. Noch schlimmer ist die Censar, welche in jedem Staate 
Italiena das mit Censur des anderen Staats gedraekte Werk 

*) Der geistreiche Verfasser der Schriftt Oello stato delle co- 
gniaioai in Italia. Discoreo di Cario Vidna -^ edistone se- 
cnnda con alcune acte di Cesare Balbo. Tonn« 1834. beklagt 
p. 19.» dafs ItaUen nicht mehr, wie einst, so grofser allge- 
meia anerkaanter juristischev Schriftsteller sich rühmen 
kann. 
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einer wiederhoKen Pfifniif aaUrwirfl, luid k^greiflMi we* 
gea der Willkflr, keinem Verleger eine Garantie ge- 
wabrt» dafii sein Werk aneh in anderen Staaten Terkanfl wer- 
den darf: Bei jnrialisohen Werken tritt neck der Uebeletand 
m, dai)i bei der grollMn Zerstftekeiung Italiena und der Ver- 
aeUedenbeit der Geaetsgebang der italieniaohen Staatmi die 
jorietiiebe Literatnr xn leiobt einen nnr i»artikalarrecitiiehe« 
Cbarakter a|i aich trAgt, welcher bewirkt, da(b daa in einem 
Staat geaobriebene jnristiacbe Werk keine K&oler in den Abri- 
gen Staaten findet Daa rtoiaobe Reobt gilt awar noeh ala 
gemeinea Reebt in Rom^ in Toskana nnd in.Modena; allein 
in jedem dieser Staaten wird es dnroh aahlreiche Statuten der 
Stidte* «nddurobLandesgesetne medifloirt; eigene Gesetzbücher 
besteben in Neapel, in Sardinien, in der Lombardei (wo die 
österreiebitcben Gesetsbacher nnd der Code de Comeree gel- 
ten), in Parma. In Lnkka gilt der Code Napoleon. Bin in 
saleben Ländern, wo besondere GesetLbaeber gelten, in Bezug 
sof die Praxis desselben erscheinendes, Werk kann nicht auf 
Absatz in anderen Staaten reclinen. Manche Staaten sind 
selbst zo klein, als daDi eine grofoe Zahl von Käafern par- 
tiknlarrecbtllch wichtiger Werke vorbanden seyn könnte« Ein 
grofser Uebelstand liegt auch in dem Mangel einer Verbin^ 
dang der italienischen Bnehbindler. Vergebens heiEl man in 
Italien in einer Stadt ein Werk, das in einem anderen ita- 
lieniscben Staate erschienen ist, kaufen zu können. Nur 
Romane, Gedichte oder allgemein interessante historische 
oder politische, zum Theile auch der Naturlehre angehdrige 
Werke machen eine Ausnahme. Dagegen darf man nicht, er- 
warten, jedes in Tarin oder Florenz ein in Rom oder Neapel 
erschienene juristische Werk durclt den Buchhändier beziehen 
zu können. Mit Mtihe kann man (einige Mailinder Buoh- 
b&ndler machen eine, rühmliche Ausnahme) sie bewegen, ein 
ia einem fremden Staate gedrucktes Werk kommen zu lassen. 
Die Douane und die Censur erschweren die Verbindung. 
Seihst ia der nftmlichen Stadt findet man selten ein rein wis- 
sensebaftliches Werk bei einem anderen Puobhändler als bei 
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demjenigen, welcher das Werk im Verlage hat. Kataloge^ 
wie sie in Deutschland vorkommen, und zwar allgemeine, von 
allen in Italien erscheinenden Werken, fehlen, nnd selbst von 
Werken, die bei einem Buchb&ndler ^n haben sind, findet man 
selten Kataloge, so dars hftnilg die Gelehrten eines Staats von 
den in anderen Staaten erschienenen Werken nichts wissen. 
Vorzfiglich schwierig ist es, sich Werke ans Neapel oder 
Sicilien zo verschaffen. -^ Binen höchst nachtheiligen Einfluss 
anf die Belebnng der Literatur üben die Verhältnisse der 
Censnr ans, nnd die juristische leidet dabei am meisten, weil 
in den Schriften der Juristen am häufigsten Beziehungen auf 
religiöse nnd politische Gegenstände Torkommen, deren Erör- 
terung man nicht liebt, daher auch die italienische Literatur 
för Staatsrecht und Politik sehr dflrflig ist. Die Censur wird 
in den verschiedenen Staaten sehr verschieden ausgefibt. .» 
Bs ist zwar Pflicht zu bemerken , daPs in neuerer Zeit fiber* 
haupt die Censur weit milder gehandhabt wird, als früher;, 
allein dennoch ist sie noch streng genug, und unterdrückt die 
Lust der Schriftsteller, mit Mühe Arbeiten zu liefern, denen 
das Imprimatur verweigert wird, oder die in anderen italieni- 
schen Staaten keinen Eingang finden. Die Herausgeber von 
Zeitschriften befinden sich dabei am schlimmsten. Eine der 
ausgezeichnetsten italienischen Zeitschriften: TAntologia, die 
in Florenz viele Jahre erschien, wurde vor mehreren Jahren 
unterdrückt Neuerlich durfte die verdienstliche Zeitschrift: 
Letture popolari, in Turin (von der wir unten in $. 3. mehr 
sprechen werden) nicht mehr erscheinen. Die Nachtheile, 
welche überall die Censur in ihrem Gefolge hat, indem sie 
prinziplos an sich , von ängstlichen Männern leicht zur Un- 
terdrückung der Fortschritte geübt werden kann, treten oft in 
Italien noch mehr hervor, da dort zu jehr die religiöse Rieb- 
tüng die Besorgnisse steigert *) und übertrieben da sieh äu- 
fsert, wo ea den Anschein hat, dafii eine Schrift oder Stelle 



^) In den meiiten italienischen Staaten gibt et eine doppelt» 
Censnr, die geiitliche und weltliche. 
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derselben der katiurfisohen Religion na nahe treten. Hier 
erfolgen leicht Anffordernngen oder Einsprachen von Seite 
geistlicher Behörden, und bewirken in manchen Staaten eine 
na grofee^ Strenge der Censnr. Wie wenig das Universitil»» 
wesen Italiens den Aufschwang der jaristischen Literatar be- 
günstigt, wird sich aus der Darstellung im nftchsten Para- 
graphen ergeben. Wirft man einen Blick auf den UrnfNig» in 
welchem die Rechtswissenschaft in Italien literarische Ld» 
Stangen hervorraft, so wird ansere nachfolgende Vebersidit 
Beigen^ da(W angeachtet mannigfaltiger Bindemisse viele and 
bedeutende joristische Schriften in Italien erscheinen, die bis* 
her in Deutschland fast nicht bekannt za seyn scheinen. Das 
Fach, in welchem in Italien am meisten Werke erscheineni 
ist das Criminalreoht. Was für römisches Recht geleistet 
wird, soll in dem §• V. dargestellt werden. Vorliullg be- 
merken wir nur, dafs von den Leistungen der deutschen Ju* 
risten wenig bekannt ist; nur diejenigen Rechtslehrer, welche 
rdmisohes Recht behandeln, und deren Werke entweder in 
das Italienische Übersetzt sind, oder durch französische Ue- 
bersetzungen verbreitet werden ^ oder von denen in Aranaöri- 
schen Journalen Erwähnung geschieht, sind in Italien ge- 
kannt. In das Italienische Uebersetzt sind nur V. Savigny, 
der als Romanist am meisten gekannt ist (wir werden unten 
angeben, welche seiner Schriften übersetnt sind), und Bluh- 
me, dessen Schrift von Conticini übersetat wurde '^). Makel- 
dey's Institutionen sind durch die firanzösische Uebersetiiung 
bekannt Nicht weniger verbreitet sind die Werke derjenigen 
deutschen Juristen, welche lateinische Werke herausgaben* 
Mühlenbruch und Warnkönig sind in dieser Hinsicht allge- 
mein bekannt. Man beklagt in Italien sehr, dafii die deut- 
schen Schriftsteiler, vorzüglich solche, die über römisohes 



-.4 



^®) Blnhme Tordlne de! frammenti nei titoli delle Psndette oon- 
tribuito; alla storia delle origlne delle Pandette trad. dal te- 
deeco dell a^v. Conticini con note. Pisa 1888. 
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iKööitt ädiif^lben, ülcbt mehr lA iateiniscfaer Spracht ihrl» Werke 
bettiinnt machen, lind das bedauern ist nin so lebhafter, Als 
did d^titsbtien jürislen in Italien sehr geach(ef sind and die 
freäiQdliöhe Anfiiahme, welche sie in Italien linden, die ^te 
Meinung; beweist, die ^lan von ihnen hegt. 2fiwei neue Joar- 
näle (il I^orö in ttoid, nnd die Annali di Giqrispmdeaza ia 
Mofcns) iüadheh sich, wie .wir im %, III. nachweiseb werden, 
zur vOf^ägiichen Aufgabe, die Fortschritte der deutschen 
A^öhtüWisiBehsöhah ihf'eh Landsleuten bekannt zu machen. Die 
eä^lii^cUen Wierke sidd auD den engnscben und französischen 
2dt8ChHften bekannt; Blackstöne's Werk ist dasjenige, aus 
^elchft'ih febgllsbhes ftecht in Italien sfndirt wird, ttentham^s 
IJtrii^^kl) t^Ared lange !^eit in ttalieto sehr geschätzt. Am mei- 
sten sind iiXt Werke der ftänzösischen Juristen verbreitet. 
t)et Umstand, dii(\s die franzöiiscke Gesetzgebung länge Zeit 
iii It&iblk l^ali, und jetzt noch iri einigen Staaten besteht (der 
frUAdsÖsiiChe Code de Coineröe gilt in Bärdinieh, in Toskana, 
iii Ldkkb, in der LdiAbardei) , und dafs auf jeden Fall die 
nätferi Ißesetjbbüc^her der iCälienisöhen Staaten vielfach au^ fran- 
isftsische Gesetzgebung gchatil sind , giht den \^ erken der 
Mnkztsil^dhen Juristen grofües Ansehen. I)ie Werke von 
l^^iii^r, Merlib, Troplbng ii. A. sind" in den dänden der ita- 
lienischen Ptaktik^r; ttbeirsetzt in das Italienische sind z. B. 
fUii äejiiärtoi^e von Metlih und das llandelsrecht von Pardes- 
stfs. -— Nieht üikerw&h'nt iitat hoch bleiben , dafs, w&hrend in 
Sfäti^h idiinche der biiiher angeführten ällnderhisse dem Au^- 
irciiVrtail^<i dei" jüHdtisohi^ii Ltt^riliiir entgegenstehen, awei Ver- 
hkKAissä 2tlin fifsoheinen i^änches gr^lbem juristischen Wer- 
k<fcn teeit^l^^kl. tiieh^r j^etoren iheils die S^reigebigkeit, mit 
w^ibhei- taiüttöhö fte^^ten Italiens Schriftsteller, welche solchie 
Sßl^t hbrälisgeben wollen, oder GeseUsdiäften, die dazu sieb 
vereinigen, unterstfitzen, thells das Daseyn so vieler Afcade^ 
mie^n^ in Italien. In Beaug auf den «rslen. PuidEt nuf« der 
YtBlMBstMr nach dwl^ ihüi nütfer bdkämit gewoi^denen NBChrich- 
len die ThatsHcheHk anfahren, nach welchen der Grofsmuth 
des Königs Von SaräiniH^ll tfl(l dös 1»bäherzd^ voii "toükäna 

Digitized by VjOOQIC 



und den Zustand de$ RechUHudiunu in ItalUn* 147 

matiohM Mlentende Werk stin DMeyn vtridMkt Wir wer- 
den nnteo bei deo NaobweisiiBgeD Ober das StudioiD der 
Reohtogesobiebte Beieplele »iifAhren. lotereeeeiit io Besag 
auf den zweiten Punkt iit. dafa in Italien nicht bloa freibe 
Staaten, sondern maaohe kleine Stidte Akademieen oder ge- 
lehrte Geaellaohaften besitzen, in weleben TonBagliob daa Sto* 
dinm der Altertfaomaknnde und anoh der RecbtsgeacUchle 
Italiens mit Eifer betrieben wird. Dnrcb die Fonds dieser 
Oesellsobaften , die jibriieh oder doeb von ZmI m Seit Ab- 
faandlnngen heransgeben^ wird ea mdgliefa, dafb interessante 
Brdrtemngen Aber wicbtige Tbeile der Geaebiehte zu Tage 
gefordert werden. 

$. IL Zustand des Reohtsstudiums auf den Uni- 
versitäten Italiens. 

Wenn wir unseren Lesern ein Bild ^es Recbtsstadiums 
auf den UniversiUten Italiens zu geben versnoben, so mttssen 
wir vor allem darauf versiebten, wegen der grofsen Versobie- 
denbeit der Binriobtungen in den einzelnen Staaten von eineai 
gleiohfdrmigen Systeme des Reebtsstndiums daselbst su spre» 
eben; es kann aber auob niobt in dem Plane des AufMtzea 
in dieser Zeitschrift liegen, das Detail der Untversitfttsorgani- 
«ation anzugeben. Die gemeinsohafUichen Gebrechen der ita« 
lienischea Universititcn, wenn man ihre Statuten, ihren jetsi* 
gen Bestand, ihre Leistungen mit den Aeulberungen wohl« 
usterriofateter Personen vergleicht, sbid nachstehende: 1) Die 
Unvollst&ndlgkeit des Lehrplans und der Mangel an Vorträgen 
tter wichtige Zweige des Rechts, Auf nmncben ünivemi- 
täten whrd s. B. Reebtspbileaophie , auf anderen kein Staats- 
recht gelehrt, anf vielen mangelt der Vortrag über rOmische 
ReehtBgesehiebte, und auf den HWDisten fehlt eine Vorlesung 
l&ber die 0esehlchte des einbelmisoben Rechts. Bine einlei- 
tende Vorlesung (juristische Bncyklopädie ) mmigeU ebenso; 
traktisebe Vodeattngnn werden siebt gehalten. 9} Die Pro- 
^ssoren sind sngenfigend besoldet^ und damit sind ihnen 
ebenso die Büttel, gishmbt, sieb aUe bekanntlieh sehr kost^ 
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spieligen Hülfsquellen för die AnsbildnDg^ ihrer WiesenBohftft 
KU verschaffen. Sehr ^ofse Besoldnngen, wie sie in Dentscli- 
]and bezahlt werden, kommen in Italien nicht vor, was wohl 
daraus sich erklart, dafs das in Deatschland zar Belebung 
des Eifers so vielfach wirkende Vokationssystem , nach wel« 
ckem ein tüchtiger Lehrer eines Landes in ein anderes be- 
rufen wird, nicht bekannt ist. Besoldungen die nach deut- 
schem Oelde 1500 oder 1800 fl« betragen, sind schon sehr 
selten; jüngere Professoren sind mit 400 bis 600 Gulden be- 
soldet. Ausländer besncheil die UniversitSten Italiens nicht; 
nur in Pisa sind noch jetzt viele Studirende ans Griechenland, 
weiche der Ruf Oarmignani^s anzieht. Honoi-arien, welche 
die Zuhörer bezahlen, sind entweder gar nicht eingeführt, oder 
sehr gering. Aus den Ursachen, die wir in $. 1. angaben, 
kann der Lehrer nicht hoffen, durch Bekanntmachung von 
Werken viel Geld zu gewinnen; er wird daher, um anstän- 
dig mit Familie leben zu können, darauf hingewiesen, ent- 
weder als Advokat zu arbeiten, oder durch Consnltationen 
Geld zu erwerben. Dafs dadurch das wissenschaftliche Stu- 
dium nicht gewinnt, ist begreiflich. In Neapel kommt es jedoch 
vor, dafs die juristischen Lehrer zugleich hohe 8telleil im 
Staatsdienst haben; z. B. der jetzige Minister Niöcollni war 
lange ausgezeichneter Professor an der Universität und zu- 
gleich Generalprokurator. 3) Die Anstellung der Lehrer ge- 
schieht in manchen Staaten nach dem Resultate eines Con- 
curses, der auf ähnliche Weise wie in Frankreich ttattflndet^ 
und nicht geeignet ist, immer die beste Besetzung der Leh- 
rerstellen zu sichern , weil z. B« der talentvolle ältere Mann 
nicht Lust hat, sich einer Prüfung zu unterwerfen, und weil 
nach der Erfahrung oft die talentvollsten jungen Manner am 
wenigsten in der Prüfung bestehen, da Eifersucht und Furcht 
vor dem ausgezeichneteren CoUegen leicht die Examinatoren 
l^estimmt, mit einer unziemlichen Strenge die Prüfung zu hal- 
ten; an den meisten Univenikäien stellt die Regierung den 
Lehrer an. Das deutsche Institut der Privatdooeuten, die treff- 
liche Pflanzschule tüchtiger Lehrer, fehlt in Italien; an eini- 
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gen Uaiversititen werden zwar jonge Dooenten nie Anshfllfe- 
lebrer angestellt, aber es ist niokt wie in Deatsohland, die 
Freiheit, mit der ein talentvoller junger Mann sieb als Pri* 
vatdoeent anf irgend einer Universität babiütiren kann, son- 
dern es bedarf erst einer hfiailg sehr sobwer zu erlangenden 
Brlanbnifs oder eigentlichen Brnennnng für den jungen Mann- 
4) Auch der flreie wissenschaftliobe AnfMhwung, und die 
Anregung der jungen M&nner zum selbstatftndigen wissen* 
aobaftiteben Stadium, die Lebrfreiheit, die keine anderen 
Or&nzen als die Achtung der Gesetze und des Anstanden ha- 
ben darf, sind in Italien nicht begünstigt Die akademischen 
Verwaltungsbehörden ftben hfiuflg eine strenge Aufsicht Ober 
die Vortrage der licbrer, man liebt nicht die Kritik von Seite 
des Lehrers in den Vortrfigen; er soll das bestehende Recht 
treu schildern und lehren, und am liebsten bat man es, wenn 
der Lehrer dem gewählten Lehrbuohe möglichst treu bleibt. 
Vorzüglich mufs er sich hfiten, die herrschenden ReligionSi* 
grundsätze anzugreifen und die geistliche Censur nicht gegen 
sich zu reizen. 5) Nicht weniger klagt man häufig Aber den 
Mangel eines tflchtigen wissenschaftlichen Geistes unter den 
Studenten der italienischen Universitäten. Man ist auf vielen 
dieser Anstalten nicht streng genug in Bezug auf die Auf- 
nahme, so dafs oft nicht gehörig durch Schulkenntnisse Vor- 
bereitete auf die Universität ttbertreten >'), und daher auch 
nicht die Bildung besitzen, um zu einem geistvollen Studium 
zu gelangen. Dazu kömmt, dafb die Studirenden, indem keine 
akademische Gerichtsbarkeit, wie in Deutschland, besteht, den 
Lehrern sehr fern stehen, und nach den Behauptungen erfah- 



^0 In der Lombardei ist gut für die pbiloeophische Bildaag «ler 
jungen Minner gesorgt , indem viele LyseeB(e« eind |1Ü Ly- 
seen in der Lombardei) eingerichtet sind, auf weMen der 
phllosophtache Gnrf na (zweijährig) in einem gehörigen Um- 
fang gegeben wird. Diese Ljseen eind eehr sahireich be- 
sucht. Eine gute Abhandlung über das Ljsealstndiren in der 
Lombardei (mit statistischen Notizen) bat Herr r. Czörnig in 
der Zeitschrift: ,>Das Echo 1889'* bekannt gemacht. 



Digitized by VjOOQIC 



IM Heber die Fortschritte der jaritU Literatur 

rener Minoer flberhaiipf das Brodstadinn den Stadimidcs 
TOrsehwebt. Bin freierer Aofechwang ist diireh manche än*- 
feere Veriiältnisse geiiiadert. — Wenn wir bisher die Oebre*- 
eben der italienischea Universit&ten schilderten, so ist es sack 
Pflicht, %n gesteben, däfs sn lenen Anstalten viele ausge-* 
seichnete Mfinner, die der Verfasser dieses AnfMtses per-» 
sönliofa kennt, woblthätig wirken, nnd ansere weitere Dar«- 
stellang wird neigen, dafs in allen Fächern vorKagliobe Schrift» 
steller unter den Lehrern eich hefindon. Klarheit« Scharfsinn, 
geistvolle Darstelliing sind Hberbaapt Bigenschaften der ita* 
lienischen Joristen. Bin erfrenlicber Beweis eines schönen, 
gemeinsamen wissenschaftliqhen Wirkens der Lehrer dner 
Universk&t gibt die jieae, f an den Professeren in Pisa begon* 
nene Zeitschiift, von der wir im nfichsten Paragraph sprechen 
werden. Die Gebrechen der italienisofaen Hochsehnlen sind 
noch in Italien nicht unbekannt. Schon der geniale Romag* 
neoi ^s) bat mit Kraft die M&ngel anfgedeekt und die Notb- 
wendigkeit des freien wissenschaftlichen Vortrags in der Ju* 
'rispmdenz, insbesondere iiueh in Bezog anf Rechtsphilosophie 
nnd Staatsrecht nachgewiesen. Vorzfiglich wichtig sind der 
1S97 von Mazzeti (dem Präsidenten des dffentliehen Unter* 
richte in Neapel) bearbeitete Bntwnrf eines Reglement ftr den 
öffentlichen Unterricht, nnd die in Neapel darftber erschiene* 
nen Kritiken i^). Anftticrksamkeit verdient das schon flrfiber 
von ans angezeigte >*) Werk von Albini , der das Bedörfnife 
der Belebnng des wissenschaftlichen Oeistes auf UniTcrsitätea 
trefflich fühlt and zweckm&fsige Vorsohlige macht >*), and 



") In ieinem Saggio filotofico politico «nll ittriiziODe* legale 
PaTia 1815. und in dem introdazione alle ttndio del diritto 
pnblico aniversale. Prato 1834. 2 vol. Oiete beiden Werke 
enthalten freilich auch manche sehr bissrre Aniichten nnd 
Vbrichlige. 

») la der ZeftsehrKt: il PfogreMo. Heft ft8. Mars u. «9. Blay 
nnd Juni 1888. 

'*) In dieser Zeitechrift. XlL Band p. 468. 

'*) Saggto anaalitico sal diritto e tnlla seieosa ed litrnzione 
politio-legale del awocate e Professors Albini. Vigevano 1889. 
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Oie Schrift von CiirniSA«9i '*)• Qer »i^g^Miobiiet^ Y^ftPfh- 
Mr (als Profuser ttpi« Sl^erde d«r UnivereUit Pim) hat sioh 
an veraobied^a« Gf lehrte (Profewqren an deatnehei^f hoUüvi- 
dieohen, fra^s^wohen UniveraitAi^n) gewendet^ fpin Top ihnan 
die UaiveraitHtsatatatep ^qd Nap^ricbten über ^ Rephtaatfi- 
diBm^an erhalten, TQobüg dorob 8p)obe Materialien «od laufe 
Brfahruog (er ist ^ifi Maao von 72 Jabreo) aasgerOstat uad 
giriatvoU bffpbi^cbtend 9 bat er oft das Ueb^l an d^r Wqn^l 
angegriiTe« u»d beaobtongawprdige VorachMge gemaobt; nmn 
fcaoa AreUich ihm h&uflg niobt beiatiiqiDen, nod beklagt die 
Heftigkeit, mi welebar er yoa Bonagno«! apriobt. Der Verfipta* 
aer waiat naeb, yile weaig verat^ndig and gleio^aam im Fort- 
Wirken dea napoleonisfibea HaBsea gegen die Wisaefiachaift 
1^15 die Univeraltit Piaa neu eingeriobtet worde (pian tK^b 
damals sogar den l^^hralnbl dea allgemeinen 3taatsreeb(s aiif). 
Der Verf. iad^lt die fiitte (p. 127* 9), nach der aiaii jn 
Dentaohland Celikegieq über jorlstischo Encyolopadie lif^st^^); 
er meint, dafa diea fin filAmmhaoqi der Zweige der BeeM>- 
wiaseasehaft aey, schwierig für den Lehrer, dec|dlea rortragen 
aell ihmI fit die iBtudirfiiden die ea nicht verateben; ej^nao 
tadelt er die Sitte, dafs auf deotaoben UniversitSt^n so vi^le 
öberiüsaige CoUegien übpr einaelne Eecbtsmateriep g^lf^tü 
werden; er meint, dafa dadnroli eine zn grofae Zerspfit^iing 
dea S^dinma bewirkt werde; er greift die Anfnabnis|!irüfa^n* 
gen, wie sie auf manchen Italienischen Universitäten vo^rkopi- 
«eo, an^ rübmUi die SteUung der iuristi^hen Lehrer iip DfsptßQh- 



'*) Genni per an nuovo programma di completo • «istematicoin- 
•equsmento del dritto, delCa^aiiere 6. Garmigsairi. Toriiiol841. 

") Der Verf. fiat offenbar einis ^u h^cbrÄnkts Ajuiicbt yw d«BD 
ira« die deutschen Eoyclop^ieen leisten. Leider h^t er Recht» 
wenn man manche Vorlesungen über Ecyclopädie kennt^ ni 
denen geistlos entweder nur Definitionen, fiintbeilasgen oder 
eine Masse antiquarischen Details gsgebfn wsrdaa, JEb^nso 
gevifs ift es aber« dam eün geistvoller l^^eb.r^r in einer sol- 
chen Vorletung den Znhdrem dje lebfsndig^ Uebersicht do' 
Zusammenhangs der versebiedenen Zweige des RechCssto > 
' diums geben und sie aar richtigen Au^asanng imlei^ kanv 
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land and (p. 137) die Vortheile einer skadenlisehen Disoipli* 
nargerichtBbnrkeit, Nach seiner Aneicht (p. 138) sollte dfe 
jaristisohe Fakultät In drei Abtheilongen zerfallen, in die 
philosophische, joristisohe und politische. Vorzöglicheo Werth 
legt er anf das Studium der Philosophie, vorzöglich der Reeht»- 
philosophie (von seinen in einer ^genen Schrift neuerlich nie- 
dergelegten Ansichten darüber soll in §. IV. gesprochen wer- 
den). Hdchst nothwendig erscheint ihm ein grfindliches Stu- 
dium des römischen Rechts (p* 157), der Lehrer mafe.aber 
dazu die justinianeiscbe Sammlung, wie sie vorliegt, ssur Grund- 
lage nehmen, die systematischen Werke über römisches Recht 
scheinen ihm nur Codificationen , gebaut auf die Materialien 
des römischen Rechts, zu seyn; er will, dafs man als didak- 
tischen Theil die Institutionen, und als polemischen die Pan- 
dekten behandle. Neue Ansichten gibt er (p. 1019, später in 
$. VIL davon) über die Behandlung der Klagen und der 
'Prooedur auf Universitäten, auch seine Vorschläge über die 
Behandlung der römischen Rechtsgeschichte und die Aufstel- 
lung eines besonderen Rechtszweigs, Philologie des römi- 
achen Rechts, sind interessant. Bedeutungsvoll sind seine 
Worte (p. 165); „Die Universitäten haben niaht Mos die Auf- 
gabe, gebildete Staatsmänner und Juristen zu bilden, sondern 
auch den literarischen und wissenschaftlichen Ruf eines Lan- 
des aufirecht zu erhalten.^' Für nothwendig hält er unter dem 
Gesichtspunkt des angewandten bürgerlichen Rechts , die Be- 
handlung des Handels-, des Landwirthsehaftsrechts (dritte 
rurale) und des Verwaltnngsrechts (p. 166 — 179). In Bezug 
auf die Behandlung des canonisohen Rechts auf Universitäten 
(adelt er, dafs man in Pisa 1816 zwei Lehrkanzeln der Insti- 
tutionen des canonischen Rechts , und eine füf die canones 
(nach dem Muster der Pandekten) aufstellte ; er hebt bei dem 
oanonischen Recht drei Theile hervor, den juristischen, den 
historischen und den politischen, und macht darnach (unten 
näher zu bezeichnende) Vorschläge. Der Verfasser ist ein 
Gegner des Studiumii der vergleichenden Gesetzgebungen. In 
Bezug auf die politische Sektion hebt er als vorzutragende 
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SBweige Crkniaalreefet, Polisei, polititohe Oekoftomie nod 8te- 
tbtik, Stoati- nad Verwaltannfsreobt hervor. — Die Stimne 
des Verf. blieb nioht anbeftohtet in Toelcaaa; alMo bei der 
nemD Organieiitioii der Denen UnKersItfiten fbnden niebt alle 
seine Voracblige BeifalL Es dOrfte niebt uninteressant seya, 
hier die Smndaflge dieser Organisation mit»atbeilen. Das 
gro(^her£0gliohe motu proprio Tom 99. September 1840 er- 
JUärt, dafs zwei Universitäten (Pisa und Siena) bestehen soll- 
ten. Pisa soll 6 Fafciiltfiten (8iena hat nnr 3) enthalten, 
Bimlieh 1) Theologie, 9) Jtirispradenys, 8) Philosophie nnd 
Philologie, 4) Medlein und Chirurgie, 5) mathematisehe Wis- 
sensohaften, 6) Natnrwissensobaften. Jede soll die Beftagniili 
haben, Doktoren zu oreiren. In der jnristischen Fakultät sol- 
len folgende Lehrkanzeln errichtet werden: 1) bArgerliohe 
Oekonomle, 9) Institutionen des römischen Rechts, 3) Institn- 
Honen des canonisoben Rechts, 4) Institutionen des Criminal- 
rechts, 6) Pandekten, 6) toskanisohes bfirgerliohes und Han- 
delsrecht, 7) Reobtsgesohichte, 8) Reobtsphilosophie. Kin 
•aderes motu proprio '*) enthält Vorschriften Aber Studien- 
zeit, Doktorprüfungen und Preisvertheilungen. — Da« Uni- 
versitätsstudiom soll darnach in allen Fakultäten 5 Jahre (1 
ftkr die philosophischen und Vorbereituogswissenschaften, 4 
fir das Fachstudium) dauern. Um als Candidat des ersten 
Jahres aufgenommen ssu werden, mufti der junge Mann Kennt- 
nisse in der italienischen und lateinischen Literatur, in Arith- 
metik und Geometrie in einer Prüfung nachweisen, nnd hie2u 
^n Stock ans der Aeneide, aus Cicero de officiis schriftlich 
übersetzen und dann mündlich eine Ode von Horar« erklären, 
worüber dann mit dem Candidaten gesprochen wird. Wird 
der junge Mann in Folge der Prüfung zugelassen, so wird 
er als S^udirender der Philosophie in ein eigenes Register 
eingetragen. Vor Ablauf des ersten Jahres mufe dann der 
Candidat erklären, welchem Fachstudium er sich widmen will, 
nnd einer neuen Prüfung sich unterwerfen. Zu dieser kdn- 



^•) Vom 12. Januar 1841. 
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nen, aaob ohne iu(s de voriier den phtiosopbitebea Cursns 
zu stodiren ndtbig haben, diejenigen aagelaseen werden, 
welche naobweiaen, dafs sie die phllosophisohen Gegenstände 
auf einer andern 8ohnie aCtidirten, ond in dem eralen Anf*- 
nahmsexamen als fibig hefnnden worden sind. Nach dem 
aweiten und nach dem dritten Jahre des Stadiums müssen 
die Candidaten eine neae Prüfung Hber die von ihnen gehdr«- 
' ten Vorlesungen hesteben; fftlU diese nieht genügend aus, so 
wird ihnen das vorhergehende Studienjahr nieht gerechnet; 
bestehen sie in der Prüfung, 89 erbalten sie das Diplom als 
Lioentiat. Am Knde des fünften Jahres mnfs der Studirende 
die Schlufsprufnng bestehen und dffentlioher Dtsputatlon sich 
unterwerfen. Wer In den Nöten des Torhergehenden Jahres 
als utt§eifsiger Student bezeichnet ist, wird weder eu der 
Prüfung noch zur Disputation zugelassen. Die A ufaahm«- 
und vorbereitenden Prüfungen werden affentlioh durch 9 Pro»- 
fessoren, die PrüAing zum Behuf der Doktorwürde von 4 
Professoren in der Fakultfit abgehalten. Nach dem llrgebnlfa 
4ler Prüfungen wird eine Zusammenstellung gemacht mit vier 
Abstufungen : 1) diejenigen, welche einstimmig mU Beifall der 
Fakultät, 19) diejenigen, welche nur so mk Stimmenmehrheit 
aufgenommen werden, 3) die, welche ohne die Note des Bei- 
falls, jedoch einstimmig; 4) die nur mit Stimmenmehrheit an- 
genommen wurden Jedes Jahr wird ein Concurs eröffnet, zu 
welchem die, welche mit Beifall aufgenommen wurden, zuge- 
lassen werden. Es wird eine Aufgabe zu einer Abhandlung 
gegeben. Alle eingereichten Arbeiten werden in der Sitzung 
von den Professoren gelesen und geprüft, und der Verfasser 
der besten Schrift wird für das nächste Jahr von der Zah- 
lung der UniversitStstaxe befreit. Am finde des fünften Jah- 
res wird ein ähnlicher Concurs eröffnet, an welchem die Dok- 
«toren Theil nehmen; dem Verfasser der besten Arbeit wird 
zur Belohnung die Universitätstaxe des letzten Jahres zurück- 
gegeben. Das Verzeichnks der mit Beifall zugelassenen Dok- 
toren wird der Regierung zugesendet. Bei der Verleihung 
von Stellen wird auf die so Befähigten besondere Rücksicht 
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gvoomnieD. lieber äie UnfversUfltstaxen erging schon 1889 
«tue VerordODBi^, nach welcher die Bonorarien, weiche die 
Stedeaten an die Profeaaoren zn zal^len hatten, selbst die €>e« 
bfthren för Prüfon^fen nnd das Dektorat, aufgrehoben und da- 
ffir Unirersitfitstaxen eiajsrefOhrt wurden. Darnach wird jähr- 
lich am Anfang des Stodienjahre eioe Snmme und eine an- 
dere an Bnde vor der Erlangnng der DoktorwUrde bezahlt. 
V^ jfihrliehe betrftgt ffir die jaristfschen Stndirenden 140 Lire, 
die am Schlüsse za sablende 130 Lire. — Noch ist es Pflicht 
des Vertesers dieses Aafsatees, »o erwfihoen, dafs eben an 
den UniTersitfiten Toskana^s aasgezeichnete Rechtslehrer wir- 
ken. Carmignani (derlneben Niccolini in Neapel der grdrste 
Crininaliat Italiens ist), .Capei (ein aach mit deatsoher Lite- 
ratar vertranter grttndlieher Romanist), Bonaini (dessen rechts« 
gesehichtliche Arbeiten nfiehstens erscheinen werden) o. A. 
sind Zierden der Universit&t Pisa^ and Conticini (der llingere 
2Sett auf deatselien UniTcrsItfiten stndirte and Savigny^s Bach 
fibersetzte) wirkt trefflich in 8iena. Aber aach anf andern 
Universit&ten Italiens sind hdchst achtangswttrdige, gründlich 
gebildete Mfinner, z. B. Gialiani in Macerata, Zambelli In 
IHivia (deren Werke wir anten nfiher anzeigen werden), Ala 
in Rom, Binaldo Raseili in Bologna. 

$. IIL Jaristische ond andere Zeitschriften 
in Italien. 

Wenn der Geist und Umfang, in welchem in einem Lande 
Zeifangen aud Zeitschriften erscheinen, als ein Maafsstab der 
Aasbreitang des öffentlichen Sinnes and der Tbeilnahme an 
den Fortschritten der Wissenschaft gilt, and zagleich solche 
Schriften am meisten geeignet sind , die Verbreitung nützli- 
cher Kenntnisse und der sonst nnr im engen gelehrten Kreise 
bleibenden Fortschritte zu bewirken, so hat man freilich bei 
Verglelchnng des Zustandes der Literatur der Zeitschriften in 
Italien Manches ^u beklagen. Man fühlt die Wahrheit der 
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El%ge eines gdstreicbeo ItalieoerB'*), die als eine Haaptar^ 
tache der ÜDznlfingliobbeit der Fortschritte Italiens den Man- 
gel der Einheit, insbesondere der nnita letteraria angibt. Lei- 
der ist es wahr, daib die Bewohner eines italienisehen Staats 
von den literarischen Ersoheinangen eines Anderen fast nichts 
wissen, and dafs die in Sicilien gemachten Entdeckungen, oder 
dort erschienene n^ae Werke, nach Obentalien früher kom- 
men, als dasienige, was auf der Insel dnba erscheint Ro- 
mane, Gedichte, grdfsere Geschichtswerke oder den Zeitereig- 
nissen angehdrige Schriften werden noch am ersten bekannt. 
Znm Glücke ist das Uebel in Bezug auf das Erscheinen von 
Zeitschriften in Italien doch nicht so grofs, als man es oft 
glaubt; das Schlimme ist nur, dalb die Zeitschriften nu sehr 
nur im Lande bleiben, in welchem sie erscheinen, und nicht 
In gana Italien sich verbreiten. Es gibt, wie wir zeigen wer- 
den, auch in Italien sehr gute Zeitsehriflen, aber die in Mal- 
land erscheinenden sind z, B. in Rom oder Anoona fast nicht 
bekannt. In den Lesekabineten findet man nicht, wie in 
Deutschland, alle oder doch die besten italienischen Zeitschrif- 
ten anderer italienischer Staaten, und nur das treffliche Cabi- 
net des Herrn Vieusseux in Florenz, dem jeder Fremde so 
sehr dankbar zu seyn Ursache hat, macht eine rühmliche Aus- 
nahme. Ebenso mangelt es an Zeitschriften, welche populär 
^n einer anziehenden Gestalt nützliche Kenntnisse in dem grö- 
fseren Publikum verbreiten. Die letture popolari, von denen 
wir sogleich sprechen werden, entsprechen in dieser Hinsicht 
allen gerechten Forderungen. Wfr wollen hier vorerst (ohne 
Rücksicht auf die rein politischen Zeitungen Italiens) nur von 
den Zeitschriften oder Zeitbl&ttern Italiens Nachricht gehen, 
welche nicht blos einem bestimmten Fache angehören, sondern 
einen allgemeinen Charakter haben, und entweder in Erzählungen, 
Mittheilungen neuer Entdeckungen, oder Abhandlungen über 
wichtige Gegenstfinde auf das grofse Publikum wirken wollen. 



'') Dello atato delle cognizioni in Italia, (s. oben) del Conte Vi- 
dua p. 60. and p. 120. 
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In Roa emoheineo In dieser Art das seit Jakreft rfihoi«- 
licb bekannte Oiornale Areadioo di scienze, lettere a arti 
(monatliob), il Tiberino, fogKo leterario ed arttsdoo (wdobent- 
itebj, rAibam (ebenso), La Pallade (monatliob), L'Ape ita- 
liana (von Miarebe*e Melebiori) , Annali delle aeienae reli- 
giöse oompilato dall Abate de Laoa (mobatlleh). Anf diese 
letzte Zeitsofarift, die ftrellioh polemiscb oft za. aossobiielbend 
angreift, aber geistreicb gesobriebea ist, maohe« wir deatsebe 
Staatsmfinner wid Gelebrte anfknerfcsam, weil der Redakteur 
(eia sebr gebildeter Mann, der aiioh Deotsoh verstebt) alle 
die katfaoUsobe KIrebe betreffenden Brsebeinangen Boropa^a 
prift, viel Interessiiates, sonst weniger Bekanntes mittbeilt, 
und insbesondere anob viele fttr Kirebenrecht wiobtige Ab- 
baadlangen iieferP®}. — Von den in kleinem Städten (fbet 
jede Stadt bat ein Jonroal) ersebeineaden Zeitsohriften ver- 
dienen Beaobtnng das in Perugia ersobeinende Giomale di 
aclenze, lettere ed arti di Perngia. (Bs entbält aneb manebea 
für Reobtsgesobiebte Wiohtiges). In Neapel ersobeinea 
aüfser den unten zu nennenden jaristisoben Zeitsebriften, als 
Zeitsobriften, die mebr ffir das grofse Pablikum bestimmt sind, 
das: Omnibus letterario, 11 Ludfero (foglio settimanale soien- 
tifieo), il Filatre del Sebeüo und das Poiioramo pittorioo di 
aeiease lettere (Herausgeber ist Cirelli), dann die Zeitsobrift: 
l'Iaterprete (Giornale di lettere, arti), redigirt von Genaro Gioja, 
Mehr wissensobältliofaen Charakter tragen an sich die Zeitsobrift 
(viertelj&hrlich ersebeinend) il Progresso delle soienae delle 
lettere e delle arti, geisivoll redigirt, mit vielen reohtsge- 
sdiichtliohen Abbandlongen, ». B. über Lex Loogobardomm 
(1839. Heft L p. 104.) uad über politisobe und erimiaall- 
stuBche BrArteruogen $ ferner die Rivista Napoletana (braMi- 
bac, um neue literarisohe Erseheinnngen Neapels kennen au 



*°) Die Atti dell Academia archeologica und das BalleÜno dell, 
istitato della corrfspondenza archeologica (beide bedeutend 
fdr das Fach, für da« aie, bestimmt aiild) gehören der Alter- 
tloiniekande aasichlieealich an* 
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lernea^ iiiia die Zeitocbrifl: Ore solitarie oper» peritdiea di 
»oienzey lettere, «rti e giorispradeosa (noiwaiob enohei-^ 
oeod). Der beransgeber der Ore solitarie ist der sehr ge- 
aobtete Advooat Maaciai. Aach mehrere juristisohe Abbaad-^ 
langen finden Mlob darin, z. B. ven Nicooiini über die Gleiofa-» 
fdriaigkeit der Jarisprodens and die SobaeUigbeit der^JasÜK- 
pfie^e (im Heft I. p. 0a.), über Penitentiansyeteme (Hell IL 
p. 77.) nad viele Vertbeidlgangareden^ die in CrittinalsaebeB 
gebaltaa vordea. — InMcssiaa ereoheinea awei Zbitaobrif- 
4en, die allgemeinere Teodens haben ^ lo Spettatore Zaaclee 
und die Soatineila dal Pelero. In Palermo enobeinen la 
Bnota, la Goneordia, il Maaroliee, die Zeitsebrift Bfeaerl«^ 
aeientiflehe e letterarie (Aonatiieh von Aialvioa beraasgege* 
ben), und das aoegezeicbnete Jonrnal: Oiernale die statia- 
tioa oompilato degll impiegati della diezioae di statlstioa ^ 
aeit 1836. Dies Joaraal (voll der treffliobeten Abband-^ 
luagen ober Natienalöfconomie) eathilt anch voL III. ▼• 18W 
l> 976. and toI. V. 1840 p. 140* einen bdehat geistvoUea 
Aufsatz mit gebaltvolien Br5rterangen über Crimlnalreoht, 
voa Amarl) Qber die Gebreohen der crimiaaleiatielteebeo Ar- 
beiten, und Voraohlftge zu ihrer Verbeasemng. In Mddena 
•reobeinen drei Zeiteofariften , memorie dl religiobe, il Sllfb 
und ToraOgliob il Giernale leterario toieatiflee Modenese) wo 
lia Mirzhelt 1841 p. 401. eine gute Abfaaadlang Aber die 
Würde der Jurisprudefts und die Pflichten derjenigen, die aieb 
Ihr widmen ) vOrkdnmt «^ Im KOalgreieh Sardinien er- 
aehaifteB ala JBeltsofariften, die für daa groflie Pablifcaii be^ 
atimmt aind^ rEridbno, il Foretto, Tlride Novareee, rSipero 
(la Geana) II mesmgiero, vorzüglich aber aeit 6 Jahrea eine 
iMtoobrift unter dem Titel: lettore popolarl (redigirl von 
Valerie iü Turin). Ba gibt wenige Zeitachriften, die elMH 
solchen würdigen Charakter an sich tragen und bisher so 
trefflich ihre Aufgabe erfSllten, als die ebengenannte« — Viele 
der trefflichsten hochgestellten M&nner von Sardinien waren 
Mitarbeiter, mit dem Zwecke, entweder durch klar geschrie- 
bene Abbandluagen nützliche Keaütalsse, z. B. über Physik 
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TecbaolOgi« eto., »ti vorfereiten^ dder fQr neae f roffe Aütiltaii) 
z. B. Penitentiftrsystetne, KleiDkindersohalen, Kraakenlifiaser de« 
8inD des Volkes zu erwecken, Vorsohlfige RA mAoben, sehleohte 
Sitten Abzustellen, z. B. durch interesSABte Brzäblungen. Die 
AufsitAe belehnen 'sieh ebenso durch die Oründltchkeit 
als Klarheit , schöne Darstellung und ficht religiösen Geist 
aus^ AUCb In Rom bat der Verfasser dieses Aufsatzes oft die 
lettnre popölarl sehr rtthmen hören. Man darf hoffen^ dafs die 
erleuchtete Sardiniscfae Regierung, die seit einigen MenateA 
von Seite der Censur der Fortsetzung der Zettsohrlfl, die latt 
Zartheit politische Erörterungen vermied, gemachten Hinder- 
nisse beeeitigen werde. Rflhmliohe Erwfthnung verdient 
auch die in Turin erscheinende Zeltschrift: 11 Sub alpine Oior* 
nale di Sdenze, seit 6 Jahren monatlich erseheinend (enthielt 
ttühev Auch gute fechtawissensohaftliche Abhandlungen). •— 
In Toskana erscheinen mehr rein wissenschaftliche Zeit* 
tcbriften (weiter unten dAVon) «, Allgemeineren Inhelts sind die 
GnidA dell educAtofe e letture pei faucinlli (von dem würdigen 
tiambrüsehiAi retaigirl, Mi AbfaAttdlangen , die auch fär Er*- 
wachsend wiiDhtig sind) und die atti dell Acadettiia dei Gior«- 
gefili di FtreoAe. Giornale AgMrio toscano compilAto dl uaa 
DeptttA^ione (bereits XX. Bde.). Die zuletzt gebannte Zeit* 
sehrift entbfilt nicht blos wichtige natiooalökonomisehe ttad 
statistische, sötidertt auch rechtswissensohaftliche Abbandlun«' 
gen, fe. fe. \in tieft 4a p. 919., Heft 47. p. 105. Erörterun- 
gen von Capei (Prof. in Pisa) Ober die Ausbildang der bAa-* 
erflehen Verhältnisse in ToskaiiA. >^ In der LembArdei 
erscheinen von ZeilsCbriften allgemeittefen InhAlts dae Gio^- 
AAle Agrario Loittbardo, 11 Poligrafo, il Gondoliere und ia Fa* 
villa (mehr für das Volk bestimmt: das Eco della Borsa). 
Von wkisenscbaftiichen Zeltschriften t 11 giornale dell istituto 
LöiAbardo di scienze, lettere, Art! e bibltotheca ItatiaaA (vor- 
züglich den naturhistorischen Forschungen zagewendet), fer- 
ner il PolUeonico, Bepertorio mensile dl stndi applioati alla 
t)rosperita t coltara sociale (bis jbtAt 4 Bfinde) und Annali 
universall di statistica economia publica, storia, etc. (bis jetzt 
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79 BlDde). — Die letsten awei Zeitschriften gebaren zn de» 
besten. Die erste (redigirt von dem geistvollen, aniversel| 
gebildeten Carlo CatUneo, Advokaten zu Mailand) enthalt 
viel mehr, als ihr Titel ausspricht. Die praktische Bedea- 
tung der Könste and Wissenschaften aafzufassen and zar 
Verbreitang von Fortschritten beizutragen, ist die Aufgabe 
der Redaktoren, In sofern findet man in jedem Lande nicht 
blos treffliche Abhandlungen Qber naturwissenschaftliche und 
technologische GegenstSnde, Anzeigen neuer Eatdeckongen, 
Kritiken neaer Werke, sondern auch viele natiooalflkonomiscbe, 
stetistische und juristische Erörterungen , z, B. von Cattaneo 
über das Pönitentiarsystem (Vol. III. p. 543.}. Nicht weni- 
ger wiobtig Ist die zweite genaimte Zeitschrift (Annali di sta- 
tistica) unter der Redaktion von Lampato, der die Aufgabe 
tdchtiig erfa&t hat, und unter Mitwirkung ehrenwerther Man- 
«er^ z. B« B. Sachi, Cantü etc. allgemein interessante Arbeiten 
liefert. Nicht blos die grofse Masse statistischer Notizen, 
sondern auch die Abhandlangen über Gegenstfinde derNatio«- 
nalökonomie (z. B. über Banken), der Erziehung und selbst 
«her Rechtswissenschaft (z. B. in mehreren Artikeln ubei" 
eeffiagnifswesen) geben der Zeitschrift einen grofsen Werth. 
Man kann nur den Wunsch nicht unterdrtichen, dafs beide 
Zeitschriften ihre Stellung noch mehr zur Ausbreitung der 
sogenannt moralischen Wissenschaften oenutzen mochten. 

Wenden wir uns nun an die rein jnristisohen Zeit- 
aehrif ton Italiens, und zwar die im Königreiche Sar- 
dinien erscheinenden, so sind zwei zu nennen, eine, der 
Sammlung von Urtheilssprfichen gewidmet >>), die andere wis- 
senscbaftUcbe, die Bntwickelang der Rechtstheorie bezwe- 



^0 Ginriiprndenza del Codice Civile e delle altre leggi dei reggi 
statij oisia GoUesione metodica e progrei8i?e delle decisioni • 
•entenze pronunciate dal sapremi- ma^strati ü delle stalo 
che atranieri rinpanti pia importanti di diretto civile conr* 
merciale, procedura etc. compUata dall avvocato Chr. Man- 
teili e da altri Ginreeonsnlti Alessandria 1889. bis jetvt 
IIL Bände und 4 Hefte. 
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ekende >'). Der Plai^ des OeiMsgtbeili d«r erslenZiitioMIt M, 
den Praktikern das fitudlom des CfrilreoblBdadtarolisii.^rlaMi- 
fern^ dal^ er Aber deo viebtigsten Attlkel des GeMtabtielM 
<)ie tJrthellsprfiebe der TerscbiedeDen Qerlehtabdfe SariiateiM 
Dod des Anslandes miftbellt, und «war so, daft die so ekifr 
Rechisfran^e g^ehörigen Prftjaüzleii aAsammeDgeBteUl :ivw4fNi| 
dareb die Angabe der AasCHbrnDgen der Adrokaten «nd.dflt 
CoDdiYsiooeD der Sfaatsbebörde doreb Hlowelsang^tt mf B|il# 
scbeidnngeit anderer €(eriebte ftber die ReehtsDragto nd-dli 
SleirttiDgen der Eeebtsiebrer darOber, und dnrd» kiitiselia Aa*» 
merkungen des Baratisgebers, der seine l^ebtigkeü übeimll 
bew&brt, ist deV WMh der Seitsobrift «dir erbAbti B» tat 
insbesondere bequem, die Rechtssprüebe ^eir remofafedeiiwi 
Gerichte mebrerer Staaten (s. D. der ilalieniscben nd ftmt^ 
zösiscben) fiber eine wicbtige Reobtsfrage snsanniengesteltt 
Tor sieb ztt haben. Höobst interessant' sittd 2. R. ditf EaiU 
scfaeidaogen über das in Italien mehr als in jedem aBderüi 
Lande aasgebildete Wasserreebt (Vol. Lp. W—M.,^ VoL I. 
p. 4S3., Vol. III. p. 98., Vol. III. p. 8M.) ond Aber Fragen 
des internationalen Reobts (z. B. in wie fern eint im Ans*- 
lande wohnende Frait die Antorisatien ihres Bbeüaiins bedacf, 
wenn diese in dem Staate, wo geklagt wird, vorgesel^iebe» tat 
(Vol. IL p.8^-107., Vol. ni. p. 943.). Der BerMsg. bat aftob 
gute reebtsbistorisohe Abbandloogen zar Brlfinterang widitiger 
Rechtsfragen eingeschaltet (z. B. Vol. IL p. 861 10^^ Übet dta 
fieschiclite and Natar der Aatorisation des Ebemamis. -^ S6ti 
den aasgezeichneten Zeitschriften, die im aoht wissensolMitll- 
eben Geiste redigirt sind, geh^en^ di6 oben genanftteii Aimaii. 
Unter den Heraasgebern erblickt man dnidgezeiefaiiete Advo- 
katen von Tarin (einer der bedeutendsten, Biagini, iat leider 
im Aagast 1841 gestorben), and anter den Mitarbeitern tedet 
man die darob ihre iSchrfften lange acbon rflbmlloh hekano* 
ten, faaafig in hOhe& Btaatstoteifa angestellten CMefarten.vdii 



**) Annali dl Giarieprudeifza. Terlno« 188. bis jetsl. -^ (er- 
scbünt aiesiatlicli^ . 
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SardüieD, s.B*AIflim, Albioi^ dd Vasme, Boncompagni, CUh 
nirio, Pititd, Ptnelli, Sclopis. Eine Abtheilang. jedes Hefis 
isl d^r Mittheilang der. Beohtssprfiohe) wo vorsfiglieh die Ein- 
Untmng und die kritisoben oder literariseheo AnmerkuBgen 
bedeutend sind, der andere Tbeil wiseenBcbefÜiDhen Abband- 
tattKen gewidmet. Die meisten derselben bewahren eine groG^e 
Aehtong vor dem r^miseben Recbte (wie denn überall die 
Bmnasgebnr dnreh ihre Bemerkongen zeigen, dafs sie das 
Sliidiam dieses Beehts für dnrcbans nothwendig balten). Auch 
bei Abbandlangen Aber vaterl&ndisches Becht wird überall an 
das rOmisobe Becht angeknüpft. Wir wollen aof einige «ler 
wichtigsten Abhandlangen aus der grofsen Zahl der bisheri- 
gen Binde anteerksam machen, und nur bemerken, dzfs der 
Wertb der Zeitschrift dadurch steigt, dafs gründliche Becen- 
sionen über neue Werke in jedem Bande mitgetheilt werden 
{m. B. Haeaera in Leipzig, der überhaupt in Italien hohe 
Achtung geniesst, Schriften sind umstündlich recensirt). 
Auf Vergleichung des römischen, französischen und sardini- 
aehen Beehts beziehen sich z. B. die Abhandlung (Vol. I. 
p. 57.) über Verjährung^ über den Schatz und das Fin- 
den desselben (Vol. II. p. 816.), über das Wesen der Bürg- 
aclmft (Vol. IV. p. 174.), über die Tutel der Frauen bei den 
Bümern (Vei. IV. p. 4M.), über Hypothek an der eigenen 
Sache (Vol. V. p. 77.). Das Oefängnifswesen ist erörtert in 
Abhandinagen in Vol. I. p. 876—^01. p. 371., Vol. II. p.l87. 
M8, Vol. III. p, 184. 568., Vol. V. p. 561. Das Wasser- 
recht ist in einer der gründlichsten Abbandlungen, die über 
Meaeh fic^nstand vorbanden sind , von Biagini in Vol. 'I. 
f. 80. erörtert Statistische Nachrichten finden sieb über Cri- 
minalatatistik Vol. L p. 361., über Sparkassen Vol. IL p. 534., 
über Statistik von Genua Vok. III. p. 341., über Criminalsta- 
ÜatikJn Frankreich (mit geistvoUea und praktischen Bepier- 
hnngen von dem Grafen PetUti Vol.^ III. p. 415. u. IV. p. 519., 
über Statistik von Turin Vol. IV. p. 88. u. V. p. 247. Le- 
gblative Abhandlungen, sind in Vol. IIL p, 89—151 über daa 
Wesen des Gewohnheitsrechts, über die Vollziehung auswSr- 
tiger Urfheile Vol. IV. p. M7. «. V. p. 101,, über die Natur 
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d«» Beritzea. Vol. V« p. IM^ V. p. 415, VL p. 881. a. VIL 
(1841) p. 457., über den Conflikt der Aotorisetioii dee BiMmeiiBB 
mil der viterliohea €k>walt (1841) p.457, über Früh- «nd Spftt- 
geburtenm Vol. VI. p.886., über die Trenoangder That and 
Beehtefrageo in CriiDiDalartheilen in Vol. VII. (1841) p. 178^ ^ 
über die Bmaneipalio tocHa In Vol. VII. p. 85., über Wir- 
kang der BmanelpatioB dee Söhnet anf den Onkel VoK VI. 
p. Idd. lieber Beehtaphiloaopbie enthalten Vol. IIL p. 809. 
aüd. VI. p. 87, 488. o« 505. gate Abbandlangen. Insbeaon* 
dire müsien die znletat angeführten über das Reefatond Bein 
Verhiltaif« so dem Moralgesetze Toa Bonoompagnl (General- 
Advokaten in Torin) unten in $. IV. bei der Prüfang dar 
Fortsehritte der Reehtaphilosophie in Italien geaaner beaehtet 
werden. Die bisher angeführten Abhandlangen verdienen die 
Aoftnerksamkeit aoch aller aaslfindisohen Juristen, and sind 
Zeugen eines gaten wissensohaftliohen Geistes in Sardinien. 
-*- Die meisten joristiBehen Zeitsehriften besitnt daa König- 
reich Neapel; es ist nar zn beklagen, dafs mehrere davon 
nicht lange bestehen, was darauf schliefsen l&fst, da& es e^t* 
weder an Mitarbeitern oder an Abnehmern fehlt. Zadenju- 
ristisehen Zeitsehriften Neapels gehören die von Agresti^S) 
begonnenen Decisioni delle gran oorti civili in n(ateria diritto 
(die Rechtssprüche der obersten Geriehte des Königreichs 
Mthaltend), rAristide, foglio periodico di Giurispruden^a '*), 
lo. Spettatore legale ^*), il Giurista, Giornale di legislazione e 
gliurlspru^ensa^^J und Annali die Legislazione e Giurispra- 
denza^^). Die oben genannte Zeitschrift: Aristide enthalt vor- 
Eügliohe; Abhandlangen in Bezug auf Criminalrecht,. z. B, .auch 
über Penitentiarsysteme (Nr. 3. 4«), Insbesondere mehrere aus 



*') Von d«m Wirken dieaei ausgezeichneten neapolitanischen Ja- 
risten werden wir in §. IV. amständlicher Nadhricht geben. 

**) Redigirt von Fasalni nad G. de Fifippo. ü Blilter nmoaitith 
«eitl^G. 

>*) Erschien inerst 1836, jeden Montag ein Blatt. 

'0 ftodi^lrt von Epifani, einmal wöchentlich seit 1836 ersehe!- 
aend. * ' . 

«') Seit ISSe^.vsdigirt ven Gimeppe dei R^ Nipqt^. ^ _ 
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AraDzMsehmi Eeiticbrifteii übenetzt« Artikel and Receai^i- 
ntn, Sie eebdiit nioht lan^ bestanden za haben. Die iSeit-« 
sebrtft: ie Spettatore entbfilt eine fortlanfende BrdrieraBg d«i 
neapontaniscfaen CivHgesetzbaohe in Farm von Bemerloingea 
• Gleseen wie es heifst) asn den einnelnen Artikeln. Die Ar« 
beit beachrSnkt sieb anf Kritiken der Redaktion, An^be ven 
liöoken im Gesetzbnebe und Hinweisnng anf die zo eiaeni 
Artikel ergangenen Instruetionen. Andere Abbandlnngeil be* 
ziehen sich auf Torgekommene Streitfragen nnd aof vergbi-* 
chende Gesetzgebnng, ^ Wichtiger ist die oben bes^hnefe 
Zeitsohrfft: il Ginrista. Sie enthftU, ^nfser den Abfaandlon^ 
gen des Heraasgebers, Aofiitze von seiir geachteten Schrift- 
stellern, z. B. Demarcot Ulloa, Fazzini, Marini, Nicoolinf, 
Barracano, Pasqaale liberatore, Moreno. Häaflg sind Abband- 
langen aas den flranzösischen Joarnalen, z: B* aas der Revae 
dtrangerc^ and der Revae de legislation- and dem Droit, oft 
selbst atls französischen grdfsern Werken übersetzt. Aach 
werden wichtige Rechtssprftcbe der französiscben Gerichtshöfe 
mttgetbeüt. Interessant sind die Reoensionen über neu er-- 
schienene jaristische Werke. Man bemerkt leicht, dafs d^ 
fleraasgeber den Zweck b)itte, wissenschaftlichen Geist zn 
verbreiten add das vaterlflndische Recht in einem würdigen 
Sinne zn behandeln. DilB Achtang ffir römisches Reche spriefat 
sich Überall aas. Unter den Abhandlangen sind zwar die mei- 
sten aaf Fragen des neapolitanische^ Rechtb gerichtet, aber 
f a Ist gewöhnlich an römisches Recht iind allgemeine Recht»- 
grandsfttze angeknüpft. Allgeraeiner Interessante 'Atffliätee 
finden sich z. B. 1836. p, 4^. über den Kassationsfaoy*," IdM* 
p. 81. 97. 113., 1837. p. 513. über Bestrafnng der intellek- 
taellen Urheber (von Ulloa) 1836. p» 107. über Zorechnang 
der Monomanie t8d6. p. 146., über Gottesl&8teraQg^l836. p. 
ma., «her die Yortbeile der OeffentUobkei^ .im Strafprozesse 
1886. p. 173., über Wirkang der Ver&afiierangen eines Mit- 
eigenthümers im Verbaltnifs zu dritten Personen 1836. p. 329, 
über Filangieri (Vertheidignng desselben gegen die. Angriffe 
von Lerminier) 1836. p. 807., über Wirlnitfg der Gewfasens- 
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ehen p. 6, 408., über die Verhiltniete der Magistratoperaooen 
vor Oerioht 1837. p 481., fiber aooeyne Oesellsohafton 1889. 
p. 6., über die ZarecbnangeffthigkeU jagendlicber Uebertreter 
1889. p. 88., ftber die Wirkang der Beehtekraft» -^ Die An- 
nali di Legielazione sind im nämliobeD Geiste, wie der 6i«- 
rieta redigirf. Es ist wiflseoeohaftliGber Sion, der die meisten 
Arbeiter darofadringt. Aach in dieser Zeitsebrift sind «war 
häußg Anfs&tze ans den fransösischea Journalen öberseteC« 
allein die Mebrzabl bilden Originalartikel, entweder OberRechte- 
pbilosophie, z. B. Vol. I. (1887) p. 89. über Prlnnipien des 
Recbts, p 908. über die Wissenschaft derOesetse; oder über 
rtaisehes Recht, 2. B. Vol. I. (1887) p. 17. Erkl&rnag ^ rö* 
mlsoiier Reebtsansdrüeke , römische Controversen der Proen- 
lianer and ^abinianer Vol. I. p« 198., über die römische Ver- 
jftbmag Vol. II. p. 11., oder über wichtige Fragen der va- 
terlindischen Rechts (iinmer mit Hinweisnng auf römisehes 
Recht), %. B. über die Rechte der EhelVanen an dem während 
der Ehe erworbenen Vermögen, Vol. I. p. 88. über Verh&lt- 
nifs des Lehen- und canonischen Rechts asnm bürgerliehen 
Rechte Vol. IL p. 867., über Criminalrecht, z. B. Vol. L p. 
117. über die Fortschritte des Crirainalrechts in Italien, in 
Vol. L p. 897. über ded Versuch, Vol. IL p. 910. über Ent- 
BChvldigungsgründe in Criminalsachen , über Crimlnalstatistik. 
SQ. B. Vol. L p. 945. Die Hauptmitarbeiter der Zeitschrift 
fliad Cagtiszei, Orioli, Agresti, Ruggiero, Manna, Cantalilppe, 
IJHoa,*Jaoovelli, Pfnelli. — In Toskana erscheinen drei ja- 
ilstisehe Zeitschriften, nämlich die AnnaH di Giurisprudenza **), 
andere Annali di Giurfspradeaza ^*) and Giornale Toscano *% 



*') Attaali 4i Gluriapradtnia. Raeceltl di A^oiaieni dells Gerti 
•nprema di Gaatasione, della Corte regia, e di tribuaali di 
prima istanza per opera di anä societa di Ginrecomiilti Toa- 
cani Firenxe 1839. Wird fortgeaetxt. 

*') Annali di Griiiriapradenza pubblioasioiie perlodka a cora de 
nna aocieta di Giareeonaniti Firense 1^41. Bitf jete^S Hefte. 

^) Giornale Toseano di scieoze morali, aooiali, atoricbe e filolo- 
giehe pnblieato de profcasori deUa U]lft«ai«l di Pisa, ^iaa 
18#1. Bis jeCat ein Heft. 
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Das erste Joarnal hat nar den Zweck, mit den ReehtsspiU- 
ohen der toskaniseheo Gericbtshöfe bekannt »o machen'^); 
die Ansfübrangen und Reden der Advokaten werden hier 
nicht Diitgetbeiit , sondern nur nach einer kurzen Binieitang, 
die das Thatsächliche des Falles darstellt, die Rechtssprüche 
der Gerichtshöfe mit den Bntscheidnngsgrdnden« Ein allge* 
meineres Interesse bat die Sammlang, da im Civilreeiite in 
Toskana noch römisches Recht (neben einigen Landesgesetzen 
ond Statuten) gilt, nnd es ist wichtig, zu beobachten, wie die 
Gerichtshöfe römisches Recht anwenden, z. B. Vol. I. p. 446 
eine interessante Aasfubrong über testamentum parentnm inter 
liberos, p. 460. über interdictnm ^alriannm, und vorzüglich 
im Criminalrechte noch nach dem milden Leopoldinischcn Ge- 
setzbnche (so weit nicht das Gesetz Ferdinand's von 1795. 
Abfinderangen machte) entschieden wird, und man nnr die 
Fortbildang des Rechts und die Art bemerken kann, wie die 
toskanischen Gerichte das Gesetzbuch auslegen und durch Br« 
ganzung vermöge allgemeiner Grundsätze und römischer Be- 
stimmungen anwenden, z. B. in Bezug auf verminderte Zu- 
rechnung und Fortsetzung der Verbrechen. — Eine erft^uliche 
Erscheinung ist die obengenannte zweite Zeitschrift, deren 
Aufgabe die Verbreitung wissenschaftlichen Geistes ist. Die 
Heransgeber '*) wünschen dies dadurch zu erreichen, dafs sie 
auch mit deu Juristen aufser Italien Verbindungen anknüpfen 
und Beitrage derselben liefern. Am Schlüsse jedes Heils wird 
ein Verzeichnifs aller neuen, in Italien und in anderen «Staaten 
erschienenen juristischen Werke mitgetheilt, was höchst dan- 
kenswerth ist, da man auf diese Art Kunde von allen in Italien 
erscheinenden juristischen Werke hält. — Schon die einlei- 
tende Abhandlung des durch mehrere treffliche Aufmtze In 
der Antologla dl Firenze ruhmlich bekannten Marzuehi deutet 



^0 Bine Sammsang frühere^ Rechtisproche ist : Raecoita delle 
decisioni della Rnota Florentina dal 1700 al 1808. Firense 
1840. 

*') Die RedaktionacommiMion besteht ans den Advokaten An- 
droacci, Capei, Landrini, Malencbinl, Marauchi, Pini. 
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den Geist der Zeitsobrift an; es soü ds« grandlloiie fitatem 
der Vergangenheit btf ordert, aber aaeh der pbHosopUsche 
Charakter des Reebts In der Batwiokelang desselben naob den 
Forderangen det Natdr nnd den Fortschritten der Civillsation 
erforscht nnd eine weise Gesetzgebung vorbereitet werden. 
In den bisher erschienenen Heften finden sich ein Torzfigliehar 
Aufsatz von Carmignani recbtsfatstorische Blicke auf den Ur* 
Sprung der' Staatsbehörde (Heft 1. p. 19. ond Heft 18.); etn 
Aufsatz von Tonelli fiber Gefängnisse (erst der AnAsng ist 
gedruckt) Heft 2. p. 99. ; Baballia, über den ans Injorien ent- 
stehenden Schaden und den Ersatz desselben, Heft 9. p. 148; 
über Bedeutung der Eigenschaft eines Comersant von Blonla- 
nelli (IL p. 188) eine Abhandlung von dem Verfasatr den 
gegenwärtigen Auftotzes über den* Zustand der Stmfgestta»- 
gebnng in Deutschland (Heft 9. p..lf8). AuüBcrdem finden 
sich ohne das Balletin neuer jurrstischer Werke in jedem 
Hefte Anzeigen neuer juristischer Schriften, nnd Bemerkungen 
über neue Rechtssprüche der Gerichtshöfe. Gewilb wird diese 
Zeitschrift wohlthätig wirken. * Wir wünschen nur^ dafli anett 
das Ausland lebhaften Antheil nehme. Die dritte obenge^ 
nannte Zeitschrift geht aus einer aehtungswürdigen Verbrfi* 
derung der toskanischen Professoren zur Belebung und Aus- 
breitung des wissenschaftlichen Lebens, hervor. W*ie bereits 
ein toskanisches Journal für die medieinischen und Naturwis- 
senschaftent besteht *') , so soll fttr die sogenannten moralischen 
Wissenschaften, vorzugsweise für die Rechtswissenschaft eine 
Zeitschrift gegründet werden *^). Die AuMtze in dem vor- 
liegenden ersten Hefte sind 1) von Carmignani über den Vor- 
irag der Rechtsphilosophie (pag. 1.); 9) fiber Studium der 
Rechtsgeschichte von Ronaini (p. fi7.) ; 3) MontanelU's Ein- 



*') H^raasgegeben von Amici^ Bafalini, Matteiied, Paccinotti, 
Savi. 

*^) RoielUoi (Prefessor der Geschichte nnd Archäologie in Pisa 
ist der Haaptredakteur). Ausser den Professoren der Pisaer 
Universität sind noch Mitarbeiter Gonticini (Prof. in Sienna • 
Giorgini (Prof. des Criminalrechts in Sienoa). 
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Ititongtreie eu iMin§tt- Vorlesungeii üfkor vatedäadisobeft Recht 
(p. 48t); 4) Severi üb^r G^chichte der röfflischeo Literatur 
(j». 6i.); 6) del RoMio's SoblofsvorlesaDg über die Paodek- 
Cen; 6) Uebersetzniig de« Kapitels über liebepsfähigkeit aus 
SavigDy'a Werke vom Conticiai (p. 141.); '^) del Ro8so*8 
Aofaats «iiter dem Titel: Erster ^Schritt zam Frieden zwi- 
aches den veracbiedeoen Rechtsaobalen in De^lechland. Der 
Verf. fiberaetzt Aasedge ans der Vorrede von i^avigny's Sy- 
fllem, um zu aeigen, wie nahe der Friede ist. Derselbe Ver- 
ftuner aprieht p. il9. kräftige Worte über die höbe Bedeu- 
tung des ne»en Werkea von Savigny. ^ Den Scblufs macht 
der Nekrolog Ronaldos. — Da die unter 1, 8, 6. angeführten 
Aufsatee am besten andeuten, welche Ansichten man jetzt in 
Italien über Reohtspbilaacfphie, Bechtsgeschichte und römisches 
Beebt'hat, so müssen sie in unseren nfichsten Paragraphen 
IV., V., VI. nSher mitgethailt und geprüft werden. — In 
Rom erteheint nur eine juristische Zeitschrift: Giornale del 
Foro eompiiato de R. Belli (einem sehr tüchtigen Advokaten 
von Rom). Sie erscheint heftweise seit 1830 und bezweckt 
«liiichst die Mittbeilung der Rechtssprüche der römischen 
Oeriohtef vorzüglich der Ruota. Da die Ausführungen der 
Advokaten mitgetheilt werden» so ist die Sammlung noch be- 
lehredder. Indem in Rom paehr als in einem anderen Theile 
Italiens die Juristen mit einem gewissen Stolze an dem reinen 
rtaiaeben Rechte festiialten, und die Vorschriften des ,ca- 
oonisoben Rechts mehr als an anderen Orten befolgt werden, 
ao ist es interessant, zu sehen, wie die Gerichte das römische 
Reeht Malten (wir werden darauf unten in §. V. zurück* 
kommwi) und das canonisehe Recht (z. R. in der Lehre von 
den Zinsen) Jahrg. 1839 VoL I. p. 1276, wo man noch sehr an 
den alten canonischen Ansichten festhält, anwenden. Auch ist 
oa interessant, zu beobachten, wie man in Füllen, in denen 
Reofatsfk'agen vorkommen, die das römische Recht durchaua 
nicht kennt (e. B. 1839 Vol. I. p. 367. über Recbtsveibält- 
nifii des Erfinders einej Maschine) sich hilft. Auch die Ent- 
sebeidnngen aus dem Ehereehte (1839. Vol. IL p. 34., n. 
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p. 401^ II. p. 334., vorzüglich 1840. p. 26., wo sioh ergibt, 
dais noch der Eid seplima maoo praktisch ist. Aach ober 
Weehaelrecht und über rfickwirkeode Kraft der GeeetKe kom- 
raeo merkwfirdige RechtssprQcbe vor). Seit dem Jahr 1840 
Ist die Zeitschrift ausgedehnter geworden, and jedes Heft ent- 
hfilt nan auch Recensionen neuer Jurist. Schriften. Auch die 
In Deutschland erschienenen, vorzüglich in lateinischer Spra- 
che, werden angezeigt. Der unermüdlich thätige Herausge- 
ber, von welchem nächstens ein Glossarium juris erscheinen 
wird, bezweckt durch Verbindungen, die er angeknüpft hat, 
MerlHMipt von den Fertsebritten der jnrktisohen Literatur, 
vorzüglich in Deutschland, aeine Leser in Kenntnifs zu setzen* 



(Forttetznng im nächsten Hefte.) 
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Druckfehler 

die in No. Vm. des zwölften Baedes der Krit ZeUeelinlt 
«ä verbeMern niid. 



Seite ?.84 Zeile 12 ist durch wegmlasien. 
9» ' », ,» 18 statt als lies: also. 
„ Itt M 1 etott hatten liea: halte. 
9, 9« 9» 12 etatt die lies da. 
99 99 99 23 iit bald wegzalassen. 
„ 9, 99 24 ist dae wegzalauen. 

99 140 9. n anstatt sowie die possessiori lies: als dem 
possessenr. ^ 
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Im Verlage Ton C. W. Lesfce In Darmttadt ist enchienent 

Die Fortschritte 

de« 

Pönitentiarsystems in Frankreich 

dargeatel It 

daroh Uebersetzung des motivirteo Batwarfs eines Gesetse« 
'der fhtnzösischeo Staatsregieron^ am 9. Mai 1840 und des 
daraaf an öi» Depotirtookammer erstatteten Commlssionsberiolita 

vom tO. Jani 1840; 

mit Vorwort ond Anmerkangen 

Ton 

Fr. Nöllner, 

Grorthenoglich HeMiachsm Criminalric.hter lu Gleiten, 
8. geh. f Tbir. oder 1 fl. 36 kr. 

Daa Geffingniftwesen , weichet tchoa teil Decennien die Anf- 
merkaamkeit afler Staataregierangen anf eich lenkte, hat durch die 
jlQtbildang^ des a. g. Pönitentiarsyttems Fortachritte gemacht, welche 
daaseibe seiaer YolleDdung nahe gebracht haben. Yorsaglich Ter- 
dienen die in dem oben angezeigten Werke enthaltenen Anaaprache, 
towie die darin beseichneten Marsregeln, fär Dentschland ala Ma- 
at er aufgestellt an werden. Der Herr Herausgeber hat dasselbe 
nicht bloB mit Anmerkungen versehen, welche die Ergebnisse der 
Literatur und neuesten Erfahrungen Torzdglich in Bexug anf Deutsch- 
land herTorheben , sondern auch in einem gröfseren Vorworte dat 
Principe Toa welchem jenes System tu betrachten ist, fettge- 
ttellt und die neuesten deutschen Strafgeeetagebnngen damit in* 
Vergleichaag gebracht 



Et ist ertchienen und in allen Bnehhandlnngen su haben: 

Das Pönitentiarsystem 

medioinisch, reehtlieh und philosophisch gepröft Ton Dr. L. 
A. Gosse (in Genf). Unter persönlicher Mitwirkang des 
Verfs« ttbersetzt and vermehrt von Dr. A. Marliny. gr. 8. 

1% Rtlbr. od. 2 fl. 49 kr. 

Amerika hat längst für seine Verbrecher Bessernngthäuser und 
Terwendet auf deren YerToUkommnung, sowie auf die teinet Straf- 
tystemt jährlich grofse Summen. Die Schweiz zählt bereitajTier 
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«olcher Anstalten. £nehiiid, Frankreich und Betgien «ind nach deren 
Vorbild mit einer Reform ihres Gefanj^nwesen« beschäftigt. — 
Deutschland allein noch specnlirt und philosophirt ^ während seine 
Verbrecher in Znchthänsern Tcrwildern und yerfcnmmern, die ihm 
als eine druckende Last einen Theii seiner ohnedies nicht reichen 
Ifälfsqnellen Tersehren. — Aber wer wollte deshalb den Oentschen 
ihren regen Sinn für Humanität absprechen ? — Nun denn, so wen- 
den wir uns an Alle , denen Fortschritte in der Humanität als die 
höchste Aufgabe gelten, besonders aber an Regierungen, Criminali- 
sten , Aerzte und alle Menschenfreunde , die durch Wort und That 
etwas zur Lindernne des physischen und moralischen Elends der 
Gefangenen und Entlassenen beizutragen Beruf, Kraft und Willen 
in sich fahlen, ihnen dos Werk eines Gelehrten von europäischem 
Rufe bietend, der seine zwar eigenthümlichen Ansichten aus der 
genauen Kenntnifs und sorgfältigsten Prüfung der Ppnitenzanstalt 
zu Genf schöpfte, von welcher der grofse Heidelberger Criminalist 
sagt: „Die Strafanstalt von Genf ist es, welche die höchste Auf- 
merksamkeit Tcrdient. Schon nach ihrer Anlage als Modification 
des amerikanischen Systems, den europäischen Ansichten angepafst, 
seit ihrer Begründung durch gemachte Erfahrungen mannichfach 
verbessert, mufs sie von allen europäischen Gesetzgebern stndirt 
und zum Master genommen werden.'^ Es verbindet dieses Werk 
mit der detaillirtesten Darstellung der Fönitenzsysteme im Allge- 
meinen eine in die Grundsätze and Einrichtungen aller bisher De- 
stehenden Besserungsanstalten, eine auf das innerste ursprüngliche 
Wesen des Menschen, anf seine Rechte und Pflichten als Staats- 
bürger ond auf den praktischen Nutzen dieser Anstalten begrün- 
dete Kritik, und kann so mit Redft, mit Mitterraaier (siehe Jahr- 
buch f. Crim.), als das umfassendste und geistreichste aller in und 
aufser Deutschland über diesen Gegenstand ezistirenden Werke be- 
trachtet werden. 



Bei J. J. Weber in Leipzig ist erschienen and in allen Buchlraad- 
ian<^en an haben: 

Tabellarische Uebersicht 

des 

. Ju£{tiz-Organismu8 

der sämmtlichen 

detttsehea BundesstaateD. 

In alphabetischer Ordnung mit erlfiaternden Anmerkangen. 

Zum CrebraHch für Ober- und Üntergerichte , Secretaire, Actaare 
und Saohverwalter bei denselben. 

Von 

J. F. Kratzsch. 

(278 Seiten in Folio.) Preis 3% Bthlr. 

Bei der vielfachen» inabesondere seit dem Zoll verbände sehr er- 
wyterten Yerbindang der deatschen Staaten, bietet dieses Werk 
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iwn. 8tft«tsb«ftmteM oAd Oescb&ftsBftaB* 
Richter und Adrokaten ein unentbehrliches Hälfpmittel 
dar, um in juridiachen, polizeilichen, finaniiellea and 
andern Verwaltunupsiaehen, z. B. in ReaaiBitionsfaUen, ancli 
in vielen PriTatangelegenheiten sich über die betreffenden Behörden 
der verschiedenen Staaten nnd den Instanzenzng' za belehren, Za- 
gleich ist dieses l^erk ein wichtiger Beitrag za der Tergleichen- 
d e n Statistiit , deren Stadfam leden Candidotea dea Astii * and 
Administrationsfaches nicht drini^nd genug empfohlen werden kann« 
In beider Hinsielit ist ilas Werk in seiner Anlage nicht blas neu^ 
sondern auch zweckmafsig entworfen, und in seiner Ausführung, 
als das erste dieser Art, sehr gelangen. Die Yerlagshandlnng 
glaubt es der Beamten weit nnd dem Statistiker empfehlen, und auf 
einen lichtvoll geordneten Atlas und Schauplatz der deutschen 
Rechtspflege aufmerksam machen zu dürfen. 

Der Verfasser stellt nach alphabetischer Folge in 88 Tabellen 
die verschiedenen Justizbehörden der 88 deutsclien Bundesstaaten 
dar. Die Rubriken sind der Justizverfassung jedes Staates ffemäfs 
bezeichnet und so geordnet, dafs man von den untern Behörden bis 
zu der Central-Justizstelle hinaufgeführt wird. Die Anmerkungen 
belehren reschichtlich- statistisch über Sachverhaltnisse, z. B. den 
Umfang des Gescbäftskreises jeder Stelle. Der Verfasser hat bei 
jedem Staate beglanbigte Quellen und die neuesten Gesetze zu 
Gmnde gelegt, aber auch tapographisch> statistische Werke, aad 
handschriftliche Mittheilnngen von Behörden und Beamten benutzt« 



Bei Joh. Ambr. Barth in Leipzig Ist erschienen: 

K. A. D. UNTERHOLZNER'8 

quelleninfirai|^e ZusammeHstelliinj^ 

der' 

Lehre des römischen Rechts 

von den 

S ch ü 1 d V e r h Ä 1 1 n is^tn 

mit Berttcksiehti|;iiiig der beatigen Anwendong. 

Nach des Verfassers Tode mit einer Vorrede heraasgegebea von 

Ph. E. HuMchke. 

t Bande, gr. 8. 99 Bogen. Rthlr. 7. 18 Gr. (22^ Ngr.) 

Theoretiker wie Praktiker werden dieses Handbuch des Obli- 
gationenrechtes, eine schone, reiche Frucht rastlosen Fleifses des 
verewigten Verfassers, als eine der ausgeieiohnetsten Erscheinan- 
gen, bestimmt eine fühlbare Lacke in der neueren juristischen Li- 
teratur zu füllen , erkennen , nnd es eines Platzes in ihren Bncher- 
sammlnngen um so würdiger erachten, als durch sehr billigen 
Preis die Anschaffung desselben thnnKchst erleichtere wurde. 
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Ii:en8tande behandelt, die in das Geeehäftsleb^n and ien barger- 
liehen Verkehr tief eingreifen und gleichwohl bisher den sehwie- 
**■"■ ' '" durch 

brige 

^ ^ « V. , le ea 

nach dem Urtheile bewährter Sachkenner dem Hrn. Verfaeaer ge^ 
langen iat '"'.•'' 




Bei J. C. B. M o h r in Heidelberg itt emchienen and Tenendct : 

Beleuchtung 

der 

Verhältnisse deutscher Apotheken 



Staate^ zur Gesetzgebung und smm Arzte. 

Gelegentlich des Entwarfs einer neuen Medieinalordnuog 

für das Groftherzogthom Baden , mtier Btfitwidning des Ans- 

sobasses des badf sehen Apothekervereins, im Auftrage der 

PlenarversamiBlnng des Vereins verflifst 



Bt. J. M. A. PROBST, 

Grofeh. Bad. General- Apotheken -Visitator, anfsevard« PiPolSiMaer 

der Pharmacie. an der Universität Heidelberg mid Ehrenmitglied 

der pharmaceut. Vereine In Oeatschland. 

gn 8. Preis geh. 12 Gr. oder 48 kr^ 



c ; 
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XII. 

Ueber das Verhältniss der Staatsgewalt zur 
geistlichen Macht in Toskana. 

VOD 

Herrn Dr. Capbi, 

Professor der Rechte in Pisa. 



Von jeher feemtifate sich ToikM», mit weteen Geeetzen das 
iiatfirliche Bestreben der geistlichen Sewslt zn istlgeln, die 
so gerne ihre Herrschaft, Binioss and Beiehthttmer anf Kosten 
der Staatsgewalt and der Laien m vermehren sacht. In den 
Zeiten der Bepahlik gab es Gesetze and Statuten, die dahin 
sielten, die Aastibang der Gerichtsbarkeit firemder Gewalten, 
nnd besonders der geistlichen Macht fiberaU zu hindern, wo sie in 
dem Staate keine speciellcBerechtigang von der obersten Gewalt 
. erlangt hat. Man wollte zugleich yerhindern, dafs die Tosknner 
▼er aaswärtige Tribanale gezogen würden, nnd der Bereiche- 
rang geistlicher Körperschaften entgc|;enwirken. Jedermann 
weifs, wie die Magistrate in jenen Zeiten, sogar manchmal 
der geistlichen Disciplinargewalt Widerstand leisteten. 

Kosnias I., obwohl ans Politik den Päpsten ergeben, gab 
sieh grofse Mühe, seine nene königliche Macht vor jedem 
Angriff sicher za bewahren; von diesem Systeme entfernten 
sich nach die andern Ffirsten seiner Dynastie nicht, ensge- 
nommen Kosmos III. ; aafserdem vermehrten sich die Verord- 
nangen, die denselben Zweck hatten > unter Franz I , und 
erhielten ihre Vollendung durch den unsterblichen Peter Leo- 
pold I. Deshalb kann man wohl diesen -fürstlichen Philoso- 

ifrä. ZeÜs€hr.f. Reehtsw. u. Geuitg. d. Autl, XIV. B. a. U, 12 
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iSfM V^r das Ferhälinifs der* SiaaUgewalt 

pben den Wiederhersteller der Gesetzgebung über die Ge- 
richtsbarkeit nennen, und als denjenigen Herrscher bezeichnen, 
der sie ausdehnte, ihr gröfsere Sicherheit gab und sie zd der 
Höbe erhob, die den Bedürfnissen seiner Zeit und den ihm 
vorschwebenden Reformen angemessen war. Mit Unrecht aber 
würde man ihn ihren pründer nennen; denn schon vor ihm 
sprach sich in Toskana immer ein gewisses Widerstreben 
gegen üie AnrnftPsungen von SouveränitSt der Geistliohkeit 
aus; und die Behirrde, genannt segrttaria du Regio diritlOj 
wurde schon von Kosmus I. 1540 eingerichtet; der erste Se« 
cret&r war Lelio Torello, ein bedeutender Rechtsgelehrter 
seiner Zeit. 

Das ganee System d«r Crerichtsbarkeit beschäftigte sich 
damit, das Weltliche von dem Kirchlichen wohl zu nnter- 
«ehei^eii und «a i-reanen, Bffi iieses ganz der ^istlioben 
Afaqbt »u überlassen und in Mioer volle« Mmbt. das könig^ 
liebe B«ebl in .Bezug auf jmmb «ifreoht zu balteti. 

In der «folg^end««., ebgteiefa ktin.en Ausführuiig wird naii 
JJMSser aehea, wie di«ae UotofBoheidang die Biditsebosr und 
Beg«l bei jeder Venardnung ist, und eise wohl bettiniile 
Gmizlini« festsetzt zwischen 4er AOBälMing^ der geiatliohen 
^nd weltlichen Macht, u«d was der Ursprung und der BM- 
zweck 4er Absichten der Regierung sey. 

Damit irgend ei« Akt, der von einer auswärtigen, wielt-^ 
lieben oder geistlicheo Al«cht ausgebt, Wirkung haben kaan, 
bedarf -er dtn : eoßequatur 9 u«d diese Bestimmung ist schon 
durch das Florentiner Statut von 1415 gegeben. Diesem Getelz 
unterlii^ea unter andern aueii die päpotlioben Breven und Bul- 
leflf die Bannschreibea, VerardAnagen und alle ged«|iokten öder 
geecbriebeoen priesterJic^ea Bestimmungen der Toakaniecfaen 
Bischöfe.) die von Kirnten Versammlungen getroffenen Binrioh- 
tunge«, die Capit^larbesehlüsse und alle Putente^ vo« diesem 
Gesetze aber sind alle Akte der geisttidien Macht aui^e- 



1) Oiccalar vom |$. August 177fi^ 8. October 1788^ 7. Febrmir 
1795. 
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zur geistlichen Macht in Toskana. tfS 

flehloMieii, die rein ureistlicbe Oefeastinde and aolohe des 
Gewissens betreffen. Alle ^tonerftlvioare , Cnpitalaren and 
Diener der Kirehe müssen doroh ein ffirstliehes Rescript be- 
stfitigt werden; denn sie alle Oben im Grofsberzogtham Ge- 
riebtsbiirkeit ao«. 

Da das Reebt sa strafen and Geldstrafen aafKoerlegen 
dem Staate zagefaört, so kann es der Geistlicbkeit niobt über- 
lassen werden; desbalb ist es aacb den BisohOfen and Klo- 
eterprioren untersagt *), and die Priratgef&ngnisse der BIscbOtls 
lind Klöster sind gfinaclich abgescbafft. Aaob die Besfrafang 
der Geidtlioben gebort der weltliiAten Macbt in Verbtndang 
mit den Biscböfen za, aafser bei den gewObolicben Vergeben, 
die nar za ibrer Kenntnifs gelangen , and nur bei Dienstver- 
geben kGnneii die Biscbdfe allein Geistliebe vemrtbeilen and 
üinen die Auffübong von Bfiftongen auflegen, oder sie anf 
torze Zeit in ein Kloster verweisen. 

Aber aacb in den Grftnzen dieser Macbt ist es ibnen 
Hiebt erlaubt ') Strafen aafzaerlegen unter dem Vorwandb der 
fJeberzeagung nacb ibrem Gewissen, sondern sie müssen die 
Angeschuldigten einer förmlichen Untersucbang unterwerfen, 
^•mit diese des natürlichen Vertbeidigungsrecbtes sich bedie^ 
«en k)lkinen. Da die Geistlichen auch Unterthanen sind^ and 
als solche sowohl gewisse Pflichten als Rechte haben, so 
aussen sie auch immer auf volle Gerechtigkeit zählen können; 
deshalb steht es ihnen fjrei gegen die Mafsregeln der Bischöfe 
•n den Fürsten Reeurs zu ergreifen , wenn sie sieh von jenen 
verletzt glauben. 

Nicht weniger ist es verboten den einen Toskaner betreffen- 
den , ProzefB vor ein auswärtiges Gericht zu bringen ; dieses 
Verbot steht schon in den Florentiner Statuten ldfl6 Buch t, 
Rubrik 30. Alle privilegirte Gericbtsst&nde wurden abge- 
schafft *) , besonders die der Geistlioben, gleichfalls alle Im- 



S) Motuproprio vom SO. Janner 1798 , Kabinetsordre vom 97. 

Februar 1835. 
8) Kabinetsordre vom 17. Oetober 1788. 
4) Motuproprio vom 80. Oetober 1784. 
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munitfiten, sowohl der GeisÜfohen selbst, sls der geweihten 
Orte; denn diese gewähren den Verbrechern nnd Sohnldnern 
nun keine Freistatte mehr. 

Die Wfirde eines päpstlichen Nantias ist aufgehoben ') 
und derselbe in einen einfachen Geschäftsträger des Rdmiseben 
Hofes verwandelt worden ; anf diese Art haben wir dieses geist- 
liche Gericht des Nnncias nicht mehr, das sonst in vielen Sachen 
Geriebtsbarkeit aasübte. Man kann sich nun nicht mehr an 
den heiligen Vater wenden, um Gnade, Dispensationen etc. 
zu erflehen *), ohne zuvor die fürstliche Erlaubnifs erhalten 
au haben. Frei ist dagegen der Recurs an den heiligen Stahl 
in allen Gewissensfragen, für gewisse Dispensationen und in 
allen rein geistlichen Sachen, Die Balle in coena Dominik), 
welcher von den Mediceern widersproehen wurde, ist jetzt 
in Toskana nicht mehr angenommen^ es ist ferner verboten, 
sie in den Sacristeien angeheftet zu haben , und sie zum Ge- 
genstände des Unterrichtes zu machen. 

Den Bischöfen wurde die Gerichtsbarkeit, die sie in Pro- 
iMfsaen hatten, genommen *) und den weltlichen Gerichten 
gegeben, die allein vom Fürsten dieses Recht haben; aber 
auch hier diente die obige Unterscheidung des Weltlichen 
und Geistlichen als Regel , um zu bestimmen , 'was der Ge- 
richtsbarkeit der Bischöfe überlassen werden mafs. 

Bei den Pfründen unterscheidet man das geistliche von 
dem weltlichen Verhfiltnifs. Zu dem erstem gehört die erste 
kanonische Einrichtung, die Uebertragung der Pflichten und 
Rechte, welche von dem heiligen Beruf, wozu der Beliehene 
sich verpflichtet, abhängen u. dgl. m.; deshalb bleibt alles 
dieses in der aussehliersliohen Kenntnifs der Bischöfe, wie 
die Sachen der Simonie; denn diese ist nur nach den kano- 



5) Motuproprio vom SO. September 1788. 

6) Rundschreiben vom 11^. Augast 1777^ vom 10. Jänner 1781. 

7) Rnndschreiben vom 11. März 1770 und 4. April 1789.^ 

8) Motuproprio vom 30. October 1784^ Motuproprio vom 1. Fe- 
bruar 1708 , Rescript vom 15. Mai 1821. 
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nisehen Oesetzen eiae fitrafbare Handlang und wird aaob mit 
ireifiUiohen Strafen bestraft. Wie non diese Fille der Geist- 
liefakeit überlassen sind, so geboren die folgenden zur welt- 
lichen Gewalt, n&mlicb: die sich auf die AnsObang des Pa- 
tronatrechtes bezieben, die Gäter der Kiroheapfrönden und 
diejenigen , welche irgend einen andern weltlichen Gegenstand 
betreffen. Sachen, die sich auf beide Theile beziehen, sind 
ebenfalls- weltlichen Gerichten angehdrig. 

Dasselbe gilt in Ehesachen; denn auch darin gibt es 
einen rein geistlichen Theil, wie z. B. das Sacrament, es 
gibt aber auch einen rein weltlichen Theil, wie die Ver- 
Icbnng, und die Wirkungen der Bhe selbst: so gehören rein 
nur zur Competenz der Bischöfe dicf Sachen, welche die Bberer- 
löbnisse de presenti betreffen, ferner die trennenden Bhehinder- 
nisse und &hnliche; auf der andern Seite gehören den welt- 
lichen Gerichten an: die Ehererlöbnisse de füturo, die sich 
in einfache Verbindlichkeiten auflösen, die Unterhaltung der 
getrennten Ehegatten, und alle Gegenstände dieser Art. 

Bndlich entscheiden die Bisehöfe noch In Sachen Ober 
Gültigkeit der abgelegten Gelübde, über Einrichtung des Got- 
tesdienstes und jeden rein geistlichen Gegenstand. 

Die Ausübung der genannten bischöflichen Gerichtsbarkeit 
ist nach dem Systeme der drei Instanzen geregelt, indem man 
▼on dem Urtheile der Bischöfe an die Erzbischöfe Berufung 
ergreift und, im Fall das erste Urtheil abgeändert wird , die 
dache vor einen andern Erzbiscbof des Grofsherzogthums 
bringt. 

Jene oft angeführte Unterscheidung dient ferner als eine 
Hauptstütze der königlichen Gerichtsbarkeit; denn indem man 
Ton dem Grundsatze ausgebt, dafs bei Kirchenpfrfinden alles 
Geistliche den Bischöfen überlassen ist, das Weltliche aber 
ganz vom Fürsten abhängt , so hat dieser bei Eröffnung von 
Pfründen oder bischöflichen Einkünften das Recht, sie durch 
seine Beamten oder besondere Verwalter verwalten zu lassen, 
indem er zuläfst , dafs die Geistliqfaen für die geistliche Ver- 
waltung sorgen, wenn es sich um Pfarreien oder Kaplanstellen 
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himd^, ^As helfet zu iMBtlmmen, wer stott dior ffehleftden^ 
Pfurer den öffentiiclien GotteBdienst versehen «oll. Ferner 
hftt derselhe -Körst das Reoht über eröffnete SIeUen za ver- 
fögeo, and ober die Vortheile dieser VervnUongen, vm für 
die Bedürfnisse der firommen Stiftungen za sorgen* Ans 
demselben C^rande gebührt es ihm eröffneten Pftründeo Ab«- 
gnben aaf^alegen, nnchdara er das Dekret des Biscbofb für 
volkiehbar erklärt hat. 

. Br dispeosirt aooh. Personen in Besag auf die Veiieibang 
von Pfründen von Bedingungen oder Erfordernissen, die die 
CiTünder auferlegten; denn es handelt sich darum, von den 
Verfügui^^en der Privntpersonen zu befreien, was nur der 
Hejrrseher kann. 

Um weiter von den Pljründen selber zu sprechen, so ibt 
jede Auflage vwboten*), wenn man sie 99« Gunsten eines 
Auswärtigen imflegen wollte , und da die Einkünfte in dem 
Staate bleiben müssen >^), so kann die Pfründe auf keinen 
im Auslande Lebenden übertragen werden, und wena einTos»- 
fcaner auswanderte, so würde er der Pfründe, die ihm ver- 
lieben ist, beraubt werden» Uebrigens sind bei Vebertragung 
von Toskanischea Pfründen alle sogenannten Kanzrleiregeln 
und p&pstUehe Vorbehalte abgeschafft. 

Da in Toskana die Extravagante, „ambitiöse'^ nicht an« 
gen<Mnmen ist ^O» "o werden die geistlichen Güter als ver- 
üttTserlich betrachtet. Dennoch, aber hallt man sich an den 
kanonisehen Grundsatz^ dafs die Verfiufserung keines Theils der 
Güter selbst zulfissig ist, wenn sie nicht augenscheinlich M 
Nutasen der frommen Stiftung gereicht. 

Der Fürst ermächtigt an solchen Ver&n&eFungen vermöga 
seiner ihm als ftirst^ohes Vorrecht zustehenden Obervormnad^' 
■ehalt über die frommen Stiftungen , jedoch mit^ Beohachlung 
dßr Förmlichkeiten, die bei Verftnfserung dw Guter eines 



9) Rmidschreiben vom &. April 1776. 

10) Verordnung vom 90. Septemb. 1788> vom 29, Noyenb. 1788. 

11) Notmcation vom 88. Ang. 1784. 
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Minderjikrieen oder Afthidel« in Krnft sind , ottd* anfterd^m 
nach Vernebmang des GaUobtens des Seoretär» der kölrif- 
licbefl Becbte, und wenn es sieh am Hüter, die zmn Vater- 
hait des Sisehefs j|^h9ren, handelt, wird aiieh tfer ShiaUi- 
I^ooorfttor vemominen. Deshalb ist aber Niemand rerlNKeii, 
die pfitwtliobe Genehmii^ang einzoftoten ; nur darf dieselbe niebl 
in dem VtrauHserang^saltte erw&hni werden. 

Nieht nur asiir ZeH des Grofsherzejjrs pteter Leopold' fOiilte 
man den grofeen Nachtheit, den die »H^ng^oAe Bereicberimg' 
der Geistlichkeit verursachte, sondern viel früher sehen er-* 
kannte man dec» soh«iJ Heben Ernllaf^, and rerschtedene ^iMiv 
und Laodsohnften Toskanas setzten h» Hire besonitern Qfatttten 
Artikel, um VermächtnleBe nndf Verttnftieriiftgen voir ti^^endeii 
Gründen an ^«ietKcbe Korporatione» so Terbieten oder zu Ter- 
ringern; ein eigentliobes Geset» nber, das die jurisllsclke» 
Personen als unfähig £u solchen Krwerbfittgeif erklärtet., erlielb 
Kaiser Frans I. »m ersten Febroar f 751 , nird die politlscbei» 
Zwecke dieses Gesetzes waren 1> dl^ fernere Vermehrung 
der Güter in todter Hand an verhindeni, V) die fiegende» 
Gründe und Gelder unter des Lnlen za erhuiteii , nnd- 8) die 
regelmüfsige £rbfoIge Kit befördern. 

Aber dieses Geselle hatte Fehler und' besondere in derRttcIl- 
siehl, da{b es aneh weitlicbe morftlische Korporationen und fromme 
Anstelten, ^ dem Staate nützlich waren, zum Erwerbe nnfabi^ 
maehte, and dafei bei der sehr angenaaen Bezelchnoeg von 
tndier Hand nmn leicht dtarch falsche Auslegnttg^ Aasnahmefi 
üodea konnte. Wegen des ersteren Fehlers molbte man, da 
e« fromme AiMtalten gab, die dem Staate sehr nützlich waren, 
vielen dersetben die ginzliohe Amsnnftme von diesem Gesetze 
gestatten; man vertel noa ia denseibea Fehler, d^n maa ver- 
meiden welke. Ferner fanden wegen des zweiten Fehlers d)e 
Toskanische» 9ribaaale, die dea Sweck and die WiiDhtlglcelt 
dieser fürstlichea Verfügang aiehfr einsahen, einen beqoemen 
and leiebten Weg, sie za amgehea, so dafs es keine Schwie- 
rigkeit hatte, den G^andsatz aafzastelien, dali das Gesetz votr 
IWt aieht erklftre, dafo die Korporationea, die sich la irgend 
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einem firommen Zweck begttnetigen lassen wollten, zum Er- 
werbe unfähig seyen. 

Es mnfste daher Leopold I. jene Verordnungen erneoern, 
and sswar in dem Gesetz vom 9. Marz 1769, wodurch er, die 
angegebenen Fehler des vorhergehenden verbessernd, auf eine 
deutlichere und wirksamere Art die Umgehung jener Grund- 
sätze verbot und Ausnahmen machte, und zwar zu Gunsten, 
der Anstalten der öffentlichen Frömmigkeit, ffir Aussteuerung,. 
Almosen, Schulen und Erziehungsh&nser, geistliche und welt- 
liche Kirchengeh&ude, indem er sie (unter Vorbehalt der 
fürstlichen Genehmigung) des Erwerbes far den zwanzigsten 
Tbeil einer Erbschaft fähig machte, eben so wenn nicht die 
Summe von 600 Skudi fiberstiegen würde, so oft Verwandte 
des Erblassers bis zum dritten Grade mitgerechnet da wären, 
und ohne Gränzen , wenn keine Verwadten da wären. 

Dieser Fürst mufste ferner erklären, dafs die Ableguog. 
von Gelübden dem bürgerlichen Tod gleich stehe und dafs 
Mönche vor Ablegung derselben anderweitig über ihr Vermö- 
gen verfügen , und dafs sie wie beim natürlichen Tod dasselbe 
ihren gesetzmäfsigen Erben überlassen müfsten, dafs sie aber 
durch ihr Gelübde auf immer zur Erbschaft unfähig würden, um 
zu verhindern, dafs die Mönche nicht als Mittel dienten, die 
Laien an die todte Hand zu bringen, was ohne dieses vermöge 
der Verschmelzung der Einzelnen mit der Religion durch die 
Klostergelübde erfolgt seyn würde. Er regelte die Erbzinsen 
der todten Hand zum Vortheil der weltlichen Zipspflichtigen, 
indem er Erbzinsgüter gleichsam zu freiem Eigenthnm machte, 
und so dem öffentlichen Verkehr einen grofsen Theil des 
Toskanischen Bodens wiedergab, und den Laien Verluste er- 
setzte, die sie in weniger glücklichen Zeiten erlitten, in 
welchen viele Grundstücke, die nur unter dem Schutz der 
damals mächtigen geistlichen Korporationen standen, später 
mit dem Vermögen derselben vermischt wurden. 

Unter den Verbesserungen 'von Kosmus L ist eine von 
grober Bedeutung für die königliche Gerichtsbarkeit, iiämlich 
dafs er in moralischer und ökonomischer Beziehung die Klöster 
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TOD d«r Regierung ftbhftnglg maebto, doroh Brnennaog kfl* 
aiglieber Beamten, Operai genannt, am dort eingeriaoene Mifli- 
br&aohe alisastellen* Seine Nachfolger gaben diesen Anord- 
nungen grGfsere Aosdebnnngen, bis endlich Peter Leopold L 
ein vollsUlndiges System >*) der Gesetegebong für alle geist« 
liehen Orden machte, indem er sie von der Abh&ngigkeit von 
aoswfirtigen Oberen befreite, and sie von Toskaniscben Or» 
densTorstehern nnd Bisoböfen abhängig machte, sie verpflieb- 
tete, jährlich von der Verwaltnng ihrer Gfiter dem Seoretir 
des königlichen Rechtes Rechnung abaolegen, indem er fer- 
ner snr Einkleidung und Ablegung der Gelübde ein vorge- 
rfioktes Alter bestimmte, und jede Binkleidung ohne vqrberiga 
kanonische Brw&gnng verbot 

Es wurde den Geistlichen verboten **), das Amt eine« 
TestamentvoUstreekers, Vormundes oder Curators ohne vor- 
herige Ermichtigung au übernehmen, aufser für Verwandte 
bis Kum vierten Grade, und der Grund dieses Verbotes war, 
dafs man sab, die Geistlichen würden nach Verwaltung diesen 
Amtes, dassu aufgefordert, sich weigern von irgend einer 
Summe Rechnung abaulegen, angebend, sie h&tten sie nach 
dem Willen des Erblassers verwendet, und weil man erkannte, 
es würde dies ein bequemes Mittel zur Umgehung der Amor^ 
tisationsgesetse werden, und vielleicht auch noch um sich 
ungesetzlichen Erwerb zu verschaffen; deshslb wurde eine 
Verordnung erlassen, man würde Im Nothfaile die nöthige 
BrmiMshtigung geben, aber nur dach vorher erlangter Gewifs- 
helt, es sey keine Gefahr vorbanden, dals das Gesetz selbst 
umgangen würde, mit der Bemerkung, dafs doch jedesmal 
von der ganzen Verwaltung der Güter Rechnung abgelegt 
werden, müsse. 

Noch bemerke ich, dafti wegen des Pfarrzebents Ver- 
ordnungen ergingen , um ihn zu seiner ursprünglichen Be- 



19) Rundschreiben vom 96. Sept. 1788^ vom 4. 1775, vom 2. Od. 

1786^ vem 4. April 1784. 
18) Gesetz vom 9. Mirz 1769, vom 9. Ootober 1768. 
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slimmirai^ zarockziiföhreii ; denn er erschien als an^ereofat^' 
wenn er i^ieichsam als Anerkeonyng der Untenrerfang^ vuA 
Abhängigkeit geleistet wurde (wie es bei den Juden war, 
die ein System der Theofcratie hatten). In Erwägung, dafs 
er nur als einfache Barrelchung von Lebensmitteln^ »um Nutzen 
der Geiatiiehkeit, im Zustande der Armnth tsu rechtfertigen 
ist, wttrde festgesetzt, dafs er nur dann geleistet werden 
müsse, wenn sieh die Armutb der Kirche wirklteh heraus- 
stellte, und dafs er rkinn nicht geleistet werden mösse, wenn 
das reine Einkommen der Kirche in 80 Skudi oder 470 Francs 
bestände, eine Summe^ die nachher noch vergröfsert wurde, 
«ttd den Bischöfen wurde es sngetheilt, »n entscheiden, wann 
er zu liefern sey und wann nicht. i 

Aus dem bisherigeii ergibt sich das Verhältaifs, wel- 
ches, i» Toskana zwischen der Staatsgexralt und der geist- 
'Hohen Macht besteht, und eifersltehtig von der ersteren b<s» 
wnoht wird. Die Regierung mufste erkennen, dafs das uo« 
veäkommene Eigenthum, wie es bei den in ToskSfln s<» 
hiaigen Rrbzinsgütern vorkommt, nur dann Nutzen gewl^f, 
wenn dadurch die Bebauung der Ländereien, die den todten- 
Htodeo gehören, in die Hände der Laien gelangt. Die ge-' 
genwärtige R^egierung wirkt dabin in doppelter Richtung. 

1) Um die Zahl der Erbzms- und Erbpaeht-Gater, welche 
den weltüehen todten Bänden gehören, zu vermindern^ wurde 
den Besitzern dieser Güter gestattet ^% die völlige Befrehiag 
von« der Last um einen germgern Preis , als sie ihn zuvor 
bezahlen mufsten, zu bewirken, so oft es sieh um Erbpacht^ 
guter handelt, deren Erbzlns nicht M Francs oder 90 
Toskanische Lire übersteigt. Die Befreiung wird dadurch 
bewirkt, di|fs man den Erbzins zum Kapital mit 4^/2 Proe» 
erhebt. 

' 9) Um die Gitter, die geistlichen todten Bänden geboren, 
in den Kreis des Gewerbflelfses der weltlichen zu bringen^ 
wurde verkündet, dafs die Korporationen ihre Ländereien in 



14) Gesetz vom 9t. OoCober 1837, Artik. 4, w» 18. April 1039. 
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lilrbpai^ gebeo moMeii ; und au dieMon S&weoke sind toloti^ 
•m die Hiodermme sa beseUigen, mit dem päpailiobe» Stokt 
Uuterlwiidlaiigea Mihfogig. 



XIII. 

MittbeiLufig iiber DAnfiemarks CrimiiM^ 
Statistik 

aus des 

Herrn Prof. C. N, David 
BeUrag zu Därmetnarks Vrinänais6afistik in Faedreicu^i^f. 

(Jahrgang 1. Neue Folge. 1838, ]^. 11. lai. 14..) 

HOB 

Herrn Dr. Brackenhoeft, 

Privatdocenten in Ifeldelbcrg. 



Der vorbesMfrebnete Beitrags, genm^A auf dto (amtlfcben) 
CrtniMHabeüen, beirtffe die neaa Jaftre von 18f8 büe ±Sm 
^wMkMkhj aad bescbrüakt sieb, weni^teoe in Ansebony 
dev Zabl der Verbreohen flberbaapl (denn es fliidet «lob eine 
AndeiitiMig/iiaft ni(cbt bei allen Terbfthnissen die Tabellen naob 
denaertem gesoaderte Angaben entbalten), anf d^s eigene** 
liebe IMimeaiark ( alao mit AQssoblafs anob des Berzegthnma 
^Mfmiffj ao wre der Farder Inseln (?) and Island), ange- 
Benoett z» eivier Velkasahl von ongefSbr l,90000a «eelem 
Die* Verfleiobeiig» der in jenen Jabren mit bOberen Stra* 
fen nnd Bofee» belegten Gesetsesdbertretnngen ergibt für das 
Jabr lAW, iM Verbftltnifti sam Jabre 19fS, die bedeutende 
Vermehrung von 30 Proc. Allern dieser Zuwachs ist keiti 
regelmftfsig von Jahr zu Jabr fortschreitender, sondern spä- 
tere Jahre ergeben oft wieder eine geringere Zahl als flrfibere; 
es ist nicht dasselbe Verhiltnisa, wie in England , wo sieh 
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die SKahl In den gedachten Jabren von Jahr so Jabr vermehrt, 
und das Jahr 1836 im Verbältair« zum Jahre 1898 einen 
Zuwachs von 97 Proc. aufzuweisen hat — 8o findet sieb 
in Dftnneraark noch im Jahre 1834 im Verhaltnifs zum Jahre 
1898 nur eine Vermehrni^ von 7^/% Proc, w&hrend sie im 
Jahre 1839 schon 907» Proc. betragen hat. Gibt dieser Um- 
stand nun allerdings der Hoffnung des Verf. Raum, dafs die 
Vormehmng nur in zufälligen Umstanden, und nicht in dem 
Volksleben und den damit zunfiohst zusammenhängenden Ver- 
hältnissen ihren Grund habe; so ist doch nicht zu übersehen, 
dafs sich im Ganzen dennoch immer eine Zunahme in den 
späteren Jahren zeigt. Dem wahren Verhältnisse kommt man 
wohl am nächsten, wenn man Durchschnittszahlen für je drei 
Jahre aufstellt, und das Resultat der ersten drei Jahre zur 
Grundlage nimmt Dann ergeben diese jährlich die Summe 
von 1987 Vs 9 die drei folgenden eine Vermehrung von 90V» 
und die letzteren drei (im Verhältnisse zu den drei ersten} 
von 16% Proc. Dabei ist dann aber ferner zu berücksichti- 
gen, dafs das Jahr 1831 sich durch eine auffallend grofse, 
in demselben Maafse nicht wiederkehrende Vermehrung , das 
Jahr 1834 sich durch eine gleichartige Verminderung ans- 
seichnet; und wirft man diese beiden Jahre aus den beiden 
letzten Jabresreihen heraus, so ergibt sich für die zweite eine 
Vermehrung von 16<^, und für die dritte von 90*/» Proo. 
Dieser Zuwachs seheint demnach als ein seit 1830 regeimäfs% 
fortschreitender betrachtet werden zu müssen». Die folgende 
Uebersicbt, der zugleich die Zahl der, sowohl von Civil- ah» 
Militär -Gerichten, bestraften Diebstähle, welche unter der 
ganzen Summe der Gesetzesübertretungen enthalten sind, so 
wie die (wie es scheint, ebenfalls darunter begriffene) Zahl 
der wegen Bettelei und müssigen Umhertreibens oder Vaga- 
bondirens (Lösgaengeri) vorgekommenen Fälle nachweist, er- 
gibt die Data für jene Resultate. 
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Gesetfles- Dieb- Fftlle des Betteliis and 

übertretuDgen. stähle, massigen Cmhertreibeas. 

1828 1958 834 87f 

—99 1931 837 860 

-^0 2073 889 286 

--31 2573 1149 416 

~-32 2367 987 436 

—33 2264 836 398 

->34 2105 744 380 

—35 2318 815 480 

—36' 2445 1040 377 

Von den Gesetzesfibertretonii^en kommen anf die BevAl« 
fcernng der Banptstadt, »leo naf ge^en 10 Proc. der gansseii 
Bevdlkerang, jährlich resp. 27, 91 , 31, 28 , 23, 31, 30 und 
32 Proo. 

Die plötsiiche Zunahme der Verbrechen im Jahre 1831 
eraobeint dem Verf. nicht, wie die CoUegialzeitnng v. 1833 
No. 25. angenommen, in den Veranstaltungen begründet, welehe 
damale daa Andringen der Cholera hervorgernfen hat, indem 
nicht die Zahl der Uebertretongeo der desfallBigen Voraohrif- 
teo, somlern Fielmehr die der bestraften Diebstähle so grofa 
ist, dafs sie einen merkliehen Binflofs auf jenen Zuwachs 
gehabt hat. Vielmehr neigt er sich dahin, eingetretene Br- 
werbslosigkeit als den Grund dafdr autunebmen, und weist 
darauf hin, dafs auf die gröfsere Zahl von Uebertretnngen, 
welche die Criminaltabellen der späteren Jahre nachweisen, 
auch eine strengere Polizeiaufsicht, namentlich in Ansehung 
der Beatrafungen wegen Bettelei und Umhertreibens , und dne 
Veränderung in Ansehung des Begriffes desjenigen,. was als 
Gesetzübertratung su betrachten, nicht ohne Binfiuls geblieben 
: aeyn möge. — Namentlich f&hrt die Vergleichung mit Schwe- 
den dahin , dals , obgleih dort die Armutb grOfter und die 
Liebe zum Trünke häufiger ist, aia in Dännemark, dennoch 
die Zahl der Verbrechen gegen daa Bigenthum verhältnifs- 
mäfsig nicht grdfser ist, als hier. Ja die Zahl der Diei>e- 
reien eracheint vielmehr ala gqpnger. Denn in Schweden sind 
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von 1880 biB i837 |ihi%ie1i in DorclivotiiiHte M74 ,;8(ölder'^ 
QDd „€tafti(6iieH^ bestmft worden, ftfoo t%mh\ mehr, als in 
Dinnemark Diebirtfible, wfihrend die Volksmenge in Schweden 
ZQ der in Dannemark sich ebenfalls wie 9Va : 1 verhfilt, aber 
onfer „Snatterier^ mehrere Vergeben begriffen sind, welche 
in Dfinnemark zn den Betrögereien gezSblt werden. — Aach 
in Frankreich, wo die Zahl der Diebstähle seit ±996 — 1836 
•ich um Vs vermehrt hat, ergibt doch das Jahr 1837, wo 
17,618 Personen wegen Diebstahl bestraft worden, eine ver« 
hältnifsrnfirsig geringere Anzahl als in Dfinnemark. — Einer 
grftndliohen Untersuchnng hält der Verf. e^ werfh, weshalb 
ift Bioaemark Verbrechen so zahlreich sind, obgleich ein so 
geringer Theil der BevOlkerowg in Stfidten lebt, Ackerbau das 
Hamptgewerbe ist, es keine eigentliche «Fkibrikstadt gUt, man 
für Volksaufklfimng thfitig ist, und es deutet ihm auf einen 
sßnindftohler in der ganzen Aasbitdmg der <;tiet&nde tiin, daf« 
Verbrechen nnd naraentthA EigenthWBBverletziiiigen niöh «o 
veimehren, ohne dalb eich ebenflulls eiiiHe Tasche Bntwickelnng 
<der bessern Krftfte zeigt, nnd ohne daib rasche Bntwickelnng 
-die LMenncfanften liewegt «nd die Bedürfnisse vermehrt. 

Die «chwereren Verbrechen gegen die Person «i«d daWin- 
gegen, nielit blos im Vergleich mit «üdlifchen, eondern anoh 
mit nOrdlii^hen li&ndern, in Dannemark verh&ltnifsmfifmg selte- 
ner. Denn m jenen 9 Jahren w»rde dnrobschnittlich in Jaifare 
noch nidit die refle Knhi von 6 vorsfitzlichen T$d(«ng«n he^ 
ntmft, in Schweden dahingegen in den Jahren 1880 his 34 
Ifthrlfcfa 5t Mordthaten und Todfechlfige. Und dies VerMH- 
iiifo «telU sich günstig für Dannemark, wenn man auch 16 in 
jenen Jahren bestrafte culpose Tödtongen hinzufügt, zu ge« 
schweigen dafs in iSchwoden die Verbrechen gegen die P«rson 
noch jährlich durch 7^5 Vergiftnngen (fOrgöring med fdrgift) 
vermehrt werden. ~ Fülle verheimlichter Niederkunft (Barne- 
füdsd i D&lgsmaal) finden sich in Dfinnemnrk jährlich 6, in 
IScfaweden MVs) ^^^ ^ P^^^* ^^^ ergibt. Wenn dahin- 
gegen in Dfinnemark sich jfibilich nngefihr 38 Bestraftangen 
wegen thfitlichen AngriiBs (^verftild) md Mifshnsdlang^n 
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ttfden , and in 4en .sohwedisoben Tabellen unter Verlefsduii^ 
der öffentlichen Sksherbeit (Edaörebrott) nur 56, nlan verb&U- 
nifmäUig weniger; so ist dabei zu erinnern, dafs in Schwe- 
den ni4)ht alle thatliohen "Angriffe and Mifsbandlange« «Bter 
diese Categorie fallen^ sondern manche GewalUhaten, welche 
in Dännemark znm (hatlichen Angriff gee&hlt, in Schweden 
als Aaofereien (Siagsmaal) behandelt werden, mid sieh liier 
noch wegen letzterer viele Bestrafungen f&hrlieh finden, tu B. 
^m Jahre 1827 die S&ahl van 8911. — Ferner enthalten die 
schwedischen Tabellen sehr bivfig Verbrechen gegen 'Eltern 
und Schwiegereltern , so von 1880 bis 18di j&hrlioh 141 '^, 
im J« 1887 — 190, welcfae in Dännemark hdebst selten sind. 
— Brandstiftungen sind dahingegen in Dftnnemark hAa^ger, wo 
sich dttrebsohnittlich im Jahre 8 Vs VeVurtheiJnagen wegen derad^ 
bea finden, während sieh für Schweden nur die Zahl von 6 ^giht. 

Ueber börgerllohe Stellung und sonatige Lebenaverhftlt^ 
tiisse der Verbrecher gehen die dänischen Tabelten keine 
Auskunft f anob Gesohlecht und Alter findet sieh nur in An<- 
sehung derjenigen angegeben, welche bei den Civilgericht#a 
und bei dem Polizeigericbte in Kopenhagen (bei tetoter-m An- 
den sich aber Aufzeichnungen in Tabellen erst aeit 1889) 
wegen Diebstebl, Diebsheblerei^ Unterschlagung von Fundgut 
(mislig Umgang med Hittegods) und Betrügerei verartheilt-aind. 

Hiernach ergibt sich, date die Zahl der mAnnliohea und 
weiblicben Verbrecher (von denen erstere vorangestellt slod) 
betrag: 1898: 770 u. 895; 1899: 81tf u. 999; 1880; 898 u. 
814; 1881s 1014 u. 886; 1889: 1056 u. 466; 1888: 984 u. 
480; 1884: 910 u. 866; 1886: 996 u. 881; 1886: 1140 u. 
611. ^ Als Mittelzahl ergeben sich j&brlich 1396 bestrafte 
Vergehen dieser Art, und davon 939 Vs von Personen m&nn- 
lieben und 886 Vs von Personen weiblichen Gesdileohte be- 
gangen. Unter 100 Vernrtheilten befinden sich also dnroh- 
acbnittlioh 70 M&nner und 80 Weiber. — Die Zahl der weib- 
lichen Verbrecher ist demnach in Dännemark verbaltnifsmfi(sig 
weit gröXser, ala in andern Staaten, nicht allein als ia Frank- 
reich (81 : 19) und England (89 : 18 oder 84 : 16), sondern 

Digitized by VjOOQIC 



186 Mittheilung über Dännemarks CriminahtatistiL 

auch als in Sobweden, wo sioh das Verbältnifs wie 86 : 14, 
mid wenn man die Poiizeiübertretiingen niohtmit in Ansohla^ 
bringt, wie 73 : t7 stellt. — Aooh wenn man die unter den 
1996 Verbreeben in Dfinnemark mitbegriffenen noch niebt volle 
7 Proc. betragenden Fälle des ongesetzliehen Verkebrs (alovlig 
Bändel), wovon eine aberwiegende Zabl aaf Fraaenzimmer 
kommt; anrser Betraobt läftt, so wird doch das Verbältnifs 
wenig verändert Diese Fälle ergeben in den genannten 9 
Jabren 559 (davon in Kopenhagen allein 616), wovon 80t 
«nf Männer and 967 anf Weiber kommen; abgesehen von 
ihnen sind demnach unter 100 Verbrechen 98,3 von Fraaen- 
ftlmmern begangen. Von detf Tödtungen In jenen Jahren 
kommen 31 , von den Brandstlftangen 19 auf Frauenzimmer, 
und dahingegen nur resp. 99 und 19 auf Männer. Von 100 
ersten Diebstählen kommen 96,3 (In Schweden 1837 nur 19), 
von 100 zweiten und dritten Diebstählen 96,8 (In Schweden 
nur 17^7, und von 100 M^usereien — Snatterier — 93,1 ) 
auf das weibliohe Geschlecht. — Dies scheint allerdings 
auf eine grdfsere moralische Verdorbenheit des weiblichen Ge- 
schlechts hinzudeuten, als sich in manchen anderen Staaten findet 

Das Verbältnifs der Altersclassen ist nachfolgendes: 
Im Zwischen Zwischen Zwischen Zwischen Ueber Von unbe- 
Jahre 10a.l5 J. 15a.90J. 90u.40J. 40a.60J. 60 J.kannt Alter. 



18fl8 


48 


90 


561 


817 




76 


— «» 


80 


119 


666 


963 


48 


101 


—80 


49 


100 


689 


300 


48 


66 


—81 


66 


188 


796 


893 


66 


99 


—8t 


105 


164 


749 


349 


36 


116 


—88 


71 


. 160 


68i 


984 


86 


131 


—84 


76 


176 


688 


944 


86 


187 


—85 


91 


178 


736 


967 


60 


71 


—86 


117 


906 


8t8 


319 


61 


138 



In Ansehung der bei dem Poliseigericbte in Kopenhagen 
bestraften Uebertretungen fehlen indefs fflr die vier ersten 
Jahre die Angaben, und In Ansehung der letzten fttnf Jahre 
läfst sieb nicht benrtheilen, inwiefern sie wirlrii<^b ?«» «v»>* 
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Haaptttadt begangen sind. — Die Resultate der letzten fttnf 
Jahre ergeben indefs überhanpt anter 100 Vernrtheilten: 6,4 
zwiseben 10 und 16; 11,8 zwisehen 15 und tO; 60,6 zwi- 
flohen W und 40; M zwisehen 40 und 60 Jabren und lt,9 
ttber 60 Jahre, so wie 8,3 von aa|^ekani|tem Alter. — Ueber 
18 Proo. simmtlieber UelierCretungen werden sonaob von jun- 
gen Leuten unter W Jahren begangen (in Schweden 8 Proo. 
Ton Personen unter 16 Jahren und von Personen von 16 — f6 
Jahren 98,7, was aber bei der^ Verschiedenheit der Klassen- 
elntheilung keine Vergleicbnng gestattet — in England nahe 
an 40 Pre& von Personen unter 21 Jahren); und unter den 
460 Uebertretongen , welche in jenen Jahren auf die Al^ers- 
elasse von 10 Ihs 16 Jahren komuien, linden sich nicht we- 
niger, als 100 zweite und dritte Diebstähle. Bei dem Eifer, 
mit dem in Dännemark fÜF den Jugendnnterrioht gesorgt wird, 
erscheint dies als ein trauriges Zeichen, dafs die Erziehung 
damit nicht gleioben Schritt hfilt, und jene Zahl der wieder- 
holten Diebstähle mag denjenigen zum Bedenken empfoblen 
werden, welche es Uognen, dafs D&nnemarks Oeffingnisse die 
Pflanzschulen des Lasters sind. 

Dahingegen ist die Zahl der weiblichen Verbreeher unter 
40 Jahren verhältnifsmafsig geringer, und im hOhern Alter 
Terbfiltnifsm&fsig grdfser, als die der mftnnlichen. Von 100 
männlichen sind: 7,8 zwischen 10 und 16; llt,6 zwischen 15 
und 90; 61,0 zwischen 90 und 40; 18,8 zwischen 40 und 60; 
9,9 über 60 Jahre alt, und 7,1 von unbekanntem Alter. Von 
100 weiblichen aber sind: 4,4 zwischen 10 und 15; -10,9 
zwischen 16 und 90; 47,8 zwischen 90 und 40; 94,1 zwi-% 
sehen 40 und 60; 8,9 ober 60 Jahre alt, und 10,8 von un- 
bekanntem Alter. 

Das Verhältnifs der Freisprechungen zu den Verurthei- 
Inngen ist geringe, und geringer als namentlich in Bogland 
und Frankreich. Im Jahre 1898 wurden von 100 Angeklag- 
ten 16,7, und in den folgenden acht Jahren durchschnittltch 
16 freigesprochen. Jedoch linden sich in den einzelnen Jahren 

iCriL Zeitschr. f. Rechi$w. h. 6e#«<i^. d. Ansl. XJV^ Bd. 2. B. 13 
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kleine Ahweictangmii m« 4*9 VerhftKttifli der Freif^reebiiB- 
gen za ieo VerartbeilvDgeii ist I88(^ wie 1 :6,67, 1830 wie 
1 : 6,a6, ISat wie t : ö,8«r 183» wie 1 :. 5,ia, 1833 wi^ 
1 s 4,47, 1834 wie 4 : 4»57, 1835 wie 1 : 4,«1, 1836 ^% 
1 : 5,44. — Mörser ist der Unterscbied in Anseboag dei irei^- 
flehtedeeen Verbreoben, uod vod 100 Anklagen ftade« sieb Frei« 
spreefaQDgen: bei vors&UUober T^lo^g: 3C^35, bei BrMidstifi-* 
titftgea: 68,11, beiar ersten Diebst»bl nnr 10,60, und debji^ 
gegen beim wiedferboUea Diebstabl 18,63, NutRr der Ver breobeA 
und Schwierigkeit des Beweises erklfiren diese VersohiedeQbeil«i»,t 
Die grdfseren Strafen sind in de^i letsstc^rea JeJ^ren «er^r 
btilaifsoialsig seltner angawendet« liebensstrafe ist von ICAS 
bia 1831 ungef&br eben s» häufig erhamufc ale Ten. 183ft hia 
1896« Inders ist diese SIrafe durch eine Verordaong ymm 
4. Oetober 1833 bei naAcben Verbnectban, fto welche sui 
fkUher stattfuad, aufgehoben; aber denaeeh für mebrere Ve«^ 
brechen, die vea sehr verschiedeaen Grsideii der 6e||hcUQb<T 
kelt erscheinen, gebliebep, woraus sich erklwt, wie ein Bei- 
sel vorgeboBiincn, da£» ein ««m Tode verortbeiUea Frane^r 
Zimmer in Folge Begnadigung nnr mit 8 jHonalea Besserungen 
hana^Arreat belegt worden. Die Vc^Isu^nag der Todesstrafe 
steht in den gedachton Zeitx&iunen ia demselbea Verfaaltnie«» 
der eieicbzaia. Von in de« Jahren 18!»0 bis 1836 ans^e^ 
•proebenen 101 TodesaHbeäen sind iodeFs nqr 10 voUßtrepb^^ 
und in keinem Jährt mehr als 2. -- LebenstogJiohe Feslai^sr 
und Znchthans - Arbeitsstrafen^ sind, in den vier eratcn Jahce» 
dorchsdinittUehSl, in den fünf letzten dsbipgegen niic68mal in 
Jahre' verhängt wordea, namlieb: 18» Featuögsarbeit 62. und 
SSoeblhansarbeit «0, 1820« 60 und 14, 1««0: 66 «nd »0, IWlc 
63 and 30, 1839: 53 und 13, 1833: 41 und 14, 183*J 30 awl 
16, 1836: 37nud 14, 1836s 68 and t6; woau in den Jahren 
1861 _ 1833 noch f &Bf Brkeaniäisse auf lebensiftegliche Bna« 
pelhansarbeit koamen. — Zwangsarbeit auf l&agere Zeit, 
n&mlicdi von 3 bis 10. Jahren ist durchschnittlich Jn den. vier 
ersten Jahren ia6»/i, in den fnnf letzten nur 87%mal ver- 
hAngt worden. Die Zahlen der dnaelnen Jahre sind fdgeode, 

Digitized by GOOglC 



"Mitiheilung über Dännbmarki Criminalitatiitik. ±SB 

wobei zaerst Fefltungs-, dann ZaohtbaiiB-, danmf BMpel- 
haas - ond endlich Besseraogshans- Arbeit genamil wird, n&m- 
licb 1828: 8 — 1—08 — 49; 18«9: 8 — 0—68 — 4«; 
1830; — — 66, 64; 1831 : 5 — — 96 — 58; 1839; 
5 _ — W - 66; 1833: 1 — — 76 — 63; 1834: 
— — 18 — 30; 1836: » _ 1 — « — 49j 1886: 
9 — 1 — l5 — 40. — Es wörde aber ein Fehlaoliliira aejFo, 
wenn man deshalb eine aeltaere Begehung der gröberen Vtr- 
brechen in den letzteren Jahren abnehmen wollte. — Zwar 
eind dritte DiebstShle und Diebstfihle mit Einbmob in 1839 
bis 1836 seltener (jfihrlioh 67) bestraft , als in den vorher- 
gehenden vier Jahren (jährlich 63*/«). Allein sweite Dieb- 
atfihle sind in den späteren fönf Jahren bänilger (iährlieh f33> 
als in den ftdheren vier Jahren (jährlich 199) mit StFafa 
belegt. Diese sind aber nach einer Verordnung vom 14. Mai 
1834 aus der Categorie der mit höherer Strafe belegten Vor- 
gehen, welcher sie frfther angehörten, herausgetreten, ioiem 
sie nur noch mit 9 Jahre Besserungshauastrafe belegt werdoui 
und in den letzteren Jahren sind die Freisprechungen wogon 
angeschuldigter zweiter und dritter Diebstähle um Hast 4 Prno* 
häuflger gewesen, was entweder darin liegen kann, dafb die Vor- 
brecher gröfdere Gewandtheit besafsen, sich der Verarthoilaagsv 
entziehen, oder darin, dafs die Gerichte strengeren Beweis gefor« 
dort haben. — Die Mehrzahl der Verbrechen beateht in erstei» Diob- 
stählen, und demnaehdie Mehrzahl (auch bei den gewöbnliehen Oi- 
vilgerichten mehr als die Hälfte) der Strafen in Gefängnifb bei 
Wasser ond Brod oder einfachem Gefängnifs, und auch ihre Zahl 
Ist in den letzteren Jahren gewachsen^ Nioht selten, oni beaoo-« 
den in den Landdistricten, werden diese Strafen in den Daten-* 
^onsgefängnissen (Varetaegsfaengsleren) abgebfifst, und ea er- 
scheint sonach nothwendig, daDi, bei dem acUechten SKuatande 
dieser, eine Reform des Gefängnifswesens bei ihnen bscinne* 
Ungeachtet der Zunahme der Zahl der Verbrecher, bat 
sich die Zahl der Sträainge vermindert Letztere betrug am 
Schlosse des Jahres 1836 in den verschiedenen Straftastatte» 
1386, worunter 969 Weiber, nämlich sogenannte Sklaven, 
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oder zn Festanijrsarbeit Verartheilto (io Kopenhagen, Kronbnrg 
und Nyborg) 668, im Raspelbause zu Kopenhagen 149 (sfimmt- 
lich Minner), in den verschiedenen Zachthänsern (zu Kopen- 
hagen, Moen, Odense, Viborg) 933 Manner und 187 Weiber 
und im Bessernngshanse za Kopenhagen 184 M&nner and 89 
Weiber, nnd von diesen vraren verartheilt, resp. M&nnerand 
Weiber: aaf Lehenszeit 664 und 138^, auf bestimmte Zeit 
489 nnd 196, aaf Königs Gnade 31 and 6. — Dahingegen 
betrag die Gesanmtzahl 1898: 1406, and 1834: 1419, wie- 
wohl bei der Volkszählung vom 18. Februar 1834 sie noch 
za 1470 angegeben worden. — Die Verkürzung der Strafzeit 
Ittr den zweiten Diebstahl kann darauf keinen bedeutenden 
Binflufs gehabt haben. In den Jahren 1898 bis 1834 ist die 
Sterblichkeit unter den Strfiflingen allerdings grofist gewesen, 
indem in diesen Jahren 478 mit Tode abgegangen sind. . Al- 
lein aooh von 1834 bis 1836 zeigt sich eine Verminderung^ 
obwohl in dieser Zeit die Sterblichkeit in den Strafanstalten 
zu Kopenhagen (oder in der Citadelle Christianshavn) nicht 
grofe gewesen ist, welche Verminderung möglicherweise häa- 
llgeren Begnadigungen zuzuschreiben ist. — Die Criminal- 
tab^len geben darüber keine Auskunft 9 weil sie nur diejeni- 
gen Begnadigungen anführen, durch welche sofort nach der 
Verurtheilung die Strafe gemildert worden, nicht aber die, 
welehe sp&ter den bereits in den Strafanstalten befindlichen 
Verbrechern zu Theil geworden. — In Ansehung dieser Ta- 
betfen wird auch der Mangel hervorgehoben, dafs man aus 
ihnen nicht ersieht, wie viele von jeder der ausgesprochenen 
Strafarten aof jedes Geschlecht fallen, so wie in Ansehung 
der Mlttheilungen über die Str&flinge, dafs es an Angaben 
darüber fehlt, wie alt sie sind, ob verehelicht oder ledig, ob 
ale eich zum erstenmale oder zum wiederholtenmale in einer 
Strafanstalt befinden, ob die Frauenzimmer aufser der Ehe 
geboren haben a. s. w. 

In Ansehung der 'Selbstmörder beschrftnken sich die An- 
gaben früherer Jihre auf deren Zahl und Geschlecht, im Jahre 
1886 auf entere^ für-das Jahr 1836 hat die Collegialzeitung 
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•Qob Ort and Zeit der Begehung: angegeben. Besonders 
vermifst man indefs noch immer die so nichtige Angabe des 
Alters. — Nach der Collegialzeitang ist die ZabI der Selbst- 
mörder in Dänncmark verhältnifsmäfaig gröfser als anderswo; 
es worden fSd6 begangen: 198 Selbstmorde, denen man 95 
hinzafögen kann, welche als in (Geistesverwirrung begangen 
anzusehen sind. — Die Vollständigkeit der Angaben über 
diesen Punkt unterliegt aber hier nicht geringeren Bedenklich- 
keiten, als die der Angaben anderer Lfinder. — Es heiflit 
nämlich, dafs von ihnen 41 auf Kopenhagen kommen, was 
auf 100,000 Einwohner nur 36 Selbstmörder ergibt, wAhrend 
aufser der Hauptstadt auf gleiche Einwohnerzahl 18 kommen, 

— Sieht man nun auch davon ab, dafs in anderen Haopt- 
stAdten 3 bis 4mal so viel Selbstmörder vorkommen, als Im 
übrigen Lande (so auf 100,000 Einwohner in Paris sogar 40 
vnd im tkbrigeii Frankreich nur 6), und davon, dafs in Ko- 
penhagen früher der Selbstmord weit bioflger gewesen ist, 
so dafs in den Jahren 1796 bis 1805 durchschnittlich 58 aof 
das Jahr kommen; so ergibt sich doch för 1836 auch eine 
gröfbere Anzahl von Selbstmördern in der Hauptstadt, wenn 
man dem Verzeichnisse der Todesffille in der Coli. - Zeitung 
von 1838 S. 121 folgt. — Hier werden nfimlich fflr 1896 
angeführt : 36 Ertrunkene, 90 Erbenkte, 1 Erschossener, 9 
Vergiftete, 27 auf andere Weise durch sich selber oder an- 
dere Gctödtete, 23 Todtg^ndene und plötzlich Verstorbene. 

— Nun gibt die Collegializeitong an, dafs 15 Selbstmörder 
sich ertrunken und 24 sich erhenfct, erschossen oder vergiftet 
haben. Darnach mäfsten nun unter 36 Ertrunkenen 21 Vor- 
nngldckte, und unter 50 auf verschiedene Art durch sich 
selber oder Andere ams Leben gekommenen, todt gefundenen 
und plötzlich verstorbenen Personen nur 2 Selbstmörder ge- 
wesen seyn. Dies ist aber keineswegs wahrscheinlich, son- 
dern vielmehr dafs der gröfste Theil jener Zahl von 110 Per- 
sonen aus Selbstmördern bestanden. Nach der CoUegialzeitung 
ist die Zahl der ertränkten Selbstmörder dreimal geringer als 
die der erhenkton , wahrend in Frankreich die Zahl der erste- 
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rtD die gröfsere i«t. — Wiewohl der Verf. weht i^iß Ver«^ 
sehiedenheit In dieser Beziebang in Abrede etellt, riamt er 
doch Dicht ein, dafs Selbstmord darch Ertrinken sieh in dem 
Orade seltener in Dfinnemark ereigne, sondern findet den Grand 
jener Angabe darin, dafs man das Ertrinken t» hinflg dem 
Zufalle zuschreibe, w&hrend man bei den Erhenkten den Selbat»- 
mord annehme, wo der Nachweis einer von anderen verübten 
Ge^altthat fehle. Die in Deutschland gemachte Erfohrbng^ 
daJTs im Winter der Selbstmord seltener TorkooMne, beat&ti^ 
sich auch hier. 

«9BBaB9SB-99BBB9Ba-qSS9SB^^ 

XIV. 

lieber Bücherkunde der juristischen Liieratiir 
DäBn^aarks in dem letzten Jahrzehnt. 

Von 

^ Herrn Dr. A. L. J. MiCHEiLSffiN, 

ord^tiüchem Professor an der CnlTersitat s« Viel. 



In dem Tierten Bande der dftoiscfaeQ Zeitsohrift für LMeratar 
und Kritik, heransgegebea von P^essi^ Peteraeii is Ko^ 
penhagen, Jabrgaog 1840, ist in ^wei Abih^nngen eiiM 
Vebersioht Aber die joristisehe I^iteralur Dftoemacka i» taa* 
Decennium 1899 — 99 von dem Dr. Kall abgedmekt, smt 
welche w in der Kürsse aufmerksam zu machen ans dem 
Grunde für zweckmSfsig trabten, weil «ie sonst naMdkm 
deutschen Juristen, dOLe sich ftlr ins nordische BechtsstudiwBl 
interessiren, gar leicht entgehen mdehte. Dieser RAckbUdE 
(TilbagebliQk> auf die d&nisch<9 Bechtsüteralpr des letataa 
JabrKebnts Ton Qwrn Dr. Katll, der selber wAhread dieaM 
Zeitraums 4urch mehrere jurj^tisehe Schriften sieh bdcaniaft 
gemacht hat, gew#hvt «ber eine fir den Analtedv beaoadera 
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MirMioho Jariftitobe BiUiogniplMe MMtmaridi hi in letoüMit 
Die Menge nad VielneUigkeit der darin aufgeführten nd eha* 
raklerieirtea Werke mnfii in der That Jedes Ansliader, der 
aieh dee Umfange« des dtalsoben Landea erinnert« cnr iideh- 
«len Anerkennung de« äofeem vnd innere ReiefathnniB »wia* 
i^n, ineofem vmm raterlandieeben Rechte die Rede iat 

Hine waliiiiaft uriiaenaohaflliobe JnHsprudens^ .eo dik 
Mire Werke noeh faeatigen Tages bedeutenden Werth ond weit 
mehr nie bloe Üterarbistoriaebee Intereese liaben, begann in 
Dianenark erat mn die Mitte de» vorigen Jabrbanderta. An 
flerSpitae stehen Stampe ahd Kofod-Ane&er: jener alft 
interpret und leg^latoriecber Bearbeiter dea vateriAndiechen 
Bnobtn^ dieaer als J9egrfinder der vateriiadisohen Reoktege- 
ndilobte. Aach traten damals mehrere tUfifeige Sammler «ui; 
iv«iohe die zeretreoten Qaellen des geltenden Rechts in geerd* 
BeterSesammensleilang inr aligemeinon Knnde braobten. Onreb 
ioiebe Vorarbeiten war eine grflndliobere ^ad freiere Bearbei* 
tang des geeannnieB Reditsstoffes erleichtert, «nd so trat endlich 
fpegenEndo des aoblaehnten Jahrhunderts ein volisttindiges Lcbr- 
ipettfinde «nd filystem des d&niseben Rechts ans Licht, will« 
send vorher die Methode in der Behandlnog des einlieimisehen 
Rechtsstoffes last lediglich exegetiech geweaen war. degen 
den Sehinfli des vorigen Jahrbunderle hin sonderten 'atdi aiiffc 
neben kenntlich die wissenschaftlichen Beetrebtiagen auf die* 
nem Ciebiete in nwei Hanptclassen^ die ais die historische und 
die philesophiscbe beeeiohnet sn werden )>fiegen, und worin 
der Kbim tu den späteren Richtungen der d&niscben Rechts» 
4itenttQr lag. Davon ist noch eine dritte Claese von jurieti* 
abhea Schriften »o unterscheiden, dio nicht in cigentlieher 
WisaenscbalUiöbkeit wurzelt, sondern schiecbthikifilem prabti* 
aehea Bedarf des täglichen Lebens sicli »ergibt^ indem sie mit 
darauf auagefat, den Reohtsi^arat anfznstdlen. Dieser Zweig 
dik jnristischen 8etoriftstellerei hat alierdingsv mit Rüekaieht 
wtf den Muteten und die IJnentbebrlichkeit ffir die Praxis, in 
Dinneniark ^dnert %*efhaltoir»fli&&ig sehr grofsen Umfang, «ad 
Mt M uemKeh unempilndlieh gegen den Waadel der Priatti* 
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pien, «der auf dem Boden der Wissenschaft und Theorie vor 
sich geht. 

In der Wissenschaft zeigten sich dagegen auch in Däne- 
mark in entschiedener Sondernng die beiden Haaptrichtangen, 
die philosophische und die historische, nnd jene war, in Fo(ge 
des Einflusses der kritischen Philosophie ond der politlsehe« 
Umwälzungen zu Ende des vorigen Jahrhunderts, ein gleieh« 
artiger Rationalismus, wie der in Deutschland herrschende. 
Jedoch in Dfinnemark bem&chtigte er sich eigentlich nur den 
Privatrechts, wfihrend das Staatsrecht überhaupt fast unberAhrt 
blieb. Die Einseitigkeit jenes kritischen Rationalismus und 
philosophischen Formalismus fand auch bei den Danen Im 
Ganzen in der juridischen Pragmatik einen starken Damm nnd 
Gegensatz. Derselbe hielt sich einfach daran, dafs die Gül- 
tigkeit des positiven, geschriebenen Rechts schlechthin von 
seiner Eigenschaft als eines Inbegriffes von proraulgirten Be- 
gentengeboten abhfiogt. Dazu trat die Historie^ die es sich 
zur Hauptaufgabe macht, die nattirliche Verbindung zwischen 
den sfimmtlichen älteren und neueren vaterländischen Recht»» 
Institutionen nachzuweisen. Die neueste Zeit ist auch in Dä^ 
nemark im Begriff, sich einer Rechtsphilosophie zuzuwenden^ 
die nicht mit abstracten Idealen die Wirklichkeit befeindet 
und bekämpft, sondern dieselbe geistig zu durchdringen unÜ 
zu beleben sich bestrebt. « 

Eine neue Reform erfuhr das Studium und die Literatur 
der Rechtswissenschaft in Dännemark vor ein paar Deoennieu 
zuerst durch einen sehr ausgezeichneten Juristen^ dem die Ge- 
setzgebung nicht minder, als die juristische Theorie nndPra- 
:^is seines Vaterlandes vor allen ihren gegenwärtigen 8tand- 
punct zu* danken hat. Dieser ausgezeichnete Theoretiker und 
Praktiker, der neben seinen höchst wichtigen und umfassenden 
Staatsgeschäften mit einer bewundernswürdigen Produetivität 
die Resultate seiner reichhaltigen Gelehrsamkeit und Brfüi- 
rung schriftstellerisch kundgegeben hat, ist Oergted, der 
unter seinen rechtskundigen Landsleuten als Haupt einer nen^n 
Schule, und von der ganzen jüngeren Generation^ obgleldi 
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««r Mm ProfeMor an d«r KopeniMgemr Uniyeniitfit beUtideft 
h»l, als Haaptlehrer ihrer JarispmdenK bevrtlieiU «nid verehrt 
wird. Die dfioisefae Jarisprodeas hat doreb Oersted eine 
gröAere Leheadigkeit und Vielseitigkeit gewonnen, neben einer 
eatsobieden yaterlfindisehen Natarlichkeit; sie ist vorsttglich 
eine eigenthfinilicb dialektisch praktisehe Bearbeitung und in 
der That geistig freie Bdiandlong des gegebenen Reefats- 
stolTesy die nnsern Germanisten manche werthvolle Ausbeute 
an gew&hren Termag. Falek *) hat besonders schon vor 
Jahren unsere dentschen Jaristen darauf anfmerksam xn ma- 
eben gesoobt 

Kali Tcrtheilt in seinem bibliographischen Ueberblicke 
die Bechtsliteratar seines Vaterlandes fflr den gedachten Zeit- 
raam unter folgende Rubriken : I. Civürecht (OivUretten), d. h. 
Theorie des ddnischen Privatrechts, welches in seiner Qlie- 
demng als Pesonen-, Sachen- und Obligationenrecht aufge- 
Ibrst und behandelt whrd. Die Haaptbereicherung der Lite- 
ratur desselben ist Oersted*s Handbuch der dänischen und 
norwegischen Rechtsknltur („Bandbog orer den danske eg 
Borske Lovkyodigbed^O , welches in sechs BAnden zu Kopen- 
bagen 1§86 ersdiienen ist, und sich als ein Commentar an 
das bis dahin allgemein gebrauchte Lehrbuch von B urlig- 
ka-r I anschliefbt. Wir mdchten ' dieses Anschliefsen an ein 
anderes, jetzt schon veraltetes Lehrbuch und System eigent- 
lich bedauern. Oersted^s Handbuch ist kein eignes, voU- 
atändlges System des dänischen Privatrechts, sondern vielmehr 
nach djem Leitfaden jenes Lehrbuches eine Zusammenreihuag 
von eintelDOtt Berichtigungen , Zusätsen, Ausfährungen, Con- 
troversen etc. Es enthält aber eine in der Regel vollkommen 
befriedigende Lösung einer sehr grofsen Menge Von einzel- 
nen Rechtsproblemen , und kann daher dem Praktiker den 
höchsten Nutzen gewähren. Viele darin niedergelegte Ideen 
und Ansichten sind seitdem in die Gesetzgebung oder Rechts- 
anwendnng fibergegangen. Daneben bat Oersted in den 
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T^rtdritfdMiea, sehr nmfittiieadeB jaratisoben SttUtchrifltoA, die 

•r >9k[e iMfe Reibe ron führen faindorob lelber reügfirte tind 

mntt in ieneeter Keit ai Andere ssor RedmeCien übergeben hat, 

mie grofbe Menge von einaekien Mnterieii iMid Fragmi ^e» 

idäMoben Privetreobto in epeciellen AbbiMdlvngen beniteHet, 

«oeb ein ▼urtrefiiebee Formii]»itraeh fär dM joriatlsoiM €e^ 

-wdUktixiehem beiwMgvgebeo, weiobes nlefoC allein die F^rnni'» 

iare^ «enden aaob klare and efndriiigliebe tbearetiecbe Rat«- 

vickelaagen aber die darin bebandelten ReiobitegeaeUflie cat- 

MÜ. Naben Oereted liabea darcb grOadlicbe DarsMIaasr 

einzelner Lehren des Privatrechta eich namentüob Algreiea*- 

Uaaiag und Bang benrergethan , beids jeM Prefeasoreii 

^er ReeblawieBenaebalt a« der LandesuniveraHae. LeCMerer 

hat ^aob eia^ jedoch aoeb nicht TeUendeiee lieb^^baeb den 

-Rttatieohea Privatreehta in Kwei Bftaden fdr die 8tadirendeh 

tora«ag«g«ben, weiches sich 74iaiebst der Sarrigay^sohen I«bre 

4nid Sofaule anscblierst, und ala ein Bandbach 4er römisebcn 

InstilatianeB mtd Rechtsgeseblebte sieb lobarakteriatfea lifst. 

Aoob wifclte er bei der Bearbeitung des irafeerlaadnafaea Fti*- 

valreehts basenders solebe Materien ans, die bei tvägmutkim*^ 

riaeher Besehaffenhelt and Lflekenhafligiceit des heimiaeheii 

Recbtssteffes, ihm einer deetrinellen Nachhülfe «ad Rrgdazasg 

aas der röoiistihen Reofatstfaeorie f&hig «ad bedürftig stehienedy 

da befcanntlicfa für die Praxis das rOmisoha Recht im KMg- 

•liBichelMkuiemark, wie in SIcandiaavien öberhaapt, niehl sanctie«* 

■irt ist) »o« offenbaren Heil für den Staat and für das Volks^ 

leben. Die Verdienste Andei^er am das dfimsche Pri^treeht 

ia jener Periode übergehen wir mit Stiliscbweigen , weH «ns 

ipüfeere Aasffibriichkeit m weit fübrea würde. Es folgt 

II. Criminalrecht. In dieser Risciplia ist /ärdas afig#- 
lg6hem Decenniam ond die oeoeste Zeit das Baadimeh dea 
Jiifisohea Criminalreebts von Algreeo-Usslng („Handbog 
i dew dansiBe Crimiaalret^^) das Havptwerk, in einer sswetften 
üttsgabo aa Kopenhagen 1831 in 9 Theilea erachieneii, wei^ 
ches das 8trafrecht im Gänsen systematisch in sehr klarer 
Darstellung amfafst Eine dritte Aoagidie, w^lehe Mfelge 
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4er ehgpreil^Mideii CtiniMihrertrdiiDiii^eii «äs ^er ticmvfeii Seit 
tttftbwetidig^ ||^€iroN«i ist, hat 4er VerAMiier» jeCtt ProfesMr 
M der jurietieotieD Vacolttt, neoerdlofs mngekünihgt Be iet 
dieBce BftiidbiiGfa, Kom grefeeti Tlieil «ne Oereted^e Sobrif- 
teo gesolift^ll, ebwobl ee m den kritiedien BiAttem und Sell- 
•eMfleo Dfonemarkfl wiederbott soberf an^egriffeD wordefi, 
ein fftr den pmlctieebeo Gei»r»Qcb durob seine Anlage ond 
A««fWiranf aebr f eeigwetes «nd daher in bobem Maafse nftts- 
liafaea Werk. 

lii« iVoWs. IHeaer VbeM der ReHitswisseneebaft Ist In 
4eff i^edaehtea Periode vorsvgsweiae berefebert nnd weher 
^bi^abt worden, baaandefs dnrob awei Hauptwerke, die eine 
wabr» Aefera d#r bMwr etgentHeh sie»liob vemaeblAaaicten 
^taiaeben Cmlpretefs-Tbearie bewirkt, md dieselbe auf etne 
8(of9i der Anebtldfliig «Mben bsbe», die keinen anderen 
XMide irgend naeteteben adebte. Diese beiden prseessnalisohen 
Werke grafseren Unfsngea, die nagefahr glelohseltlg an's 
IMil feteeten, aber beide neeb onvollendet sind, fttbren den 
Titel : Beitriga cum 4teiaeben Civilpraxefti („Mdrag til den 
«tettske CivüiinMea^) von iUatsratb J. O. Hnnsea, woran 
das amte Heft 1837 eraabien, ond Systenatlscbe Darstellang 
das dinisehen Pronesaea (,^8yste9aatlk Frenstilitng af den 
danske Proeeamaade^^) Ten den Proff. Bang nnd Larsen, 
welche ibr Werk genelaaabafitfeli aosgearbettet, nnd aelldges 
aawohl stfiokweise in der Jor. TMsskr. Bd. XXIX n. f,, ala 
anak in Beparatabdraiok beransgegeben haben. Zn Aesen all- 
gemeinen Werken über ^e Theorie fies ^finiaohen Cbilpro- 
acaaes konnit ferner Am in seineni Vaterlande höchst berühmte 
Werk von Etatsrath Hannen tber den €oneorspro£|sfa, daa 
TheütittgsverfSidbren und waa damit nach daniseber Oesetasge- 
hang nnd Reobtstbeorie im Zasammenhange steht („Fremstii- 
Hag af det dansfee SbifleTiaea^^), dessen drillo, sehr ver- 
jMhrtt Ansgabe (fiTt S. &) iB97 eraehian. Bine Reihe von 
Hiaaessaalaa Abbandivng«" von 0erate4, Ban^ o. a. «her- 
gaben wir. fJeber dan Criminalprasefe erschien namentHoh 

Hlut ialMiltamsi^Riseaitatie» i«onProf. Seheel, wefehe 
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aijotrt ftUein das filtere and neaere Reeht Dftnnemarfc« und Nor- 
wegens, sondern aaoh das römisobe, canonisebe and deatsobe 
Beeht für ibr Thema berficksichtigt, unter folgendem Titel: 
De^ poblicis actionibas et inqaisitionibas in caasis poenalibns, 
ex praeeeptis juris Daniel et Norvegioi, tarn antiqoi qoam 
hodierni , nee aon ex aliis nonnullia legibus. Hafniae 18M. 
. IV. Kirchenrecht. Hierfür ist das neae Lebrboeh ron 
Rosenwinge, welches sich durch dieselbe Kfirze und Voll- 
Btfindigkeit wie seine andern Lehrbttoher ausseichnet, so wie 
dessen neue Sammlung dor gellenden Verordnungen ttber das 
Kirchenwesen und die damit zusammenhfingenden Verbältnisse, 
%anächst za bemerken. Ferner eine ganze Reihe von kieioe- 
ren Schriften aber das Uturgiscfae Recht und die Liturgie, 
welche durch die Reform und Rerision der Agende und des 
Rituals, die in Dännemark seit mehreren Jahren im Werfte Ist, 
hervorgerufen worden , und unter welchen einige sehr ausge- 
zeichnet, auch von erheblicherem Umfsnge sind. Aufserdem 
traten mehrere kiroheorechtllohe Alonograpbieen an^a Licht, ^ 
namentlich Fofs über das GnadeajMir, Bngelstoft Ge- 
schichte der protestantischen Liturgie in Mnemark n. a. H; 
Sk)ed besorgte eitte eigene Sammlung der.Verordhun|fen und 
Reeoripto, die sich auf die geistliche Amtsführung beziehen ete. 

V. Administrativ Recht. Unter dieser Rubrik wird von 
Kall eine reichhaltige Literatur aufgezfihlt, naraentlidi über 
das d&nische Oommunalwescn von Steenfeldt, Neckel- 
manii, Stoltenberg-Blom u. a., ferner ober das Armen- 
wesen, Medicinalwesen in rechtlicher Hinsicht u. s. w. 

YL Militärrecht j worfiber ein Handbuch von 0. N* Pe- 
tersen („Haandbog i den danske MUitärret^^ ) in 3 Theilen, 
auch Sammlungen der betreffenden Verordnungen u. dgl; er- 
schienen, 

* VIL Rechlsgeschichte. Deren Literatur in dem gedach- 
ten Jahrzehnt beginnt mit einer Schrift von J. Mandix'Mer 
Dfinnemarks Gesetzgebung unter Christian V. (Kopenh. 1881. 
336 S. 8) , um den Uebergaag des dänischen Staats aus der 
älteren Reohtaverfafsiiag nach ihren einadnen Verawelgangea 
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in die nenere oacbzaweisen. Alieia dme Sehrifl den fibrigeim 
Terdieastvolleo; greisen VerfaBsers hat den Erwnrtnngfen, die 
man von einer solchen Monographie ztt hegen berechtigt war, 
nicht entsprochen. Dagegen \ai anf diesem Gebiete der Life- 
ratnr die Banplleiatnng die ansgesfieichnete dfiniscbe Rechfs- 
geschichte von Koldernp-Rosenvinge (Kopenb. 1831 — 
39, 9 Thle.)) in ihrer sweiten^ wesentlich vermehrten «nd 
verbesserten Auflage oder eigentlich Umarbeitung, unter dem 
Titel „Betshistorie ,^' wahrend die erste Ausgabe n^cb den 
althergebrachten Titel „Lovhlstorie,^^ d. h. Gesetzgeschiehte, 
beibehalten hatte. J)a%u kommt von demselben gelehrten Ver- 
fasser eine Beihe von rechtsbistorisehen Aufbfitzen ober ein- 
zeine Punkte, die er in der „Juridisk Tidsskrift^^ mittbeilte, 
und seine Fortsetzung der Sammlung der aiid&nischen Gesetz- 
und RechtsbOcber, von der zuletzt die treffliche Ausgabe 
des Jütscben Lovs erschien, welche nicht blos den airdäni- 
schen, sondern auch den alten lateinischen und plattdeutschen 
Text nach den heften Codices liefert Neben diesen höchst 
verdienstlichen reebtshistorischen Arbeiten von Prof. ftosen- 
vinge sind für den angegebenen Zeitraum mehrere sehr 
labenfiwerthe Abhandlungen von W. Jacobs en, damals As* 
aeasor im Obergericht, besonders hervorzuheben. Wir nennen 
unter diesen Abbandlungen, die sich durch ungemeine Grdnd- 
lii^keit auszeichnen und fsst ganz aus ungedruckten, archi- 
valischeniOueUen mit dem mühsamsten Fleifse geschöpft sind, 
namesktUch die Geschichte des dänischen Steuerwesens im sechs- 
zehnten. Jahrhondert (Kopenb. 1833. 391 S. 8), welche Hefe 
Blicke in die Verfassung und Verwaltung des Königreiches 
/nr jenes Zeitalter eröffnet — Eine höchst bedeatende Lei- 
stung auf dem Gebiet der Recbtsgesohichte ist ferner ' die 
grofse Ausgabe der ältesten isl&ndischen Recbtssammlung, der 
80geoann(en Graugans, worflber auch in der Jnrid. Tidsskr. 
mehrere^ gesehrieben wurde. Wir wollten dieser Erscbefnong 
jedoch nur obenhin erwähnt haben, da ihr bereits vor Jahren 
in verschiedenen deutschen Literaturblättern die gebührende 
Aufmerksamkeit und Anerkennung zuTheii geworden ist 
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Vm. Staatsrecht und Politik. Mit Hiteksichl: auf diesen 
Kreis der jorietificbeii Lilerknr wifd Ton Kall a. a. O. mir 
Grand die Bemerkong varaDifestellt , dafs sich in demselben 
die meiste Lebensfüseke «nd Bewegung kondgegeben habe. 
Dies ist eme Fofge der Biaffibrnng der Ratlistftnde, die eine 
bedeiitiingavolle Epoche in der Entwickelang der socialen Ver^ 
hftiteiflse «nd Belelian|f de» dlTentHeb^n erstes bildet. Uaupt»- 
sichlieh war aber aaf diesem Gebiete dieJnornalfsttt: wlrksain, 
die. in Kopenhagen seit Eiaffthning der beräthend^n Stfinde 
eiaen ftbaUchen Charakter abgenommen hat, wie in Mris. 
Die in den TagesUittem gegebenen jsnbHosen Beitrftge «or 
valevlandisehen Staatsrecht« «-Theorie« nnd Pelitilt, oft sehr 
geistreich und mit vielem Witz abgefMist, sind von den etot- 
gegengesetatesten Biehtongen oind dem vern^iedeasten Wertb. 
Ks hat aber sowdil der Aboolutismos^ als der Constitatlona^ 
liamvs- and Liberalismus in ebenen Joofnalen sein Orgatf.* 
Was das BndresaUat der etngetretenen Otbrang seyn wird; 
dos wollen wir hier nicht prepheaeihen. Ancb die Zahl d^ 
erschienenen BrocJUHreo staatsrechtii^en wiA pelitiseben IhfasItiBr 
fILr das genannte Deeenniom ist selir grüs , nnd wini ton' 
Knll a. a* 0, veüetandig aofgeftthrt» oder literairisob nadlge^- 
wiesen. Gmppirt ma«^ sie ihrem Gegenstände nadl, so hfl-« 
ziehen sie sieh vornehmMch auf die Sfftndeiastitutiev, auf die 
Prefsfreiheit, aof das Verhaltaifs des* KSngMiehe« s&n den 
Herzogthümern Soideswig nnd BeJatei«« Bttnelmii ited einige' 
sehr lebrreiehe liistorisohe Abhandlnngi» in Beeng amf die 
alte VerJflMsang nnd das ehemalige Staatsrecht des Relehee^ 
an's Licht getreten, beseadevs ven Prof. Lar sen tther die^ 
Reichstage und den Reichamth der VerjBcity wie tM«r die^ 
Vbeilnahme der Könige D&«iem«rfcn an der Reefaüpflege. 

DL PraklUch€, Ama^ung^n. Pr3judhaten$ammlur^en* 
Ge$etssammlimge9u Dafs diese Rnhrik heaondete reicMiaI% 
ist aasgesteaert werden, liaben wir seilen: oben im Allgemein 
nen angedeutet Da aber die hierher gehdrige») sehr rer^ 
schiedenartigen Litemturerneognisse^me^ »ir de« iidiiidtsfcheli 
Praktiker^ dngc^^ de« Ausländer wenig intereseirei^ an w^en 
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wir dftranf nicht weiter eiogebea, vitimehr mat Kall'« Verv 
»eiebaiCiB a. a. 0. verwiesea habea. 

X. Allgemeine BecMslehre. Diese rein wieaeneohaCtIiobe 
Eubmk ist dtgeeea in jen^n &ebn Jabren weit weniger, «nil 
in clQr Thet etwaa zu dürftige bedacht worden. Daa reeMa-- 
philosophieobe ^Indium bat sieh in Dfinenark dnrebaoe an iKe 
^eehtepbilosophie der Deutschen angelehnt, waa sicberlieh anoh. 
— . die Sache nicht aus einen snlyeotiv dentacheft Qeaiehta- 
pnaiite, sondern rein ebjeotiv aafgefalst und benrtbeiit ^ in» 
Allgeaieinen beinen Tadel verdient. Bine Felge davon war 
ea aber, dafs bis in die neue Zeit die Kanüsehe Periode mit 
dnrobgenacht ward, in. neuester jedooh aoob sebim zum Theil 
die Viehtong ist eingesblagen worden, welche die deutsch» 
PbUosophie jetzt genommen bat. Fribert gab 1894* eine 
diniscbe Ueberset»ung des Natnrrechts von Groa heraas^ 
G. Nyholm 1837 ebenfalls eine Uebersetzang des Vernunft- 
rjeehtft von Rolteok. S^ren des Binflnsses der HegePacheil^ 
BeohtsphUoHopbie gewahrt man in neuester Zeit in einaeinei^ 
AbhamUungen. 



XV. 

Altnordisches Kirchenrecht. 

Nogl€ Bemärkninffer ofn det hemnuligt^ SkrisUnuiaU Jk^v^ntkiH i 
Norden af J. L, A. Kolderup-Rosenvinge. (Einige Be- 
merkungen über die Anwendung der geheimen Beichte im Nor- 
den^^ Koptnbagen 1841. 

Angezeigt 

durch 

Herrn Professor Dr. MiCfiosLSfiN in Kiel. 



Diese kaatm Abhandlung des geehrten VerTassera^ der sieh. 
bakanntUck um, die Quellen und die biaterisohe Anffhssung 
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UDd Brkläning des däitbehen Rcoiits sehr grofse Verdieoste 
erworben bst, enthalt einen anj^emein interessanten Beitrag 
zur Kunde des altdanischen, oder vielmehr des altnordischen 
KIrohenreohts überhaupt. Sie beabsichtigt zanächst die Ans-* 
legnng und Erlfiotening eines Kapitels in dem alten 8chonl- 
sehen und Seelandischen Kirchenrechte, welches die Bestini"» 
mung enthält, dafii wenn jemand insgeheim ein Verbrechen 
begangen und deshalb dem Priester gebeichtet habe, bevor er 
▼or Gericht verltlagt worden, so solle er durch das von dem 
Priester darüber abgelegte Zeugnifs der gerichtlichen Klage 
entgehen* Schon Kofod Ancher, der Vorganger Rosen* 
vinge^s, als ruhmvoller Rechtsbistoriker seines Vaterlandes, 
hat zur Erklärung dieser merkwürdigen Bestimmung auf das 
Gapitulare Karls der Groftien ffir die Sachsen, welches in der 
neuen Ausgabe von Pertz monum. Germ. Tom« III. p. 49 
Gapitulare Paderbrunnense genannt und mit Wahrscheinlich- 
keit In das Jahr 786 oder etwas später gesetzt worden, auf- 
merksam gemacht, worin es heifst: ,,Si vero pro his mortalibun 
eriminibus latenter commissis aliquis spoote ad sacerdotem con— 
fugerit et eonfessione data agere poenitentiam voluerit, testi- 
monfo sacerdotis de morte excusetur.^* 

Rosenvinge knttpft hieran einige gehaltvolle Bemer« 
kungen über das Verhältnifs zwischen Kirche und Staat, wie 
ea sich im Mittelalter überhaupt , besonders aber im Norden, 
während des Mittelalters darstellt. Die geistliche und weit* 
liehe Macht scheinen sich in den früheren, roheren Jahrhun- 
derten fm Ganzen gleichsam freundschaftlich die Hand gereicht 
zu haben, um gemeinschaftlich für den schönen Zweck» wel- 
cher die Bildung und Entwicklung eines, christlichen Staates 
war, zu wirken. Diese erhabene Einigkeit und Einheit spie- 
gelt sich in der Gesetzgebung Karl des Grofsen und seiner 
unmittelbaren Nachfolger ab, vielleicht noch mehr in der eng- 
lischen Gesetzgebung Kanut's des Grofsen, die sich ganz 
vorzüglich durch ihren religiösen Charakter auszeichnet In 
jenem Zeitalter aber wurde die Gewalt der Kirche zu strafen 
' auch ein höchst wohlthätiges Mittel, um Verbrechen zu ver*» 
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böten aod &en Anabmoh prüder Leidensehaften su Kflgelo. 
In jenen Jakrhandeileif, in welchen die weltlichen Geaetae 
aelbat die gröbsten^ Verbrechen nur mit Seldbofben bedrehlen, 
md im Allgemeinen jeder Verbrecher; wenn er nicht aof 
fHaoher Tbat ergriffen war, dnrch Flnoht oder Reinigangaeid 
aich der Strafe zu entziehen vermochte, wurde die weltliche 
Blaclrt in der Befeatignng und Erhaltung der bärgerli- 
chta Sicherheit dnrch die Kirche and Kirohenzncht aebr 
Btark nnteratfitzt. Bedeotaam war damala inaonderbeit der 
Binflura der geistlichen Sende oder Synodalgerichte, von deren 
Verfbhren nna achon Regina in dem xweiten Bache aeinea 
Werkea de diadplina eccleBiaatica aehr lehrreiche Nachrichten 
gibt. 

Waa aber die altnordiachen Synodalgerichte oder Biachofb- 
thioga betrifft, ao acheint ea nach den alten Kirchenreehten % 
Norwegena and Scbwedena anzweifelhaft, dafa in deoaelben 
nur die oiFenkandigen Verbrechen and Laater zur Verhandlaag 
kamen. Das alte Oatgothisohe Geaetz Schwedens inabeaondere 
apricbt auch ziemlich amst&odlich von der Obrenbeichte. Bbea* 
falla in mehreren anderen altsohwediachen Rechtaaanimlungen 
kommen hierher gehörige Beatimmnngen vor. Nach dieaen 
Gesetzesatellen aber liegt ea klar vor, dafa die Beflrelang von 
• der Strafe, welche mehrmala demjenigen verheifaen wird, der 
aeine Sünde dem Prieater gebeichtet habe, nur die kirchliche 
Strafe and die Synodalgerichte betrifft, ao dafa in jener Be- 
atimmang des alten Schooiachen Geaetzea^ der wir oben ge- 
dachten, orspröoglicb kein Eingriff in die weltliche Strafge- 
walt liegt. Aber in der Folge werde es andere, ala auch 
im Norden jene denkwürdigen Conflicte zwischen Staat aod 
Kirche entstanden, die namentlich nach in Jarisdictionastrei- 
tigkeiten zwischen den Königen and ihren Vdgteo auf der 
einen and den Bisehöfen and ihren Offloialen auf der andern 
Seite aich äafserten. Da blieb aach der Mifsbraach alter 
Satzungen yon Seiten der Kirche nicht aua. In den altnor- 
dischen Gesetzen finden sich keine allgemeinen Beatimmongen, 

/irit. ZeUsehr.A Hecbtsw. a. G.sH»§. d, Ausl. JCJK B. 3. JST. 14 
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wctob» zwiflolKn der BtntgewmH dci Sttuiti vmi der Kirohe 
efn« Ctfeiiffe ]!;«geii. Der Vteraooh, iM Kfol|: Seisriofa H. 
vM 8flffl)ind in ditoar HlnMoiit mnelite, I« den tokamrtM 
Glaretitfonsciien Ariikehi «ron 1164. taiftlsni^ d«n»Br«eii, daft 
^r rar Aodere nicbt verevchMd war. Indexen eHttnelBa, auf 
•ine erlebe GrtnrAnteHiigüng hezng habende Beetitiainngeii, 
'welebe Jedoob die |t;«l8tliohe GeriobtebarkeSt in hobem Üradb 
erweitera, finden siMi in «hebi^ren der altbn akandinaviseben 
fteobtmanimlanir^'^ ^ Reaenvinfe vorlegt and InlwprMrt 
(Ble efnd bemerinMbWertfa ntt Bütokeiebt mttf die Anwendanf 
und den £iliflnfs der Obienbeiobte im AfitteMter^ «te llbeh- 
lHN4>t ^m dae Efingrfeifen der Kirchs in die «taalsv^bAllnieli^ 
und bürgerlioben Beziehangen in jenem Zeitalter zu belendh«* 
lenw «ie entbalteta mm Tbeil eii^bfiniiebe and eo detaiUirte 
N^imms wie mb nie im caneniaeben Rcehte trod in den 
Mbrifteb der «1«» Canoniaten #e f^eenitentia biebt antrifft. 



XVI. 

Bei* neueste Gesetzesvorschlag, den fran- 
zösischqn 8taatsrath betreffend. 

Von 

Herrn Rautbr, 

Decan der Rcchtsfacaltät in Straisbucg. 
(Scklufe dee AufMitee /Vre. /^. im vorigen Eefte.j 



Wk beben aebon geengt, dafa der Staataratb der eonaola- 
riaehen oder fcaiaerlieben Conetitufion zufolge daa ansachliefa- 
Uebe Reeht hatte^ die Cfeaeaaseevoraohläge (immer unter der 
Firma der Biegierang) an daa gesetzgebende Corps oder an den 
Senat zu bringen^ so wie auob die Confliete zwischen der 
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^eriöMicIieii und der Verwaltangs-GewAlt za entscheiden. Jene 
eratere Attribntion iel natOrlieh weg dorch die BinfOhrang 
des durch die Charte «ufgeetellten Parlamente eder geeett* 
gebenden Corps, bestehend ans den drei eolleetiv cnsammen«- 
hingenden Behörden, den zwei Kammern nnd dem Könige; 
die »weite Attribntion hielt sich nnr als Conveniensmittel anf- 
recbt. Alte Conflicte, d. t. die Ville, wo die Verwaltnags^ 
behörde and die Jostizbebdrde za gleieher Zeit dieselbe Saehe 
zu entscheiden zn haben meinen, gehören zn denjenigen Br- 
eignissen (es sey detfn, dafo sie ans der LnfC gegriffen wä- 
ren), wo 54oh offenbar die Wahrheit darthnt, dafs in der 
moralischen nnd juristischen Welt, so wie in der phfsischen 
Natur, alle Trennungen und Eintheilnngen nur Nothhttlfen 
sind , ' dafs sie aber eigentlich die unterligende Materie nielt 
erschöpfen. „Die regierende Gewalt theile sich in die verwal- 
tende und in die gerichtliche und beide seyen von einandei 
getrennt ;^^ ist bälder gesagt als ausgef&hrt, wenn ein Streit 
entsteht fiber die t'rage: Gehört diese oder jene Sache vor 
die eine oder die andere Behörde f welche Behörde soll ent- 
scheiden ? Entweder hat diese Oberbehörde einen gerichtlichen, 
d. b. von der Staatsgewalt unabhängigen Charakter: alsdann 
ist Gefahr da , dafs sie wirkliche Verwaltnngssaehen, in wel- 
chen das allgemeine Interesse vorwiegend ist, an sich ziehe 
und ohne Rücksicht auf das Staatsinteresse entscheide; dafs 
sie in jedem Falle das Amt der Regierung nsnrpire. Oder 
jene Behörde hat einen administrativen Charakter, und dann 
ist Gefahr da, dafs daher Privatjustizsachen von Beamten, also 
von Nichtrichtern , entschieden werden. Der einen Theorie 
nach mufs hier föglicb die Regierung den Ausschlag geben 
Icöhnen und in diesem Sinne nahm die Sache auch der Mini- 
sterrath der Restauration und entschied dafs eine königliche 
Ordonnanz die Conflicte heben solle, nur solle die Ordon- 
nanz in vollem Staatsrath erlassen seyn ; man wollte so durch 
Bei/Jehung dieses immer respectablen, wenn gleich nicht durch 
die Charte anerkannten Corps, dem Volke eine Gewähr gegen 
Willkühr und Uebereilung geben« 
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Obigem zufolge ist also dieses die Stellung uod der Be* 
stand des französischen Staatsraths *) : Aurser den jeweiligen 
Ministern (ftcht an der Zahl) sind dreifsig* ^taatsratbe vom 
König ernannt and nach Gefallen widerruflieb ; zur Brneonung 
sind keine andern Bedingungen erforderlioh, als die ; frauzösh- 
scher Burger zu seyn ; dreifsig Maitres des requ^tes ; achtzig 
Auditoren; um Auditor »u seyn, mnfs man den Grad eine« 
Licentiaten der Recbte erbalten haben. Natürlich sind die 
Maitres des requ6tes und die Auditoren widerruflich, wie die 
Staatsräthe. Sie hahen sich übrigens nur mit Vorbereitungs- 
arbeiten zu beschärtigen ; die Auditoren haben nur eine Be« 
rathungsstimme (voix consultative), und %war nur in den 
Sachen, über die sie Berieht erstatten; die Maitres des rcquete« 
haben eine solche Stimme in allen Sachen, deren Boratbuiig 
sie beiwohnen, und eine entscheidende Stimme (voix delifoe- 
rative), d. h. eine solche, die mitztlblt, in denjenigen Sachen, 
in denen sie Bericht erstatten. Der Siegelbewahrer, Ministe? 
der Justiz, ist Präsident des Staatsraths; dabei, besteht noch 
ein Vice - Präsident , den der König unter den Staatsrätheu 
ernennt. Selten prasidirt der Siegelbewahrer, und noch seit* 
ner wohnen die andern Minister den Sitzungen bei. 

Der Dienst des Staatsrathes Ist entweder der ordentliche 
oder der aufserordentliohe. Im ordentlichen Staatsrathsdienste 
stehen oben bezeichnete Bathe, Maitres des requetes und Au- 
ditoren. Im aufserordentlichen Staatsdienste stehen die, welche 
der König eigends dazu berufen hat, sey es als Coneeillers 
d'Btat oder als Maitres des requdtes; sie tragen dem zufolge 
den Titel als Conseillers d'Etat oder Maitres des requetes en 
Service extraordinaire. Solche aufserordentliche Mitglieder 
können bis zur Zahl von einem Drittel die jeweilige Ver- 
sammlung ausmachen, doch ist dies nicht der Fall, wenn sichre 
um eigentliche Streitsachen zwischen der Begierung und Pri- 
vatpersonen handelt**); in diesen Fällen sitzen Mos Mitglieder^ 



*) Ordonnanz vom 18. Sept. 1889. 
♦*) Voriges Heft, p. S7. 
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de« ordentlioheD Stastsrathes. Dem Gegenstände nach bezieht 
«ich die Beragnifs des Staatsratbs entweder auf Verwaltongs- 
sacben in engerm Sinn, d. h. aaf NichtstreiUachen , wo es 
also bloB darauf ankommt nuKii ordnen , oder auf Streitsachen. 
Natikrlich ist bei den crRtern die Anwendung eigentlich ein 
Gutachten, da alie befehlende Gewalt in Verwaltungssaohen 
dem Könige, und in seinem Namen den Ministern zagehört. Zu 
diesem ISehaf ist der Staaisratb in fünf Ansscbüsse (Comit^*«) 
ehigetheilt, nämlich: 1) der Gcseligebung » 9) des Kriegs- 
and des Seewesens, 3) des Innern und des Aflfentliohen Un- 
terrichts, 4) des Bandeis, des Ackorbaoes und der öffent- 
lichen Arbeiten, 6) der Pinanzcn. 

Was die Streitsaclieu anbelangt, welche ausnahmsweise 
▼or die Verwaltnngsjustiz, wie sie anormal genannt wird, 
gehören, so werden sie freilich auch nur unter der Form eine« 
Gntachtens durch den Staatsrath abgethnn , aber es ist mora- 
lische und politische Regel für die königliche Regierung 
diese Gutachten unter der Form einer königlichen Ordonnanz 
zu bestfitigen und zu verkändigen. Meistens kommen die 
Sachen unter der Firma einer Appellation vom Spruch der 
untern Verwaltungsbehörden an den Staatsrath^ in gewissen 
F&llen urtheilt er in erster und letzter Instanz^ er ist nach 
den verschiedenen Fallen zugleich Cassations- und Revisions- 
Gerichtshof. So ist er das erstere in Beziehung auf den Rech- 
nungsgerichtshof (Conr de« Comptes). Auch die Attributions- 
eonaicte kommen in dieser Form vor den Staatsratb, qnd wer- 
den in derselben Weise entschieden. Was nun diese Conllicte 
insbesondere anbelangt, so kann freilich vermittelst derselben 
geschehen, dafs ein von einem königliehen Appellhof in letzter 
Instanz ergangenes Urtheil vom Staatsratb nicht sowohl cassirt 
und annullirt, aber, was dem Effect nach eben so viel ist, 
als nicht existirend (non avenu) erklärt wird. Der hier mög- 
liche Mifsbrauoh, sonst häufig, kann nun freilich, seit der 
Ordonnanz vom 1. Juni 1828, selten mehr eintreten; in jedem 
Fall ist es eines von denjenigen Ereignissen, wo sich, wie 
schon gesagt, in der menschlichen Gesellschaft, wie in der 
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wiUeoloMii Naior, die WftMwit darstellt, dafe die Welt elto 
Totales ist, Ober welches BintheiloDgen nur enie beilfioflge 
Kraft zu üben vermögen ; das berähmte Priiietp der Theiloag 
der Gewalten mnfs demaaoh hier den Prinoip der Einheit der 
Regiemngsgewalt nnterliegen *}. 

Bei der Uebersiebt, die über den Dienst des Staatsraths 
verliegt, kann auob einer ganz gewöhnlieben Aataerksankeit 
nicht entgangen sejrn, dafs die Beifttgnng ron attfseroident-' 
liehen Staatsräthen an den im ordentlichen Dienst steiesden^ 
etwas far die Uaabhingigkeit der Administrativjastiz gefähr« 
liebes darzubieten seheint, nnd diese Gefahr, ^e vor der Qr* 
donnanas von 1819 noch grölber war, ist noch grofli geoag« 
Anch der Jnstiaminister, als er am 1. Februar 1840 den 
neuesten Gesetzesvorschhig ober den Staatorath der Depntör«» 
tenkammer vorlegte, gestand dies ein, bemerkend, dafs dnreh 
jene Ordonnanz die Regierung vorl&nflg so viel möglieh einer 
tJnbill habe abhelfen wollen, welche vorher noch gröfser und 
in der vorhergehenden Sitzung als unerträglich war bezeioh- 
net worden. Denn vor besagter Ordonnanz war der Beitritt 



*) Bin Beispiel einer Streitsache^ welche der Administrativ-Justiz 
revindidrt warde^ beut der Procels dar^ den vor wenigen 
Jahren die Stadt Strafsburg gegen die StaatedonaBe föhrle> 
welche das königliche Sohlofs su Strafsburg »ufolge des Ge-» 
setees in Besitz nehmen zu können geglaubt hatte ^ welches« 
die Civilliste des jetzigen Königs ordnend ^ in den der Krone 
zum Bigentbum übergebenen liegenden Ootem jenes bis jetzl 
darunter begriffene Schiofs nicht mitgenannt hatte. Es war 
dasselbe von der Stadt dem Kaiser Napoleon zu einer kai- 
serlichen Residenz geschenkt worden. Die Stadt begehrte von 
dem Tribunal in StraCsburg gegen die Staatsdomäne die Anf* 
hebung der Schenkung wegen Nichterfüilnng der Bedingimg 
oder des Modu«^ unter dem sie geschehen war. Die Regie- 
rung erhob den Conflict unter dem Vorwand , dafs , da es 
sich um den Bffeet eines kaiserlichen Decret« (das die Schen- 
kung angenommen) handele^ die Tribunalien incompetent seyen. 
Eine königliche Ordonnaoz^ im Staatsrathe erlassen^ billigte, 
den Cooflict. Freilich gewann später die Stadt den Procefs 
vor dem Staatsrath selbst^ vor welchem die Streitsache an- 
hängig gemacht worden. 
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vat a^tacMhoa hn «afidroraoatUeheo Jfipfmi g»M VfP der 
Willkihr d«r Bfio^ter abliliKig, lo dfifii dme ni^b Uif«r 
jewfiUgqii JUmnuag «l|or ein« Sacbe im Stoi^ttNMb ^ine tigeot* 
}iahi» Coouniasioa aoii ibAeo bildiiQ koanitq.. 

Du» Comitii der Gesetogebung w»r eini» Neuemim^y w^i^f 

die Qj4<uwmii$ voo 1839 eiagefObrt. Oii9«^U|a eolUe rege^f 

m%lß\g Hber die Gfsiit^eeprojepte beffagl; werdei^y welche die 

Awereng d^n Kemmero würde vorlegen yrolleo, ei^f Vor-^ 

eiAbt, welcbe seit der Cbajrte vqq ia|4 g^^f, i|bg^koiii9|iea wfir, 

vvae ileit» m^cll eo vi«le GeseUeevoreci^tge am Folge liftte, 

die d«e ^ioklfmga mit deo ^Ug^v^emn Prioeif^ittn dejr LaMfi»- 

geaet^eboiw^'^>A<^uC«Hefi. Augeneoheioliob babep dieMiaiater, 

gai|z iei der Afitlv-^v^rwiiUiyng bfgrifta» 4ie Morae «0^9 

ftoeli beben ibre Bpr?iiai^ die Vcberaiobt» nocb die Kammer« 

fielbat die Olnbe, welcbe nCtbig iet, eia Qe§§k^ yoa fiiMgf# 

Belang fftr ein Land ebsE^ufasaen , daa eine allf, weit wngi^ 

il#b«te, dofcb vi^la ta^aeod ge^llaobl^Ii^he yerhaWBiHOf 

Gewoboheiten, Maximen und Gepet^ b^barraob^ Ofafdl^^haft 

fiii^oUier»i; daE^ iat noi: ei|i bleibeodea Cofiiaffibig) daa, pebeu 

dem Tbroo «tebeod, aaa Mannero beetebt, welche aoweM m 

dea GeAüb&Cten «rfahreo, 9^9 weh mt dep al^ftmeio«!! 6f «»4- 

aäii^li 4«r yoliUacben pnd Civil- VerfaeaMog vertraql aiiid npd 

alle vorkommeodeo Sacben, aowolil io ihrer 8pe<»ieilea Bed^H*" 

toog, als in ihrer allgemeinen Beziehung, asa beortheilen fähig 

sind, ,9 Vielleicht/^ baue 1833 Ilr. LacaverLfiplagne, 

der der Depatirtankammer Namens der daza ernannten Com- 

misalon über das damals vorgeschfagene Gesetx, den Staats- 

ratb betreffend, Bericht erstattete, gesagt: „Vielleicbt hätte 

Biiii din Unvolll^opmenheiteA vermieden, die bisweilen die 

GeeetaeavorsGblAge in ihrer Abfaaanng darboten, welebe Ihrer 

Beratbung vorgelegt worden, wenn man aiob Afters der Wis* 

aensjobaft qod der ^Irfebniog einta Corps biodient hätte, wel- 

nbca aheroaia in dieser Büokaiebt sa glanKeade Dieaale ge- 

leiatet hatte'^ *). 



*) Wir haben im vorigen Uefie die Veravclm aa|;efübvt, welche 
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Das tietetzesproieotf welches die Sienfelbewahiiir im Fe- 
liraar 1840 vor die Depotirtenkammer brachte, sollte die Of^ 
donnanz von 1839 in ihren wesentlichen Bestimranngen SMiotio-« 
niren* Es sollte insbesondere ein för allemal dem Streit ein 
Ende machen, welcher sich über die contentidse Jorisdiction 
de« Staatsrathes erhoben hatte, da viele die kdniglieiien Or* 
donanzen, welcher im Staatsrath und ordentlicher Weise, sei«* 
aem Gatacbten zufolge, erlassen, Administrativ -Streitsachen 
im eigentlichen Sinne entschieden, d. h. solche, wo die Be<- 
giernng zugleich als Privatinteresse Parthei und als Regierung 
einer Privatperson rücksichtlich eines von dieser geltend ge- 
inachten Privatrechts gegenfiberstand (z. B. der Kriegsminister 
im Streit mit einem Liferanten, der die Ausrüstung eines Ar- 
meecorps übernommen hatte, oder der Finanzminister im Streit 
mit einem ehemaligen, in Pension gesetzten Beamten über den 
Belauf seiner Pension), wo nicht der Form, doch der Sache 
nach als Urtheil ansehen, die gegen den Sinn der Charte durch 
amovibele Richter erlassen wären. 

Das Gesetz sollte auch noch insbesondere, wie schon be- 
merkt worden, die Art bestimmen, wie die im aufserordent- 
lichen Dienst sich befindlichen StaatsrSthe an den Berathungen 
Theil nehmen könnten und überhaupt diesen aufserordenüidien 
Dienst reguliren. 

anter der Restauration gemacht worden, dem königlichen 
Staatsrathe das Recht die Gesetze auszulegen zu versebaf- 
fen. In dem im Gesetz am 16. September 1807 vorher« 
gesehenen Falle war dies wirklich aach gelungen; derglei- 
chen Ordonnanzen im Staatsratb delclarirt^ entschieden definitiv 
über den Sinn des Gesetzes, über dessen Bedeutung der Cas- 
sationshof und drei Tribunallen oder Gerichtshöfe in der näm- 
lichen Sache in Streit gerieth'en; allein unter dem Ministerium 
Martigrtao (1828) hob ein Gesetz diese Befugni£i fornlicb auf. 
und ein Gesetz von 1837 gab dem Gassationshof die Befug- 
nifs, in einem solchen Falle auch über den Rechtspunct so 
entscheiden. Was die andere Beflignifs zur Interpretation an- 
belangt , wovon am nämlichen Ort die Rede war, so blieb es 
beim Versuch, den Hr. Peyronnet gemacht und seit der 
Juliusrevoluiion hat Niemand mehr daran gedacht, sie für den, 
Staatsrath in Anspruch zu nehmen. 
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DM-Projtet selbst wsr in drsi Titel vertheilt, genirs 
den drei Haupt -Oesiehtspaofcten, von welehen aus die Re- 
gieniog iie betreffeoden Bfaterien betrachtete, nftmlich der 
Bestand oder die ZasammenseücaDg des Staatsratbs, dessen 
Fttnotionen, die Form seiner Arbeiten. . 

D0f Bestand des Staatsratbs sollte im Weseatllcben der- 
«elbe sejro, der dnrcb die Ordonnanz von 1839 bestimmt war. 
Der Unterschied zwischen dem ordentlichen and dem aarser- 
ordentlichen Dienst war beibehalten, nur das Amt eines Staats- 
ratbs im ordentlichen Dienste war unvereinbar erklfirt mit jedem 
andern Verwaltongs- oder gerichtlichen Dienste. Die Staats- 
r&the and Maitres des reqndtes sollten swar amovibel seyn, 
gleichwohl sollte keiner anders als durch eine königliche 
OrdonnansB entlassen werden kennen, und nicht ohne dafs 
der Minister -President dem Staatsrath den Antrag dazu ge- 
macht and der Conseil der Minister sein Gntachten darAber 
nbgegeben. Was die Auditoren anbelangt, so sollte die Liste . 
derselben alle Jahre durch eine königliche Ordonnanz neu 
aufgesetzt werden; diejenigen Auditoren, welche sich nicht 
darauf befanden, sollten aufhören Auditoren zu seyn; die« 
jealgen, welche schon drei Jahre Dienst h&tten, sollten bles 
4nrch eine königliche Ordonnanz entlassen werden können. 
' Das Clesetzproject sagte nichts darüber, wer die Mitglieder 
des Staatsratbs ernennen sollte; da einem Artikel der Charte 
aufolge der König tberhaapt bii allen Aemtem ernennt, so 
war eine Verffigung darfiber unnöthig. Die Öhefi der Ab- 
theilungen in den Ministerien sollten auch in den auOieror- 
dentlichen Dienst des Staatsratbs gesogen werden können; 
außerdem konnten dazu nur die höhern Beamten, bis auf die 
Maires der Städte, von dreirsigtamsend Seelen Bevölkerung ge- 
langen; die richterlichen Magistratspersonen konnten es durch- 
aus nicht Nicht ohne einige Scheu schlug die Regierung 
vor, dafti es ihr erlaubt bleiben solle, den Abtheilungschefs 
der Ministerien den Titel als Staatsrath oder als Maitres des 
requ^tes zu geben ; denn die Vergeudung jener Titel , welche 
bisweilen au Gunsten solcher Personen , die natürlich darch 
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xhtm obfleMi etwas «vbaltenie Stellaojr vMaa Kuäsäm «of die 
MlfliaCer hebe», etott|^efoadea , batle heftigen Tadel erfahneft. 
Der fiiegelhe wahrer eataohaldigte die Verffigsag^ daoiift, dala 
ef aagte, eiseBibeila aey die ThellMihaie jener Angealell«- 
(en an den Arbeiten dea fitaataratha aebf nftlalioh, ja Ikat 
iiefliwendl%, da aie am besten die Nator der lanfendan Ge- 
aehift» kennen 9 und ander^raeita wtirde eine onteryeerdnete 
8tell«ag im fitaataraithe ibaen die Unabhiagigkelt ranben, te 
aie aMhig bitten, um ihre Meinnng frei nn aagen. 

Wie wir geaehen, seilte die Regierang nicht mehr selobe 
Personen, welebe den aetiven Btaatadienet ftreind sind, nwn 
an^wrerdentUeben Dienst im Staataratbe berafen können, wie 
diea verber gesobebea; de veniehtete auf diea Reebt, n« 
den Klagen versnbengen, weiche die Anaibong deasetban 
erregt hatten. Wir werden bald sehen, dafs, gMchsa» aua 
ilveist dea Widersproehs , die Commisaion der Depalirtenkaaio 
»er daräbwr eine andere Meinnng tarierte. 

Indem es auf diese Art der segenanaten dffeatltohen AiN** 
nueg nnebgab, holHe das Miniaterinm von dersnibeA nnA der 
DepalirlenkaoNner die Conoesslon der Vernehmagdes Stnafteh- 
ratha von viernndzwaaifrlg anf dr^faig Räthe an erbaJüien» 
Denn wenn wir oben dieae fiahl ala dorob die (kdonnana van 
tsasi fsstgeaetnt angegeben, sa war sie gleiehwobi nor halb 
eingeführt, da der KAaig hdehatens dnroh eine Ordenoaaa 
die 2aU der Mitglieder des Slaatsraibea vermehren, aber denir 
aelbea keine Besoldaug «nsiohern konnte, ^a sc^ar war, ond 
ttiebt ohne Grand, getadett worden, dafs die Regierung asnm 
SUatodienste berufe, ohne zugleich eine Besoldoog daf^r fes^- 
eetKon zn kOnnen, nnd so das Land gegen die Titqlare in eine 
falsebeBtellong bringe. Der Siegelbewahrer gab elaBeweggmnd 
nn jener Vermebrang die Nothwendigkeit nn, welche eines 
Thails ans der Anhanfang der Geachafta und andern Theils 
nna der Verminderang dea Personals des' anllBerordentliohan 
Dienatea hervorgehe. Wenigstens fQof Comite's, das Comild, 
das die Administrativprocesse iastruire, niobt mitgerechnet, 
aeyeto vennMMn, am die versehiedenen, den minisierieUeii 
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DeiniTttmeoteii enfspreohendtn Vonirbellt», zm beMTge«, iwd 
•neb 90, und mit Hilf» der auf zwminlf htnrib g fe tot ea as»- 
«•rortertiioiien Mtglie^er gebe dM* Ditint B«r HibMUB vor^ 
wftrtfl* Die Vermehroog 4er OeeehAfte gehe niehi alleie berver 
aae der Vermebning der ia die arsprtagliebea Attriba tt e a e n 
des iSStaats einaeblegeadea Fülle, als a. B. itte aaeoyaiea Ge-« 
aelleebftfCeB (Seeietde aaoaymee) Air Belreibnag ve« ladoalrie«- 
oder Handelsaweigea, eeadern aoob aAe den zailreiebea Cle* 
aetaen, wel<^ sdl der lallaa^Revelatiea za tfarer Vellalebaag 
die Beratbaagea dee fittaalaraCbes erfordert bftttea, wie die 
Gesetae über die Verfaeeoag der Geiaeindea, iber die Vor- 
faesaag der Departemeate, Aber die Natioaalgarde , ttber die 
Oemeiadewege, Aber die Batidebaag des Kigeotboais Aibal^ 
licbea Naizeae halber; aveb kdniiCen die aafberordeatlicAMO 
Mitglieder aatflrüeb aiefat ias Comite der Admiolstratlv-Jastla 
berafea werdea. 

Die Foaetienea des Staatsratbs tbeilte dasProjeet ta solebe, 
welche reia adraiaistrativ, oad in solebe, weiebe oeateatiö- 
aar Natar eeyea. Alte Saebea sblhea Tom gaazea Staataratb 
in pleao eotsebledea werdea. Jedoeh kAaate elae köoigllehe 
Ordeaaans oaeh Anbdraag des Staatsrafbs elae' GesebAfls* 
ordaaag aaMelleo, io welcher gewieee, nfoht eoatentiöse, 
Saeheo Mos der Uotersoebaog elnea der Comitte's überhisseo 
wftrea. Die Gegenetiade alebtconteotidser Natar siad aiebt 
alle beaaont wordea, nor die wlohtigstea mit Beisatz des; 
et üUae causarum ßgurae; mao fArobtete mit Recht deo eiaea 
oder dea andera lo dea Geeetaea bezeiehaetea aoszalassea* 
Im Abrigeii sind sie ia obHgate and faoaltative eiagetheiit, unter 
die ersteren gehören dieOrdonaaazen allgeneiaer oad reglemea- 
tarlsoher Natar (reglemens d'adminietration pobliqae), aater die 
aadern die Eatsobeidaag Aber die iSeepHsen (prlsee maritimes). 
Der AHaister fAhrte znr BegrAndang dieser Attribotioa, weiche 
eher der coateotlAsea Jorlsdietioa des StaaCaraths zuzakommea 
schien, die Betrachtaag an, dafti die Materie der Seepriesea 
Aberwiegead politischer Natar sey, aad also die discretionftre 
Gewidt der Regtening gana In Ansproeb aebme; deebalb 
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mässe* aaeb die Instraetioii der Sache daroh ein besonderes 
Comitö geschehen, wetebes darch eine kAnigliche Ordonnanz 
ernannt weiden solhe. Die Qerathung der Oeseteproieete i«C 
Mos facnltatir In dem Sinn, dsfs die Minister aber die Za- 
lassnng dieser Bcrathnng entscheiden. 

Was die tafeere Form der Arbeiten des Staatsratfas be- 
trifft, so versteht sich, dafs die Sitzungen desselben ia bios 
administrativen Sachet^ nicht dffentllch sind ; dies geht so sehr 
ans der Nstur der Sache hervor, dafs das Gesetz es nicht 
einmal sagt. Das Recht snr Stimmgabe ist so, wie es durch 
die Ordonnanz von 1839 bestimmt worden. 

Die cotttentiösen Attributionen, welche der Gesetzesvor«- . 
schlag der bestehenden Gesetzgebung gemäfs aufzählt, werden. 
was die Instruction anbelangt, durch ein besonderes sechstes 
Camltd besorgt, dessen Arbeit dem Staatsrath in pleno und in 
öflfentlicher Sitzung vorgelegt wird. Die Partheien vertheidi- 
gen sich hier schriftlich. Ein Maitre des requetes versieht 
die Functionen der Staatsbehörde, und die Advokaten am 
Cassationsgerichtshof versehen den officiellen Dienst ton Ad- 
vokaten und Proeuratoren. Der V^iceprasident des Staatsratbs 
pr&sidirt ordentlicher Weise. Kin Maitre des requetes macht 
den Vortrag über die Arbeit des Comite's. Nach dem Vortrag 
werden die Advokaten angehört, und nach diesen die Staats- 
behörde. Man hatte durch die Einführung dieses temporären 
Regierungscoramissftrs die Form der Verhandlung der in den 
Gerichten üblichen naher bringen wollen; freilich ist neben 
amoviblen Richtern ein Staatscommissfir etwas anormales. 
Diese Form datirt schon vom Ende des Jahrs 1830, wo eine 
königliche Ordonnanz sie einführte. Obgleich die Advokaten 
zu mündlichen Bemerkungen Cobservaiions) zugelassen wer- 
den, und obgleich diese Bemerkungen leicht zu Elaidoyers sieh 
ausdehnen, so ist doch hier so wenig als vor dem Cassations- 
gerichtshof (und zum Unterschied von der in den eigentlichen 
Tribunalien üblichen Form) der Procefs ein mündlicher ;, die 
eigentliche Discuasion ist schriftlich und für die Sache oder 
für den contradictorischen Charakter der Entscheidung - ist ea 
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g)eiehgöltig , ob eine mündliebe Vertheldigoog niMgefundfn 
faftC oder nicht. 

Der Staatsrath kano in den oontentideen Sachen nur dann 
cntsqheMlen (ale {irojet d'ordonance rojrale), wenn wenigetCDS 
f änfzebn Staatsratbe gegenwärtig sind ; wir haben schon getagt^ 
dafe zu diesen IMenat nnr ordentliche Btaatarfitbe zagelasaen 
werden. Im übrigen aollte nach dem GeseüBceproject kern 
anderer Unterschied zwischen der Behandlung der oontentiöaen 
und nicbtcoAtentiösen Sachen stattfinden; der Siegelbewahrer. 
erklärte frei, dals die von vielen begehrte Constitoirung etnea 
wahren Administrativ-Gerichtshofa, se/s im Staatsratfa, sey'» 
apfser demselben, cooslitationell uninöglioh sey, indem auch 
bei den contentidsen Administrativsachen der administrative 
Charakter überwiegend aey und also das Princip der künig- 
lieben Praerogative, welche allein die Bxecutiv-Gewalt besitze, 
80 wie das Princip der Verantwortlichkeit der Minister durch 
die Aufstellung ciaer inamovibeln Administrativ-Behörde gleich 
gefährdet oder verlet&t seyn würden. 

Wir wollen nun darstellen, welches die Meinung der 
Commission war, welche die Deputirtenkammer zur Unter- 
«ucbung dieses Gesetzprojects eraa^te. 

Die *Commissloa stattete im Juai 1840 durch Herrn 
Dalloz ihren Bericht ab. Sie nahm blos den Theil des 
Vorschlags an, welcher den Bestand des Staatsratbs betraf; 
über die A|t aber, wie derselbe zu funotiooiren habe, war 
sie anderer Meinung. Von der Idee ausgehend, dafs die 
Administrativ -Justiz so viel mliglich nach Art der Civil- 
Justiz verwaltet werden sollte, und in der Unmöglichkeit 
einen Theil der Staatsräthe inamovibel zu machen oder ein 
besonderes administratives Tribunal zu errichten, oder die 
conteatiosen Attributionen des Staatsratbs 6tA Cassations- 
gericbtftbof zuy^u weisen (lauter Vorschläge, die in ihrem 
ScbQofse entstanden waren), stellte sie endlich mit geringer 
Mehrheit ein neues System auf, welches ohngefäbr auf das 
alte kaiserliche hinauslief, iosofern nämlich diesen le^tere 
demComite du contentieux die Entscheidung der cpntentidsen 
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AdnittittritiVflaelieii , freilieii vnttt ktlserlicher Bestätigtii^y 
Meelegt hatte. Nor am eiuen g^ewissen Parallellittua darok- 
zafBhreii) wits «le, initm «ie die Sectimi da eontentieiox aaf- 
flitolttt, wMhe in Gmmmi die jetxigwa At<ril«tioa6D des Co»« 
aeii d^Btai ea mati^re contentKeaae , und ¥ie wir aehen wer- 
deo , mit eignet lariediotlon iia%eii aollle , die AdmfnietratiY** 
aaohea einer eigReii Seotion des M^tamtba k«i, und atc^He 
•feer %eide dia Vertamnliiagf dea Pienams, aieht aber ala ia 
alle» F&llea revidireade Anforit&t, aandern ala in rein adaii- 
amtratiTen mien revidiread ond In den oontentlOaea Materien 
die ftolRiare «nd innere Form der Bntaeheidoagf nnteranebead. 
Dar Reoora biersa an ihm Plenum aollte nnr von Seiten dea 
Staats genommen werden fcftnn^n, jedocb könnten die Parteien 
, interveniren, und in dfetem Falle trtfe amA siedle ergfebende 
Bntaebeidiiniir. Wird die Annnllatlen aoAgeaprooben, dann 
gibt die allgemeine VtH'aammlnag ein Cfataobten in dieaem 
Sinn und nimmt 'eine königliche Ohlomianz dieselbe an, so 
entsobeldei diese entweder engleioh die Sache wieder auf 
daa Gntaehten des Plebnm, oder sie Terwdst dieselbe vor 
die oampetente Behörde, welche alKd wieder die Seetion dn 
oontentieox aeyn kann. Gewisse Strellsaehen , welobe eher 
die Competanz oder Fem betreffen, al* da sind die Gon- 
lliote,,die Antorisation snr Anklage der Agenten der Regie- 
rnng, ao wie die Klagen tiber MiMfMioh der geistlieben 
Gewalt ?en Selten der Geistlieben (appd commt d*abu3)j 
der Reenra anf Cnaaatiett gegen die Sprüche der Cem des 
Oemptea , entscheidet die allgemeine Yersammlnng in erster 
ond leMer lostiinfe. 

. Jenes BedtrMfii aber, die Bniseheidang der adminiatra-^ 
Uten Jastis so viel möglich auf ifie Bedingung fanmoflMer 
Mehter «uradknufilhren, sachte die Commiesion so en belHe^ 
fligen, tafs sie vorsbblug, der Seeifon du eontentievx eine 
Jurisdiction propre sa geben, welobe also gleicb den Trlbu- 
nalien definitiv entsoheidet; ihre Bntsoheldungen sollen ^we- 
gen auch arrSts genannt seyn. Sie wlren demnach durch sieb 
selbst execntoriscb 'ond unterlftg en niebt der Annahm« duroh^Mne 
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fcfiiitglMie OrdonaMs. Wm dw iMimoTiUlitil ^r BMw m» 
Maefty so «oblog die GomiiiwsioB eiiiea Mitlei w«g eliu Br^ 
Imittead , da4^ hier eine eigenthioilicbe InamorilniUit vatiOf •« 
lieh sey, stellte sie dea GrMdesiz aof , dafii die Mitifäedeir 
der Seetien da oofltenitievx n«r ssf Ihr eigeees Begebten la die 
SeotioB ardaittistrstive versetzt werden kteaten, and deft, Im 
FeU die B«fierattg des ihr hleihende fieeht; sie gM» M eil^ 
laesen, w&rde MMübes w^Uen, dieselhes ihrsB Titel Md dea 
dritten Thell der Besoldung behelten solUen. 

IBs ist «iclM; wnliraeheinliob, defs die HegieniDg in diesen 
meue iermine würde eingegangen seyn. Der VevseMsg kam 
eher nidit aar Discnssiett In der Kammer, nnd indem wir 
dieses schreiben, Madigt nen wieder einen neaen Sesetnes- 
verschlag an, diese Materie betreffend. 



XVIL 

Der Stand der fibrenbür^er in Rufsland 

von 

Herrn von Wolotldt, 

kai[»ed. Asseisdor de« iieiftänd. Horgferiblits. 



In de« kaieerlicben MMiifsste vam M. April 1892 werde 
■nr dMernden Feetstelhing der ReiAte nnd Votvife den 
BAii^ratbml^s, and weü das, den St&dten «nd Stidtebeweh«« 
tbm TerliebeniB Statat, van 1785 in Teraohiedener HiaiJsiii 
selbe Angemessenheit zu der gegenwirtigen Lage der Ibingie 
▼erlaren, in dem fiirgenrtande dn nenes Verbftilaifs eingn- 
fütft, welches der Kaiser den Stand dar Bbrenbflrger he^ 
nannte. 

Die Bachte, WeMe dieses neue Verhiitntfs dem Bevmr^ 
«ngten gewiborte, sind: 1) Befirelong Ten der PeiaanaKe^ eder 
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HS Der Stand der Ehrenbürger in Rttfsland. 

sogeDuiBten Kopfsteuer, — 2) Betre'mag von der Pflicht ssmn 
Militärdienste , — 3) Befreiung von körperlicher Strafe bei 
verübten Verbrechen, — 4) die Berechtigung^ auf Gemeinde- 
Aemter id den Städten, die nur 4er ersten und zweiten Kauf- 
mannsgilde zustehen, — und 5) das. Recht zum Gebraucb 
des Prädicats „Bhrenbärger/^ Uebrigens sind die Vorrechte 
des B^re^bürgers von den Handelsberechtigungen der Gilden 
getrennt, da letztere separat durch Erlegung gewisser Ab- 
gaben erworben werden können* 

Das Recht des Ehrenburgerthums wird entweder nur für 
die Person des Bevorzugten , oder auch erblich, für die Nach- 
kommenschaft desselben erworben , und finden für jede dieser 
Erwerbsarten eigene Voraussetzungen statt. 
L Persönliche Ehrenbürger können werden: 
a) Diejenigen, welche Attestate ober einen völlig absolvirtetn 
aoademisohen Cursus, oder als graduirte Studenten und 
alff^^ Candidaten haben, wobei denselben das ihnen als sol- 
chen zuständige Recht auf den Eintritt in den Staats- 
dienst bleibt. 
b') Künstler freien (nicht leibeignen) Standes, welchen von 
den Academien der Künste ein Attestat über vollendeten 
Cursus, oder gehörig gemachtes Examen ertheilt worden, 
desgleichen die, welche zwar nicht ia der Academie der 
Künste erzogen, welche aber ein Diplom als academische 
Kfinstler erhalten haben. 
Vl^enn es nicht schon im Auslande bekannt seyn sollte, 
80 erlaubt sich Referent hier eine kleine Abschweifui^, um 
zu berichten, dafs in Rufsland alle staatsbürgerliche Würden 
nach gewissen Classen abgemessen sind, welche in der soge- 
nannten Rangtabelle Peter des Grofsen vom 94. Januar 17111^ 
in 14 Classen, nämlich von der 14., als der obersten be- 
zeichnet sind, die aber ihren Maafsstab im Militär -Rang 
finden, dergestalt, dafs zwar die Benennung im Civildienst 
fflr jede Classe eine eigene ist, jedoch mit einem Militär- 
Rang correspondirt^ so z. B. ist im Civlldienst die unterste 
14 Classe, der Rang eines OoUegien-Registrators, gleich dem 
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emttn Oftoienmog, Fihnriob, im Milltir, die erat» ClMte 
MiliMr, Geaeral-FeldfluiraebAll gleich, dem Amte des Rcieha- 
Catolers im CivildieDste. 

Ob ouo wobl MOb die 8tea(eim(er bisher einen gewissen 
Rang hatten, ae war doob das Avancement in dem Ciaasen- 
Rang fdr die Staatsbeamten nor daroh die Zeit ihres Dienstes 
und der Wflrdigkeit in derselben bedingt Gegenwfirtig aber 
Ist von dem Statnte vom 10. April ±9B9 für jedes Staatsamt eine 
CJasse nach der oben bezeichneten Rangtabelle featgesetat, 
und nunmehr darf in ein Amt nor ein solcher eintreten ;, der 
selbst schon einen Classen-Rang von hdchstens awei Stafen 
niedriger, als das ihm zu ertheilende Amt hat, and weiter 
kann ein solcher Beamte nicht avanciren, als eine Classe höher, 
wie das darch ihn besetzte Amt. — Mit allem diesem correspon* 
dirend, stehen nach die den Slndirenden bei ihrer Absolntion 
▼on den Universitäten, nach Maafsgabe der mit ihnen Tcmn- 
stalteten Prfifnngen, ertbeilten gelehrten Grade, gleichfalls 
in einer von jenen Classen der Rangtabelle ond hieraof will 
der, onter Litt. a. bemerkte Vorbehalt der Berechtignng zum 
Eintritt in den Staatsdienst fttr einen gradoirten Stnden- 
ien etc., nach wenn er personlicher Ehrenbfirger geworden, 
hindenten. 

c) Aofser denen unter a. und b. bezeichneten Berechtigten 
kann das persönliche Bhrenbttrger. Recht anch aasw&rtl- 
gen, nicht zor nissischen Unter^hanschaft gehörigen: 
Gelehrten, Kttnstlem, handelnden Capitalisten und Eigen- 
thttmern bedeotender Fabriken and Manafactoren ertheilt 
.werden, wenn ein Mlnisteriam, des von denselben er- 
warteten allgemeinen Nutzens wegen darauf antragen 
sollte, in welchem Falle dem solchergestalt Ausgezeich- 
neten das persönliche Bhrenbttrger-Recht durch einen be- 
sondern Ukas ertheiit wird. 

II. Das erbliche Bhrenbörgerlhum ist entweder schon durch 
die Geburt angefallen, oder kann erworben werden. 

Krit.Zeittchr,f.neekisw.u,Get€i9g.d.jiML XJK Bd. a. U. Ift 
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MO Der St^nd der Ehrenbürger in Eujsland, 

1) Darob di6 Gebart tind erbliobe Ebreabürger; die Kittder 
derer, welobe dts erbliebe Bbrenbarifertbani erbalteo hebea, 
and die Kinder der persdnlich Adeligen. 

In der ed 6. dieeee Bericbts gemaebten Aamerkoag 
ist der ClasBiflcailOB der amtlicbeli Wärdea in Rateland 
erwäbat worden. ^ Jede der 14 RangwClessen gibt dem 
Oewfirdtgten den Adel, indessen bis zar aebten Classe 
nar den persdniieben Adel , ^reicher niebt auf die Nacb- 
fcommen desselben fibergeht. — Die achte Classe, Colle^ 
' gien^Assesseren im Cirildlenst gleich dem Majol' im MI* 
IltftrdienBf, gibt den erblichen Adel fOr die ganze Naeb- 
fcommenschaft, obwohl Im Militdrdienst schon der erste 
Offieirsrang nach der Adelsordnang den Erbadel mit sich 
bringt •— Die ad 1. hieseibst gedachten Kinder der per- 
sönlich Adeligen, welchen darcb ihre Gebort schon das 
Recht anf das erbliobe Bbrenbörgertham angestammt ist, 
sind nun die Kinder der im Classen-Rang bis zur achten 
Classe exclosive dieser stehenden Beamten. Aafser die- 
sen aber gehdren noch die Kinder der Prediger hierzn, 
da zwar die Prediger keinen Classen-Raog, dennoch aber 
durch avsdrflckliohes' Gesetz den persönlichen Adel haben. 

f) Erworben kann das erbliche Bhrenbfirgertbam werden: 

a) Von Kaafleulen, wenn sie die Wärde eines CommerKien- 
oder MaBafaelar-Ratbs erhalten haben — wenn ein 
Kaoftnaim darch einen russischen Orden begnadigt ist 
— und wenn eine Kanflmannsftoilie fortwahrend 10 
Jahre in 4or ersten oder M Jahre in der zweiten Gilde 
gewesen, ohne zu falliren oder geriobtlicb der Ehre 
beraubt zu seyn, — wobei' der etwanige Weishsel in 
beiden genannten Gilden, insofern nichts ändert^ als 2 
Jahre der zweiten GUde für ein Jahr der ersten Gilde 
gerechnet werden. 

b) Von persönlichen Ehrenbürgern för Aoszeiohnang in 
Wissenschaften und schönen Künsten. 

o) Wenn sie auf einer russischen Universität ihren Corsas 
beendigt, ein Examen gemacht oder gelehrte Grade 
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€iMMtH gvhabt, utobeMhaiM dei Hookto sam Mntrite 
in df n BtMtadtemit und Ervcviraiif des Adelt. 
f) Wwm ZOglioge dw Aeidemie der KttneCe eder aveh 
Andere Ktaetler ein Diplom der Aeademte erhaHe« 
bnben, ond sie 10 Jabre naeli der Anestellmg dieeea 
Diploms FOB einem Miniaterle für besondere Avsseieh-. 
Dong Kam ErbaH de» erblioben BbrenbQrgertbvms pri- 
sentirt werden. 
9^) Wenn aoslindisehe Oelebrte, Künstler, Capitalisten 
und BIgentbömer von bedeutenden Manufacturen und 
Fabriken, entweder 10 Jabre lang als persdnliche 
Ehrenbürger in russisober Unterthansobaft gelebt, fOr 
sieb selbst und ibre Naobkommen, oder, wenn sie 
Kwar nicbt den Untertbanseid geleistet Ilaben ^ aber 
10 Jabre persönliobe Ebrenbürger gewesen, für die- 
jenigen ibrer Kinder, welobe in die rnasisclie Unter- 
thansobaft eingetreten sind. 
PersGnlicbes und erbliches Ehren bürgertbum können auch 
Hebräer erwerben für aufserordentliehe Verdienste und beson- 
dere Auszeichnung in Wiesenscbaften und Künsten, und in 
Füllen , welche in der Hebr&er- Verordnung vom 4. April 
1835 bezeichnet sind; jedoch erfolgt ibre Brbebmng immer 
nur auf besondere kaiserliche llkasen, wfibrend die übrigen 
l/onfessionarien ibre desfbllsigen Gesuche mit Ansehlofs der 
Documente für ibre Berechtigung an die Reiohsberoldie ein- 
reichen und diese dem dirigirenden Senate solche vortragt, 
der für das erbliche Ehrenbürgerthum ein Diplom, für das 
persönliche . aber nor ein Attestat an den Gewürdigten ez- 
tradirt. 

Durch Urtheil und Hecht und Verlust des guten Namens, 
wie dnreh böslioheir. Baakerot, wird auch die Würde des 
' Ebrenbürgertbums verloren, doch bedürfen dergleichen Ge- 
riebtsurtbeile zu ihrem Effect der Prüfung und Bestätigung 
des Sen,ats nach der gerwöbnlrcben Procedur in Criminal- 
Saeben. — Durch Eintreten in solche Handwerkszünfte , die 
Bach dem Gesetz n|cht mit der Einschreibung in die Gild«in 
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rerbnnden sfod, und daroh deo EiDtrltt in VeiUltem« das 
Hansgesindas hörea einige der Vorrechte des Ehrenliarger- 
thome aof , doch bleiben einem soldien die Befireiongen Fon 
Körperstrafen, Kopftteaer und der Milltftrpfliehtiglceit und bei 
dem erblichen Bhrenbürgertham bleiben noch in solchen Fällen 
den Nachkommen eines dergleichen Dienstboten etc. alle Redite 
des erblichen BbrenbOrgerthnmi^ saWirt. 



Die Abgaben, welche fSr die Erlangung der Wflrde eines 
Ehrenbürgers erlegt werden mtlssen, sind in einem, das Statat 
begleitenden kaiserlichen Manifeste bestimmt and betragen: 
1) Fflr ein Diplom snm erbliehen Ehrenbflrgerthum : 100 
Rnbel Bank-Assignationen ffir das Diplom selbst — 
800 Robel ßank-Assignationen som Behnf eines Capi* 
tals SU verschiedenen, für Handel und Gewerbe nfits- 
lichen Binrichtnngen und fOO Rnbel Bank - Assignatio- 
nen fOr die wohlth&tigen Anstalten des Gonvernements, 
woselbst der Gewürdigte verseicbnet worden, 
f) Für Attestate zum persönlichen Bhrenbürgerthum nur 
die Hälfte jener Gefälle sa denselben Zwecken. 
Gelehrte und Künstler erlegen aber eins für alles fflr 
Diplome 100 Rnbel und für Attestate nor 60 Rnbel Bank« 
Assignationen. 
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XVIII. 

Blicke auf die neuesten Schriften ttber 
römisches Recht in Frankreich. 

Ton 

Herrn Geh. Hofrath Dr. Waenkönio 

in Freibarg. 



!• Efsai iur VhUtoire du droit prive des Bomaim par 
A. Guirard. Paris 1841. 1 B. 8. pp. I—XX, 1 — 49«. 

Seit der kritiscbeo Bearbeitung der altern rdmisohen 6e* 
«cbichte dnrob Niebabr geboren bekaantlicb die Untersnoban- 
gen Abar den Ursprong des ältesten römiseben Recbte »n den 
beliebtesten und nnsiebendsten. Die meisten dentsoben Civi* 
listen baben sieb mebr oder weniger damit besobfiftigt, nnd 
wenn ancb die Ergebnisse ibrer Forscbnngen oft nnr die 
waren, dafs sie sagten : es liefte sieb über den Beohtszostand 
der Bdmer vor den xwölf Tafeln mit Clewifbeit nichts be-* 
baapten, so baben sie doeb immer Irgend einer Hypotbese 
gebnldigt. Die Herleitang des alten Recbtes der Quirlten 
aus etruskiscben Quellen bat, da sie von Niebubr ausging, 
allgemeinen Beifall gefunden , jedoob auob immer ibre Gegner 
gebabt, unter welebeo Hugo der best&ndigste blieb. Allge* 
mein bieH man indessen das älteste rOmisehe, nocb in den 
XII Tafeln sanetionirte Reebt ffkr patriciscben Ursprungs, 

Wir erbalten nun in dem vorliegenden Bnobe eines eum 
erstenmal als civilistisober Scbriftsteller auftretenden sebarf- 
sinnigen und geistreiobea Fransosen, des Herrn Gudrard — 
welober mit dem bekannten Mitglieds der Aoaddmie des 
Inseriptiotts gleicben Namens , niobt diesdbe Person ist •— 
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eine eigne «ellr aaafabrliohe Abhandlung Ober die Quellen ond 
die Bntotehang dieses alten Rechtes und seine Umgestaltung 
durob die zwölf Tafeln. Die mit eben so grofser Feinheit 
als umfassender Gelehrsamkeit vertheidigten Ansicbteo des- 
selben sind neu, ingeniös ond der eben genannten Auffas- 
sungsweise geradezu entgegengesetzt, beruhen aber lediglich 
auf Gonjecturen, deren Kühnheit überrascht und nidbt selten 
Staunen erregt — Aeo Leser matchtig anspHciit -*- jetlooh 
wenig fiberzeugt, Herr Gnerard erscheint als vertraut mit 
den Untersuchungen der deutschen Geschieb tschrciber , Philo- 
logen und Juristen ober die ron ihm bebandelte l^eriode der 
römischen Rechtsgesohit^te, er beurkundet eine genaue Kennt- 
nlfs der griechischen und römischen Klassiker, benutzt mit 
Selbstständigkeit die Resultate älterer Schriftsteller, z. B, 
Pastoret*s in seiner Itistoire de Legislation und tritt daher 
auch nicht ohne Selbstgefühl, jedoch ohne Anmaftiung auf, 
«a seine fteorie isroiizuffifareiu 

Blgeatlioh %esoiivä»kt der Verfasser sieh auf die €>^neMB 
im altröniseliea Fanäienreobts, das er indessen als %em Mit* 
Mpunkt und die Grundlag« des ganzen älteren Prlratredils 
der Römer ansieht und bebamlelt. Er fmgt, wie Icamen di^ 
Bftmer zu dem auf die strenge potestas des Hausherrn (d. b. 
naf die manne >marlti, die patria potestas und das nmncipiwn) 
aldi stützenden Familienreobt? Da sie selbst sagen {iz. Bi 
Ga^us L 55 und 108 und nadi ihm Jostinian), daCs b«i frei-* 
nem Volke aufser ihnen sich diese eigentfadmHebe paipia po'^ 
testoi vorfinde, so wül der Verfasser die ITrsadie dieser 
Bigfnthfimlichkeit genau frennen. Von selbst führt di« Fof« 
sobung hierüber auf die Frage: ob sie nns altpalriolaoliem 
R«ehte bervorging oder piebejiseh war? und so erweitert 
sich d«r Kreis «dner ganzen Untersuchung über M^ consti«» 
liirenden Btemente d«s ältesten römischen Redrts. Br führt 
dessen Gesehiehte dann bis nach den 19 Tafeln fort, d. h. 
bis zur Heit, wo der Charakter des römischen Rechts lein 
anderer wird. Das ganze Werk zerfällt in 6 Büoher, deren 
Inhalt wir in Küms hier angeben ^ollen. 
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über römUehes Recht in Frankreich. 

Biae BinleiUiiig er$ffoet das Gansa. a 1*^4*. ta 
Baobe L wird die Entotehang der Urstadi Baoiat Qiiaiich daa 
oppidam Palatlonm, erzählt und dae erele Beokt «einer Ba«* 
wobuer im Oegeoiatze des Reobis der VOlker dea AUerthnjaa 
nacbgewieseo (S. 47 — 110)« Die GrOoder Bona siad nach 
Herrn Gueri^rd 8icvler, also ein pelasgiscbes VolkfeweMa^ 
vrelebes aaoh der Uoterjocbnng ihres Stsomes dvroli die Abo- 
rigjner^ darob deren Mischang mit jenen die Lateiner eat- 
«tanden waren, den Namen Rdmer erhalten hatte. 8ie bei- 
wohnten als Hirten nnd Krieger dea paiatiaischea BOgel und 
bilden als Bamnes die ersten^ Patricier — also die den Staat 
Iprflndende und ihn beherrschende €la«se.> Der Beweis dieser 
Behauptung wird 6.69 — 61 geföbrt «nd der etrasbisobe Ur- 
apraag Boas bekämpft nnd verworfen. Der Verfaasar erkLyt 
sich hier aosdrücküofa für Schweppe, der im $. 18. seiner Ge- 
schichte des römischen Bechts ebenfalls jgegen Niabubr sieb 
nasapricht. 

DarASi^b mnfs des Älteste patrioiscbe Becht mU dam irrie«- 
obisoben verwandt seyn, nnd folglich das rd mische, inwiCc- 
weit es dem griechischen entgegea ist (also namentUeh das 
elgenthnmliche alte Famili^nreobt der Bömar), »law anderfi 
Ursprong babea. Der Verfasser nntersncht non das römische 
jCberccht durch conventio in mannm, die Bhesoheidung , das 
Dotalrecht, die v&terllche GewM^ 4ia Adoption^ die T^tel 
Aad das Brbrecbt — wie seit den XII Tai'eln sich allM ge- 
ntallet jbatte — und zJeht, nachdem er es mit dem Bechte der 
bellenischen nnd anderer Völkerstämme des Altertbu ms verj||;Ucben 
Jint, die Folgerung: Das altrömis^be Familienrecbt könne nicht 
Vi^n den Patriciern berstAmmen^ %Kmi es sonst wie das 
Aecbi .dieser iiellenisch i also ein Aus(lor0 des jus geatium 
4es AJtertbaips hätte scyn müssen, ä. 111 -* 119. 

Im Buche IL 8. 120 — 1S6 wird die Binverleibiing dar 
sabinitichen Stadt auf dem Qnirinalischen Berge erzählt, da» 
own Bewobaer aus Cure fekomown. Auob von ihnen fc#nna 
jmes V'smilienrecbt nicht stammen, einmal weil Gajns a.a.O. 
ausdrücklich sage, es sey den Bömern eigenthümlichi dann 
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weil die SaMner ein den Sparlanern verwandtes Volk i^ewe- 
seo, deren Recht ebenfalls mit dem eigenthdmlicb römischen 
nichts gremein gehabt habe. Die 8abiner vermehrten den Stand 
der Patricier als zweite Tribas (die der Tities) >). 

Im Buche TIT., äberschrieben Patriciens et Flehejens, S. 
•It7 — 271, wird non das dritte Element der ältesten Bevöl- 
kerung Rcms — die Lnceres — besprochen und zu zeigen 
versucht, daCs diese aus den von Einwanderern und Flöcht* 
lingen aller Völker gebildeten Plebejern bestanden habe, und 
dalb eben jenen alte Familienrecht bei ihnen auf die vom Ver- 
fasser angenommene Weise entstanden seyn mfisse. Die Grün- 
der der palatlnisehen Stadt (die Siculer) eröffneten, um sich 
gegen mficfatige Nachbarvölker vertheidigen zu können, ein 
Asyl. Freie und Unfreie sind willkommen und geniefsen 
gleiche Rechte. Sie safsen auf dem Coelischen Högel und 
in der Ebene — als die dritte, aber weniger begönstigte 
Tribus — unter welchen allerdings auch Btrusker waren. 
Den Namen Lucerea, welchen die zuletzt angesiedelte Tribun 
wirklich gefflhrt hatte, von Etrurien und Lucumo herzuleiten, 
aey durchaus nicht nöthig (S. 130). Sie erhielten zwar mit 
den Bewohnern des palatlnisehen Berges die Gemeinschaft dea 
Privatrechts, aber nicht ganz die des öffentlichen. Kur die 
Suffragia in den Comitien wurden ihnen zu Theil, sie konnten 
weder Senatoren, noch Priester, noch magistratus werden 
(S. 18ff). Nur wenige Familien aus dieser Classe wurden 
unter die patricischen aufgenommen*). Indessen brachten 
auoh diese alle das eigenthömlich römische Familienreoht nicht 
mit; denn bei keiner der Völkerschaften, welcher die Flücht- 
linge angehörten, fsnd es sich. Es mufb also in Rom selbst 
entstanden seyn (S. 184). Diese Entstehung erklärt sich aus 
der Sage vom Raub der Sabinerinnen (wovon nun der Verf. 
im A. n. dieses Buches ausfflhriich handelt). 



1) Erst weiter unten ^ S. 980—989^ führt der Verf. die inaige 
Verschmelzoag der sabinischen Tribus mit dem urröniischen 
aus. 

8) Davon das Naivere S. 989 folg. 
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Beine AofAieeoiig dieeee Krelgeieiee und eeiner FolgeB 
ItC dIeM). Die die Uretedt criiiidettdeD Siciiler, deres Henpt 
Remula« wer, hetten Frauen und Femilleii. Bben ee die 
Babiiier. Allein den im Asyl nnfireneBBietteB FIfteiitlingeM 
l^ebrneh e« daran. Da es ihnen Hiebt gelanf , auf dem fried- 
lichen Wege sieh Fraaen bu versehaffen, so raobten nie dle- 
eelben den damals mit Rem noefa nieht verbnndenen Sabinen. 
Dafs dies in Folge eines eigens za diesem Zweeke veranstal- 
teten Festes geschehen, ist Sage ond Aosschmttcd^iing der 
Thatsaohen, deren Wahrheit historisch feststeht. 

Die Geraabten waren ursprünglich nur Sklarianen der 
Räober, also in einer strengen Oewalt (S. 141), ein Theil 
der famulif also der familia {$ervorum). Es trat nun aber 
nach Plotareh, Qn. Rom. 85 und Romulus ff, Remulua ala 
Gesetzgeber ins Mittel, versöbate die Räuber mit den Ge- 
raubten und ihren Familien, milderte ihre Lage kn llaase, 
jedoch so, dafs sie immer unter der potcaias, also in manu 
mariti blieben. So ist also im Raub der SabiaerInneB der 
Ursprung der strengen rdmisehen Bhe und durph dieselbe auch 
die der strengen patria potestas su suchen ^ indem die Kinder 
der Frauen ihrem Vater eben so unterworfen waren-, wie ihre 
Mütter. Das Recht die Kinder bb verkaufen und so in das 
mancipium eines Andern bu bringen, war davon nur eine 
Folge und eben so, datis die Bhe per aes et liberamy also 
per coemptionem geschlossen wurde. Dies war die plebejlsclic 
Bhe und das plebejische Familieareeht. S. Idf — 156. Ganz 
anders war das Recht der Patricier. Die Frau war die freie 
Genossin des Mannes, die Kinder nicht in der strengen po- 
festas — sie waren ingenui im hdchsten Sinne des Wortes. 
Eine assertio oder vindicatio in liberiatem war nur bei ihnen 
ndglich. Sie konnten nicht in ein mancipium verkauft wer- 
den. Die Blntheilung der Personen in * homines sui juris 
und alieno juri subjectoe bezog sich lediglich nur nnf die 
Plebejer. S. 161— 164. 

Um jenes von den plebejischen ganz verschiedene Bhe- 
und Familienrecht der Patricier zu erweisen, sucht una der 
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V«rteter (8. Itf ^175) wi zeifeB, daft die -den Atooleni 
al0 PatriiBwrii eigentbämJicbe Ehe darch Confarreation ar« 
•iiraiiglieh keine oorw^Htio in manum erzeugt habe. Dies 
will er zaii Theil dadoreh beweiseo, dafe er des grieebiechep 
Vrepruag deraelbea seigt luid bier ibrea voa der atreiigfdmi- 
acbea fibe gaos versebiedeaeo Cbarakter. (Scbon S. 64 — 70 
•war das Mate aa^geflbrt werden«) Die patriciscbe BheAna 
war aleo immer su£ juris immer die freie Oenown des Man- 
abfl, biefs aaeb niebt materfamiliatf sondern uxovf maUr aod 
matrona^ die Sobeidaag war freiwillig, aber ein religideer 
Aki^ wie die Vqrhelrathong« Es fand*eia eigenUiehes Dotai- 
reebt statt, w&hrend 4ie Plebejerin dnrcb die coemptio ibre 
Ffeibeit, wenn sie sui juris war., verlor^ vom Gatten (freilieb 
aas druarfea) Terstofeen werden konnte and stets Vermögens- 
ioa war. {S. 176 -- 198). 

Rbaa «o battea die Patrieier eine wabre v&terliobe 
C^ewalt üiier ibre Kinder uad niebt, wie die Plebejer, eine 
blos kaosberrliobe, jene war besebrinkt nad mild, diese 
«nbesebrankt «ad bart mit dem Eeobt aber Leben and Tod 
dar Kiader, der SeftigBira sie m verkanfeo. Jeae heifsen 
«deswei^en patres^ weH sie aiobt ibre Kinder serw^um loeo 
aa eigea baUea (8» 198 r-M6). Diese KinÜer wnrdea also 
immer in mäncipio geboren -^ so wollte es Romolos, dessen 
«esetae blos för die Plebejer gegeben waren (1!) (S. 204— 
i06). Gerade desbalb wird aaeh die usuoapio auf sie ange- 
wandt and ersuengt eine weitfre Form der filebejisoben Bbe. 
fik 207— 20S. 

Es gab demnaeb im Anfange Roms ein doppeltes Familieo^ 
r96ht^ eia patrioiscbes nad ein piebejisebes, jeaem gehörte aa 
die Ebe dareb confarrcaiio i eine milde vaterliche Gewalt ^t 
Kamea patres, uxores, maires^ mätronae^ das Mßtrimonmm, 
die patricU, die patrimi uad mairimi an: diesem die Ehe peraes 
el Hberanip die Frau in manoipio^ der paierfamiliaB , die ma- 
terfamilias f die ßlii/amilias ^). — Damit bingt zasammeo, 



a) 8oll stete beÜMn ftlüfsnilisrum. 
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übet r9ms(^ig$ K^tfa 4n Framkr^h. 8W 

Mi dfo PstiMer g^Mes M4 gtniü», di« PMb^jtr famOhc 
Md a^naft* and MgliOh beMe ein« vMvohMeM Mel aad 
irttt fWBoliiedMiafl firbrei^l Mteti (S. fit). OiiM wdtoni 
Versdncdeobeitett alt iy>I|f^ des %w«ftfiiobeft RtolitM Moht 
4«r VMfasser ^on 6. 21« --170 Mi feeig>en. 

fir fßbrt fsacrst die btafaerlg^en Verauch«, dtM Begriff der 
gtn$ «nd der gentiles ««s der Yerwuedleehtll oder am deti 
CmiahiMtiie %Vk erkisrea eof otid weiet de» Uns^eeGf ende b^der 
«eoh. ISfl iMseii efeh l^eiMe mit den tMeilen der AMei v«nil- 
^^n. G«iM «ioftieh nitttnf er tttM ee : Die geiHilis sefeii, 
urle die ^gnaü^ tAdki% «iideree ireweeeti, %\n per virUem uxnm 
'o^gptmi — «iber die der tietrldsehen Hdwier ^) , 4ie kelee 
^Kene^den Olieder gehabl bütten ond Mglicb nldht famüiae^ 
-iondera ^ent^ f^eiiAt wMrdeti wftre« — oed itt weMte amr 
•QMIttdiMigr der wirkeetten V^rwandtseban fceiaea P^inculum 
po^eOatk bedarft liatt». Daher ete doroh emünoipäiio nleht 
Mite aa^^KiiebobeD inrerden kdane». Nor «e ratrieier batien 
lAeO) i«ie CineldB eineit iNtj^t», smt&$ md genUtes — wie eie 
Mdb altelii die wabren ingenui waren. B. flt^MT. ^ 

Dkm |debeji»idie Hiitte beffet/dmiAf^, ^e Tön den «emi 
anf die i^a 4n «nan« wnd dl» Kinder tkbeitimf e«e Benenannfi 
üloM die eiivlererwtiidtsfdiaft frttadet bier die Bkibeil, een^ 
dera die potMät; daber dfe ngnati^ «das Faeiillenbaod bildet 
und Grandlage der Tutel and des Erbrechte Ist (S. MT^fdl). 
Aiinilt bftaf^t RnBaameii das ¥orke«inien der xwei A^eptione- 
formen , der patrMeeben arrogatio *) nnd der )^ejlaebett «^ 
wieder durch a^ tt iibdtium beweirkelelligten tuk>pit{o>, deren 
wahren IJntersnbied nmn «fdter Terksbnt habe. B. f89^^td8. 

iPlebeJiseh aind ferner d»e maneipiiim {9. f 41^-^949}, Bei 
d^en Patrioiem fadrie die vMierlivlie (»ewble nof, wie der Seta 
nieh verbeiratbMe md aelbel «Ine FattÜie tlldeie. Aliein dne 



4) Die FreigelasseneQ gehörten also cicbt «ur geas ? Der Ver- 
fasser gedenkt derselben niemals« 

5) Diese wäre jedoch modlficirt bei den Pleh^ero Yorgekom- 
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Band swifobeii ihm und dem Vater wurde nieht betehriakt 
m Interesee der Glieder des Hamee, se war es aaeh das 
Verfagaai^reoht Ober ihr VermdfeD, lodern sie ea dea Ihri- 
ge« binterlaaseD maseteB nnd nur in Folge einer lex teate- 
mentarisohe Brben haben konnten (S. M0-«-t68). Der ple* 
bejiaehe Hanaberr ist nnbesobr&nkt, er Forkanft per aes et 
Uberam nach Belieben seine ganze Habe und enterbt willkör- 
lieh seine Kinder, die er ja anob sn emanci^ren ond seibat 
\n verkaufen berechtigt ist (S. tM-— f57). Nor das Reoht 
der Tutel war ffkr beide Stinde daa im Gai^zen Gleiche (S. f 49). 
Es gab drei Classen erbender gentiles, die Söhne und Bnkel 
durch sie die nicht verheiratheten Tdohter und Enkelinnen 
durch die Söhne, dann die Ascendenten, endlich die Seiten- 
yerwandten (S..f57 — ItßO). Anders war das plebejische In- 
testaterbrecht, nfimltch das der sui und agnati beiderlei Ge- 
schlechts nach der allgemeinen bekannten Weise (S. 961 — 
M6). Die patricischen Frauen, da sie atets gentiles hatten, 
hinterliefsen dsfher immer Intestaterben, die plebejischen nur, 
• wenn sie sui juris waren (S. 905—908). Ein letster Unter- 
schied des patricischen und plebejischen Rechts, welchen der 
. Verfasser aus dem verschiedenen Familiennexns, ableitet , ist 
die addictio der Schuldner, welche ursprünglich nur bei den 
des Manicipiums ffibigen Plebejern Torgekommen seyn kann. 
S. 969. 

Von S. 971 --979 gibt der Verfasser ein Resum< der 
bisherigen ansföhrlichen Entwicklungen seiner Ansichten. 

Iffl Buche IV., überschrieben: Periode de Latte et de 
Fusion^ folgt eine kurze Darstellung des Kampfes der beiden 
iättnde, welcher zur Einheit des Rechts durch die Gesetz- 
gebung' der XII Tafeln führte, deren Inhalt nun im Buch V. 
dem ganten Systeme des Verfassers gemfith als der Sieg des 
In Folge des Raubes der Sabinerinnen entstandenen besondern 
Rechts der Plebejer über daa mit dem jus gentium des Alter- 
thums idealische Recht der Patricier erklärt wird. 

Mit der grofsen Vermehrung der plebejischen Familien 
stieg ihre Macht und ihr BinfluTs. Mit Mühe hielten sich die 
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über römischi^ ^0cht in Frankreich. 

Fftlrieier oben. Dnrch Brtlieilaog dM PaIrMato m einseine 
Hftater venl£ri[teii sieh die Patrioier fegen jene. Die «ea 
assoeirteii bleiben indefe gente$ minoresj die der Plebs geneift 
waren (8. 194—908). Zwieohen den beiden SCinden fab 
es jedeeb vor den XII Tafeln keine MiMeiralben (6. 306). 
Sebr niditif wurde die Plebs dnreb die aesetogebnaf des 
Servios TnUins, jedoeh nnr die reieberen Faailien, ans wel- 
eben spiter eine Aristokratie bervorf ing (S. 808— 811). Die 
Verüsssonf legte den Gmnd an den weitern KAopfen der 
Plebejer, welehe endlieh dnroh ihre Tribnnen ein fleiebes 
und gesehriebenes Reeht für alle Bftaier verlangten. Dieser 
Reohtsgleiobheit widersetnten sieb die Platrleier naeb Kriflen, 
weil sie ihr edleres Beebt niobt verlieren wollten > (8. 880 — 
381), wibrend ihrerseits die Plebejer ihr Beeht anfangeben 
keine Ortlnde hatten (8. 381 — *388). Daher die Versdgemng 
der Versehmelsnng , welche indessen beeonders von den mi- 
nores genUs Qod den equites gewansoht wurde. Diese gaben 
nnob endlich den Aassehlag , und nachdem der Verwand, man 
nfisse das Beobt Orieebenlands kennen, dnrch die Gesandt- 
schaft dahin erledigt war, werden endlich die Deceavirn er- 
nannt, deren Majoritit, wie der Verfasser xn neigen sucht, 
plebejisch gesinnt war. Das Beeht der patrioisoben Mineritit 
ainfii in dem der plebejisehen Majoritit .sich auflösen — das 
jura aeguare war der Zweck der Neuerung und nicht das 
Mose Aufeeichnen deeeen, wss bisher als Oewohnbejtsreebt 
galt (Liv. III, 31). Eine Neuerung sollte erfolgen und diese 
war die Vcrschmelaung des verschiedenen Beohts der beiden 
8tdnde na einem, a 341—363. 

Das Familienreoht der B6mer gestaltete sieh nun nnf fol«* 
gende Weise: 

1) Die beiden Formen der Bhe wurden beibehalten, sowohl 
die confarreaUo als die coempüo^ allein beide eneugten 
die manus mariii die per usum wurde beiden Ständen ge- 
mein. Wer keine strenge eingehen wollte, enthielt sich der 
beiden Formen und unterbrach die usucapio. In dnigen Fällen 
erMUgt die confarreaUo auch jetnt noch nicht die manue^ n* B. 
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^» eonferrßalio eiaeB ßamen diaU» (a aW— 88t). Amk 
sebeinl sie keime eapitu deminutio Dscheich gesoK^en am babaiif 
deas diese sebreibt Oaj«s bles der eedmptio an L, $. ttt 
(p. 3M— 3115 . Die so verbeirsOiate iiato aoob nicht den 
Nsmeo der mater/amiHas so , eben se wenig die dnrai ustu 
in die man«« mariii f ebonniett wer (8. dM). Dn» sMe ReobI 
der Sebeidong« blieb wie vorber , nnefa dem Vcrfbsecr enüilel«* 
(en die XII Tafeln bierüber kein# Bestimmong (S. 97iu^af8). 
Bben 80 wie sehon Hugo bemerkte rAoksiebtlich der dos. Des 
Hotslreebt war sülltebweigend dadurch regntirt, dali» nwei 
Arten der Ehe, die laxe *) nnd die strenge, anerkaaat wnr-» 
den. a 974— d7A. 

S) Das pleberjisebe Recht der T&terlicben Gewalt wnrde 
in der vierten Tafel sanetloairt In F»lge dessen änderte 
auch die Adrogatie ihren Charakter. Dies erfolgte ohne be«» 
aendere Bestimmong. Die Kinder jedes Btoers kennten in 
das manclpinm verkauft werden« 8, 895 — 385. 

8) Ueber die Tolel der Fraoen setzten die XU TaMln 
nichts fest, die iM^r die Unmündigen wurde doroh eine Felge 
des Erbrecht» sanctionirt. B. 888. 

4) Die den Plebejern anstehende Freiheit so testiMi 
wnrde allgemein; das tesiamentum in ealaiis comitiie mnlbte 
jetnt aufboren*); das in procinetu kennte bleiben, weilen 
nichts war, als eine Willenserklftmng des Testireta vorder 
Armee, o. oov *""" oo9« 

5) Das Intestaterbrecht der XII Tafeln ist eine Ver«- 
acbmclisung des plebejisehee der fitmilia mit dem patrioisobe» 
der gentea. Nur /für die Patricier war die Saaotion: die gen- 
tiles sucoedirten, wo keine Agnaten wären (S. il$&*^406). 
Der Verf. l&fst sich in eine ausführliche Disonssien hier ein, 



0) Der Vertbsser eelit überall von der Ansicht aus^ die laxe Ehe 
segr ein alirdmisebes Reebt> uad doch erbeaali er »w die in 
vumum convenlio als solches aa. 

7) Dies anzunehmen ist nichl nötbig^ es veränderte nur seinen 
Charakter 9 indem die Willenserklärung vor dem Volke (oder 
den KActeren) die eiBBige Peierliehkekt werde. 
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im mint B^ghMMaümmnog der GentiliC&t so ▼•rtb«ldt|;tii. 
SoiidorlHir ni f^ dafs er von der Bfbfolfe dee Petreoe 
•ehwelgt 

6) Die Pftirioier koasteii von nan an aaob Nexi werdeii. 
8. 405—407« 

Den IiAalt der 10 erttea der 18 Tafeln gibt hier CNi^rd 
S. 407 aar folgende Weiae an. Sie befretfen: 

1) Ün Code de proeddore , rMif ^ d' aprea le prineipe de 
r4galitd dea dei|x ordre« , et ^ni ftitplaed dana lea premttrea 
table«; 

8) an code des däita et dea peinea, qvi iairodniaait 
qoelqae choae de nonveaa. Tootea lea aaendea aont pdca- 
nlalrea ; 

8) Un certaia nombre de prHieipea qoi avaloBt pasad d« 
droit dea anelena peaplea italiqaea daaa le droit eomaian dea 
40UX ordrea; 

. 4) Pioeienra ditpoaitioBa aoiiTellea adea de In rdrolatioa 
qal venait de a'aecomplir dana la eki6^ 

6) Bnfln, qaelqaea loia empront^a anx IdgiaUilioaa etran- 
gifea et pniaees dana le trarail dea ooaimiasairea enroyda en 
Oreoe. 

Naohdem darob die eraten 10 Tafeln die patriefachen G^ 
aatzgaber daa Rarrt ihrea Standes den Plebejern geopfert 
hatten, wollten ale die Afaoht dcaa^ben doneb einige Privile- 
gien retten, blieben also nach eia Jabr, om die swei letzten 
Tafeln na redigiren. Dadareh ssogen nie aiob den Unwillen 
der Pleba an , ond aohon hei ihren Scaadeageaoaaen verhaM, 
worden sie, ala aie aogar ein drittea JiAr ohne neoe Wahl 
Ihre Function, ond zwar anf eine tjraaniache W^ae IbrI- 
aetaten, gewaltaam geatdrat (ßk 408 — 400). Die BrB&blang 
des Prooessea der Virginia beacbliefst dies Buch (8. 481 — 
4M). Appios wollte hier nach altplebejischeia Recht den 
Streit entoobeiden, well Virginia die Bnnatoobter einea Plebe^ 
fers gewesen, also in mancipio geboren, weii^lb kein« vtn" 
diciae secundam libertatem hatte gegeben werden k(Ninco^ be- 
aandera weil der Vater ahwesend war, ^r hier also den Realtn 
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beg«hreo dvrAe. 8. Liviu« and Diosyi. ron HalieMraara. 
AlleiD die assertio in Ubertatem war «]l^ea<iine« Recht ge- 
wordeD, dies riefen VirfiniM Vertheidi|^er ao. Demoof eich- 
tet nimmt Herr Gu^rerd seiner Theorie gemSfli an, Appios 
habe nach dem formellen Rechte gesprochen, well nieht die 
patrioisehe, sondern die plebejische v&teriiohe Gewalt durch 
die 19 Tafeln sanetienirt worden, also das Haaskind nicht in 
UbertaU geboren war. 8p&ter als Applos ¥or das Volksge* 
rieht gestellt wnrde, siegte indessen die entgegengcsetate 
Ansicht, dafs anoh in solchen F&llen die vinäiciae eecundum 
UbeHaUm zo geben* seyen. 

Wir kommen znm letzten Boche des Verfassers, über« 
schrieben Deaxieme pMode (8.434). Die Patrioier, deren fiecbC 
durch die XII Tafeln den Plebejern geopfert worden war, schäm- 
ten sich Ihrer Niederlage und sachten, die Geschichte verCil^ 
sehend, bald der Mit- ud Nachwelt glauben zu macben, Rom 
habe von Anbeginnan nur ein Familienrecht gehabt nnd^die in 
jene Gesetzeaafgenommene Verfügung dcfs Romulus aber di« 
väterliche Gewalt sey nrsprünglicb schon für beide Stände ge- 
geben gewesen. Die Fälschung fand Glauben. 8. 434 — 440. 

Das rdmische Recht nach den XII Tafeln bildet sich nun 
so ans, dafii 

1) riele Freigeborne, weil sie alieni iuris waren, auf die 
Stufe der Sfclaren herabsanken (???). 8. 441 — 448. 

%) Die confarreaUo mufste sich verlieren, weil sie die 
Scheidung erschwerte. Weil jedoch zu gewissen Priesterstelleii 
die Geburt aus' einer solchen Bhe nöthig war, schlössen sie 
einige wenige (S. 4411—444). Eben so hörte die in manum 
convetstio auf. Die gewöhnlichen Formen der Ehe wuren. di« 
per coempiionem und die flreie durch bissen coneensus^ Diese 
wurde jetzt heirschend und zog für das ganze Familienreeht 
wichtige Folgen nach sich. Die Scheidungen waren erleich- 
tert; nur 7 Zeugen mufsten gegenwärtig seyn bei deren Vor- 
nahme nach Fr. 7 D. de divortiis (8 449—463). Das neue 
Dotalrecht bildete sich aus (S. 4ft4). Man bedurfte nicht mehr, 
wie bei der strengen Ehe^ einer stipulaiioj um die Rückgabe 
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über römisches Rtcht in Frankreich. 

d«8 von der FrAD beii^ebraoliten Vermdgeas odtt was für am 
gegeben war, zu siobero; die actio rei uxoriae fftod statt mii 
allen ibren Eigentbämlicbkeiten« Die Idee eines natörlicben 
Eigenthams der Frao an der dos mutete sieb entwickeln. 
S. 154—469. 

3) Das manctpium verschwand naob und nach, in der 
dritten Periode des römischen Rechts kam es nur bei noxae 
dationes von Kindern vor. Aueh durfte der so Verkaufte 
Qiobt mehr als Sklave behandelt werden (warum jettl erst*). 
Das Testirnagsrecht erhielt seine vollkoiftmene Freiheit beson- 
ders durch die Verbindung der tahulae mit der familiae man^ 
cipatio S. 463 — 467. 

4) Das praetorische Erbrecht stellte das Untergegangene 
jus gentium hierin wieder her. S. 467 — 470. 

An die Stelle des Erbrechts der geniiles traten bald die eog- 
nati namentlich weil die patricisohen Familien, in welchen 2lllein 
es galt, ausgestorben waren. Die 6entllit&t wurde so selten, 
daCs man schon zu Oicero's Zeit nicht mebt* genau' wnfste, 
was sie waren. Die agnatio bestand aber fort. S. 470—478. 

Ö) Auch die addictio verschwand. S. 480. 
Nur noch wenige Spuren des ursprünglichen doppelten 
Rechtes in Rom finden sich in der dritten Periode seiner Ge- 
schichte; sie beziehen sich auf die sonderbare Stellung det 
Frauen, die grofs und selbstständig als matronae elnbergehen 
und dennoch Sklavinnen in manu mariti aeyn konnten. S. 
484—492. 

Diei^ . ist der wesentliche Inhalt des Essai sur V histoire 
du droit romain Referent ilberläl'st es den deutisohen Reohta- 
faistorikern, dasselbe zu prüfen und über die Haltbark^t dieaer 
ganzen, auf Hypothesen ruhenden Constraction der &lteaten 
Geschichte des römischen Rechts, welches der Verfasser im 
Grunde einzig aus dem Raub der Sabinerinnen ableite^, das 
Urtheii zu sprebhen. Die vielen schwachen Seiten derselben, 
so wie dre zahlreichen Uebergehnngen überaus wesentlioher 
Punkte , z. B. der ganzen Lehre vom fiigenthum , d^ ffiCX 

Ari<. Ztiiltehr,f. HechUw. a dseig^, d. Ausl, XIF, B. 2. U. 16 
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f 
V«cool», des iUchtB der Freifekweeiieä «. e. w. werden no-* 

seru Levem scboo von eelbet anfgeMleii seyti. 

8. Du vrai caractere de la loi Voconia chez les Romaina, 
memoire lu ä V Academie des Sciences morales et poliliques par 
M. Giraud. Paris 184«. pp» i— 67. Aus den Memoiren 
dieser Akademie besooders abgedruckt. 

Mit ganz besonderem Vergnügen, maebt Referent di eLe-i 
ser dieser Zeitsehrift mit einer neuen gelehrten Arbeit den 
llM*m Girand bekannt. Sie ist niobt minder als seine ftfihern 
Sohriften ein glänzendes Denkmal der ««fassenden und gränd* 
liehen historlsefaen , philologischen, jnristi(BGhen und Uterfir* 
gesehiohtliehen Erudition des Verfassera, und mnTste Frank- 
reichs Gelehrten deshalb besonders wUlkosmen seyn, weil 
diese durch sie mit den vielen Schriften bekannt wurden, 
welche seit Perizonins und Wieling über die so ratiwcihafte 
1ml Voconia erschienen, ihnen aber, wie Leoiere's Aufgabe 
ven Cicero beweist, gröfstentheils unbekannt geblieben waren. 
Für die deutscfaMi Gelehrten ist die Schrift nicht blos bemer- 
kenswerth, weil sie ihren Gegenstand auf eine höchst klare 
vnd anziehende Weise behandelt, sondern audi deshalb, weil 
ihr Verfasser die durch die Untersuchungen über jene Lex 
veranlafsten Streitfragen kritisch belenchtet und mehrraala 
gegen die neuesten Schriftsteller über dieselben^ z. B. gegen 
r. Savigay polenrisirend auftritt. Sein Ideebgang ist fol- 
gender. ^ 

Beginnend mit Betraehtongen aber die Wichtigkeit der 
privatreeMiohen SteHung der Frauen bei einem Volke, zeigt 
«r, dafii ^, wo die Wentlicdie Ordnung sich noch vorzüglich 
auf die Familie stützt, iw Gesetzgebung vor Allem dafür 
na sorgen habe, dalb dieses Gesehlecht nicht entarte und nein 
Verhftltnifb zum mftnnliehen Gescblecbte kein ungeeignetes 
werde« Bei aflen Vülkem haben die Frauen Vorerst eine be- 
•ehrinktere .Rechtsfähigkeit als die M&nner, und erlangen 
gewühnllch nur sp&t mit diesen ein gleiches Privatreebt. So 
bei den Griechen (p. 7) und bei den Römern (p. 8). Hier 
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I 
war ihre Lage bekanodioh anfaDgs die drftdcendste ^ bi« am 
Bade der Repoblik ibaeo eodlioh die liogttt ersehnte rechtllohe 
SelbetstiDdigkeit wurde. Das sechste Jahrhundert Roms war 
die Uebergangsperiode vom Alten tum Neuen, besalb aber 
in Cato dem Ceasor einen Mann von so streng conservativen 
Prinoipien, da(b er überall als ein Haoptgegner der Emanci-^ 
pation der Frauen erseheint Br veranlafste Vooonios, das 
Gesetz rorzascblagen, welches daroh eine Besohrfinkang der 
Erbfihigkeit die Frauen hindern sollte, allza grorse Reich- 
thfimer zu erwerben (Ä 9—19). Ist der Zweck des Ge- 
setzes bekannt, so sind doch die Verfögongen, wodurch es 
ihn erreichen wollte, des Mangels ah Nachrichten wegen in 
Dunkel gehOllt. Baldnin, Gronovios, Perizenius, Wieling 
gelang es nioht, dies zu zerstreuen, und so tdnscht sich der 
grofse Montesquieu (Esprit d^s lois XXVII.) vollkommen fiber 
den Inhalt des Gesetzes, Bouchand hatte jene Gelehrten Mos 
aasgeschrieben. Seit 91 Jahren machten nun Kind, v. Sa- 
vigny, Haubold, Zimmern, Hugo, Schilling, Zum'pt, Rein 
und Hermann Gaupp ihre Ansichten und zum Theil höchst 
echarrsinnigc Studien über die lex bekannt, und wenn man 
auch zu einer übereinstimmenden Meinung Aber sie nicht ge- 
langte, so sind doch die auf dieselbe sich beziehenden Fragen 
ixirt. S. 19— ta • 

1) Stritt man über das Jahr, i« welohem die lex Voea- 
ttia rogirt wurde ; Kind nimmt das Jahr 476 nach Roms Er- 
bauung an, Zumpt 580, Savigny, Hugo, Zimmer» oiid Gaupp 
«8«. Herr Giraud zeigt sehr klar, dals die bfcfie Annahme 
die richtige sey. S. 93—96, 

9) Die zweite Hauptfrage betrifft das sog. erste Kapitel 
der Lex, welches Gajus H. 979 bekanntlich am bestimmtesten 
unter allen Alten mit folgenden Worten angibt: Mulier, guae 
ab eo, gui eentum miUa aerU census est, per Ugem Foconiam 
heres iiutilai non potest etc. etc. 

Dafs das Gesetz nur die Brbeseinsetzung der Frauen 
durch reiche Testirer verhindern wollte, ist hier gewilb: in 
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welchem Umfuige aber and auf welche Welse — dies war 
TOD jeher bestrittea. 

a) Welche Soxome ist mit 100000 acris gemeint? siad 
es asses oder sesteroise? Der Verfasser spricht sich gegen 
fiavlgny fftr die ersten aus. 8. 89 — 30. 

6] Eothült die L. V. eine Ausnahme zn Gunsten def filia 
^na heres, wie Savigny annimmt? Der Verfasser verneint die 
Frage. S. 91—38. 

Darauf geht er zum zweiten Kapitel aber, welches naich 
Herrn Giraud nar das bekannte ist, wovon Gsjas II. 286 
spricht: ne cui plus legatorum nomine mortisve causa capere 
liceretf quam heredes caperent^ and worauf die Verrinn I. 
C. 43 Q. 110 and Qaintilian sich beziehen. 

Eine Folge des. hierdurch ausgesprochenen Grundsatzes 
war, dafs eine Frsn nicht mehr als die Hälfte des Vermögens 
eines Testirers erbalten konnte, wenn er auf 100000 asses 
eensirt war. Mehrere Rechtsgelehrte, wie z. B. Schrader, 
fiohilling und Hasse hatten behauptet: eben dieses sey durch 
ein besonderes Kapitel der lex noch verordnet worden. Der 
Verfasser verwirft mit Savigny und Mühlenbruch (wie uns 
deucht, mit Recht) diese Annahme. S. 36 — 37, 

Ferner erklärt er sich gegen die Hypothese eines dritten 
Kapitels der lex, welche das agnatische Erbrecht der Frauen 
auf die consanguineae beschränkt habe. Bekanntlich nahmen 
mehrere dies an wegen Paulus IV. 8, 2%. 

Sehr richtig legt der Verfasser die Bemerkung dieses 
Joristen: dafs jene Beschränkung Voconania ratione entstan« 
den sey, dahin aus: die Rechtsgelehrten hätten aus Gründen, 
welche die L. V. veranlafst hatten, die XII Tafeln auf jene 
besohränkende Weise erklärt S. 38 vergl. mit S. 38 Not. i 
snd £1. 50. 

Die Abhandlung schliefst mit einer erschöpfenden Geschichte 
des Erbrechts der Frauen bei den Römern und dem allmäligen 
aurser Gebrauch kommen der h. V. (S. 39 — 67). Zuletzt 
kommt der Verf. auf die4^ekannte schwierige Stelle bei Cicero 
de Repnblica III, 10 zu sprechen. 
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I 
Er findet nichts sonderbares darin, attgt : sie sey von den 
Anslegern falsch verstanden worden, nnd i^ibt nar den Sinn 
wörtlich wieder (8. 63 — 64). Und doch war durch sie allein 
^ie scharfsinnige Abhandlung Hasses veranlasst — Eine tiefer 
eingreifende Erörterung wfire wtlnschenswerth gewesen. 



XIX. 

Fortschritte der rechtsgeschichtlicben 
Arbeiten in England. 

Ancient latus and institutes of Wales, comprising laws suj>posed 
to be enacted hy Bowel the goody tnodified by subsefuent re^ 
yulations under the naiwe prince» prior to the conqueet by 
Edward the First, and anomalous laws, consisting prineipaUy 
of institutions wich by the Statute of Ruddlan were admitted 
to continue in force, With an Engtish translation of the Welsh 
Text To wich are added a few Latin transcripts, containing 
digests of the Welsh laws, prineipaUy of the Dimetian code. 
With indexes and glossary, Printed by command of Bis lat^ 
Majesty, King William IV,, under the direction of the com- 
missioners on the public records of the Kingdom, (.London) 
i841. Qr. Fol. Pg. ±006, 

Angezeigt 

von 

Herrn Dr. Zöpfl, 

Professor d. R. in Heidelberg. 



Im Jahre 1892 hatte das Haus der Gemeinen an den König 
George IV. eine Adresse überreicht, worin vorgestellt wurde, 
«lars die Ausgaben der alten englischen Geschichtsqaellen an- 
correct und mangelhaft wfiren, dafs manches nur in Hand- 
«chnften — ja oft sogar nur in einzelnen — vorhanden wfire 
und somit der Gefahr eines völligen Verlustes ansgesetist sey, 
und dafs eine gleichförmige und würdig ausgestattete Aus-- 
gübe unter königlicher Sanctton eben so sehr der Regierang 
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' zum Böhme gereiobeo, als die Wiueoseli^ft der SeMbiohte 
und die Verfaesnngskaode erweitern werde. Wahrlleh, ein 
hochherziger Antrag, ein Beweis des kräftigen Nationalgeflkhla 
dea engliacfaen Volkea, ond eines arasterbaften Patriotiaaiwi 
seiner Vertreter. Es ist wahrhaft erhebend, eise solehoKer* 
perschaft von der Wichtigkeit der vaterlfindiseh^ Gesehichte, 
der Vermittlerin der Vergangenheit und Gegenwart, dareb- 
drangen zn sehen, es Ist das ehrenvollste Zengniili fftr den 
Volksgeist, wo die Bewahrong der GescbiGhts<][aellen ala eines 
heiligen Brbstflckes der Vorzeit znr Nationalsaohe gemacht 
wird. Es ist aber eben so erhebend, wenn man sieht, dafs 
eine Begiemng, wie die englisehe, die hier allen eorop&l- 
scben Djrnastien als ein nacbabmongswtlrdiges Muster voran- 
geschritten ist, eine solche Aeafiening dea Velkagelstes z« 
würdigen weilfa, nnd ohne ZOgem die nötfaigen Anordnnngen 
erlfifst, am einen solchen Gedanken zn verwlrkliehen. Aach 
in Dentschland beseelt l&ngat ein gleicher Wunsch die Na- 
tion: nnd ob bei ans Fähigkeit und Bernf för ein gleiches 
Unternehmen vorhanden ist, darfiber haben die Leistungen der 
Gelehrten, welche sich zur Heraasgabe der nnfibertroffenen 
Monnmenta Germaniae anter der Leitnag von. Ports verel- 
nigt haben, längst entschieden. Aber Deutschland fehlt, was 
England besitzt — ein gemeinsames legitimes Organ fOr na- 
tionale Wönsche — and was bisher von oben herab ffir die 
Heraasgabe anserer reichen Geschichtsdenkmäler geschehen 
ist, kann leider kanm mit dem Namen einer kärglichen tJn- 
terstütznng eines aufopfernden Privatfleifses bezeichnet werden. 
In England ist durch königliche Anordnungen die Herausgabe 
der Geschlchtsqaellen der königlichen Archivcommission zor 
Dieastobliegenheit gemacht worden, and Ihre ofAcielle Thä- 
tigkeit beginnt nun, ein grofses Nationalwerk aelner V^- 
lendoag entgegenzufahren. Zweckmärsig wurden bei der 
Herausgabe die Quellen der Geschichte von Wales vo« 
den flbrigen Queilea der englisdien Geschichte getrennt und 
mit der Ausgabe der alten Gesetze von Wales begonnen. 
Von diesen war bisher nur eine, und zwar sehr schätzbaca 
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Anigake vQrlwiideB, welelM Wal ton bMorgit hallo, wU 4io 
1790 zu Loodott eraoUeoen !■!. Hividerl ond seha Johr« 
liegen daher js^soben dreeer und der jelslf en Anagnbe, wel- 
che unter der Leitnog von Aneurin Owen e» das Lichl 
getreten iel. Die Vertreffliebfceii der WetCon'eeben Aiegafee, 
was namlioh das riohtige Verat&ndnillft dee nlten Waliser Tex- 
tes, die Oenanigkeit and Sinnrichtigkeil der heigegebeaen 
Isteioischen Version, und die Noten ond dee Glossar anbe- 
Ungt, werden ron dem neuen Heraaageber rühmend aner* 
kennt, ja sogar so hoch gestellt, dnCi er den Ziweifel 
anregte, ob nicht ein neuer Ahdruok der Wolton'sehen 
Ausgabe allein schon für genügend hätte geaeblet werden 
dürfen. Allein die Vernastsltung einer gans neuen Ansgabe 
ersehten doch als unentbehrlich, nadidem nun durch Ver- 
gleichuiig 4or Haodscbriften zu der Ueberzeugung gekommen 
var, .dafs Wotton einen ganz fehlerhaften Plan verfolgt hntte. 
Kr hfttte nämlich , sbgesehen davon , def» er nur die Haod- 
fcbfiften dos brittischen Museums benutzt hetta, nur einen 
(von Owen in der Vorrede pag, x. sub B. aufgeführten) €o- 
iex seiner Auagab^e zu CS runde gelegt, weil er ihn für den 
illeatCA hielt, und nacb der Ordnung von diesem Codex wurde 
sodann dor Text gegeben, and demselben aus anderen Band* 
achriften Lesarten beigefügt, welche nicht nur haaig von 
dem Texte abweichen, sondern oft diesem geradenu wider* 
eprechen« Es hat sieh aber nun durch die Berüoksiohtigong 
mehrerer Hsndechriften, ihrer besonderen Dialekte und looalen 
Bezaehungen herausgestellt, dafs das Waliser Reohlsbuch in 
drei verschiedenen Bocensiooen vorhanden ist, welche in 
den verschiedenen Tbeilen von Wales — (Venedotia oder 
Nord -Wales, Dimetia oder Süd -Wales, und Ctwent oder 
Nordes^ -Wales) — Gültigkeit hatten. Ob diese Verschie- 
denheit der Reoensionen schon eine ursprüngliche war, oder 
ob sie nur ersjt im Laufe der Zeit durch partieuläre Fortbil* 
dang einer gemeinschaftlichen Grundlage hervortrat, ist nicht 
yollstlUidig aufgeklert, jedoch uqbezweifelt, dafs jedenfalles 
das letztere Verhaltnifs auf die gegenwartige Cfesialt der 
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fiaiHl0ehriften eingewirkt hat. Das Rechtsbach, velebea an» 
naninely: in dreifacher localer Recension TOtHiegi, ist die 
älteste ons erhaltene Recbtssammlunjg: von Wales. ^Was in 
alten Chroniken über die Gesetze eines regalas oder Ganfnr- 
sten Dymal moel mad, oder von Gesetzen von Marsia be- 
rtehtet wird, welche noch der Periode vor der römischen In- 
vasion angehören sollen, ist zur Zeit noch nicht Aber das 
Gebiet des Sagenkreises heraafgetreten ; wenigstens sind in 
dem jetzigen Rechtsbache keine Stöcke mehr zu nnterschei-^ 
den, welche als Bestandtbeile Jener mythischen alteren Saram-^ 
langen vindicirt werden dürften. Als der Urheber des Rechts- 
baches von Wales erscheint der König Bowel dda, d. h. der 
Gote (gest. a. 948). Nach den Vorreden der Handschriften 
ist die Geschichte der Abfassnng karz folgende. Der König 
Bowel versammelte znr Bewirknng eines besseren Rechtsza- 
standes die hohe Geistlichkeit und den Adel von Wales and 
daza von jedem Gerichtssprengel sechs angesehene Manner 
in seinem Jagdhaose, dem sog. weifsen Hanse atn Flasse Tav. 
Aas dieser Versammlung wurden zwölf erfahrene Männer 
ansgewähit, und diesen ein Gelehrter, Namens filegywyrd, 
beigegeben, und diese Commission erhielt nun den Auftrag, 
das alte Recht zu rcvidiren und zu verbessern. Das Produit 
ihrer Arbeit wurde sodann in der Versam(nlang verlesen, uid 
nach erhaltener Bestfttigung verkündigt. Die Bischöfe be- 
drohten feierlich die Uebertreter dieser Gesetze mit dem Kir- 
chenbann, und das Rechtsbach wurde in drei Exemplaren 
ausgefertigt, von denen eines zum t&glichen Gehrauche an 
dem königlichen Hofe behalten wurde, die beiden andern aber 
auf zwei königlichen Villen deponirt wurden. Endlich machte 
Bowel noch eine Reise nach Rom, in Begleitung des Brz- 
bisohofa von St. Davids, zweier Bischöfe und dreizehn ande- 
rer Personen, liefs seine Gesetze vor dem Papste verlesen, 
und von diesem eonfirmuren. Die Zeit der grofsen Versamm- 
lung in dem weifsen Hause konnte auch jetzt noch nicht mit 
Gewifsheit ermittelt werden. Es finden sich Muthmafsungen 
von den Jahron 914, 996, 940, 949* Der Berausgeber selbst 
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entsebeidet sich für das Jahr 9id , und eine solche apfitere . 
Zeit ist insbesondere darom wahrscheinlich , da die Versamm- 
ln nj^ im vreirsen Baase, an welcher die Geistlichbeit, der Adel 
und die Depatirfen von ganz Wales, nnd namentlich von 
€lwent, Antheil genommen haben, nicbt^ohl eher stattgefun- 
den haben kann, als bi/i Bowel die frQber unter verschiedenen 
K(tnigen stehenden Landestbeite unter seiner Botm&fsigkeit 
▼ereiDigt hatte. Unter den nachfolgenden Königen (s. B. schon 
unter Bleddyn lOdO) wurden an den besetzen König flowehi 
mancherlei Ab&nderungen und Zusfitze gemacht, und eben so 
nach dem Annsterben der Waliscfaen Könige und der Vorei- 
nignng von Wales und England unter Eduard I. durch das 
tStatut von Rothelan i2^. In der vorliegenden Ausgabe sind 
die Rechtsquellen von Wales in sechs Abtheilungen gebracht. 
Die drei ersten Abtheilungen bilden die drei verschiedenen 
Recenslonen der Gesetze des Königs Bowel. Zuerst stehet 
die Recension von Nord -Wales (Venedotian Codes), wobei 
ntht flandschriften benutzt wurden. Die dem Abdrucke zu 
Grund gelegte Bnndschrift (A) ans der Bengwrt collection 
wird von dem Beraosgeber noch dem XIT. Jahrhundert vindi- 
cirt. Ihr zunfichst an Alter stehet der von Wotton heraus- 
gegebene Codex iB) aus der Barleiaii collection, welche 
vielfach zur Verbesserung des Textes von A benutzt werden 
mufste. Den zweiten Platz nimmt die Süd -Walische Re- 
cension (Dimetian Codes) ein, wobei zwölf Handschriften 
gebraucht wurden, von welchen jedoch keine, selbst kaum 
die dem Abdrucke zu Grunde gelegte Bandschrift des British 
Museum ausgenommen, für welche der Berausgeber das XIIL 
Jahrhundert vermuthen möchte, einer früheren Zeit als dem 
XIV. Jahrhundert angehört. Hieran reihet sich drittens 
die Nordost- Waliscbe Recension (Gwentian Codes) nach sechs 
Handschriften, tbeils aus dem XIV., theils ans dem Xy. 
Jahrhundert. Diese letztere Recension ist bedeutend kürzer» 
als die beiden vorigen, unter welchen selbst wieder die Ve» 
nedotian Codes am meisten Spuren späterer EInschiebungen 
und Fortbildung tragen. Den vierten Abschnitt bilden unter 
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der vM dem Herausgeber gew&hlteo Beseiebniuig Welth Uwe, 
oder eiuHBaloQs laws, eioe grobe Reihe vod reebtlichep Be* 
stimmaogeii , Brörterongen , zum Theile sogar In Form voo 
Frageo und Aotworteo (%. B. p. 51^9), proaeeaoaliecbo For- 
inelD, UrtheUef Privilegien, sogar in Versen (z. B. p« 768>^ 
nnd sonal zur Erliotemog des Becbtes dienende Aufs&tzeu 
Biese vierte Abtbeiliing ist der eigeathüoüichsle .imd dem 
l'iareDge nach g^ltfate Bestandtbeil dieser Ausgabe: er iat 
^ro Theile aos den Codioibas selbst gezogen > weiebe bei 
der Ausgabe der vorgenannten drei Becensionen der Gesetze 
des Königs Bowel benatzt worden, und bestellet insofern aus 
Stückea, welche naeb Vergleiehang jener Handschriften ftkr 
nnregelm&fsig (Bxtravaganten) erkannt werden nuifsten: ober» 
dies sind noch vier Hsndschriften ans dem XV. Jahrhundert 
besonders angeführt, welche zn dieser Abtheilong Beitrage 
geliefert haben. Die fQnfte Abttieilong bilden zwei Hand«« 
Schriften, einer lateinischen Uebersetzang des Dimetian Code 
nnd eijaFriigmeot einer solchen: die eine dieser HsndsehrifleB 
ist sei« alt, and wird von dem Heraosgeber in den Anfang 
des XIII. Jahrhanderts gesetzt. Sie ist von grofser Wichtig* 
beit,. da sie an Alter dea ältesten erhsltenen Dimetinn codea 
in walischer Sprache weit, voranstehet, and ihr offenbar eine 
noch altere Handschrift ao Grande liegt Des Bechtsbaeb 
erseheint in den lateinischen UebersetKangen darchaos noch, in 
einer sehr eompendiösen Gestalt, und weit kfirzer» als die 
Bccenaionen in wülischer Sprache. Den sechsten and letzten 
Bestandtbeil machen die Statnte von Bothelan ans, welche 
nneh dec Ausgabe von Ellis mit Beifügung von Varianten 
abgedfuckt worden sind. Dem Texte der ersten vier Abthei- 
lungen iat eine Uebersetzong in das Bogliscbe beigegeben; 
den Schlurs des Ganzen machen; sehr brauchare Indicee und 
ein treftkiches Glossarium zur Brklarong der W&iiseben Wör- 
ter« Der Heraasgeber macht die Bemerkung, dafs die Allsei- 
tigkeit, mit welcher in den Gesetzen Howels alle Verhältnisse 
dea bftrgerliehen und des Familienlebens berührt ?fären, für 
eia so frühes Zeitalter überraschend und kaum erklirhar seyn 
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würde, weoB die Waliser »ioht dieRtaer n Lehrern fehebl 
hätte«. Allein diese Ansieht eeheint nieht gM» m billi«- 
gen. Mag aaeh immerhin mit der rOmieohen Oeenfatien 
des Landes anter Claudios, rOminche CoUnr, Sprache and 
Civilisatlon nach Wniis verpianat «erden seyn, m6gen aooh 
Hadrian ond Caraealla sieh bemttbl hahen, den rdmisehea 
desetaen dert sar BMetellnng der Sleiehfdrmigfceit den Eeehti 
doreh das ganae Reich Bingang an verschaffea, so hatte die 
römische Herrschaft doeh zor Zeit des KOnIge Bowel sehen 
fiber MO Jahre in Britannien nnfgehdrt, nnd von der Nach« 
hildnng römischer Sesetoe wnr anter Ihm in Wales so 
'W'enig die Rede, als in Bnglsnd bei der AoAieiehnnng der 
Oesetae Aethelbyrts im sechsten Jabrhnndert, oder bei der 
fM>cb viel fjrüberen AnfKeichnvag der Lex Seilen oder der 
Leges irgend eines aadereo germanlseben Volksstnmmes, die 
Gethen allein vielleicht sasgenommen. Sporen einbr Kenntnlfo 
des rtolschen Reehtes sind mit Ansnabme mehrerer Steilen 
in der anomalens laws, welche nn sieb als spätere Binschle«* 
bangen kenntlich sind, wie n. B. die Anfoihlong der trin 
praeoepta juris des Ulpioo (Prag. 40. Oig. I. 1 ) namentlich 
in den ältesten Handschriften, wie s. B. die erate lateinische 
Veisien des Dimetian Code, pag. 771 o. ü^ kaum bemerklich, 
sowie auch die Waliscbo Sprache aofserordenUicb wenig von 
der römiecben in eleh anfgenommen hat. Selbst das, was 
man bei dem ersten Anblicke f&r räraisoh halten kannte, kommt 
meist in einer Verbindang vor, welche die Berecht^nng aot 
Vermotbang eines solchen Ursprungs sehr zweifelhaft machen 
mofs, so z. B. die sehr schdne Anf^iäblong der Srttnde, welche 
einen Zeugen verw^äich machen, in dem nngeffthrten ersten 
lateiniscfaen Dimetian Code, üb. IL fit. x. $, vj allein dieen 
Gründe, welche des rdmiscbe Recht allerdings kennt, wie 
Meineid des Zeugen, tesiimoninm in proprin cansa, und noost 
nahe Betheiligung an dem Ausgange der Sache, Besfeehang 
oder Blnscfafichtemng des Zeugen, besondere Frenndsehnfl oder 
Feindschaft eines Zeugen gegen eine Partei, werden von 
jedem denkenden Manne, der «nige gerichtliche Praxis hat, 
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der Natur der Sache nach als Grfiode der Verwerflichkeit der 
Zengen erkannt werden, wenn er auch keine römische und 
gelehrte Reohtekenntnifs hat. Dagegen sind aber sofort die 
drei weiteren Grande der Verwerflichkeit eines Zeogen, welche 
der §, V^I. ibidem nachbringt, nicht römisch, nämlich, dafls 
der Zenge Ehebraeh mit der Fraa des Gegentheils getrieben 
Iiabe^ dafs er ein rerlanmdeter Dieb (ftar denotatas) sey, oder 
Einen ans seiner Verwandtschaft getödtet habe. Eben so mag 
Vielleicht ein Anklang an die römische Lehre von der Pobertat 
in derBestimmang(Efoenda8.) Lib.II. tit.XIV.$.X[II.,gefaBdeB 
werden, wonach der hörige Bauer (villaBUs) dem Könige bis zam 
XiV. Jahre für seinen Sohn haften (respondere) soll: jedenfalls 
ist al>er hier wieder die Haftangsverbindlichkeit des Vaters, die 
nichts mit d.er römischen Noxa gemein hat, onrömisch, so wie 
'i^Qch die weitere Obliegenheit des Vaters, die strafbaren Hand- 
langen ihrer Söhne (oder deren Aufepthalt?) anzuzeigen (de* 
iiotare>. Wenn daher die Ausbeute fär die Geschichte des 
römischen Rechtes im Mittelalter hier nur sehr mager seyn 
kann, so bieten dagegen diese Gesetze Beweis einen anderes 
interessanten Vergleichungspunkt mit dem Inhalte der germa- 
nischen Rechtsq Hellen dar. Bekanntlich wird die Bevölkerung 
Ton Wales zu dem gallischen Stamme gezählt, und noch jetzt 
ihr die eigentlich englische Bevölkerung als Sachsen, also 
Germanen entgegengesetzt. Dieser Gegensatz und Unterschied^ 
der namentlich in der Sprache hervortritt, hat so, wie der 
Gegensatz von Kelten und Germanen überhaupt, stets ein 
grofses Interesse und viele Hypothesen erregt. Desto auffal- 
lender ist es, dafs sich in dem Rechte der W^aliser durchaus 
keine vom germanischen Rechte abweichenden Grundideen, 
irondern allenthalben die vollkommenste Uebereinstimmung fin- 
det. Zur Rechtfertigung dieser Bemerkung mögen nach- 
stehende kurze Vergleichungen hinreichen. Wie das germa- 
nische Königthnm im vierten bis zehnten Jahrhundert, ja schon 
nach Taeitus Germ. cap. XIII. , so ist auch das Königthnm 
der Waliser mit einer ausgebreiteten Ministerialität in viel- 
fachen Abstufungen, vom praefeotus familiae (äbnlioh dem 



Digitized by VjOOQIC 



Fortschritte der rechtsgeschichtL Arbeiten in England» 947 

dem fränkisoheo Migor domo») bis xum MutUcer aod Schmied 
heroDter, umgeben, deren Darstelloog den ersten 'Aieii des 
Reehtsbacbes ausmBoht. Kben so , wie die deaUoben Könige, 
80 nimmt auch der König von Wales eine ausgedehnte Ee- 
galitat in Anspruch. Nach dem lat Dimet. Cod. üb. IL Tit 
VIII. $. 9. pag. 786 gehören dem König ausAChHefslich, der 
Schatz (thesaurus) vergl. ibid. Tit. XL $. XIX. p. 769; der 
Habicht (accipiter, d. h. die Falkenjagd) und der Rüuber 
(latro); ferner sind es nach Lib. IL tit. XII. p. 790 acht 
Dinge, woraus der königliche Fiskus eine fortwährende Quelle 
des Einkommens hat, metaphorisch dargestellt als oc(o equi 
sarcinarii regis, qni semper ejus bona cumulanf ; n&mlich maro 
(das Strandrecht?), desertum regis (das herrenlose Gut?), 
pauper extraneus terram regis per transiena (etwa WlJdfaogs- 
recht?), latro (der Rüuber, Raubmörder), mortuus subita 
morte (das Vermögen der Selbstmörder u. dergl.?), mortuus 
de quo habet ebedyw (d. h. jus obitus, mortuarinm, der 
Sterbfall, oder das Besthaupt bei dem Tode eines Vasallen) 
und endlich dyruy, und caJmure, zwei eigenthümliche Artea 
von Strafgeldern, ähnlich dem fränkischen fredus und bannus ; 
überdies finden sich Grundabgaben und Frohnden, namentlich 
Baufrohnden erwähnt, weiche dem König von den Kronbauera 
geleistet werden müssen. (Vergl. ebendas. Lib. IL Tit. XIV. 
§. I. u. fl. $. XI.) — Noch deutlicher tritt aber die Ucber- 
einstimmung mit den germanischen Rechtsideen Im Criroinal- 
rechte und im Privatrechte hervor. Als eine besondere Eigen- 
thümlichkeit der Darstellung mufs die Rolle erwähnt werden, 
welche die Zahl drei spielt; durchgängig leuchtet das Be- 
streben hervor, alles auf Tryaden zu reduoüren, so z. B. 
tres columnae legis, drei Hauptverbrechen (Galanas, d h. 
Mord; Brand und Diebstahl, s. den wäl. Dim. Code^ p. 197), 
ähnlich den hohen Wrogen des deutschen Rechtes; -:- drei 
Dinge , an welchen ein Funddiebstahl begangen werden kann 
(equi oalceus, acus, nummus, lat., Dim. Code lib. II. Tit. 
VIIL §. XLIIL p. 78(5); drei unsühnbare Verbrechen, 
latrooinium, proditio domiui sai, bomo furiim occisus, ibid. 
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tit vm. $. XLIV. n. «. w. Die Tryide «elbst wird mhoiiter 
wieder yerdreificht; «o hat (oaoii alleii Codes) jedes der eben 
genaBnten Cspitsiverbrecbea (Galsoas, Brand und Diebstahl) 
Denn afflnitates, d. h. Bandloogea, w lohe sieh nach unseren 
heatigen Be^ffen als Belhfllfe, Ben^flnsti^ng oder Versoeh 
qoaliileiren , a)ber naeh Howels Gesetzen mit gleicher Strafe, 
welche den Thfiter bei vollendeter That trifft^ belegt werden. 
Anf ähnliche Weise werden im lat. Dim. Code Tit. V. p. 788 
neun Personen ausgezeichnet, deren einfacher Bid in gewis- 
sen Verhfiltnissen Yollen Beweis macht; desgleichen (ibid. 
Tit XV. pag. 791, norem memfora hominis principalia n. s. w. 
— Das Crlminalrecht bembt, die bereits angefOhrten nnsfihn-» 
baren Verbrechen abgerechnet, worunter wie bei Tacitns Germ* 
c. Xn. die proditio ansgezeichnet ist, auf dem Systeme den 
Lehrgeldes und der Bufsen, und wie Tacitns 1. o. von den 
Germanen erzfiblt, so besteht auch hier die Sflhne oft in einer 
Anzahl von Vieh (namentlich Kfiben), was als ein Zeugnifs 
einer langen Fortdauer der ursprünglichen einfiichen und pa- 
/ triarchalischen Lebensverhfiltnisse im Volke betrachtet werden 
darf. Die höchste Bufse mnfs wegen einer injuria des Königs 
gegeben werden, hundert Köhe und ein weifser Stier von 
jedem Gau, der unter dem König steht, ein silberner Stab, 
80 dick, wie des Königs mittlerer Finger, und so hoch, dalb 
er (vom Boden an) des Königs Mund erreicht, wenn dieser 
auf dem Throne sitzt, und auf diesem ein grolber goldener 
Becher mit einem goldenen Deckel, so breit, als des Königs 
Angesicht, und so dick (massiv), wie der Nagel am Daumen 
eines Pflfigers, der sieben Jahre den Pflug geführt hat, ete. 
(ibid« tit. II. p. 771). Im Beweisverfahren in Verbrechens- 
saehen spielt übrigens der Reinigungseid, welcher nach Lage 
der Fälle bald mit, bald ohne Eideshelfer geleistet werden 
mufs^, dieselbe grofbe Rolle , wie in dem deutschen Rechte 



*) 0e JB. B. macht der Bld eines Mftdcbens ober ihre Jungfran- 
sehaft In der Reger allein vollen Beweis; lal. Dim. Cod. tit. 
V. ar« VII. pag. 788 ; schuldiget sie aber ihr Ehemann tm. 
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des BffttelaUer«. Doch gibt tn auefa Fälle, in ^elcN« der 
Rld dee klagenden Tbeilee den Beweis aasaiaoht , s. B. wenn 
ein Mfidoben über Nothznofat klagt Seandaiös ist dabei die 
Vorsebrlft (Ist Dim. Code L. II. tit XX. $. XX. p. 796), 
daCs das Mftdehen bei der Eidesleistang das membram des 
Ifiagiienden Mannes mit der linken Hand fassen soll, «nd neeh 
•candaldser ist die Probe, sn. «releber der Mann nnd daa 
Mlklcben nnter einem sebwarften Tnehe in ein neues Hans 
sieb begeben, und die sie dort Tor Zeugen maeben mOssen, 
wenn der als NothsQobter Angescbuldigte seine Impotenn vor- 
geschit^t bat (ibid. § XXXIL p. 797). Am aufTallendsten 
aber ist die Uebereinstimmong der Qesetse Howels mit dem 
germaniscben Reebte in dem PriTstredbte, insbesondere in 
den /eineren Lebren desselben* Hieber geboren folgende Be- 
stimmungen: a) lat Dim. Cod. L. II. Tit IX. §. XIII. Die 
Vindicatiottsklage einer unbewegliohen 8aehe (dadanbuf^ 
In der lat« Ueberaetsung aoüo possestforia) bat den Charakter 
einer bereditatis petitio (vergl. Nr. 7. ibid.) : deijenige, welcher 
sie darcbgesetaftt bat, und dem daa Grundstficfc geriobilicb zu-* 
gewebrt worden ist, kann von Niemand mebr reebllicb ent- 
setzt werden, als von eioem niberen, dem wahren Brben 
(proprio bereditarias) , weleher ebenfalls dadanbut beifst Als 
Orund wird angegeben: quin aeonndos dadanbut (beres) non 
expcllit primnm, wonacb eise der ofibere Brbe eine bessere 
Oewebr am Gole, als der Bntferntere hat — 6) Hinsiebt- 
Heb der Vindicatio beweg Hob er Saeben unterscheidet der 
Venedotian Code p. 191. Nr. 9t. d«. u. fi. seehs Fdlle oder 
Arten, wie man den Bestts einer beweglichen iSacbe verlieren 
kann: 1) dupcb depositum, 2) durch Commodatum, 8) durch 
Locatio, i) durch Diebstahl, Liedrat, worunter nach dem 
Dim. Code p. 197. Nr. VI. das vom Platze bewegen einer 
Sache mit diebischer Absicht Verstanden wird, 5) dveb Ver- 



dafs er tA» nicht als Jüngfnu erfuDden babe^ ao mufs sie sieb 
mit 5 Eiden (ihrem etgeneii , dem ihres Vaters , ihrer Mutter^ 
ihres Bruders und ihrer Schwester) reinigen. 
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lierea aas Unachtsamkeit, und 6) darob angbyraroh *) ^ 
welches Wort, wie das deotsche „Entfremdung,^^ allgemeia 
jedes Hinwegnehraen einer beweglichen Sache gegen den Wil— 
len des Eigentbümers bezeichnet **). Nur in den drei letzteii 
Fällen darf der Bigenthümer die Sache vindiciren, wo er sie 
immer antrifft, aus dem nameollicb angegebenen Grunde,,, weil 
sie nicht von seiner Hand in eine audero Han4 
übergegangen ist.^^ In allen übrigen Fällen ist die Vindica- 
tion völlig unzulässig. Den Beweis seines fiigentbumes fuhrt 
der Vindicant in den gedachten drei Vindicationsfallen dnreh 
seinen eigenen Eid, wie im altern deutschen Rechte. Ist der 
irindioirte Gegenstand ein Thier, so schwört der Vindioantt 
mit der linken Hand* das rechte Ohr des Thieres fassend, und 
die rechte auf die Reliquien gelegt, wahrend der Beklagte 
mit seiner rechten Hand das linke Ohr des Thieres ftifst. 
(Ibid. nr. 33.) — c) Auch die germanische Aniliobt von der 
Immemorialverjahrung , wonach ein Zustand, welcher bereits 
darcb zwei frühere Generationen (Grofsvater und Vater) bin- 
durch unangefochten bestanden habe, in der dritten Generation 
keiner Anfechtung mehr ausgesetzt seyn dürfe, findet sich 
in den Gesetzen Howels ausgesprochen. (Vergl. lat Dim. 
Code Lib» IL cap. XI. §• XIIL pag. 789 "***). — d) In dem 
Erbrechte begegnet man, wie in vielen deutschen Statutarreeh- 
ten, dem sog. Kür-Rechte, der Jüngere theilt, der ältere 
wählt (ibid. L. II. tit. XI. §. V. pag. 788). — «) Von be- 
sonderem Interesse wegen ihrer Uebereinstimmung mit don 
Ansichten des älteren und reinen deutschen Rechtes ist die 
Oarstellnag der ehelichen Verbältnisse. Eine Einwirkung der 
christlich-kirchlichen Vorstellungen, namentlich der Idee eines 



*) Die Lesart aghynarch im Vened. Code ist ein offenbarer Sclireib- 

fehler. 
**') Eine Rlagformel wegen dieser Entfk-emduDg findet sich in den 
Welsh laws , Nr. XV. pag. 628. 689. 
*^^) Auf eine äbnliche , wenn gleich weniger deutliche 8telle^ bat 
schon früher Hittermaier^ Prozefsvcrgl. Hft. 4. C1840) p. 
291 , aufmerksaui gemacht. 
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8aoriiiiieDt€B oder der Unanflöslichkelt der Ehe , findet sieb in 
Howel't Gesetzen noch nieht. Vielmehr hat der Mann ein 
freies, onbesohranktea Reeht, die Fraa s&q entlassen und aioh 
von ihr zo scheiden. Die Gesetze bestimmen nur, waa und 
wieviel die Frau von dem Vermögen mitnimmt, and diea hingt 
asam Theile davon ab, ob die Bhe kürzer oder I&nger als 
sieben Jahre bestanden hat. Im ersten Falle erhält die Frao 
nnr die dos (egwedy, das Bhgewette), welche, wie bei Ta- 
citiis Germ. e. XVIII. nnd in der Lex Ripoariornffl tit 87« 
(39), als eine der Fran von dem Manne bei Bingehnng der 
Ehe (aber mit Röeksicht auf die mögliche fioheidang) stipa- 
lirte Gabe erscheint; im zweiten Falle gehört der Frau die 
Hftifte des ganzen Vermögens. (Lat. Dim. Code. Lib. II. Tit 
XIX. S- 1- ^- 7. Tit. XX. §. 1.) -^ Die Anerkennnnng der 
deutschen Paroemie: „ist das Bett beschritten, so ist das 
Recht erstritten ,^^ zeigt sich auch hier, in einer gar sonder- 
baren Anwendnog: der Ehemann nämlich, welcher sich von 
seiner Frau geschieden hat und sich wieder mit ihr verbinden 
will, hat dazu ein unbedingtes Recht, nnd kann sie zuröck- 
f ordern, sogar noch in dem Momente, wo sie das Lager eines 
anderen Mannes besteigen will, so lange nur noch ein Fuftr 
von ihr aui^erhalb des Bettes des neuen Ehemannes ist. (Ibid. 
Tit. XX. $. 10. pag. 796.) — Die Frau kann sich von ihrem 
Bhemanne nicht willköbrlich scheiden, sondern nnr aoa drei 
Grfinden, n&mlich wenn er aussätzig ist, oder einen Obel- 
riechenden Afhem hat, oder impotent ist. (Ibid. Tit. XX. 
$. XXXI. pag. 796 ) — Wie im deotschenT Rechte stehet dia 
Frau unter dem Mundium des Ehemannes und kann daheri 
Kleinigkeiten abgerechnet, ohne seine Erlaojlinifa nichts geben 
oder verleihen (ibid. Tit. XX. $. XVL p. 796). -- 8idgnlär 
sind die Bestimmungen über die Rechtsfolgen, wenn der Mann 
eine Untreue begeht. Fftr die drei ersten Fälle ist er der 
Frau drei fiufsen schuldig, welche vinebwerth, pretiuä fadei 
(d. h. Thräncngeld) genannt werden: das erstemal ein halb 
Pftind, das zweitemal ein Pfund und daa drittemal ist er ihr 
JTri/. ZeiUckr.f. Beehtsw, u, Geteisg. d. JtasL XH^» Bd, a. JST. 17 
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ihre gtoaw 4oB acboldig nnd ihf jai (Welirfelil?) 4»w: 
tfeqnt sUli «ber iuinm«br die Fri|« nicbi von den Manne, so 
gfl^Blwt ihr gar nioli^ (iWd. tit. XX. $. XICX:VU. p. 7»7.> 
WfiAer ^Or 4ie Tergioigeae«, bqqIi fftr die k«iiiftig«ii Vä\le^ 
9«A« eigeDtlilimlioh, alier lueht oimci FeinMU ?id ^leg^Mis» 
Vrerden die drei Gaben, welobe eine Frau — wie die devtseb^ 
Blialiraii iai Mittelalter — too dem Manne »n ferdern bnl^ 
itld dreic Gesofaenke bezeichnet, welche ibr äßruw gebdbrea, 
whhI eie i^qa Scha^mgernhl dreimal erröthe) vnd es lilbt eRoh 
i^t verl^ennee, defs durch diese DaretelliHig das Verh&ltoilb, 
dieser €Kil^en z.« elaander selbst mehr, in das Liebt tritt, al« 
UP( dfA Vegibns Barharormn, Die erste Gabe gebdbrt der 
VwiLy wegen der Verlobnng; sie beiM amwabyr, amebm-i 
giim, amgobrt engl, fee, pretiam, gteiebsem Angeld^ Ding* 
g^, arrbn; diie aweite Gabe gebohrt der Frau, wenn i|ie dei^ 
Mmines Bette besteigt; sie heifst cowyllh (engl, cov^red, Bett-* 
p^er Decken-^ Geld), Willgeld, weil sie der Frau dafür ge^ 
gH)^, wird, dsjs aie dem Manne ^,^ Will eil ist, r^p. die 
^eiitsch^ Merg^pgab^ , far welche die Leg. Ai^glosai^ (6ri|it 
^md |t, 208) genial», denselbeei Gr«nd angeben ^ die dijtte 
9i^ i^t die bereits er^&hiMe dos, oder egwfdi (Bb^ewette)^ 
¥ie)(Qhe der Frun för 4f nt Fall gebart, ^if» «ich der Msn» 
Y^ ihr scheidet (ibid. $e XI^I^ P* 7S9). Wer die Fraa deor 
Mf^ne bis ztm IMlOi^en i^ac^ der Hophsejit lucbt zn Wilkn 
gewfsei^, ynd er hmte V^ die cowyllh. bereits gegeben, sn 
df Df ei; nur die HüKte a^or^ckforderei (ibid. $. XXXVI.). Aesi^ 
ge^ctii^bnet ^ii^d endlich drei^ Dinge, welche der Fran orcU 
0fißfi3fim»u werden kß^iiien, selbst wenn, sie diie Seheidiwg 
K^fsfihiUdet) o4mlicb die ep^wyllh, die ergeueceq, d. h* ds% 
\m% sie von \^^^^ Aeltero als Aossteiier ecbiclt — ih,r Vßn 
gj^brechtes, dns a^g^leachsisch^ phedei|^i9m^ Vater -r Vif^h^ -r-, 
^^i endlich des TbrSnengeld, welches ibr wegen Crfhere« 
VetiieQi» des Maimes gebührt (ibid. $« XXXUI.). — Fe«4 
mal) i^Ue diese B^n^elffbeiten zusammen, so ergibt siei^, dsfe 
Ui Bogland ebee «o wenig ein Gegensat;^ von GalUsohciQ und 
GernDanischen) Bech(e nactouweisfq ist, als es je gelungen 
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101, eRMD söMiea UtttomcMed in l^ntlrrefoh iMotouw^isea, 
und somit ist es immer irar ein Element, dAsromaiiieelie, 
welehes als ein wnbrer Oegenents gegen dte geoBMlsohe 
Blement betrachtet werden darf. 



XX. 

Fortschritte des Auslandes in Bezu^ auf 
Statistik in ihrer Anwendung auf Staats- 
verwaltung und Rechtspflege 

▼OD 

Mittermaie R. 



Die Redabtion dfeeer Zeitschrift entspricht gern den vier- 
fachen Auffofdernngen, in ansern BISttcm Anszdge ans wieh«- 
ttgea statistischen Berichten mitzntfaeilen, welch« steh auf die 
Staatsverwaltnng und insbesondere auf Rechtspflege beziehea. 
Wir thun dies mit der Verpfliohtang, regelmfiftig in jedem 
filefte wichtige Ergebnisse ans den im Anslaade ersehleneneii 
Werken mitzntfaeilen , nm so lieber, als wir die Bedeutung 
solcher Materialien ftlr die Gesetzgebung aneil^ennen, and 
nnr bedanern müssen, dafs noch in sc manchen Staaten eine 
eigenthümliche Fnrcht, dafs man ans den' statistischen Nach* 
ifchten Schlässe zqdI Naohtheile dbs Staats ableiten könnte, 
die Staatsmänner abhftlt, statistische Arbeiten zu verdifent« 
liehen. Welche Aufschlösse fiber die Wirksamkeit neuer Ein- 
richtungen gew&hit die KenntniTs der Statistik I Wie sehr ist 
sie geeignet, auf Lttcken des Gesetses, auf Nacbtfaeiie, wel- 
che der Gesetzgeber nicht vorhersah, auf ßlgenthümlichkeiten 
der Sitten des Volks und auf Naturerscheinungen aufmerksam 
an machen, der^n Berechnung in den Ktms des Gesetzgebers 
gehört! Freilich ist es nicht genug, die nackten Zahlen in 
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groten Massen mitzatheilen; die Verarbeitanir der Ergebsisse, 
die VergleiohoDsr der Naohriohten aas verschiedenen Landern, 
diePraftang^ der Verhältnisse, welche auf die Zahlen and gewisse 
Erscheinungen einwirken, sind die wichtigsten Gegenstftnde. Da 
erst, wenn die Zahlen Ideen hervorrufen, wenn ihr Stadiam von 
dem höheren Standpunkte ans zur Belehrnng and Warnung be- 
nfitzt wird, ist die Statistik eine der einflufdreichsten Wissenschaf- 
ten. Wenn wir viele Arbeiten besfifsen, welche den Charabter 
an sich tragen, der die von Quetelet in Brüssel gelieferten aos- 
gezeichneten Forschungen so dankenswerth macht, würde die Be- 
deutung des W#^rths der Statistik mehr erkannt werden. Gerne 
machen wir hier auf ein neues Werk von Bernoulli ') auf- 
merksam, das mit eben so vielem Fleilb die Materialien der 
Statistik in einer reichen Fülle gesammelt hat,, als der Ver- 
fasser ssugleich geistvoll die Materialien va verarbeiten und 
durch die Zusammenstellung der Ergebnisse verschiedener 
Lander, durch die Prüfung der Einflüsse auf die Erscheinun- 
gen, und durch scharfsinnige Sohluftifolgerungen, welehe er 
fth^itet, Leben der todten Masse der Zahlen einzuhauchen 
v^vsteht Da das Werk sich zunächst nur auf Bevölkerungs- 
y^rbäJtoisse (Geburten, Ehen, Todesfälle) bezieht, so gehört 
es ni^^it.in den Kreis unserer Zeitschrift. Wir wollen dage- 
gen von den neuesten statistischen Arbeiten, die sieh auf 
Staatsverwaltung, beziehen, zwei hervorhehen, welche der 
ftllgem^^inen Aufmerksamkeit im höchsten Grade würdig sind. 
Die erste ist der ausgezeichnete Bericht des Ministers des 
Innern über die administrative Lage der Provinzen und derT 
Gipmfßinden Im Königreiche Belgien im J. 1840 ^). Der aweite 
ißt der Bericht über das Armen wesen in Waatland 1841 ')• 



f) Handbuch der PopulatioQistik oder die Völker- und Menschen- 
kunde nach statistischen Ergebnissen von Dr. Chr. Ber- 

' BDulli^ ordeatl« Professor in Basel/ Ulm 1841. 2 Bande. . 

S) fiesum^ des rapports sur la Situation administrative des pro*- 
vinces et des commune« de Belgique pour 1840. Presenie au 
Bot par 1e rotiristre de Finterieur Bruxelles 1841. 

d) Enquete sur ie pauperisme dans le Cantoa de Vaud et rapport 
au conseil d^etat Lausanne 1841« 
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l. 

Belgischer Verwaltungsberichi. 

Nach dem Art. 70 de« GemeiDdegeeetzee %'on 1836 ia 
Belgien sollen die Gemelndeverwaltangen jAbrlioh einen Bericht 
vor der Diseneeien des Budget aber die Verwnltnng und die 
Geaoh&rtsverh&ltDisse der Gemeinde vorlegen; und der Art 
187 des Provinziaigesetsfiee verpAiohtet die Bezirkaoommissäre 
den ständigen Deputationen der ProvinaialrAtho und diese wie* 
der den Provinnialrfithen Bericht zu erstatten« In diesen* Ar* 
beiten sind kostbare Materialien über alle Zweige der Ver- 
waltung ^ Bemerkungen und Erfahrungen über MAngel der 
beatehenden Binrichtungen und reichhaltige statiatisehe Nach- 
richten gesammelt. Der Minister dea Innern hat nun zun 
erstenmal aus allen diesen Berichten ein Ganzes gemacht, und 
die Materialien unter die geeigneten Gesichtspunkte systema- 
tisch aufgestellt. Der Bericht wurde von dem Minister Herrn 
Liedts am 18. März 1841 dem Könige vorgelegt. — Nicht« 
ist so geeignet, eine volUt&ndige Ueberaicht über die Lage 
des Kdnigreiehs zu gew&hren, als dieser in ein grofses De- 
tail (der Bericht enthält 319 Folioseiten) gehende gut ge- 
schriehene Bericht, der dem Minister Bhre macht and trefflich 
beweist, welche Fortschritte dieses Land unter einem weisen 
Herrseher von einer die höchste Entwickelung der Freihdt 
hegönstigenden , zugleich durch eine vorzüglich geordnete 
Verwaltung ausgezeichneten Regierung gemacht, und in glflck- 
Mcher Mischung die Industrie auf das Aeufserste gehoben und 
die geistigen Interessen befördert hat« Vorzüglich scheint 
une die Zweckmftfsigkeit des belgischen Systems sich zu be- 
wahren, nach welchem den Provinziaiverwaltungen so viele 
Geschftfte überlassen sind, welche in andern Lindern nur 
durch die von der Regierung abhängigen Beamten — oft zu 
hnreaukratisch — oft zu sehr nach allgemeinen Instraotionen 
besorgt werden. Der Bericht enthält 14 Titel: I. über Ter- 
ritorium und Bevölkerung; II. Organisation der gesetzgeben- 
den Kammern; III. Provinzialorganisatioa ; IV. Gemeindevcr-* 
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wsltnng; V. WoUthfittcl^elfsinBtitnte; VI. Coltaa; VII. Oeffent- 
licber Uoterricht aad Kfintte, VIII. GesundbeitssfiatUnd; IX. 
Reohtspfleg^e, Polizei and Gefingnisse ; X. Militär und Bür- 
gergMdeo; XI. Abgaben-, XII. öffentlicbe Arbeiten; XIII. 
Aokeibna; XIV. Indoetrie aad Handel. Bs ist anndglicb, ife 
^sem Aolbatoe aas dem angebearen Vorratbe vea Maleria'- 
Xea alles loiereaeante mitxatbeilea ; nar einige Jnittbeilangen, 
4ie am besten geeignet sind, das Land kennen %n lernen, 
•allen faier angegeben werden. — Dan Territoriam dea KOnig«- 
reichs amfafst %fim^4 Heetares oder 4117 Ooadratmeiton. 
Die Bevölkerang betrug 1838 4,908,814 Seelen, wftbrend im 
3. 1818 sie 3,411,089 betrag, so dafs in 90 Jahren sie am 
754,871 stieg. Die SE^bl der Bben bat auffallend sLogenoni<r 
«len; im J. 1830 betrag sie neoh 96,484, im J. 1831 dagegen 
sehon 30,9i6. Ebesob^dangen sind Wenige, im J. 1830 d^ 
im J. 1839 0; die stärkst» Zahl war 1838, wo 90 Bbeschei-* 
dangen TorfcMnen. Die Zahl der an^elichen Kinder im Vef-f 
hiltnifs za den ebeliehen betrfigt in der Provinz Antweriiea 
in den St&dten 1 anf 19, auf dem Lande 1 auf 96, in Bra*« 
bant 1 anf 4 in den Stidten, 1 aaC 17 aaf dem Lande, in 
Westflandern t anf 14 in den Stfidten, and 1 anf 39 aaf dem 
L#nde. Die Verschiedenheit in den einaelnen Orten ist sehr 
grefii. In Brössei kommt 1 oneheliches Kind aaf 3 ebeliohe, 
in Beeloo 1 aaf 67. In Bezog aaf Wahlen lieisen sieh über 
den politischen Sinn des Landes interessante Schlüsse ableiten; 
in der Provinz Antwerpen gaben von 4664 W&hlern 1199, 
In Ostflandern von 6637 Wablern 3198, in Namnr von 3615 
nar 849 ihre Stimme ab. In Westflandorn and Brabant waiv 
den am meisten die alten Abgeordneten wieder gew&hlt, lieber 
das Wirken der Provinzialr&the gibt der Bericht Belege, 
welche zeigen, dafs ihre Verwaltang vorzüglich in Bezag 
aaf Strafsenanlegang sich sehr gat bewihrte; der Minister 
bezengt, dafs grofser Bifer von Seite der E^vinzialr&tbe an 
den Tag gelegt würde. Bei den ständigen Depotatronen der 
Provinzen bemerkte man ein gates Gedeihen der Arbeiten; 
in der Provinz Brabant erledigte die Depotation in einem Jahre 
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ift IM «üztOAgHt MOO, in Brtihm« itt 53 l5iimilg««i Mit 
lOesob&fto. In bemg auf kehieD 4et ^eAfeteh BI»scblflMto 
iitafter D«piiliftloii^D war die Regi«ran£ lll der I^ge^ dea B^ 
nthlurs im letssteb Jtihre Terniohteti tu fntlt«eii; aadi wurflea 
nur i« d FiUta mt erhobenen Reenni der Oettekidebebor^ 
den üie Beeeblösse der Deputation abf^eindert Die Atis*- 
gaben, welch« mr Last der PrOvihzen fhllefti, aind f) Desol-^ 
tfuog der bei deft Streftenbao Angestellten, f) Unterhalt der 
KanMi und Wasserbante«, 8) Aüecabefti ftir Oefangnieae «nd 
Lodale der Berichte, 4) für Ootteiidienat , 6) fftr dflTenÜttlieli 
Vnterriebt and Kauste, 6} fttr WofaUhfltigMtaanstallen. Die 
Bitmahtnen Wüirden |;edeokt dnrch die fesötslieh gestatteten 
2tiaa(£eentiraett, durch den Krtrag der ftarrierea auf den Pro^ 
vfnnialatraiben und den Ertrag der SehifAihrVagebfibren , ani 
dnri^ die Dnndetaicen. In manchen Prorinnen (Iberatefgefi 
die Binnalimen die Ausgaben , a« B. in ßrftbant, weiehes 1840 
M9492 Frana Binnahmon und nnf SM6l§ Ausgaben hatt^. 

Die Tabetl« gestattet in Beeng n«rf die Wahlen ia den 
OeHiekiden einen interessanten Btiok aber den SKnstand dea 
MentUoben Geistes. In der Previais Antwerpen waren im J. 
1889 16986 W&Uer, wo^on nnr 8d44 bei den Abstfmdiaiigeb 
elvehienen. In Brabnnt stimmten rdh 111666 WAhlerü 1M17, 
in Henegan von 80968 Wählern 16663^ tu LUfttch^ #(» I79f0 
Wähler sind^ stimmten 18790, in Naniitr ton 1*317 — 700». 
Bei wettern die gföfeere Zahl der abstrefenden SoMHlen trnd 
emneinderäifae Wnrde wieder geW&hH, z. B. in Brabünt vo« 
d97 «ustretendeAlfSO, in Ostflandern von 881 anstretetide^ 
889; der Beriobt (p. 41) gibt eine Vebersieht der Fdlle, f* 
welchen die Regierang sich gendthigt sah^ BesOhfOase der 
iBemeindebehdrden zu Ternichten; mit 18 solche Fklte seit 
dem Bestehen des Oemeiiidegesetzes siad ae^eföhrt, was davanf 
dent«!, dafs die GemeiildebebOrden Intelligenz ii«d gnten Wil«i> 
lea genag haben. Dafs die BOrgitfmeibter ihre Stellntog be- 
jfraif^n, ergibt sidi ans dem Umstände, dafs die Regierung 
im letsteo Jabte nur einen Bätgermeister abznsetaen und 4 
ZQ suBjpendireil genol^igt war« Die Nachrichten 8b<^r den 
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FiDABsauMteBd der OffineisdeB sindaelir reiohallig. Getttinde- 
gfiter kommen da, wo der Ackerbaa sehr blähend kt, wwg 
vor; w&hrend in endern Gegenden, wo der Boden keinen sehr 
jbohen Werth hnt, viele solche Guter vorhanden sind und 
dann anoh die Gemeindeeteaern nicht viel betragen. Die Aus- 
üben in manchen 6t&dten sind sehr betrachtlich, z. B. fdr 
Bospit&ier und fihnlioho Anstalten in Antwerpen dS7469, in 
^Btfland^rn W2996, in Brabant 896916 Francs, wahrend in 
I^ltich ntr i5$6 Francs aasgegeben wurden; für öffentlichen 
Unterricht wurden 1838 in Brabant 91609, in Westfiandem 
8fMQ Francs verwendet; vieles geschieht freiwillig tut sdiöae 
Kfinste, a^. B. fftr Malerei, Bildhauer und Baukunst in Ant- 
werpen 967000, in Ostflandern 97918 Francs. Merkwürdig 
ist, was in den Landgemeinden fär Arme und Geisteskranke 
ausgegeben wurde. In Westfiandem besahlte man jährlich 
•fOr diese Rubrik 360686, w&hrend in Henegau, dessen Be- 
völkerung doch um 90000 Seelen gröfber ist, nur der 7te 
Theil jener Summe bezahlt wird. Die Schulden mancher Ge- 
meinden sind sehr grofs; wie sehr aber der Wohlstand Bel- 
giens sif^ erhebt, dürfte aus dem Umstände hervorgehen, 
welche groTse Summen in neuerer Zeit an diesen Schulden 
getilgt wurden, z. B. in Ostflandern betrugen 1814 die Schul- 
den der Stadtgemeiaden 6,539^861 Francs und im J. 1840 nur 
noch 3,998,989 Francs, in den Landgemeinden im Jahr 1814 
9,019,541, im J. 1840 1^408,290 Francs. Die Finansverhalt- 
nisse der einzelnen Städte (Bericht S. 71) sind sdir belehrend ; 
Antwerpen hat im Budget von 1840 l,4O^0|9d Francs ordent- 
liche Finanzen und 1,189,803 Fr, ordentliche Ausgaben auf- 
genommen; die Anstalten, welche diese Stadt seit 1830 er- 
richtet hat, sind aufserordentlich , z. B. 1,185,699 Fr. für ein 
neoea Theater, 130000 Fr. für einen zur Kunstansstellung 
bestimmten SaaL Ueber die Verhältnisse der Armuth gibt der 
Bericht ^S. 99 ff.) sehr in das Detail gehende Aufschlüsse; 
in manchen Provinzen ist die Armuth sehr grofs j in Westflan- 
dern ist es ^er fünfte Theil der ganzen Bevölkerung, welcher 
aus öffentlichen Eassen nuteretützt wird , in Ostflandern der 
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•idelMate, in LtttCich ond Nsmnr dar neoato, in JLncntairf 
iätor 61sU Tb€iL Der \\ ohltb&tif kaitMimi spricht «iah in Half- 
gitn auf eine grafsarttga Waiaa ans. Im J. 1839 allain wur- 
den 1178829 Franoa an Wphltbitigkeitaanstaitan varmaciit adar 
ipatehankt. Eine trafiidia Anstalt ist dproii adle Wabltb«tar 
in Gent in das Lehen g^erufen worden, nimlioh ^ Atelier 
-de Charit^, wo jeder Dirftige, jeder Handwerker, der keine 
Arbeit findet, nnfgenommen und beaohfiftigt wird; 448 Per- 
sonen beHanden sieb im J. 1889 in dieaer Anatalt; Belgien iat 
reich an Hospit&lern, es sind deren- 974; daa Dnrebsofaaitta- 
verb&ltnifs ihrer Bevöikeriing betrag 17909 Personen; die 
Ansgaben stiegen anf 4,498,706 Francs. Sehr viel ist aaoh 
•fOr die Errichtung von Irrenhinaern gesohehen. UaNr die 
Zahl der Irren fehlt ea noob an alchern statbtiachen Naoh- 
riohten. Die ^esammtsahl der in den Irrenh&uaern und in 
Gheel beflndliehen betrog 1840 9619. Wichtig sind die MH- 
Iheilangen (8. 107) Ober die bekannte Irreneelanle hl 
• Gheel; die Einwohner diesen Orts, in deren Htaaern die 
Irren wie Familien sich befinden, scheinen got zn veratehen, 
mit Geiateakranken omzngehen. Die Penaion, welche man 
dort fttr einen Kranken bezahlt, ist gering, nfimllch nnr 160 
bis 900 Francs jihrlich. Intereaaant wäre es aoob zu erfah* 
ren', wie diese Aaatalt In Gheel auf die Hellnng der Kranken 
wirkt Die Zahl der Findelkinder iat im Steigen, ab« wieder 
böchat verschieden nach den einiselnea Provinzen; z. B. in 
Bimbaat befinden sich 1839 9456 enfans tronvda, in Weat- 
flandern nnr 81, In Ostflandern 514. in Lüttich 50; auffallend 
Ist ea, dafti In den Provinzen, in welchen sogenannte tonra 
beateheh (Anstalten zur helmlichen Aofhahme der Kinder), die 
Zahl der Findelkinder am gröfsten Ist. Viel Wichtiges thellt 
der Bericht (p. 115) über die Depots de mendicit^ mit, deren 
5 als Provinzlalbinser bestehen; anfserdem bestehen 9 merk- 
würdige Colonles agrlcolea^ die vorztiglich In nenerer Zeit 
eben so wobithfitig für den Ackerbau als för die Beaaernng 
der Bettler aieh bewähren. Belgien besitzt eine grofse Zahl 
Xeihh&aser^ niralich 99; es worden im J. 1889 1,860,640 
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9UmABr ift diese AnstolttD gelnmeht; die d«rg#lielieACii 
mm tetmgefe 8^8^0,704 FrMos; die Summe der att»gddet«D 
Pfimder war dtj^egen 8,M(S,840 FranoB. Die aahlrtioh vor* 
ftommeDdeB SparkaMM bewabrCen arah tceliieh. — In ^mmg 
«ar den ISIotteadieimt^ und :twar den kathoüscfaen Culltae^ aseigi 
4er BerMt (& dJ7) , dafis die Anasabeii des Staats fOr Ba^ 
«aUmifeii ltt9 auf 3,199423 Fxaacs ond die -AasgakeA der 
^OmeMen aaf 399694 Fr. stiegen. Um den rdigidsen. Sinn 
ia Bacillen z« »eigen, gibt der Bericht eine TafteUe ibar die 
Aeaehenka «nd Vennächtaisae, welche während 10 Jahren 
sn QnUnaxwecfcen geneebt wurden. Die Semiae betragt 
9,716^9 Franoa; am at&rfcsten ist die Suame in Lnttioli, 
svo 999718 Francs geschenkt wnrdea Dals Belgien f6r den 
Meodicben Unterricht mit lebhaftem laterease sorgt, beweisen 
^ie TabeUen (8. 183). Es befinden sich in Belgien 58 Mit«- 
Iclncbalea mit 6637 Schalem. Yolksschnlen bestanden 1840 
4960 «tft 493968 8chilern. Im Jahr 1830 waren nnr 3671 
«mhale« mit 907499 Schfilern* Man bemerkt daher leicht, 
wie aehr unter der balgischen Regiemng der Unterricht ait- 
genommen hat In den Stadtgemeindeo kenmt «n Behtler 
«nf 9, in den Landgemeiaden anf 10 Binwobner« A«£ierdem 
gibt es in Belgien na<4i eine groAe Zahl von Slpecialaehiilen. 
— Die Sorgfalt fnr den Unterricht io den sofadiien Köosten 
ist eben so von iSeite des Staats, als einzelner Städte be- 
Ifribidet. Die Zeichenakademie von Meohela ft4iilt 460 Sehfi'^ 
1er, die KonstakadenHe von Brüssel hat deren 600. die ven 
'firdges 399, so dafs 43 soldie Knostsehalen in Belgien UAbea. 
Miki die Beilkiinde ist gesorgt , wenn man aof die Z9I1I der 
4kiSit SM^estallten oder diea Fach Ausübenden siebt. Man 
aühlt in Belgien 1918 Doctoreo der Medicin , ^1 l>octsreii 
4er Chirurgie, 17^ Chirnrgea in den Se&dten, 663 anf dem 
liMdie, 991 €^burtshelfer, 866 Hebammen, ^ Ein wicbtig«r 
Tlieil des Berichts bezieht sich auf die Criminalstatistik (ven 
S* IM an). Die Zahl der Aagddagten hat nicht zogenott*- 
nen. Im J. 1837 betrag sie 640, im J. 1838 491, im J. 1839 
404. in der Frpviaz Hennegaia kommt 1 Angeklagter aaf 18M9 
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Biowftbner, in Antwerpen i «af 6970, io Limburg i auf 
6819. TodwprUieile wiupdi*ii 1838 10, im J. 1839 92 geftUt 
JDie Ziahl der Verbreobeo gegeo die Persooeo hat am aoffal- 
J4ffldateii ai»geiUMnitten, aie war 1837 148, im J. 1839 99. 
JDie oft aafgeatelltf Bebanptaog, dafs da, wo die Bevölkerong 
4im dich testen ist, die Verbrechen am hauflgsten yorkommen, 
wird für BeJIgien nicht bestätigt; gerade die 3 Provinzen, wo 
die Verürechan am geringsten sind, erscheinen als die am 
meisten hevölfcert^n. Die a&bere Einsicht der Tabelle ge- 
wihrt 8leff an wicht^en Betrachtungen, ,z. B, die Zahl der 
JHordthaten ist entschieden im Abnehmen, von 16 (1837) auf 
tO (1939)» Der Kindermord ist im Steigen (von 8 auf 13). 
Her Vatenaord lUunmt in den Tabellen in den letzten Jahren 
vnur 1 im J. 1837) nicht vor. ^otlusncht an Kindern unter 
K^ Jahren ist eher im Steigen (1837 6, im J. 1838 14, im 
J. 1839 7). Wegen falscher Bide kommt 1839 kein Ange- 
Ui^[^tfr vor. Anklagen wegen falscher Zeugnisse ist im Ab- 
jiehmen (1837 17, im X 1839 7). In Bezug auf die Vor« 
gehen (delits) ist io manchen Provinzen ein Steigen bemerkbar« 
9em Cfenusse geistiger Oetrioke wird in mehreren Prozinzeo 
dieser Umstand zugeschrieben. Man rechnet im Durchsebnitt 1 
v^gen Vergehen Verurtheilten auf 933 Einwohner, lieber 
den Zustand der Gefängnisse gibt der Bericht Aufschlüsse 
(8, 174) , die wir jedoch im Zusammenbange an einem an- 
dern Orte mittheilen wollen. — - lieber die Abg&benverhftltnlsse 
eothftlt der Bericht (S. 185) viel Merkwürdiges. Die Ein- 
nahmen von der Grundsteuer betrugen 1839 19,451,809 Francs. 
Am meisten bemerkt man Theiluog des Gmndeigenthums in 
•den Provinzen Qstilandern, Hennegau und ßrabant, im ersten 
sind 109600 Gruodeigenthümer, also 1 auf 969 Acres Landv 
in Hennegau 119 ^undeigentbumnr (1 auf 303 Acres), in 
diesen Provinzen steht auch das Grundeigenthum im höchsten 
Wertb. Die Zahl der Grundeigeothümer ist übrigens im um- 
gekehrten Verbültnisse von dem Werthe des Gmndeigenthums, 
Die Persoaslfteuer betrug 1839 die Summe von 9,196,260 Fr«, 
die Gewerbateuer 3,164,433 Fr. Die Zülle ertrugen 8,910,413 Ff, 
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Das Enregistremeot , die SocoeflsionBabgabeii, der Stempel a. 
8. w. lieferteo eine Samme von 18,071,574 Frnnee. 

Ein interessantes Feld wird In Tit XII. filier die öffenC« 
liehen Arbeiten ausgebreitet Belgien ist Torzngsweise das 
I^and, in welchem der Staat das hohe Interesse recht be- 
greift, ffir Commnnicationsmittel zu sorgen; daher ist fOr 
StraTsen GroAes geleistet; nach den Gesetzen Belgiens wer- 
den die Strafsen In Staats^-, Pro?inoial6tra(ben und roate« 
conced^es (man versteht darunter solche, welohe Privatpersa» 
nen oder Gemeinden anlegen and wofür ihnen die Regierang 
die Erhebong des Wegzolles bewilligt) eingetheilt. W&hrend 
Im J. 1830 sfimmtlicbe Stri^ften eine Ausdehnung muf 3^809,168 
Metres (mehr als 05f metrische Stunden) hatten, beträgt jetzt 
die Ansdehnung der Strafsen 4,471,907 Metres, so dafs In 
10 Jahren (ohne die nachbarlichen Wege) In Belgien auf 934 
neue Strafsen gebaut wurden. Die Ausgaben betrugen dafür 
mehr als 90 Millioiien. Die Nachweisungen im Detail sind 
im Bericht (S. 900— :914) gegeben. Wichtig ist die Dar- 
stellung (8. 981), was für Flufsbau geschehen ist, auch dia 
Canalbauten sind ungeheuer, und insbesondere der seil 1839 
die Schilffahrt eröffnete Canal von Charleroy bewährt sieh als 
wohithfitig. Ein Theil, des Berichts (6. 930) ist der Dar- 
stellung dessen gewidmet, was für Bisenbahnen geleimt 
wurde und welohe Einnahmen gewonnen wurden. Es wurd# 
die Gränzen eines für unsere SSeitschrift bestimmten Aufsatzes 
fiberschreiten, and selbst d<^r Richtung unseres Journals nicht 
entsprechen, wenn wir dem Berichte (von S. 942 an) folgen 
und die Zahlen angeben wollten, welche er in Bezug auf 
die Fortschritte der Landwirthschaft in allen Zweigen der- 
selben, z. B. den Bau der, einzelnen Producte, Aber den Stand 
der Viehzucht, in den verschiedenen Provinzen enthalt. 

Auch der Theil des Berichts (S. 966) fiber den Zustand 
des Handels in Belgien ist belehrend, um zu zeigen, wie der 
Gewerbflnfs der Bewohner di^ Geschenke der Natur zu be- 
nfitzen, und die Regierung durch weise, nicht obervormund- 
•chaftliche Sorgfalt die Hindernisse zu entfernen und die 
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Thfitigkeit dor MMMehen %n Meb«n tiioht« WoblthOMd ist 
»aeb die Offenheit, mit welcher der MiniBter die Schwierig- 
keiten und Uindernieee der Indnetrie angibt. Manche Zweige 
«des belgiechen Gewerbfleifeee blähen sehr: in Lflttich haben 
die Waffenfabriken aeit 1830 sehr sngenommen ^ im J. 1883 
wurden 988000 neu verfertigte Sebiefegewebre probirt. Die 
Aasfabr für die Gewehre (Schafe- und Stichwaffen) betrug 
im Jahre 1836 4,107,866, im J. 1838 8,566,534 France, waa 
freilich auf eine Verminderung deutet. Die Tuchfabriken, vor- 
züglich in Verviers, beech&ftigten 1833 40000 Arbeiter, welche 
100000 Stöcke Tuch im Werthe von 95 Millionen Franken 
verfertigten. Uebrigens hat die Auafnbr von Wollenarbeiten 
seit 1836 naehgelaeeen ; sie ertrug 1886 5,768,607 und im J. 
1837 nur 1,038,737, im J. 1838 1,384,050 Fr« Mit welchen 
Hindernieeen die Baumwollenapinnereien in Belgien ssu käm- 
pfen haben, gibt der Bericht S. 876 offen an. Der belgieehe 
Clewerbfleife iftfet sich nicht abschrecken, er wetteifert mit 
den elfc^säcbtigen Nachbarn; neue Btablissements erheben sich 
immer mehr. Im Jahre 1835 befanden sieb in Belgien 81 
Oam|»fma8cbinen in. Tbütigkeit, worin 383,380 Spoblen im 
dange waren. BlQhend ist der Handel mit Linnengarn, dessen 
Ausfuhr 1838 1,324,015 Francs ertrug. 

Ueberall zeigt sich der Fortschritt eines lleifsigen Volkes, 
das den Werth freier Insdtutiooon fühlt und unter dem Sohotze 
einer Regierung gedeiht, welche da, wo es notb wendig ist, 
Kraft gegen die Ruheslörer entfaltet, die Freiheit begtinstigt,. 
ohne gegen ihre Mifsbrauobe gleichgültig zu seyn. Wünschen 
möchte man, dafs auch die oft bekannt gewordenen Nachrich- 
ten von den Mifsbrücben . der Presse nicht gegründet seyen, 
Mdcbte auch darüber sich der Berichi beruhigend verbreiten! 

n- 

lieber das Armenwesen m Canton WaadL 

Die grofse Frsge über das Arnyeiiwesen und die Mittel, 

der Armuth abKUbelfen, kann durch blose Tbeorieen nicht 

abgeiiolfen werden; es bedarf einer genauen Urforschnng der 

Verhältnisse in dem Staate, von dessen Gesetisgebnng die 
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Rede ist, der Ketmtfiff^ des VmthngB de« Vebels, das mhu 
hebeo will, seiner Ürsacfaen, der Mittel', die man bisber an- 
feindete, and der Orönde, aus welchen sie niebt zum Ziele 
fQhrten. Die Statistilk wird hrer wieder die besten Materialien 
geben. Im Cantoii Waadt, dessen Oesetzgebang Tielfach Im 
Portschreiten ist, wurde schon früh die Frage aogeregff der, 
durch mehrere an ihn gewiesene Petitionen, zur Ergreintflg 
von Mitteln aufgeforderte, Staatsrath ernannte eine Commnsion, " 
deren Aufgabe nach 19 Hauptpunkten bezeichnet war, welcher 
ilas Programm andeutete, insbesondere war ^e Commissioir 
beauftragt, die Zahl der Armen, die unterstützt werden, dier 
Unterstfltznngssumme , die Art der Verthetlung, die Wirkung 
der öffentlichen WohlthStigkeit u. s. w. zu erforschen. Jahre 
lang wurde von den auch sonst vielfach beschfifügten Com-' 
missarien gearbeitet, und so wurde t840 ein Bericht (aus' 
1^31 Seiten und sehr vielen statistischen Tabellen bestehend^)* 
vorgelegt, welcher der ComAission zur Bhre gereicht und far 
Jeden, dem die wichtige Frage nicht glefchgfiltig ist, hofchst 
bedeutende Materialien liefert. Da die Codimiission «) die Bil* 
düng mehrerer Comit^s d*enqu^te in den einzdneir Distrlcfeir 
veranlaülte, so sind die Nachrichten sehr detailirt und zugleicfr 
glaubwürdig. Wir wollen einige der wichtigsten Brgebttfsse 
mittheilen. ' Die 6esammtzahl der unterstützten Armen im J. 
1834 betrug 18,996; die Bevölkerung des Cantons war damals 
177,938 Seelen. 4001 Familien wurden unterstfitzt: von den 
Unterstützten waren 11S17 völlig unfShig sich etwas zu vi^- 
dlenen, 3085 konnten sich thellweise, 4694 konnten sich f6r 
sich selbst alles Nöthige verdienen, aber nicht ihre Familien 
versorgen. Erbliche Armuth (so dafs die Sitte, nur von Un- 
terstützung zu leben, sich von Generation zu Generation forf- 
pflanzt) fand sich bei 1476 Familien und 126f einzeln stehen- 



4) Die Mitglieder/ welche die Commission bildeten^ waren die 
Herren Bolsot C«taat«rkth) , Forel, Boad (PATrer an der 
Besserongsanstal«) ^ Buraand^ Präfekl^ Colomb^ Pfarreff> 
Esperaadieu^f Apellationsrichterj; Gurrevon^ Richter^ 
Berger^ Mitglied des grofsen Raths^ Giiappnis^ Notar. 
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• 
dem, Personea. Hehriceo» baaerkl« ma», dnU Mte d«i AiK 
nien nicM so TortiUg Kheii §wekUMM wurden. la MIO 
Utk^ der AroMn waren die Mäaaer 99 ^A, die Weiber 9S^ 
Jmb^e «er Xeifc der Verlieirattiag alt' Ala UfaaeheA der 
Amath keiwateo eonsMirt werden : io jM75 Fillea aaglOokUob» 
Varbttlaisee, ia 399 PftUea die grofse 8labl von FamiAenglie«* 
Oefa, ia «366 F&Ue« Leiebleiiuiy FaAlheit» Tmakenbeit, ia 169 
Vorlaeeea> der Kltera dateb ibr» Kiadtr^ la> 764 Verlaeasii. 
4ar Ki«d«^ dareb die.Eijteia. Dia SnüMae der Ehibflafte dec 
AmeiMUHMtea ia den OeneiAden betrag 999877 Fmiias; 
voA OeiaeiodekaaM» worden 99867 Fr. aogeeoheasea , 81i6 
wmvden aanillatbar aua Gemelndekafeen yertbeiit. ßamii^a* 
gmkj waMhe maa Tenmetaltete , betragen 4010 ood der Sinai 
beerilUgi^ ISM för die Arm^a 11090.. Veribmli wnrdaD vom 
d^ Anneaaoetaltea 1834 310848 Freaea (daraatar 10796 för 
atindige VaD^ratttiKW^ea, 76679 für aofiilige Gaben , 861134 
»r Uaterriebt). Nebr ala ein Ilritttbeil der ojMerstAtisleii Pa« 
mllian eEbieltea nfasbt Qbee 10 Fraacik Das VccbaltQifi» der 
Aimea zur Bovßiherang der Geweiadi» ist aebr versehiedeo 
(Baqa4te p. 60); in 63 Ckmeiaden keanea anf 100 Seelen 
M bis 44 aoterstflt^te» Arsie. Eine beacbtuagawiidige Br* 
ach^nag ist dia (p* 66)9 dafe in den Diftrioten, in welehen 
am nctieite Armei aptevstätzt werden, dennosb d«e »eisten: 
QetILer v^^konuaen. Vergleieht man den Zaataad van 1811. 
bis 1814 ialt> 4mi vom iS9ik bia 1834,. so ergibt sieh das Re^ 
Mltat, dafti iq der ersten V^rieda 9907 Familien and 1709 
eiaaeto Arme nnt^etillat wnrden, and ia dar aweiteai 3138 
Baoüien nad 9638 Ki^Keloe UateratOtaang erbnitea Vev«» 
gleiehjt man.<iasMt djo VerbiUaiase. der Bevoijkernng, m> dara 
I18II 11806$^ und UPI. Jabi; 1831 136967 Seeten in den. 989 
Qeipieiadeni siob befaodear di^ man verfliob, so zeigt nrik 
doelk in der aweiten Periode ^ae Vereitaderang der Zahl der 
Untere^fUatea. AaMland ist iHiph, d^fs die Somme, die mnn 
löü Aussteueifeng ¥oa armen Mftdcben verwendete^ so sebp 
angenommen, bat. Ia dea J. 1811—1814 gab man an 9 
IMHdabeft 3153 Franmi> in den J« 18ai— 34 an 84 Attteben 
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• 
6iS7 WtkneB Aossteaer. Moeh gr9ttt »ind die 8ommeiif wel- 
ebe fOr oneheliohe Kinder bexahlt werden. In der obigen 
ersten Periode betragen sie 11714 Franes, in der zweiten 
Periiode 99316. In den J. 1803—1806 waren nar 306 nn- 
ehelicbe Kinder Ton den Gemeinden nn nnterbnlten, 1834 
stieg die Zabl aaf 9t0. — In mancher Gemeinde tritt das 
traurige Verhftitnifs ein (p. 88 — 108), dafk die Binicfinfte 
ssar UnterettItiBung der Armen niobt binreiehen, wfiiirend in 
andern die Kassen Uebersebufs haben. In einigen Gemeinden 
sind reiebe ÄrmenansCalten. Das CapitalvermOgen betrag 1834 
540996 Francs. Ancb die Art der Darreiehong der Unter- 
stfitLung (p. 197} ist verschieden, in 993 Gemeinden gibt' 
man den Armen keine Arbeit, nar in 79 wird Arbeit gege- 
ben; 977 Gemeinden geben ihren Bürgern LSndereien zur 
Benätsang auf eine gewisse Zeit; leider lehrte die Brfbhrnng 
(p. 199) an vielen Orten, dafs die Armen die Trägheit der 
Arbeit vorniehen, und das dargebetene Mittel der ehrlichen 
Brn&brang dnroh Arbeit nicht benutzen. Anch im Waatland 
bat man die traurige Brfabrang gemacht (8. 134), da(s sehr 
▼iele Arme die Unterstnraong dnrcb die Gemeinden als ein 
Recht fordern (Si6 C^meiifden geben dies an). Der Sinn fftr 
Bhre wirkt zwar in einigen' Gemeinden wohltbätig (der Ver- 
lust der Aosäbnng der Börgerreobte in Folge des'Bmpfsngs 
der ITnterstfltznng hftlt Msnche ab, um diese nachznsDchen). 
Sehr tranrig sind die Nachrichten (p. 138) fiber die Verdor- 
benheit vieler Dflrftigeo , ober den Leichtsinn , mit welchem 
die Bitern ihre Kinder, die sie ernähren kdnnten, oder Kinder 
ihre Bitern der Noth Preis geben und auf Unterstützung rech- 
nen. In den Gemeinilea, in welchen am meisten Wohltbätig- 
keitsanstalten bestehen, ist auch der Andrang der Armen am- 
säkksten. Bei der IJiitersiichung der Ursachen der Armnthr 
gibt der Berieht (p. 147) als eine Ursache die wachsende Zahl 
der unehelichen Kinder an ; im Jahre 1803 kamen 4417 Ge* 
burten und darunter 137 uneheliche vor; von 1891 an steigt 
die Zahl auf 934, und in den letzten Jahren betrag j&hrlicir 
die Zahl 966, 998, 901, 914; den h&ttüger vorkommenden 
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Tanzgelagen and Kircbweihen wird eine Ursaohe der Ver- 
mebning unehelicher Kinder zogeechrieben ; man klagt anch 
über die schlechte Polizei in Bezog auf die ScheokeD. Der 
Trankenheit wird viel zugeschrieben^ 161 Gemeinden erklfiren, 
dafs der Zustand immer der nfimliche sey und viele Trunken- 
bolde vorkfimen; 910 Gemeinden bemerken, dafs nach ihrer 
Beobachtung die Völlerei abnehme. Als Ursachen der Armuth 
fQhrt man an manchen Orten die Kosten der militfirischen 
Uniformirang, die vielen Revuen und die notb wenigen Ver- 
sammlungen für Wahlen an. Der Bericht erstreckt sich auch 
muf die Untersuchung des Bestehens von Sparkassen (p. 165), 
deren Gründung in I^ndgemelnden viele Schwierigkeiten fin- 
det. Wo diese Kassen besteben, werden sie vonfiglich von 
den weiblichen Dienstboten benfitzt. Aus der Untersuchung 
des Weltstandes der einzelnen Gemeinden ergibt sich, dalb 
der Werth der Grundstöcke in Ml Gemeinden zunahm, in 
48 der alte blieb , in 64 selbst abgenommen bat. Die Zahl 
der Grundei^enthumer nimmt durch die Theilung des Bodens 
sehr zu, und zwar in 280 Gemeinden, während in 109 das 
Verhftltnirs das nfimliche blieb. Aufser den landwirthschaft- 
lichen Arbeiten kommen in vielen DOrfem auch Beschfiftigun- 
gen der Handwerker vor; in 139 Gemeinden ist der Wohl- 
stand derselben im Zunehmen. Biae schöne Afbeit ober die 
GrAfse des Arbeitslohns für Dienstboten, Arbeiter bei Hand^ 
werkern und Fabriken findet sich pag. 176 und am Schlüsse 
des Berichts in den Tabellen. Ueberall zeigt sich die Zu- 
nahme des Lohnes f am meisten zeigt es sich bei den 
Dienstböten, dagegen auf dem Lande weniger. Eine be- 
sondere Neigung zum Auswandern oder auswfirts Verdienst 
zu suchen findet sich im Canton nicht; nur in Bezug auf 
Bandeltreibende, Hofmeister und Gouvernanten zeigt sich 
das Vorkommen solcher Auswanderungen. In 202 Gemein- 
den werden von den Gemeindeeinkfinften Vertheilungen un- 
ter die Burger gemacht, und in 982 Gemeinden bestehen 
- Uolzgaben. Der Staatswirtb wie der Moralist finden in den 

ifrit. ZeÜsekr.f. Keehttw. a. GetHsg. d. Autl. Xir. B. 2. /T. 18 
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mitgetheilten Tabellen reichhaltige Materialien. — Der übrige 
Theil des interessanten Berichts, welcher sich auf die vor- 
geschlagenen Mittel zur Abhülfe des Uebels bezieht, soll im 
nächsten Hefte, wo wir nach den neuesten englischen, fran- 
xösis.chen and italienischen Forschangen über das Armenweseo 
den Stand der gegenwartigen Ansichten uiittheilen werden, 
näher geprüft werden. 



SPS 



XXI. 

Strafgeselzgebung des Caiitans Waadt. 
1841. 

Gesetz über 4ie Angriflfe gegen das Eigenthum durch 

VerniohtuDg oder Beschädigung desselben. 
Gesetz über die Lotlerieen. 
Gesetz über die Bestrafung der Völlerei. 

Angesseigt 
von 

I^(^rrn Appellationsrichter Esperondieu 

in Lausanne. 



oeit mt^l^reren Jahren war die Verbessernng der Strafgesetz- 
Labung der Gegenstand einer ernsthaften Aafroerksamkeit im 
Canton Waadt. Eine dairph den Staatsrath ernannte gesetz- 
gebende Cpmmission war beauftragt, sie vorzubereiten. Diese 
Commission erfüllte bald ihre Aufgabe, und bereits erhielt ein 
Theil ihrer Arbeiten die Bestätigung, ^ie beschäftigte sic(i 
zuerst mit dem, was als daß Nothwendigste erschien, näjnlich 
mit der Einrichtung der Gerichte und dem Verfahren. Bisher . 
war die Einleitung der Prozesse über Verbrechen und Yer« 
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gehen schriftlich and im Geheimen. Nar die Vorträge der 
Sachwalter, welche dem Urtheil vorhergingen, waren öffent- 
lich. Die Formen der Untersucbung , gegründet auf ber- 
l:ömml]che Gebrauche, hingen völlig von der Willkühr des 
Richters ab. Die Rechtssachen von einer gewissen Bedeutung 
wurden in letzter Instanz durch das Appellationsgericht abgeur- 
theilt, nachdem sie in erster Instanz von den Bezirksgerich- 
ten entschieden waren. Im Jahre 1899 hatte man einige Ver* 
l)esserdngen versucht, und zwar durch Begründung einer vor- 
läufigen Vrtheilsfä'llung über Versetzung in Anklagestand, durch 
Einführung sowohl der noraliscbi^n Ueberführung anstatt des 
gesetzlichen Beweises, als auch eines mündlichen und öffent- 
lichen Verfahrens für die Fälle, in welchen keine Appellatjon 
möglich war. Aber diese letzte Verbesserung erstreckte sich 
80 nur auf die weniger wichtigen Prozesse, und für alle an- 
dern war es ein offenbarer Widerspruch, das Urtheil auf mo- 
ralische Ueberzeugung zu gründen, während man« im Allge- 
meinen die schriftliche und geheime Untersuchung und zwei 
Instanzen beibehielt. Endlich nahm 1836 und 1837 der grofse 
Rath (gesetzgebende Versammlung) eine Reihe von organi- 
schen Gesetzen und ein Gesetzbuch des Strafverfahrens, des- 
sen Grundlage zuvor in einem 1839 beschlossenen Gesetz 
bestimmt war, an. Gemäfs diesem Gesetze geschieht nur die 
Voruntersuchung schriftlich und geheim. Die Versetzung in 
Anklage spricht nun ein besonderes Gericht aus. Die Vei- 
handlungen vor dem über die Sache nrtheilenden Gericht sind 
immer mundlich und öffentlich* Der Richter spricht sein Ur- 
theil nur nach seiner moralischen Ueberzeugung aus und 
seine Entscheidung über die Tha'frage ist unabänderlich. Je- 
doch findet ein Cassationsrecurs statt, wenn das Gesetz falsch 
angewendet worden oder bei gewissen bestimmten Fehlern in * 
der Form (der Cassationshof ist aber die Obrigkeit , welche 
in Civilsachen das Appeilalionsgericht bildet). 

Die Erfahrung in Betreff dieses neuen Systems während 
der letzten vier Jahre zeigte vollkommen den Vorzug desselben 
vor dem alten und liefert zugleich einen triftigen Beweis 
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gegen di« MeSnaog deijenigen, welehe bebaopieo, dafs das 
' mäodlicbe und öffentliche Verfahren und das Urtheil ans mo- 
ralischer Ueberzeug^ng sich nicht mit der Errichtong ständi- 
ger Gerichtshöfe vereinigen und nothwendig die Jnry voraas- 
aetzen iiefse. 

Darauf warde ein Entwurf des Strafgesetzbuches durch 
dieselbe Commission ausgearbeitet, welche die Gesetze der 
Einrichtung der Gerichte und des Verfahrens vorbereitet hatte, 
und dieser Entwurf wurde schon vor einiger Zeit dem Staats- 
rath vorgelegt y welcher bis jetzt wegen anderer dazwischen 
gekommener Beschäftigungen die Berathong darüber aufioble- 
ben mufste '). Bis er von der gesetzgebenden Versammlung 
berathschlagt werden konnte, mufste man einige Tbeile davon 
vorläufig beschüefsen, nämlich diejenigen, welche den Inhalt 
dreier am Anfang dieses Artikels ausgesprochener Gesetze 
umfassen. Die Nothwendigkeit dieser Mafsregel ergibt sich 
aus nachstehenden Grfinden. Seitdem der Canton Wandt 1798 
du^ch seine Trennung von Bern ein unabhängiges Daaeyn 
erlangt hatte, gab er sich nach und nach und allmälig eine 
besondere Gesetzgebung. Aber aufeerdem war eine ziemlicdi 
groftte Zahl alter, von der Bernerischen Regierung erlassener 
Verordnungen noch bis auf die neueste Zeit neben den neue- 
ren Gesetzen In Kraft geblieben. Nun aber stimmten diese 
Verordnungen zum grorsen Theil wenigstens nicht mehr mit 
den Sitten und den gegenwärtigen Bedflrfnissen der Bevölke- 
rung zusammen. Um so mehr konnten viele hundert von 
ihnen, welche nie gedruckt waren, auf diese Weise nicht 
hinreichend vom Volke gekannt seyn. Deswegen bestimmte 
die Constitution, welche seit 1831 den Canton regiert, dafs 
^ im Verlaufe von 10 Jahren alle jene vor 1798 erlassene Ver- 
ordnungen völlig aufgehoben M'ftrden, und dafs diejenigen, 
deren Beibehaltung vortheilhaft seyn könnte, In diesem Zwi- 
sobenfaume durch neue Gesetze ersetzt wdlrden sollten. Nun 

; — ^^ — 

1) Siehe Dr. Mittermaier^ die Strafgesetzgebong in ihrer Fort« 
jbUdung. Iter Beitrag. 1841. pag. 149^ 150. 
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VAren die StrafbesCimmnagan über Bigenthamsbeeobfidigongeo, 
über die LotterieeD ond Hasardupiele,. eo wie über Völlerei in 
der Art in dieten alten Verordnungen entheltcAi, dafe, ala der 
entsobeidende Termin 1841 zn finde war, man darnhaaa über 
diese Punkte der Oeaetzgebung BeaehlüBBe ftissen mafate. 
Daber entatandeo die oben erwfihaten drei neoerdinga be- 
aehlosseneo Oeaetze, worüber wir nun Berieht eratatten 
wollen« 



L Das erate handelt von den Blgenthumaangriffen, 
nieht von denjenigen, welche sich fremdes Bigenthara aneig- 
nen wollen und den animus lucrum faciendi voraussetzen 
(Diebstahl, Betrug etc.), aondern nur, wie ea der Name an- 
zeigt, von detaen, welche in der Abaicht zn aohaden aua 
Bache oder aus Bosheit begangen aind, um die Sache einea 
Aadern zu zerstören oder zu besohftdigen. Ferner umfafet 
der Beschlnfs nicht die Verbrechen der Brandstiftung und 
verursachte Ueberschwemmung^ welche an einer andern Stelle 
▼örkoramen. 

Die Verbrechen, zu deren Unterdrückung dieses Gesetz 
bestimmt ist, sind in drei Ordnungen nach ihrer betreifenden 
Bedeutung abgetheilt. Zuerst sind die Umst&nde, welche das 
Verbrechen begleiten, ea bezeichnen, es mehr oder weniger 
gefährlich machen, in Betracht gezogen. Auf der andern 
Seite ist es klar, dafs bei einem zugefügten Schaden der 
Werth desselben besondern Blnflufs auf die Bestimmung der 
Strafe habe. Anf diesen zwei vereinigten Grundsätzen beruht 
die Bntscheidung. Unter dem ersten Gesichtspankt unterschei- 
det das Gesetz zwischen den einfachen Vergeben, dem 
Vergehen unter erschwerenden Umständen des ersten Gra-^ 
de» und denen des zweiten Grades Dann schliefst jede 
dieser Kategorieen nach dem Werth des Schadens noch eine 
dreifache Unterabtbeiinng ein. 

So z. B. für das einfache Verbrechen (Art. 2). Wenn 
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der Wertb des zagefügten Schadens nicht 60 Franken ^} 
übersteigt, so kann die Geldstrafe dafür nicht 60 Franken 
oder die Einsperrung nicht 15 Tage überschreiten. Dafür ist 
das PoIizeiger>cht zuständig. Kein Minimam ist festgesetzt, 
80 dafs der Richter so weit herunter als möglich gehen kann, 
Ist der Werth des Schadens zwischen 60 und 400 Franken, 
80 liegt die Geldstrafe dafür zwischen 40 und 600 Franken^ 
oder die Einsperrung zwischen 10 und 300 Tagen (dafür ist 
das Zuohtpolizeigericht zustandig). Die Geldstrafe kann auch 
mit der Einsperrung verbunden werden. Uebersteigt der Werth 
des Schadens 400 Franken, so ist die Strafe eine Geldstrafe 
von 100 bis 1000 Franken oder eine Einsperrung von 3 bia 
18 Monaten; jedoch kann man die Geldstrafe mit der Ein- 
sperrung zugleich erkennen. 

Folgende Umstände sind Ersohwerungsgründe des Ver- 
gehens, im ersten Grad (Art. 3 u. 4): wenn. es zur Nacht- 
zeit begangen wurde, wenn der Thäter sich »in einer Beziehung 
befindet, welche ihm freien Zutritt an den Ort gestattet, wo 
er. das Verbrechen beging, oder wenn von ihm zum Beschä- 
digten und umgekehrt ein Verhaltnifs von Bedienten oder Un- 
terordnung stattfindet, wenn das Verbrechen eine der öffent- 
lichen Treue anvertraute Sache oder ein werth volles Haustbier 
zum Gegenstande hat, oder einer Bibliothek oder öffentlichen 
Sammlung von Gegenstanden der Kunst oder Wissenschaft 
gehörige Dinge betrifft 

Im zweiten Grade erschwert, sind die F^lle der Be- 
schädigung (Art. 6 n. 7), wo es sich um Zerstörung oder 
Beschädigung von Urkunden über Recht und Verbindlichkei- 
ten, von öffentlichen Registern oder Archiven handelt, oder 
wenn das Vergehen verübt ist in einer Kirche oder Friedhof, 
oder in einem Zenghanse, durch Einsteigen, Einbruch oder 
einen Nachschlüssel in einem bewohnten Gebäude, durch ver- 



2) Der Schweizer -Frank gilt ungefähr ein Drittel mehr als der 
französische , d. h; er verhält sich zu diesem letzteren fast 
wie 10 zu 7. 
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einigte Perstinen und mit bewaffneter Gewalt, TermltteUi VeV- 
gxfinng von Pferden oder Zugvieh n. b. w. 

In dieser letzten Kategorie mOssen die , Geldstrafe und' 
die Einsperrung notb wendig verbünden werden, Nobald der 
Betrag des Schadens W Franken übersteigt. Uebri^ens kann 
der Ricbter zwischen diesen zwei Strafarten wählen, and im 
Allgemeinen ist die Festsetzang der Strafe so berechnet, daPs 
er ein ziemlich grofses Feld in der Schätzung derselben fttf 
jeden einzelnen Fall hat. Selbst in den beiden ' letzten Kate- 
gorleen ist er durch kein Minimnm besöhrfinkt, wenn der 
j9bhaden von geringeni Betrage ist. Das höcfairte 'Maximinii . 
übersteigt nicht 6 Jahr Gefangnifs and 90(K) Franken Geld* 
strafe. 

Da die Vergehen dieser Natur weseoftlicfa den Charakter 
der Verletzung von Privatpersonen haben, so beschr&iikt sieh 
die Procedar von Amtswegen aof die Fälle, wo' es aich oln 
Angriffe auf StaatB- oder Geroeindegtiter handelt, oder wen^ 
der Thäter in Be^ug auf das Vergehen raekfäliig ist (Art 8). 
A vfser diesen Fällen bedarf es einer Klage des Beschädigten. 

Der vollkommene Schadenersatz durch seinen lfrheb<^^, 
ebe^ gerichtliches Binschreiten begann, kann die VermiMeran^' 
der Strafe bis zur Hälfte des Minimums bewirken (Art. 9), 



IL Das Gesetz über die Lotterfeen würde ge- 
geben , um alte Verordnungen von ' 17115 und 1773 Ober 
diesen Gegenstand zu^ ersetzen. Diese Verordnungen verboten 
alie Lottedeen^ mit AAsnahnitB derer, deren Gestattung di^ 
Regierung sich vorbehielt. In demn^raen Gesetz itft daÄ Ver- 
bot ohne Ausnahme. Schon seit mehrereil Jahren' hätte die 
Gesetzgebung des'Waadtfandes, bewogen durcb Betrachtungen 
hob^r Mbralität und iti Erwägung der Uebel,* wdbfoe^ dies« 
Arten von S{>ielen nach sich ziehen, ditt Xotlcrie desCahtott«^ 
unterdrückt, ungeachtet deren Brlda zäf Ver&^hrung' dljf 
Einkühfte der Wöhlthätfgkeifsanstalten beistimmt waf^ und 
welche nicht sd grobe Mifsbräuche, als viele ''der frbädeb' 
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Lotterieeil hervorbiachte. Dai Gesete wfthlte vot diese Art 
den Weg, durch ein iiBbediogies Verbot UnterDehmungeo 
aufasiihebeo, welche ssn oft nur der affentlichen Leicbtglfiabig- 
kett gestellte Schlingen sind und welche , selbst wenn sie auf 
eine ehrliche Art geleitet werden, immer darauf zielen, der Be- 
vdlkernng eine Spiel- und Specnlationswath einzaflösen, derea 
Folgen ffir die Buhe und das Wohl der Familien sehr be- 
klagenswerth sind. Der Artikel I. verbietet die Lotterieea 
unter irgend einem Vorwand und unter irgend einem Namen, 
welchen sie auch haben mögen, und im Allgemeinen alle 
Schritte, wobei die Verkfiufer von Billetten oder Actien dtfn 
ganzen oder theilweisen Erlös von den Weohselfallen des 
Zqfalls abhangen lassen, welchen diese Billette oder Actien 
ihnen bringen sollen. — Die Strafen (Art.^ 9 u. 8) sind der 
Bedeutung der Lotterieen und dem daraus möglicherweiee 
entstehenden Uebel angemessen. Sie sind immer Geldstrafen; 
nach der Beschaffenheit der Uebertretong strafen sie den 
Uebertreter damit, wodurch er gefehlt hat. So kann man die 
Geldstrafe von höchstens 6(> Franken und ohne Minimum für 
den Fall, wo die Einsatzsumme der Unternehmung nicht hun- 
dert Franken übersteigt, bis zu 6000 Franken steigern, wenn 
die Einsatzsumme betrachtlich ist. Die Lotterieen ohne festen 
Capital, so wie das Lotto sind unter diejenigen gestellt, wel- 
ohe eine strenger» Strafe nach sich ziehen. — Die Collectenre 
und diejenigen, welche sich abgeben die Billette anzubringen, 
müssen eine Geldstrafe bezahlen, welche bis zur Ralfte der-* 
jeaigen steigen kann,, welche gegen die Unternehmer bestunmt 
ist — In allen Fällen ist aufserdem die Einziehung des 
Wertbes der Actien oder der verkauften Billets ausgespro- 
chen. Der CoUectenr ist für den Werth der von ihm ausge« 
gebenen Billets verantwortlich gemacht, selbst dann,. wenn er 
diesen Werth schon herausgegeben hatte. Diese letzte Be- 
stimmung soll die fremden Unternehmer wirksamer treffen, 
welche sich nicht durch die blbse Androhung einer Geldstrafe 
hfttten abhalten lassen; man begreift wirklich, dafs der Col- 
lecteurnicht den Werth der Billete herausgeben wird, ehe er 
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»ich bei dem Uoternebmer Sioherbeit verscbaA li&ttof fDr den 
Fall entdeckt ond bestraft au werden. — Was die Abnehmer 
der Billete oder Action betrifft, so sind sie jedes Recun^ 
Rechts wegen der Zarfickgabe des bezahlten Preises beranbt 
(Art. 4). — Der Artikel • bebiit sich die Anwendang schftr- 
ferer Strafen, als der Uebertreter «ich aosieben kann, vor, 
wenn die Lotterie den Charakter eines Betruges oder irgend 
eines andern Berbrecbens trägt — Der Artikel 6 bestraft mit 
einer Geldstrafe die einfache Bekanntmachung sowohl ebier 
Landes- als einer flremden Lotterie. 



IIL Das Oeset£ Aber die Völlerei bietet, wie das 
▼orhergehende, eine Besonderheit besfiglicb auf die GesetB- 
gebnng dar. Der Inhalt ist knix folgender: 

Deijenige, welcher sich offen und binflg der Tmnkenheit 
hingibt, wird mit dem Verbot bestraft, die Hftnser, wo gei- 
stige Getrftnke ansgeschenkt und verbraucht werden, innerhalb 
einer Zeit zu besuchen, welche nicht unter Einem Jahre seyn, 
noch vier Jabre flbersteigen darf. Das Verbot dehnt sich 
DOthwendigerweise auf das ganze Gebiet der Gemeinde aus, 
wo er seinen Wohnort hat; es kann das Gebiet von ffinfnefaQ 
Gemeinden umfiissen. Die Kigenthfimer oder Geschäftsführer 
solcher flSuser werden mit dem Verbot bekannt gemacht Sie 
müssen selbst eine Geldstrafe bezahlen, wenn sie die Persoh 
aufnehmen, welcher der Besuch der Wirthsbänser untersagt 
ist — Die KU treffende Mafsregel wird durch das Polizeige« 
richt ausgesprochen. Sie kann auf Antrag eines jeden Ver- 
wandten , so wie des Vormunds , als auch der Obrigkeit der 
Bürgerschaft oder seines Wohnortes erkannt werden. Die 
Obrigkeit des Wohnortes ist berufen, - zuvor ihr Gutachten 
auszusprecheil,, sofern die Klage nicht ^ön ihr ausgeht 

Ein Gesetz, welches die Völlerei bestraft, kann nicht In 
seinem Grundsatz vor jedem Tadel sicher seyn. Es gibt viele 
moralische Verirrungen, welche das von Menschen gemachte 
Gesetz nicht treffen kann, ohne tyrannisch zu werden, oder 
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gegen welche dieses Gesetz obnmaobtig ist. Man kann sich 
fragen, ob die Bestrafung der Völlerei, wie die vieler andern 
Laster, in dem Bereiche der Geset/gebnng liegt and ob sie 
nicht ansschliefslich in die Schranken der Moral zu verweisen 
Ist. Man kann anch sagen, dafs die gegen den Trunkenbold 
ausgesprochene Strafe fast nnr ein Lindernngsmittel gegen 
das Uebel ist and n^r hoffen Ififst, der Trunkenbold werde 
seine lasterhafte Neigung ändern. 

Indessen lassen sich diese Einwendungen auch beantwor- 
ten. Das Gesetz ist, wie es scheint, den Familien, welche 
sich durch das schlechte Betragen eines ihrer Mitglieder ihrem 
Verderben nahe sehen, einen Schutz schuldig. Im Uebrigen 
widerstreitet die erwähnte Mafsregel nicht den Sitten des 
Landes, für welches das Gesetz gegeben wurde; dasselbe ist 
seit langer Zeit hier in Anwendung und, wie die Erfahrung 
zeigte. In vielen Fällen nicht ohne Nutzen. Es rechtfertigt 
sich ferner durch das System der öffentlichen VVoblthätigkeit, 
welches in dem Canton Waadt in Kraft ist. Da die Gemein- 
den angehalten sind, ihren armen Bürgern beizustehen, so 
liegt es in ihrem Vortheil, so viel als möglich dem Verder- 
ben ihrer Angehörigen zuvorzukommen, und das Gesetz mnftte 
ihtien in gewissen Punkten ein Recht der Aufsicht zu diesem 
Zwecke bewiUifiren. "^ 
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XXII. 

Das belgische Gesetz vom 10. April 1841 
über die Viciiialstrafsen* 

Darg:estcll.t 

von 

Herrn llofgerichtsrath Thilo in Rastatt 



^ Einleitung. 

Wabf6Q4^ der. Vereinigpog^ von Belgien roil Frankreich be«' 
sUiQd kfin allgemeinefi Gesetz über die Anlegung und Unter* 
haltimg der. Viel na 1 strafe eo ( Vicinalwege). Vor jener 
Zeit iivaren die gesetslicben Anordanagen und* gaaz besondere < 
das überall Mafs . gebende QerJuimmen. in den vereobledenea 
Provinzen sehr verschieden.. In Antwerpen, Henaegan, Namur, 
Lattich) Ljmbarg and Laxemborg war dia Untechallong der 
Vicinalwege von jeher eine Last der Gemeinden ^ eben sa 
verhielt .es siob in Brabant hineichtliob der. eigenttioben Vici- 
nalstraf^ii : ausgenommen warea die zur bktfsen Beqnemlieb^ 
kelt dienenden Wege (cbemins daisaaoe) und die Fi^sieiga 
(sen^iers)^ welche von den.angr&nsenden Grnndeigenthtimero 
unterhalten weirden mufsten., — In Ost-* ui^ Westflandeni 
dagegen lag den Granznaebharn nicht, anein die Unterhaltung 
aUejr . Vlcinalwf ge . ob , sondern auch die der Strafeengc&beny 
desr.Biücbe und des .Wasserlaufes ; die Gemeinden hatten Jl>loa 
die Verpflichtung zur UD<erha]tnng der Brücken und Wasser- 
leitungen auf den Strafsen, die von einer Gemeinde zur an- 
dern führen, oder auf Heerstrafsen, Brücken und Ueberfahrten 
ausgehen. 
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60 verhielt es sich sach wirklieh noch ssiir Zeit der Er- 
laSBiing des gegenwirtigen Gesetzes. Unter der französischen 
Herrschaft waren auch In Belgien durch verschiedene Gesetze 
die Gemeinden mit der Unterhaltung der Wege belastet wor* 
den, in Gleichförmigkeit mit der allgemeinen französischen 
Gesetzgehang: diese Gesetze kamen aber, namentlich in Flan- 
dern, nicht zum Vollzüge, man kehrte vielmehr bald wieder 
zum alten Herkommen zardck, die Unterhaltung der Wege 
den Gr&nznachbam zu überlassen. Das N&mliche erfolgte 
wieder, als nach dem Sturze des Kaiserreichs, unter der vo- 
rigen Regierung der Niederlande, die Provinzen aufgefordert 
wurden, Reglements fiber die Unterhaltung der Wege zu ent- 
werfen f^ es wurde durch neue Vorschriften die alte Ordnung 
der Dinge best&tigt. 

Die Nothwendigkeit eines neuen umfassenden Gesetzes 
war allgemein gefohlt worden, sie wurde, als am 9. Februar 
1838 der Entwurf von Seiten der Regierung in der Repr&- 
sentantenkammer vorgelegt wurde, ohne vorgängige Brdrte- 
rnng anerkannt. In dem ersten vom Abgeordneten Heptia er- 
statteten Berichte wurde darauf aufmerksam gemacht, dafs 
die noch zur Zeit geltenden Bestimmungen in einer grofsen 
Menge von besetzen, Decreten, Beschlüssen und Reglements 
zerstreut enthalten seyen '), aus denen es fast unmöglich, 
ein zusammenhängendes Ganze zu bilden, und deren verbind- 
liche Kraft sogar oft nur mit Schwierigkeit zu ermitteln sey. 
— Die in den belgischen Provinzen so verschiedene Gesetz- 
gebung beruhe auf ungleichartigen Grundsätzen, fast durch- 
gehends mangle den vorhandenen Gesetzen die eigentliche 
Sanction, so dafs ein guter Zustand der Vicinalwege nur in 
denjenigen Gemeinden anzutreffen sey, wo die Löcalbehörden 
und Einwohner sich freiwillig darum annahmen $ wo übler 



1) Das zahlreiche Verzeichnifs der alten Gesetze von 1789 bis 
1813^ und jener des Königreichs der Niederlande von 1814 
bis '1820. 8. Commentaire legislatif des Lois usuelles de Bei- 
gique. 1841. Livrais. 4. pag. 198 sq. 
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Wille herrsolle, da seyen die eesetse kraftloi. — Am meisten 
xn beklagen (bemerkte de Tbeux) sey der Mangel an allen 
^esetzlieben Mitteln, den Wegen ihre nrsprönglicbe Breite 
wieder zvt versebaffen, eigenmfichtige Eingriffe zoräekenwei- 
•en, mit einem Worte, der Mangel alles poli&eilicben Ein<- 
flusses. (Moniteur, 86. M&rz 1841. Sappl.) 

Etwas Mkher als in Belgien war in Frankreieh das 
BedOrfkiirs erkannt worden, nnd batte die Oesetfte vom 28» 
Jali 1894 und 91. Mai 1836 snr Folge gebabt. Diese Ge- 
netzgebang, beim Entwürfe nnd der Discnssion des neuen 
belgisohen Geseta^s äberall in Vergleiehung gezogen, entbill 
im Wesentlichen folgende Vorschriften: 

Die anf gesetdicbe Weise als Vicinalstrafsen erkannten 
Wege sind von den Gemeinden 2U unterhalten '), mit fol- 
g^enden Ausnahmen : Wenn mehrere Gemeinden bei einem nnd 
demselben Wege betbelligt. sind , so entscheidet, falls sie aber 
das Verb&ltnifti ihres gegenseitigen Interesse, oder ober den 
Umfang der ihnen obliegenden Lasten nicht einig sind, der 
Prifect mit dem Prftfecturrathe, nach Vernehmung der Mu- 
nioipairftthe , mit Zuziehung der höchst Besteiierten '). 

Vicinalwege können, je nach ihrer Wichtigkeit, fdr 
Haaptverbindnngsstrafsen erklärt werden, deren Richtung dann 
Kugleich festKUBctzen und die Gemeinden zu benennen sind, 
welche sie anzulegen und zu unterhalten haben. — Der Pri- 
fect bestimmt die Breite und die Granzen der Strafse, und 
setzt jährlich .das Verhäitnifs fest, in welchem jede Gemeinde 
an dem ihr obliegenden Theil .beizutragen hat u. s. w. ^). 

Wenn die Gemeindseinkänfto för die ordentliche Unter- 
haltung der Wege nicht znreichen, so sind von den Abgabs- 
pflichtigen Beiträge in Geld oder Naturalleisttingen zu ent- 
richten, deren Minimum in drei Tagen Arbeit besteht; die 
Zusatz -Centimen, als Geldbeitrag, dfirfen höchstens fünf 



») Gesetz 18«4. Art. 1. — Belgisches Geseta Art. 1«. 

3) 6. 1884. Art. — B. O. Art. »4. 

4) Ges. 1836. Art 7. — B. G. Art. 14. 
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%etnig;eii« Der Bfnnicipalrafh beschliefst das eine oder andere 
-dieser Hü Ifsmittel , oder beide in Verbindong *). — Jeder 
Einwohner, FamUienhanpt u. s. w., der asf die Rolle der 
directen Steuern gesetzt ist, kann jährlich za drei Tagesar-- 
beiten berufen werden: 1) für seine Person, und für jedes 
wenigstens 18 Jahre und höchstens ÜO Jahre alte Mitglied 
^der Diener der Familie, männlichen Geschlechtes, welche in 
4er Gemeinde sich aufhalten ; 9) für jeden bespannten Karren 
i>der Wagen, und überdies für jedes zum Lasttragen, Zug 
«lid Reiten bestimmte Thier, welches zum Dienste der Familie 
oder ^er Gewerbsniederlassung in der Gemeinde gebraucht 
wird •). 

Die Arbeiten i^erden zu Geld * angeschlagen nach ihrem 
jährlich auszumittelnden Werthe; es ist in die Wahl des fiei-: 
tragspflichtigen gestellt, ob er die Leistung in Natur oder in 
Geld berichtigen will: nnterläfst er jedoch die Erklärung in 
€er gesetzten Frist, so wird er zur Entrichtung des Geldbei- 
trages abgehalten. — Die nicht in Geld abgelöste Leistung 
kann in Tagesarbeiten umgewandelt werden, nach einem vom 
Municipalrathe festzusetzenden Mafsstabe '). — Bei Säum- 
nissen der Gemeindsbehördnn schreitet der Präfect ein ^). 

Das rentable Grundeigenthnm des Staats hat im nämlichen 
Terhältnifs wie das Privateigenthum zu dem Aufwände für 
die Vicinalwege beizutr/agen *). 

Vicinalwege, die für solche erklärt worden, sind unver- 
jährbar »ö). 

Jedesmal, wenn ein Vicinalweg, der von einer Gemeinde 
M fahrbaren Znstande erhalten werden mufs^ gewöhnlich oder 
zu gewissen Zeiten durch die Bearbeitung von Bergwerken, 
Steinbrüchen, oder irgend eine Gewerb^unternehmung ver- 



5) G. 1836. Art. 8. — B G. Art. 14. 

6) G.. 1836. Art. 3. — B. G. Art. 14 

7) G 1836. Art. 4. - ß. G. Art. 15 17. 
S) G. 1836. Art. ö. — B. G. Art. 22. 

9) G. 1884. Art. 8. — G. 1836. — B. G. Art. 81. 

10) G. 1836. Art. lO: — ß*. G. Art. 18. 
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dorbeü wird, welche Privatperfioneo , ölEenÜicben AoBUlten, 
der Krone oder dem Staate zugebören^ kann Grand vorban- 
den seyn, je nach Gestalt der Sache den Unternehmern o^er 
Rigentbümcrn die Leistung besonderer Beitrage aufzuerlegen, 
deren Gröfse der aufserordent Hohen Verschlimmerung ange- 
messen ist. — Es können auch wegen dieser Verschlimme- 
rungen Aversalsummen geordnet werden ^^). 

Zu den Ankäufen, Veränfserungen und VertauacbangeD, 
in Beziehung auf Vicinalwege, wird von den Pr&fecten mic 
dem Präfecturrathe die Erm&cbtigung ertheilt, naob Torheri« 
ger Einvernehmung der dabei betheiligten Municipalratbe, und 
nach angestellter Prüfung de commodo et |ncommodo, wenn 
der Werth des anzukaufenden, zu verkaufenden oder zu ver- 
tauschenden Terrains die Summe von dreitausend Franken nicht 
übersteigt. — Dasselbe und in den nämlichen Formen soll 
von den Präfecten hinsichtlich der Arbeiten geschehen, die 
zur Anlegung oder Erweiterung dieser Wege, und zur Ge- 
winnung der dazu erforderlichen IVIaterialien nöthig sind, wenn 
hierdurch Anlafs zu Expropriationen, in Kraft des Gesetzes 
vom 8. März 1810 gegeben wird, falls die den Eigenfhümera 
für das Terrain oder die Materialien gebührende Entschädi- 
gung die Summe von dreitausend Franken nicht übersteigt i^). 
Beschlüsse des Präfecten, wodurch die Breite eines VicinaK 
weges ausgemittelt und festgesetzt wird, bewirken die defi- 
nitive Einverleibung des bezeichneten Bodens in das Terrain 
des Weges. — Das Recht der aogränzenden Eigenthumer 
löst sich in Entschädigung auf, welche entweder gütlich oder 
durch den Friedensrichter des Cantons auf das Gutachten von 
Sachverständigen ausgemittelt wird i^). 

Wenn die Richtung eines Vicinalwege« verändert, oder 
derselbe ganz oder thcilweise aufgegeben wird, so könaem 
die Eigantbümer, die an den Theil des Weges aagräiiKeA, 



11) G. 1824. Art. 7. — G. 1836. Art. 14. — B. G. Art. 2». 

12) G. 1824. Art. 10. — B. G. Art. 11. 
i3) G. 183Ö. Art. 10. — B. G. Art. 11. 
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weloher aufgehört bat, zu diesem Zwecke zu dienen, sich 
als Käufer desselben melden, nnd haben den durch Sachrer- 
st&ndige feetgeseteten Preis dafEir zu vergöCen > •). 

Oanp der VerhanMimgen. 
lieber den Entwurf des neuen belgischen Gesetzes erhob, 
bei der Discussion im Senate sich die Kritik aus zwei einan- 
der direct sich entgegenstehenden Gesichtspunkten. Bs wurde 
von der einen Seite (Graf von Renesse- Breiback) getadelt^ 
dafs das Gesetz der Thätigkeit der Verwaltungsbehörden der 
einzelnen Provinzen zu viel freie Hand lasse, daraus, daHs 
sich dasselbe auf die Anordnung der als ganz nnerlafsHcb 
anerkannten legislatorischen Mafsregeln beschrfinke. und de- 
ren n&here Bestimmung in das Ermessen der Provinzialbehör- 
den, vorbehaltlich der Regierungsgenehmigung^ stelle, scheine 
ein Ruckfall in den jetzt so vorherrschenden Localititsgeist 
BU besorgen. Es sey vielmehr nothwendig, nach dem Bei- 
spiel Englands und anderer Staaten, in viele Details einzu* 
geben, und diese, so wie die allgemeinen GrnndsStze, mit 
den älteren Gewohnheiten und gesetzlichen Yorscbriften in 
Verbindung zu bringen, was auch in Frankreich bei dem 
hierüber ergangenen neuen Gesetze geschehen sey. — Unter 
der vorigen Regierung hätten die Stände der Provinzen Regle- 
ments entworfen, dem Art 146 des Fundamentalgesetzes ge- 
mäfs, welcher den Provinzialständen alles auf die Administra- 
tion und innere Oekonomie jeder Provinz bezugliche anzuordnen 
gestatte. Der Vollzug jener Reglements habe bei mehreren Ge- 
richtshöfen eine standhafte Opposition gefunden, und es sey den 
Provinzialständen das Recht nicht zuerkannt worden, ältere und 
neuere gesetzliche Bestimmungen durch Reglements abzuän- 
dern. In mehreren Provinzen hätten die Reglements seither 
nicht mehr vollzogen werden können; derselbe Uebelstand 
werde ferner eintreten, wenn man fortwährend die Verwal- 
tungsbehörden der Provinzen damit beauftragen wolle« — 



14) 6. 1836. Art. 19. — B. 6. Art. 89. 
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Wenn mftn die vor 18dO von den Proviozialst&nden entwor- 
fenen Reglements prfife, so finde man Abweicbangen in den 
Benennungen and in der vorgeschriebenen Breite der Wege, 
einige liefsen die Verjahrang eigenm&chtiger Bingriffe za, 
and so verhalte es sich noch mit vielen andern Pankten. -^ 
In verschiedenen deutschen Ländern, and namentlich in den 
Provinzen, habe man drei Baaptclassen angenommen : 1) flaapt« 
verbindnngswege, die zum Gebrauche mehreren Gemeinden 
dienen; -^ 9) die von einer Gemeinde zur andern führenden 
Wege; 3) die ffir den Ackerbau dienenden Feldwege. — 
Ffir jede Classe sey eine gleichförmige Breite bestimmt wor- 
den: ja man sey in diesen Ordonnanzen so weit gegangen, 
dafs man nicht allein die Art und Weise, wie gute Wege 
angelegt werden sollen, vorgeschrieben habe, sondern auch 
die Art ihrer Unterhaltung und Herstellung , damit die Wege 
zu jeder Jahreszeit sich in brauchbarem Stande befinden mögen. 
Es wurde jedoch der entgegengesetzten Ansicht der Vor- 
zag gegeben. Der Graf Desmanet de Diesme bemerkte: er 
aey der Meinung, dafs das Gesetz nur die Grundsätze ent- 
halten dürfe, und die Anwendung derselben den Vewaltungs- 
behörden der Provinzen dberlassen werden solle. Das erste 
Kapitel des Entwurfes enthalte ganz sachgemäfs alles, was 
auf alle Provinzen des Königreichs anwendbar sey; von jeher 
sey in den verschiedenen Provinzen auf verschiedene Weise 
dem Weiteren ffirgesorgt worden. Im gleichen Sinne spra- 
chen Graf Vilain XIV. und Senator d* Horp , welcher dafür 
hielt, dars der Entwurf den Provinzialräthen noch zu wenig 
Spielraum lasse. (Moniteur, 5. und 10. März, 1841.) 

In dem ersten vom Abgeorgneten Heptia der Kammer 
der Bepräsentanten abgestatteten Berichte war vorgetragen 
worden: 

Der Entwurf des Gesetzes beruhe au( zwei Hauptgrund- 
sätssen: Einmal, dafs die Vicinalwege ein unter sich verbun- 
denes Ganze ausmachen sollen, welche» sich dem System der 
Landstrafsen der Provinz aozuschliefsen und eine untergeord- 

Mnt. Zeüsehr.f, Reehtsw. a. Geteisg. d. AutL Xir. B, 2. //. 19 
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ne^ Verzweigug «•ruelbfßn aw Ittlidefi Nbe; dMNi, daft, weit 
MW Kinw^haer das Reoiit bubeo, sich d^r Vioioiilwfge %n 
b^UNi^n, 4iDd auch wirklieh Gebi-aqcb davon maebtii, «ie 
aaob alle sso d^ren Uatorbaltong heizutrafea babeo, im V#r- 
bftltoifis dea Nolteas, den aie daraas be«ebeii. 

la Anwendiiog dea erste» Grandsat^es worden feilende 
geaeiUdiGbe Befdn apfgeBtellt: 

1) fia werden «wei Gattoiigen von Vicinalwegen aner« 
kaiiQft, Bftmlieii die Hawpl Verbindungswege, welche 
sHua Gsbraoefae. mebrerer Gemeiaden, einer Pravinz, eine« 
Täeila eiaisr Provinz, oder aveb aiebrerer Proviasea dienea: 
-i- daan solobe Vioioalwege, welahe im engeren Sinne 
der Geraeinde angeboren, aaf deren Maitnag sie angelegt 
sifid» 

9) Es aollen io denjenigen Gemeinden, wo keine alJge^ 
msi^tt Plfine oder Grundrisse über die Aosdehoung uiid Rieb* 
tuag der Vieinalstrafaen vorbanden sind , derglaicben Pläne 
iaaerbalb stwei Jabrea gefertigt, die etwa sehon vorbaadenci» 
aber revidirt und berichtigt werden. Die Ko9ten dieser ^pe* 
rate köanaa weder aiissehlkfslieb den Gemeinden , noeb aas«* 
sebliefsiieh dem Staate aufgebürdet werden, ersteres nieht, 
weil es von einer Mafaregel der öffentlieben Ordnung im alt- 
gemeinen Interesse aiob handelt, letzteres niobt, weil der 
nächste 8 weck der Veranstaltung ist, sämratlieben Gemeinden 
den Besitz gesetamäfeiger Reobtsurkunden über ihre Vicinal*- 
strafsen za versebaffen, ingleieben den Besitz von Planem 
aaf welehen die Rechte eines Jeden aufgeführt sind, und die 
eben sowohl den Gemeinden als Reehtstitel gegen die Grunde 
eigentbftmer , welche Angränzer der Wege sind, dienen kdn- 
nen, als umgekehrt. — Unter den beiden Extremen wurde 
daher eine Vermitteiung getroffen, und der Kostenaufwand 
balbtbeilig dem Staate und halfotheilig den Gemeinden zuge- 
schieden. 

Das Wert „revidiren^^ wurde auf Antrag des Abg. Ver- 
dttssen eingeschaltet, weil e» manche Gemeinden gebe^ wo' 
seit längerer S&eit bereite Plane vorhanden seyen. Nach den 
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ErfordeiHiflien der Art. 1. und 9. des Gesetze« Icaim jedoch • 
ktttim hngenemineii werden, dafs eine Revision, im stren- 
gen SinAe des Wortes, jemals gekifigen könne. 

d) In dieseh Plänen soll die Richtung nnd Breite der 
Wege bezeichnet, nnd demnächst angeführt werden: ob die 
Unterhaltung der Gemeinde zor Lftst liegt; — ob vielleicht 
Mehr^reta Gemeinden; — ob etwa in Kraft eines privatrecht- 
liöhen Titels die Last den Gemeinden obliegt, in welchem 
Falle in dem über die Anerkennung aufgenommenen Proto- 
kolle die Namen der zur Unterhaltung verpüichteten Personen 
öder Anstalten anzufahren sind ; — es müssen die Wege, die 
nicht mehr im Gebrauche sind, angegeben werden, so wie 
endlich die neu projectirten Verbindungsw'ege. 

Damit man aber die so wesentlichen Vortheile dieses Sy- 
st^mti geniefsen könne, damit namentlich Einsprachen and 
ernstlichere Streitigkeiten möglichst vermieden werden, damit 
man eine leichtere Uebersicht sich verschaffe, wie für den 
Feldbau viel verlorner Boden zuröckgewonnen werden könne, 
— endlich auch wegen beträchtlicher Ersparnlfiti an den Un- 
terhaltungskosten durch Abkürzung der Wegstrecken, — 
durfte die Verfertigung der Pläne nicht der vereinzelten Sorge 
jeder Gemeindsverwaltung für sich allein überlassen, sondern 
es mufs die Arbeit in einem nnd demselben Geiste geleitet, 
und überdies ein vollkommen gleichförmiger materieller Voll- 
zug angeordnet, die Ausführung daher der Leitung eines 
Cöiitralbüreau's übergeben werden. 

In Gefolge des zweiten der oben gedachten Grundsätze 
wurde angenommen: 

4) Dafs jeder Einwohner deä Köhigreichs gegen die von 
den Gemeinden entworfenen Pläne der Vicinalwege Binwen- 
düiigen vorzutragen berechtigt aey. — Die Pläne sollen daher 
zwei Monate lang zu jedermanns Einsicht im Secretariat der 
Gemeinde aufgelegt werden. Diese Offenkundigkeit hat den 
doppelten Zweck, die ftedamationen zu veranlassen, welche 
im Allgemeinen wie Ito Privatinteresse erhoben werden kön- 
nen; er fiteres im Interesse der fiitii/röhner t^le der Aus- 
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nirker, welche dabei betbeiligt sind, dafe bei den projectir- 
fen Wegen alle Bedingungen beobaobtet wurden, damit sie 
als gute Vicinalwege dienen können : letzteres im Interesse 
derjenigen Gntabesitzer, denen dareh den neaen Plan eine 
Parzelle des Terrains, als dessen Eigenthümer sie sich be- 
trachten, entzogen werden soll. 

5) Die Ordonnanz des Provin^sialaQsscbusses , wodarch 
die Plane definitiv genehmigt werden, verleiht der Geneinde 
kein Eigenthumsrecht hinsichtlich des Weges. Die Rechte 
Dritter bleiben in dieser Beziebnng vollständig vorbehalten. 
Vermitfelst der Genehmigang des Planes will der Provinzial- 
ausschnfs nar sagen, wie es geschehen solle, geschehen 
werde; damit es aber so geschehe, sind vielleicht noch 
andere Förmlichkeiten zQ beobachten: es sind etwa Expropria- 
tionen vorzunehmen, Entschädigungen zu entrichten, im Falle 
einzelnen Betheilfgten wohl erworbene Rechte entzogen wer- 
den müfsten. 

6) Von den Provinzialrfihen , in gewissen Fällen von der 
Regierung, ist die Richtung und die Breite der Hauptverbia- 
dnngswege zu bestimmen. 

7) Wenn eine Strafte die gebührende Breite nicht hat, 
so ist entweder die bisher bestandene Breite durch eigenmäch- 
tige Eingriffe der angränzenden Grundeigenthümer vermindert 
worden, wo dann die Sache gerichtlicher Verfolgung unter- 
liegt: oder es soll der Strafse eine Breite gegeben werden, 
die sie niemals gehabt hat, und dann tritt Expropriation 
um des öffentlichen Nutzens willen ein, und zwar liberal], 
wo nicht ein Eingriff bewiesen werden kann. Der Art. 11. 
des Gesetzes erfordert die Beobachtung der für Expropriatio- 
nen allgemein gesetzlidi vorgeschriebenen Förmlichkeiten, die 
allerdings langwierig und kostspielig, zumal in Anbetracht 
der hier meistens nur in Frage stehenden kleinen Parzellen^ 
zu nennen sind (s. unten Nr. 6 ). 

8) Nach Art. 9. des Gesetzes können die vom ständigen 
Ausschüsse definitiv festgesetzten Pläne von den competenteii 
Behörden modificirt werden, flierin könnte die Ermächtigung 
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zu liegen scheinen, streitige Punkte, die bereits vom Aas- 
schuBse endgöltig entschieden worden, nochmals zur Oiscus- 
sion bringen zu dürfen. Dies würde unzulfissig seyn, weil 
es im affentlioben Interesse liegt, dalli den Streitigkeiten ein 
Ziel gesetzt werde, und dafs eine in oberster Instanz geg9^ 
bene Entscheidung nicht mehr unter dem Vorwand eines Irr* 
thums oder unrichtiger Ansicht umgestofsen werden dQrfe. — 
Indessen ist der Satz auch der Bedeutung empfSnglich, dafs 
die Pläne, d. h. die Richtung, Breite und Ausdehnung der 
Wege stets modiflcirt werden kdnnen, wenn solche Modifioa» 
tionen in der Folge als nützlich, schicklich oder nothwendig 
dargethan werden sollten. Diese Auslegung sollte nach der 
Bemerkung der Centralsection die allein richtige seyn, weil 
sonst die beiden Absätze des Artikels im geraden Wider- 
spruche stehen worden. 

9) Die Einwoljner haben zur Unterhaltung des Weges 
im Verhftltnifs des Nutzens beizutragen, den sie aus demsel- 
ben geniefeen. — Nicht selten geschieht es, daft ein Vidnal- 
weg auf der Markung der einen Gemeinde von Gemeinden 
bedeutend verdorben wird, die sich seiner vorzugsweise be- 
dienen , während er den Einwohnern der Gemeinde selbst nur 
wenig Nutzen gewährt. — Eben so häufig ist es, dalb die 
Vicinalwege durch Gewerbsanstalten, als Bergwerke, Stein- 
brüche, floohöfen, durch Ausrottungen von Waldungen u. 
dgl. unverhältnifsmäfsig verschlimmert werden. — Hier wurde 
es för unrecht befunden, in solchem Falle die einschlägige 
Gemeinde mit einer kostspieligen Unterhaltung von Wegen 
zu belästigen , wovon jene Gewerbsanstalten fast ausscbliefs- 
lichen Gebrauch machen, wogegen den Einwohnern die Be- 
nutzung dieser Wege einen Theil des Jahrs hindurch entzogen 
werde, und die Unterhaltungskosten sich im umgekehrten Ver- 
hältnilli des Gewinnes für sie vermehrten. -^ In allen diesen 
und ähnlichen Fällen (namentlich bei Fabriken. Kornmühlen, 
bei den Plätzen, wo Kalk, Steinkohlen n. s. w. verkauft wer- 
den) fand man es angemessen, die fiigenthfimer oder Unter- 
nehmer jener Anstalten zur Unterhaltung des Weges mittelst 
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beaond^vr, in Yerbültnifo sor BesohidigQog^ stehender, Bei- 
träge mit apzaziebea« 

10) Bei UnzaUoiiplielikeit der ordenüioheii Oemeindseio- 
kfiQfte findet die Srkebiing von GeldbeitrSgea und «QfßesdeBi 
Netorelleistonf en statt Den Tarif der Geldbeiträge bestimnit 
der Art 14. des Gesetzes sehr genau: Leistungen in 
Natur waren imBegierongsentwarfe ansge8oblo8^en wordoo, 
in Anbetracht der bel^annten Naohtheile and Unvollkommen- 
beiten aller Arbeiten, welche ftobndweise Terrichtet werdep,; 
dem wurde jedoch enigegengebalten: an vielen Orten war4ei| 
die Naturalleistungen, auf eine geaflgende Weise verriebt^ 
es sey oft weit leichter, von den Abgabspflicbtigan Arbeit^ zu 
erbalten, als baar.es Geld, man könne Beispiele von Frohpdr 
arbeiten anführen, die, au Geld berechnet, eine ersehreekeade 
Ausgabe verursacht haben worden, endlich wQfde die Ver.- 
tbeilnng einer gewissen Anzahl Arbeitstage auf die Familea- 
h&npter deq Vortbeil einer gerechtern Ausgleicbupg der wa^ 
der Gemeinde ruhenden Last gewähren. — Man bestimmte, sieb 
daher, beide Gattangen von Leistungen, die in Natur, und^ 
die der Zusatzoeatimen zu den Grundsteuern mit. einander su 
vereinigen; aufserdem würde die Ausgleichung unter den Ab- 
gabspfliobtigen ungerecht ausfallen: der.Rentirer^ der Kauf^ 
mann, und auf der entgegengesetzten Seite der Fuhrmann, 
würden nichts oder doch nur wenig heitragen. Die Natqral* 
leistung lastet auf den FamilieQh&nptern , deq Pferden und 
Fuhrwerken, und trägt das Mittel in sich. Jedermann im 
Verhältnifs seiner Kräfte und des Nutzens^ dea er von den 
Wegen zieht, zum Beitrage. apznhalten* 

11} Bs wurde Unverjährbarkeit der Vicinalstrarsen»untmr 
der im Art 19. ausgesprochenen Beschränkung festgesetzt 

iX) lieber Verpflichtungen und Befngnissir der augriUi- 
zenden Grundeigenthümer vergl. Nr. 3 — 8« Hier ist noch 
beizufOgen: dadurch, dalifi die Gräben längs der Wege (Art. 
2. des Gesetzes) «unen Tb il der Vicinalwege ausmachen, v^rr- 
steht sich zugleich von selbst, dafs die Reinigung jen^r 
Gräben den Gemeinden in gleicher Weise wie die Unter^altuaf 
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dtr Weg» leltot obUege. Proodhon ist d« AisieU, düfe die 
Bu beiden Seiten aBgränaeodea Grandsiflcfce »kr mit der Dienet* 
Wrkeit beeeliwert anBosebeD »eyen, die bei der GribenreiBi« 
gang aoBge«ohdpfte Erde nnd Schlamm anfBanehneB, wi» es 
aseb bei de» Heeretrafoen gesebiebt; ee ist dies eine uBtftr- 
licbe Dienetbarkeit ans der Lage der Orte , die sieh 'anr Ge-< 
Bflg0 wieder aosgleiobt , theils durch den* Vortheil , deii' die 
Aniegang der Strafee für den Anbau der ndchat gelegenen 
Grnndsttieke gewährt, theils ancb dureh die Benutsang der 
ausgeeeböpften Brde, nnd endlich aueh, weil die Ck&bev aur 
Ableitung des Wassers von den Grundstücken dienen. 

Die Rechte der angr&nzenden Grundeigenthflmer, wenn 
ein Vicinalweg aufgegeben oder abgeändert wird, bestimmt 
Art 29. dies Gesetses. 

13) Ueber Anpfla^nBungeii und Gebäude schweigt 
das Gesetz: der Beriohtserstatter der Ceatral>- Seotion habe, 
beauglicb der Frage, in welcher Bntfernnng längs d^ 
Weges die^ angränaenden GüterbesitBer ihre Anpflamungen 
und' Gebäude errichten dürfen , keine Bestimmung in den Bnt*' 
wurf Bufgenemmen, weil hierOber sehen Gesetze, die im gena- 
sen Kdnigrelehe verbindliche Kraft hätten, vorhanden seyen: 
denn die Gemeinden seyen wirkliehe Eigenthömer der innei^ 
bidb ihrer Marknngen bestehenden Vicinalwege; nun Bber 
setee der Art. 671^ des Code civil lest, in welcher Entfer- 
nung von der Gränse Bäume oder Hecfken gepAnnat werded 
dürfen, wo hieröber in der Gemeinde keine unbestritteneu 
GebHänebe bestehen; 

Hineichtlieh der Gebäude, welch» die angränienden Gü«* 
terbenitBer längs der Vielnalwege an ff obren dürfen, bestimmt' 
Art 90. Nr. 7. des Gemeindegesetzes, dafe von dem Rath der 
Bürgermeister nnd Sehdffen die GränBlInie bezeichnet wetdeii* 
solle, und es ist demselben damit die ndtbige Amtsgewalt' 
verliehen) die Weg^ unversehrt sbq erhalten, sich- zu fiibiDr« 
zeugen-, ob die gesetalieben Bntfernoiigen der Gdbändc beol^ 
aeliiet, und ob Inder beabsicfateten BntfernOBg die« Gebäude 
den Wegeil niebt naehtheHig sind. 



Digitized by VjOOQIC 



990 Das belgische Gesetz vom lo. April 18 4 1 

14) Ans Anlafs der Pflftnzangen wurde die Frage über 
erworbene Beobte seur Spracbe gebracbt: der Minister des 
Innern (Liedts) finfserte hieräber: „erworbene Rechte werden 
vom Gesetze geschützt ; sie können eben sowohl durch lang- 
jährigen Genufs, als vermittelst einer sohrifUichen Reehtsor* 
kande erworben worden seyn , darch Besitz , der seiner Dauer 
znfolge znr Brwerbang eines Rechts genügt, oder anf jede 
andere Weise. Localgebrinche können nicht als erworbeiie 
Rechte geltend gemacht werden, wohl aber Verj&hrnng, de- 
ren Wirkung die n&mliobe ist, wie die der schriftlichen Ur- 
kunden. 

In/iaU des Gesetzes. 
Erstes Kapitel. Von der Bezeichnung und Be- 
grenzung der Vicinalwege. 
(Art. 1.) In den Gemeinden, wo keine aligemeinen Pläne 
über die Richtung und Ausdehnung der Vicinalwege v<Hrhan- 
den sind, sollen die Verwaltungsbehörden der Gemeinden solche 
Pläne binnen zWei Jahren , von der Verkündigung dieses Ge- 
setzes an gerechnet, aufnehmen lassen. — Innerhalb gleicher 
Frist sollen sie die vorhandenen Pläne nötbigenfalls ergänzen 
oder revidiren lassen, welche die nämlichen Erfordernisse 
haben müssen, wie diejenigen Pläne, die in Folge des gegen- 
wärtigen Gesetzes neu aufgenommen werden. (Art. 9.) Die 
Pläne^ die nach den Regeln aufgenommen, ergänzt oder re- 
vidirt worden sind, welche die Regierung, mit dem Vollzuge 
beauftragt, vorschreiben wird, sollen, neben der dermaligen 
Breite des Weges mit Inbegriff der Gräben, auch diejenige 
Breite angeben, die der Weg, der gesetzlich vorgenommenen 
Prüfung und Bezeichnung gemäfs, erhalten mufs, so wie auch 
den Umfang uud die Nacbweisung der Abtretungen, welche 
von den angränzenden Grundeigenthfimern geschehen müssen* 
— Sie müssen überdies das im Art 13. vorgeschriebene Ver- 
zeichnifs enthalten. (Art. d.) Die Kosten des Vollzuges der 
vorstehenden Artikel fallen zur Hälfte dbm Staate und zur 
Hälfte den Gemeinden zu Last. (Art. 4.) Die Pläne sollen 
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«wet Monate bindaroh aof dem Seoretariat der Gemeinde ailf- 
^le^ werden, — Während dieser Frist, and vorbehaltlich 
dessen, was im Art. 5. hinsiobtiiob der Eig^enthfimer verord- 
net wird, hat Jedermann, onter Beobachtnng der Vorschriften 
des Art. 6. das Recht, Einsprache einzulegen. — (Art. 5.) 
Die Eig;enthumer der Parzellen, welche im Plane zur Zoräck- 
gäbe oder ^nr Binverleibnng in den Wegf bestimmt sind, müs- 
sen von dem Tage, wo die Binterlegang des Planes geschieht, 
Nachricht erhalten. Die Bekanntmachang mnrs ixi entgeldlich 
dem Eigenthfimer zagestellt werden : entweder in Person oder 
nn ihrem Wohnsitze, trenn sie in der Oemeinde wohnen. 
Andernfalls ist die Bekanntmachung mit der Briefpost und 
recommandirt von Amtswegen zu befördern, wenn der Auf- 
enthaltsort der Eigenthnmer bekannt ist: überdiefs mufs sie 
zweimal von acht zu acht Tagen in gewöhnlicher Welse df- 
reatlich angeschlagen werden. — Die Bigeuthümer können 
Innerhalb zweier Monate, vom Tage der Bekanntmachung ge- 
rechnet, Einsprache einlegen. (Art 6.) Die Einsprachen sind 
beim Gemeinderath anzubringen , sie mössen die Erwählung 
eiies Wohnsitzes enthalten. Der Gemeinderath ist verpflich- 
tet, innerhalb zweier Monate nach Ablauf der im Art. 4. ge- 
setzten Frist Beschlui^ darttber zu fassen. — Die Bkitsehlies- 
sung wird dem Art. 6. gemfifs dem Betheiligten entweder in 
Person oder an seinem Wohnsitze behSndigt. — Wenn der Re- 
clamant nicht in der Gemeinde wohnt, so geschieht die Be-- 
hftndigung am erwähnten Wohnsitze. -^ (Art. 7.) Der Recurs 
gegen die Entschliefsongen der Gemeioderäthe findet bei d^m 
stftndigen Ausschusse (d^putation permanente) des Provinzial- 
rathes statt. — Er mufs bei Strafe des Verfalls innerhalb 
zweier Monate angezeigt werden. (Art. 8.) Der ständige 
Ausschnfs entscheidet ohne weitern Recors innerhalb drei 
Monaten^ die Entscheidong mufs ihre Motive enthalten, und 
den Art. 5. und 6. gernftfa behandigt werden. — (Art 9.) 
Nach geschehener Beobachtung der vorerwähnten Förmlich- 
keiten werden die Plane ,definitiv vom standigen Ausschusse 
festgesetzt. — Dessen ungeachtet können sie jederzeit, unter 
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BciOliftiriilnBg der Vorsobriften der Art. 5— '7* vo» dar Gom» 
fitenfen Behörden mediflcirt werden. — (Art 10.). Die Ordon«- 
nwuk deftPreFinsiid-AatsehaMes, wodareh der Plan defleiliv 
f eatgesetot wird, prljodieirt aioht etwaigen BigentliiiDiereehteBy 
oder hieraae abgeleiteten AospröcheD. — Sie dient eis Becbtah- 
tUel £ör die xehn- und zwaDsigjälurige Verjabrai^. (Art; 11.) 
Im Falle die in Act S. «nd 10.. gedaebten Ansprache auf den 
Reobteweg gebracht werden^ sind dieselben von den Gerichten 
ale> eilende« Sachen »a bebandeln. — Wen» beim VoUzngpe 
de» Rlanee so einer Expropriation geschritten* werden mnls^ 
so sind die Vorschriften des hierübei- unterm 17. April 1835 
eriasaenenGsnetnes zu^ beobachten. — (Art IS.) Die Vicinal»- ' 
wege,,so wie sie in den allgemeinen Planen fiber ihre Ri^i^ ' 
taug «nd Begr&ncung angenommen und festgeset&t werden, 
sinrt so lange anuFCijährbar, als sie znm öffentlioben Oebraoche 
dieneni, nnbeaebadet der v ox dem giegenwartigen Gssetie er- 
worbeoent Reobte. 

Zweites Kapitel. Von der Unterbaltang und Her- 
stellaug der Vicinalwege. 

(Arfe IS) Die Kostetii, welche dorch die Vicinialwega 
verarsaeht werden , feilen^ den Gemeinden- zur Last. — nes^ 
sen ungesechtet. kann der ProvJnsialrath besofaüefsen, dafs diese 
Kosten] gfMsv oder theil weise von . den angransienden Grand-' 
eigiBnthfimem getragen werden mttseen:, wo ein solches Her- 
komme» hierüber bestdit — * Im'Fall eines entstehendenStrel-^ 
tes^, milssefi die Gemeinden^, in. ffolgfe einer Kntscheidong des 
stindigeii Aossobiisses des Provinciallrecbts, provisorisefa fitr 
die: Unlerhaltnng der Strafseu'. sorgen ^ worttber der Streit be-^ 
steht ^ vorbehaltlich { des Röofegriffs der Gemeinden gegen 
Vritte,. WO' ein solcher stattfindet — Bs wird durch diesen 
Artikel aoi den» VerbiDdliobfceiten nichts r gisaadert, welche die 
^eneiiiden vorBrlassaiKg dea. gegenwärtigen Gesetaeserwor^ 
ben> haben, noch aneh an des Vorschrifle» übet die Polders 
«ad Wateriogen. (Art. 140 I» F^^^ der Un^finl&ngliehkeit 
dec; ordentlichen GeneindseiaUnfle sind alljihrlieh die Kosten 
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d«r Vii^iiMilw^ae folgend^rviArseii %n bt«(r«itev: i)Vmdi(cl«t 
4er LeistUAg^ einer Tag^earMt Horch jedes Familienhaiqit, 
odiQr )edeo Voreteber eiMr GewerbsAiederlMsang^ w^elobe oieht 
weoigfCeii« drrt Fraidcen direeter Abgaben beRablen,. in so 
fer» sie iiiebl mil^r die BedUrfligeo gebflrett; 9) vermitMat 
4«c ^etpng sweier Tagesafbeite» Ten jedem Familienhmipt 
odier Vorateber einer. Gewerbaaiederiaaeung, welobe wenigatena 
dreiFrank^a direeter Abgaben entrieblien; 8) iremnittelat dner 
LeiatQi^g von' swei. Tageaarbeiten durch, je^ea« PXard, Laat», 
^g-r oder %nm BleUea beatimnte Thier, welebea »nntWeaate 
di^r Familien, oder der G««i;erban|ederla8sangen in der Gemeinda 
gebraocbt wird, und. welehea von: den Elgentbttmei^, NvU- 
niier^Tn. und Inhabern nebst Ffihrer und Fuhrwerk. geataUl 
werden mufs; 4) dqreh die Bntriditong speoieUer %uaate^ 
Centimen &ur Hanptanmipe d^r directen Abgaben, WiSlnhe in 
dier Giemeinde entrichtet werden , die Patente mit eingesebloa^ 
aenr — Diese speciellen Centimen haben allemal, wenigatena 
ein Drittel der Ausgabe »n bestreiten; wem der JSetrag der 
l/^istupgen, dpa naoh den drei ««tgedaohten Grundlagen be^ 
r/eebinet werden, die andernvz,wei Drittel Qbersteigt, so kön*^ 
aeu: di^aoiben im Verh&itnifs- dieses. Betrages gemindert wer-« 
den» — Nicht, begriffen unter der Benennung ordendiober Bia«» 
fcÄnfte der Gemeinde sind die peraftnlioben Repartitlonen unter 
den, Binwohnera^ wie auch daa. Hola, welches, ihnen aar 
Eeuerjang in, Natur geliefert wkd. — Dan Gesammtprodnoi^ 
au« saoMniliohen Grundlsgen darf nicht, ea sey> dann in Kraft 
ein?« Wniglichen Beaohlussea, den zehnten IVieil einen gaa« 
Reu Beitrages der directen Gemeindsabgaben fihersteigen. -«• 
Die in Kraft des gegenwärtigen Gesetaea gesohtipften' Mittel 
zur Unterhaltung und HersteUung- der Vieinalwege bilden 
einen abgesoadejrten Pondsi, der xn.^ keinem andera Behufe. 
verwendet] werden darf, — Die Ptovintialreglements. haiieaN 
die: Art und' Weise %u bestimiien^ wie ziu dem Aufwände fQr 
die Vieinalwege, welche die Stftdte au nnterhaliea biOKttM. 
Beitrag v^^ leisten Ist. (Art 16«) Der Preis ejner Xngesarbfk 
wird i^apb. desi. ^tBtitr vom 9f^« Sept 1791 featgeaebnt, und 
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' der Beitragspflichtige, welcher nicht dem Art. 16. gemäfs er-^ 
klart hat, die Leistong in Natnr verrichten zn wollen, welche 
ans den beiden ersten Grandlagen des Art. 14. sich ergibt, 
geniefst den Nachlafs eines Fünftels am Preise jeder Tages- 
arbeit. — Der st&ndige Aasschafs des Provinzialraths bestimmt 
jährlich den Werth der Tagesarbeit der Karren, Wägen and 
anderer bespannten Fahrwerke, Pferde, Last- and Zugthiere. 

— (Art 16.) Die Bekanntmachang enthält, neben der Ab- 
schätzang nach den speciellen Zasatzcentimen , auch die Na- 
to ralleistnngen der drei ersten Grandlagen des Art. 14. gemäFs 
zu Geld berechnet, zafolge der Bestimmangen des Art. 15. 

— Binnen einem Monate nach Zastellung der Zettel über die 
gemachte Abschätzang kann jeder Beitragspflichtige sich über 
die von ihm getroffene Wahl beim Bafhe der Schöffen (Col- 
lege ^chevintd) erklären; nach Ablaaf dieser Frist werden die 
Nataralleistangen in Geld erhoben. — In jedem Falle ist die 
Fraction des Hüinderbetrages zwischen den Nataralleistangen 
and der Abschätzang in Geld von dem Abgabspflichtigen baar 
za vergüten. — (Art. 17.) Die in Geld nicht abgelösten Lei- 
stnngen können in Tagwerke amgewandelt werden. (Art. 18.) 
Auf den Antrag der Gemeinderäthe kann der Provinzialans- 
schafs in denjenigen Gemeinden, wo es ihm den Interessen 
der Localität förderlicher za seyn scheint, die Nataralleistan- 
gen in Geld amwandeln. — Der Provinzialaasschafs kann 
selbst, mit Genebmigang der Regierang, diese Umwandlang 
von Amtswegen verordnen. — Art. 19. 20. enthalten Vor- 
schriften über die Erhebnng and Verrcchnang. (Art. 91.) 
Bas rentabl0 Staatseigenthnm hat zo dem Aaf wände im näm- 

^licben Verhältnisse beizatragen, wie das Privateigentham. — 
(^Art. 92.) In dem Falle, wa ein Gemeinderath sich den Ver- 
pfiicbtangen, welche dieses Kapitel auferlegt, sollte za ent- 
ziehen Sachen, läfst der ständige Aasschafs von Amtswegen 
den Voranschlag fertigen , die Arbeit verrichten and die Zah- 
longen aas der Gemeindekasse leisten. Art. 88. des Geniein- 
degesetzes. — (Art. 23.) Wenn ein im Zustande der Fabr- 
barkeit unterhaltener \^eg gewöhnlich oder zu gewissen Zeiten 
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durch die Bearbeitung von Torfgroben, Steinbräehen , Berg- 
>verkett, oder irgend eine andere Gewerbsanternehmong ver- 
scblimmert wird, so können die Bigentbümer oder Unterneb- 
mer jener Anstalten zur Unterhaitang der Strafse mittelst 
besonderer Beiträge angezogen werden , welche im VerbäKnifs 
%u der Besobädigong stehen, die durch die erwähnten Bear- 
beitangen verarsaeht wird. — Dasselbe bat statt bei der Aas- 
rottaog von Wäldern. — Im Fall eintretenden Widersprächet 
werden diese Beiträge, nach einem unter ZuKiebung aller Be- 
tbeil igten erhobenen Gutachten Sachverständiger, von den Ge- 
meindebehörden festgesetzt, unter Genehmigung des ständigen. 
ProvinzJalaasschusses. — Bei eingelegter Einsprache von Sei- 
ten jener Unternehmer oder Eigenthümer, können die Gemein- 
den, auf Antrag des ständigen Provinzialansscbusses, durch 
ein Decret des Königs zur Erhebung von Weggeldern er- 
mächtigt werden. — (Art. 94.) Wenn bei einem Vicinalwega 
mehrere Gemeinden betheiligt sind, so kann der ständige Pro- 
vinzialausschnfs, nach vorheriger Einvernehmung derGemeinde- 
rätbe, dieselbe für eine Hauptverbindungsstrafse (cbe- 
min vicinal de grande communication) erklären. Er kann die 
Versteinung oder Pflasterung ganz oder tbeilweise anordnen, 
so wie jeden sonstigen aufserordentlicben Aufwand, und die 
Art und Weise des Vollzuges und der zu führenden Aufsicht. 
— Der Provinzialanssohufs bat die Gemeinden namhaft zu 
machen, welche zu diesem Aufwände, so wie auch zu dea 
Unterhaltungskosten beizutragen haben^ und hat das Verhält- 
nifs zu bestimmen , in welchem jede Gemeinde ins^ Theil zu 
ziehen ist: den betheiligten Gemeinden oder der Provinzregie- 
rung bleibt der Recurs an den König vorbehalten. — Die 
aufserordentlicben Fälle abgerechnet, ist keine Gemeinde schul- 
dig, zur Unterhaltung oder Herstellung von Wegen auf der 
Markung einer andern Gemeinde beizutragen. — (Art 26.) 
In dem Falle, wo bei einem Vicinal wege Gemeinden betbeiligt 
sind, welche 7.u verschiedenen Provinzen gehören, ist die 
Richtung und Breite der Strafse, so ^ie das Verhältnis, in 
welchem die betheiligten Gemeinden zur Unterhaltung und 
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Heratellmg beisatragen halieo, durdi ein k6nigliche8 Decrel, 
naeh tmtgjkn^gtm Gtcitaeliteii der Gemeiaderfilhe and sCfiUdlgeri 
Proyizfalaassehüsse, festzusefz^u. — (Art. M.) Die Banpt- 
rerbiadiiiigsstrafseii und, in aufs^rordentlicheii Fällen, anM 
die öbrigen Vicinalwegne , können nmi d6tt Pr^vin^atfonds 
Beitrige erhalten« 

Drittes Kaj^itel. Brweiterang, fieriehtignng^ Aa- 
legtong und Absohaffong der Victtiaiwege. 

(Art. 97.) Die Oemeinderfithe sind verpdiichtet , auf An- 
sinnen des ständigen PröVinzililäassohQsses übfer die Anlegang, 
BeriGhtigang, Erweiterung und Abscbaffang der Vfcitoalwege 
Besohlofs ZQ fassen. — Im Falle sie sich weigern sollten, 
dieses zu than, oder die uCthi^n Mal^regeln zu veranslaltieä, 
kann der Ansschufs, nnter Qenehbiigtin^ des Könige, von 
Amtswegen die erforderlioben Arbeitten und Abkaufe äiiord- 
nisn, und den Aufwand, den Vorschriften des vorigen Kapi- 
tels gemäfs, bestreiten. — (Art. 28.) Der Anlegung, Ab- 
sohafftang oder Veränderung eines Vicinalweges mußs eine 
Prüfung der Sachverhfiltiiisse vorhergehen. Die Beschlösse 
der Gemeinderäthe unterliegen der Begutachtung des ständigen 
ProvinsialauBSchusses und der Oenehmigung des Königs. — 
(Art 99.) Im Falle der Aufgebung, der gänzlichen oder theil- 
weisen Abänderung eines Vicinalweges hAben die angränzen- 
den Grundeigenthümer des bestimmungslos gewordenen Tbeils 
das Recht , innerhalb sechs Monaten sich ermächtigen zu las- 
sen, ober den frei gewordenen Grund und Boden zu vollem 
Eigenthnm zu verfdgen, gegen die Verbindlichkeit, nach debi 
Ermessen Sachverständiger entweder den Werth des ISigen- 
thnms zu bezahlcQi, oder den Mehr werth, im Fall^ sie fii^eh- 
thümer des Grundstückes seyn sollten. 

Viertes Kapitel. Polizei der Vicinalstrafsev. 

(Art. 80 — 89. 85 — 86. handeln von Anstellung der 

Strafsencommtssäre , von Thätignng der Strafb^nÄrev^l und 

Vergehen durch die Pdizeibehdrde, und Attk zu ^f keimenden 
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StrfifeD znm Vortheil der för die Weganterhaltang errichteten 
beeoodern Fonds.) Art. 33.) Neben der Strafe bat einschlä- 
gigen Falleil der Friedensrichter auch aber die Berstelluog 
der verarsachten Beschädigung den Ausspruch zu geben. 
(Art. 34.) Die öffentliche Klage, deren Gegenstand die Zu- 
rflck^'eisung eines Eingriffes oder einer Amnarsuug auf einen 
Viciiialweg ist, verjährt mit Ablauf eines Jahres. 

Fflnftes Kapitel. Vgo den Provinssial-Beglements. 
(Art. 37 ) Die Provincial-Beglements haben für die er- 
forderlichen Malsregeln 8orge asu tragen, damit die Begrän- 
zung der Vicinal\!ircge gesichert sey, und die im Art. 1. er- 
vrähnten Pläne in Ordnung gehalten werden. — (Art. 38.) 
Diese Reglements können die Bestellung der Aufseher über 
die Arbeiten u. s. w. anordnen. — (Art. 39) Die Revision der 
Reglements ist die Sache der ProvinKialrätbe; — die Regle- 
ments des Ausschusses und des Ratlies sind nur voll»iebbar 
nach erfolgter Genehmigung des Königs. 

(Betchlufs im nächsten Hefte) 
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XXIII. 

lieber die 

Fortschritte der juristischen Literatur und 
den Zustand des Bechtsstudiums in Itah*en 

▼on • 

Mittermaie R. 

(Fortsetzung des Jufsatzes Kro. XI. im vorigen Hefte.) 



§. IV. lieber den Zustand des Stadioms des Na- 

tarreobts, der Rechtsphilosophie^ der Politik und 

der Staatswissensohaften in Italien. 

Jüie Behandlun^sweise der Reohtswisseasohaft b&ngt bei jedem 
Volke sam grofsen Theile mit den Charaktereigenthämlichkei« 
ten desselben zusammen. Wer nur einige Zeit italieniscbe 
Gelehrte, und insbesondere theoretische oder praktische Ja- 
rtsten Italiens zu beobachten Gelegenheit hatte, bemerkt leicht 
die Sitte dieser Männer bei ihren Arbeiten wie in ihren Ge- 
sprächen , einzelne vorliegende Fragen unter allgemeinen Ge« 
Sichtspunkten aufzufassen, leitende Grundsätze aufzusuchen, 
den Geist und die Grande eines Gesetzes zu erforschen und 
mit kritischem Geiste einzelne Fragen zu behandeln ; dies gibt 
auch den wissenschaftlichen Gesprächen mit den Italienern 
einen besondern Reiz. Das religiöse Leben, das in Italien 
im Allgemeinen herrscht, führt dazu, bei der Aufsuchung der 
allgemeinen Grundsätze auf die moralischen und religiösen 
Grundlagen zurückzugehen. Unter solchen Umständen erklärt 
es sich leicht, dafs in Italien mehr als in vielen andern Län- 
dern die rechtspbilosophischen Forschungen mit einer beson- 
dem Vorliebe getrieben werden. Man wq^de sehr irren, wenn 
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nittn glaubte, daA in Italieo eio MindM Verehren der eiamel 
beelehenden Lebrsfitze and eine gleichgültige Beobacbtang der 
eiomei vorkommenden Gebote herrecbend ist; man gehoreht 
den Gesetzen, aber man liebt es, Ober ihre Zweokm&fsigkeit 
zü streiten, ond so weit die in diesem Pankte fk'eilieb delikate 
Gensttr kein Hlndernifs in den Weg setzt, kommen rechts- 
pbiiosopbisöbe ond politische Forschungen sehr hfioig vor, 
und linden eine grofse Theilnahme. 60 bietet Italien ein 
reiches Material von wissenschaftlichen Arbeiten in diesem 
Fache. Der Verfasser diesee Aufsatxes, der sich Torgenom- 
men hat, den Lesern der Zeitschrift einen UeberUick desjenigen 
2U liefern, was Italien in den Tersohiedenen ReehtsKweigen 
neuerlich leistete, ist durch den Reichtbum in Verlegenheit 
gesetzt Italien ist das Land, in welchem flrfiher als in an- 
dern wissenschaftliehe Arbeiten über Politik in das Lebei| 
traten. Die Schriften von Hn. Thomae von Aquin^ von Bgi-^ 
dins Coloona, von Dante bilden einen grofsen Anfang. Mö- 
gen auch die Arbeiten jener M&nner zum grofAen Theile «eh 
nur auf Verhältnisse ihrer Zeit bezogen und manche Fragen 
nur einseitig nach dem Standpunkt der damaligen Kämpfe auf- 
gefärbt haben , so enthält das Werk von Thomas v. Aquin, 
dem überall aristotelische Ideen vorschwebten: de regimine 
f rinolpum schon eine - treffliche Prüfung des Werths der ver- 
schiedenen RegieruDgsformen, ein Lob der Monarchien, aber 
auch eine herrliche Schilderung der Tagenden , die ein Regent 
besitzen murs. Egidius Colonna (häufig Egidio Romano 1 1317) 
ia seinem Brziehongsbuch für Philipp den Schönen: de regi- 
mine principium handelt schon umständlich von der Nothwen- 
digkeit des Lebens der Menschen im Staate i|nd über die Be- 
deutung des Naturrechts *'). Vorzüglich ist Dante's Buch 



öä) Ueber Tbomas ▼. Aquin und Coloasa s. die Entwieklung in 
dem geistreichen (uoton näher zu schildernden) Werke von 
Forü^ libri due deile istitazioni eirili. Firenze 1841. vol. 1. 
p. d49 — 840. 

Knt. Zeittckr.f. Reehisw, u. Gesettg. d, Jtnsl. X/T Bi, %, M. WO 
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de mooarobia bedeatend; wenu anob hier in ttristotelleobeQ 
Formen gbibelliniscbe Politik aberall einwirkt, wenn auch der 
Traum des genialen 8ehriftstelleni anf eine Univeraalmonar- 
ohie gebt, weiche toi» Gott unmittelbar geleitet wird, so sind 
doch solion in seinem Boche aber Regieraogsformeii , über 
Aafgabe der Forsten, über Vecbaltnifs der Gewalten geist- 
volle Eotwickelangen nnd .politische Betrachtangen '^). 

Wer wird nicht bei der Betrachtung der Wissenschaft- 
liohen Arbeiten Italiens in Bezog auf Politik an die Schriften 
von jMachiavelli sich errinnern? an ihn, über dessen Leistan- 
geu man allmälig anfängt, gerecht zu. urtheilen, and zo er- 
kennen, dafs, wenn man sein am meisten bekanntes Werk: 
Prinoipe mit seinen übrigen Schriften vergleicht, der Gedanke ihm 
f^emd war, ein Lügengewebe der Tyrannei in ein System za 
bringen ond ku empfehlen ; vielmehr war es Machiavelli, dem 
das Streben vorschwebte, wie ein geistreicher Italiener, Zam- 
belli''), nachgewiesen , hat , die Gebrechen seiner Zeit zu 
geifseln and dem Fürsten, den er der ihm vorschwebenden 
grofsen JMonarcbie vorgesetzt sich denkt, die Kraft der Cen- 
tralisation zu lehren. Das Land, in welchem im vorigen 
Jahrhunderte am meisten der Geist philosophischer Forschang 
in dem Rechte sich aussprach, war Xeapel ^^^^ Wie aus dem 
Schlafe erwacht erhoben die tüchtigsten Juristen ihre Stimmen 
gegen die Ungerechtigkeit oder Unzweckmäfsigkeit der be- 
stehenden Gesetze, und diese Stimmen waren um ßo gewicli« 



36) Eine scböne Sciiilderung des Geistes des Bachs von Daate, 
de monarchia^ findet sich io des Grafen C. Balbo vita di Dante«- 
Torioo 1880. vol. II. p. 273—887. 

37) Zambelli (ein ausgezeichneter Professor in Pavia) in seinem 
Aufsatze in dem Journal : il politecnico. Milano 1840* voK 
III. p. 431—401. 

88) Eine gut geschriebene juristische Literargescbichte (auf die 
wir unten in §. V. zurückkommen müssen) ist Maona della 
Giurisprudenza e del foro Napoletano dalla sua origine fino 
alla publicazione delle nnove leggi. Napoti 1839. Dort han- 
delt der Verf. von S. 168 an von dem Stande der Philosophie 
im vorigen Jahrtiandert. 
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ti^er, als sie nicht von Stabeog^elebrten , soDdera von Mftn- 
nern kamen, die selbst als «usfibende Juristen am besten 
Gelegenheit hatten, die Gebrechen der Gesetzgebung in der 
Anwendung za beobachten. Ueberall war der Geist der Kritik 
rege '®), welcher das Bestehende prüfte and Vorschlfige zar 
Verbesserang machte. Die Forschongen, vorzfigücb in Frank- 
reich, über Politik and Rechtsphilosophie fanden' allgemeinen 
Anklang in Neapel ; geistvolle Minister dieses Landes begün- 
stigten die Reformen; die Kritik des Bestehenden führte bald 
weiter zar Aafsachang von Gronds&tzen and so entwickelte 
sich anter dem Namen: scienza sociale eine Wissenschaft, 
die theils dem Natarrecht, theils der Rechtsphilosophie, theils 
der Politik angehört. Genovesi übersetzte and erläuterte Mon- 
tesqaiea , Porpora übersetzte Hugo Grotias, Gennaro oommen- 
tirte ihn , Galanti schrieb Erlfioterangen za Machiavelli. Bine 
Reihe von rechtsphilosophischen Schriften wurden durch Pal- 
mieri , Melchiore Delfico , Galanti hervorgerafen. Bine grös- 
sere Arbeit lieferte Briganti ^<^). Vorzüglich erhielten die 
Arbeiten von Genovesi und Filangieri bald allgemeines An- 
sehen. Von dem Ersten, dessen staatswirthschaftliohe Schrif- 
ten ^0 den erfahrnen Mann zeigen, hatte ein das wahre 
Princip der Gerechtigkeit erforschendes Werk ^^) durch die 
ruhige und dennoch so anziehende und beredte Darstellung, 
darch den Uafs gegen Uebertreibongen das allgemeine In- 
teresse an rechtsphilosophischen Forschungen geweckt. Fi- 
langieri ^'), der vielfach vorzüglich von den französischen 
Schriftstellern Getadelte, kann zwar von dem Vorwurfe viel- 
facher Deklamatiooen und unpraktischer Vorschläge nicht frei- 
gesprochen werden, aber sein Werk zeigt den geistreichen, 



89) Ueber die damalige Zeit s. Manna p. )816 fl. 

40) Esame analitiGa del sistema legale. Napoli 1788. Nenerlich 
wiedjor gedruckt in Yenezia 1828. 

41) Ueber seioen Charakter s. Manoa p. 234. 

48) Genovesi Diceosina ossia filosofia del giasto e del onesto. Na- 
poli 1780. Neuerlich wieder Milano 1881. 
48) Bio unpartheiisches Uriheil über FUangieri in Manna I. c. p.886. 
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coAseqaent forsobendea, mit der Gesobidite vertraoten Mann. 
Die Unvollfcomineiiiieiteo «eiMr ArbeU werden durch dieGröfse 
seiaer Aufgabe erblftrt, welche er sich setzte. Man wärde 
ungerecht sejn, wenn man nieht der Arbeiten von zwei nea- 
politanischen Juristen gedenken wollte, die schon früher blüh- 
ten und erst lange nach ihrem Tode zu dem verdienten 
Aasebaa iiamen, deren Arbeiten aber auch auf die For-* 
sehuagen der eben zuvor genannten Männer den gröfsteo 
Ifiininls hatten, Wir meinen Vicd und Gravina. Der Erste 
(geboren 1970 in Neapel, gestorben 1744) war einer der 
grasten Denker seiner Zeit ^*). Die Vigenthümlicbkeit sei-- 
ner. Aiohtuog war die, dafs er das klassische Alterthum 
grfiadlicb sludirt und in Bezug auf römisches Recht in den 
Aussprüchen der rdmisohen Jurisprudenz, wie er wörtlich 
sagt, eine arte 4eU' eqnita insegnata oon innumerabili minuti 
preeetti di giuato naturale nachweist. Vioo verband eine 
grindliche historische Bildung und eine gerechte Anerkennung^ 
der Vorxüge der römischen Juristen mit der streng philoso- 
phischen Forschung der ewigen Wahrheiten der Gerechtigkeit 
und kam in der Verfolgung der Gesetze derselben nicht za 
Alles umaturzendep Neuerungen, sondern zur weisen Beaoh-* 
tung der Verhiltnisse in der Entwittkelnng der Fordernnges 
der Gereobtigkeit Seine histerisohen Kenntnisse sind eben 
Hß bewunderungswürdig als sein Scharfsinn in der Zergiiede- 
ruag ^^). Auch Gravina, der unter den Civilisten mit Achtung 
geaaaut wird, verdient in Bezug auf Bechtspbilosophie Br- 
w&hnung ^^>. Wenn auch das erste Buch seines berühmten 



44) Setne Haa^twerke sind De antiqnissiDia Italorura sapteatia^ 

dann seine scienza nuova^ und vorzuglich De universi juris 

uno prindpio et fine nnico. 
4Ö) Ueber Vico s. Manna 1. c. i», 15» u. ▼omiglich Ferrari^ "Vlco 

et ritalie par Ferrari. Pargi 1889. und Cattaneo in der Zeit- 

schnifl; il Politecoico. vol. II. p. 951. 
46) Ueber ihn s. IKanna p. 147 u. Poli saggi di scieoEa poUüca 

legale del doUare Qald. Poli Milano fascicolo I. p. 187 bis 144. 
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Werkes **) nur aar ias rdmisohe Redit sieh be»i(At «ikI iHe 
Weisheit jenee Reobts doroh Erforschan|^ des Oeietee der 
rdm. Gesetsgebonf der^tellt, so eotbfiit doch das e weite Ivdb 
scboa eine Art von Netarreeht, d«e fk'eilici» oft einsetUg iet, 
weil er'io seiner zn grofseo Begeisterang^ fflr rdmifif^hes Recht, 
in welchem er das Recht der Weieeston sieht, fOr die FeMer 
jeaes Rechts bliod ist; die Art, wie er die rOmtschen Bin- 
rlchtangeo pröft oad ihren Geist zeigt , liefert aof jeden Fall 
schon eine Philosophie der Oesetzgeboo'g «nd die AufVtellaDg 
philosophischer Grandsfttxe, nach denen er das BeSteheiide 
prflft. 

, Nicht blos in Neapel, sondern nach in den übrigen itiriieoi« 
sehen Stsaten (am wenigsten Im Kirchensteate, wo jedoch OraTl« 
na's Geist fortwirkte, und Doni die Ideen von Vico vefhrel- 
tote**)), zeigte sich min rechtspMlosophische Thifigkeit, and 
inanohe kritische fJntersachang aber die Gebrechen des römisclien 
Rechte, z. B. von PItati ^*), sollte Im Aaslande ntcbc mibe- 
nfltzt geblieben seyn. In der Lonibardei hatten die Forscha»- 
gen von Beocaria ein neaes Leben der Kritik des Bestehenden 
entzündet, in Toskana hatte die leopoldinisehe Gesetzgebotig 
einen neuen Aofschwang bewirkt ; za Pisa wurde dffenffiches 
Recht von Lampredi ^) gelehrt, der bei seinen Forschungen 
über den Staat and die politischen Formen zn rielAich in- 
teressanten Krörterangen kam, aber von vorneherein darch 
seine Ansicht von dem VerhfiUnifs der Moral and des Hechts, 
die er nicht hinreichend trennte, zn irrigen Folgern ngeti ge- 
langte '1). In jene Zeit gehdren manche Schriften, die der 



47) De ort« et progressu jnris civtl»^ zuerst Neapel fVlS er- 
scbieoen. Sine oeae Awgabe seiner Werbe wt erscMeaen 
1885 in Macerata. 

48) Duni sag^o •all* giorlsprodenKa unnrersale. Baaia 1760. 
40) Aatonio PUati iotorao alla le^e aatursie e civife. Veaeeia 

17S«v 
60)'8ein Hauptwerk ist: Juris pabliei oaivorsaiis thearem. Pisa 

1788. 
dl) te Allgemeinea Mgte Campredi ▼ielfaoh den Ansichtea tou 

Montesquieu. 
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Beftehtimg nicht nowürdii: sind , nber mehr nur Entwlekdan- 
gen der Ansichten ihrer VorgSnger enthalten, s. B. von Si- 
monini '*), Finetü^'), Spedslierl <*) Einen neuen Auf- 
schwung gab den rechtsphilosophiscben Studien in Italien 
Romagnosi *^). Es gibt wenige Schriftsteller, die eine solche 
Fmchtbarkeit des Geistes nnd eine solche unermüdliche Thä- 
tigkeit in mannichfaltigen Zweigen des Wissens bewfihren, 
als dies bei Romaguosi der Fall war. Romagnosi war eben 
so Mathematiker als Philosoph nnd Jurist. Von ihm stammen 
grölbere Werke ober Wasserrecht, aber die Logik , über den 
Ursprung des Strafreohts, über einzelne Theile des Civilrechts. 
Seine praktische Gewandtheit hat er als Beamter, serne legis- 
lative Geschicklichkeit als Bearbeiter des beacbtungswürdigen 
Entwurfs der Strafprozefsordnnng für Italien bewahrt. So 
ist Romagnosi noch jetzt in Italien von sehr vielen theoreti- 
schen M&nnem, selbst von vielen hochgestellten Personen 
hoch verehrt, nro so mehr, als sein in allen Fallen des Lebens 
sieh bewährender fleckenloser Charakter, seine Freisfnaigkeit, die 
aber nie zu einer tollen Neuernngssucht ihn führte, ihn auch 
denjenigen achtnrigswürdig machen mufste, welche mit seinen 
wissenschaftlichen Ansichten nicht übereinstimmten. Daraus 
erklärt es sich, warum von seinen rechtsphilosophischen Schrif- 
ten noch imiper neue Auflagen erscheinen ^®), und eben jetzt, 
nachdem erst vor zwei Jahren in Florenz eine Sammlung aller 
seiner Werke erschien, in Mailand eine neue Ausgabe der 
Werke '^) (mit bisher angedruckten Schriften) begonnen 



53) Simonini Compendio filosofico per la concessione dei diritti. 
Milano 1780. 

58) Fioelli de principün juris naturae. Venetüs 1789. 2 voll. 

54) Spedalieri dei diritti dell uomo. Assisi 1701. 

55) Seiae Hauptschriften reGhtsphllosophischen Inhalts sind: Intro- 
duzione atlo studio di diritto pubiico universale. Lettere suU 
ordinamento della scienza della cosa publica. Vorzüglich sein 
assunto primo della «clenza dei diritto naturale. Milano 1880. 

56) Assunto primo della scienza naturale di Asmagnosi^ con 
aggiunte delle due memorie etc; Milano 1841. 

57) Opere di Romagnosi riordinate ed niastrats da de Giorgi. (in 
48 Heften). Milano 1841. 
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vrarde. Romagnoflrs Sofarift«D köonen aswar voo npttooben 
Fehlern nicht fireigesprooben werden ; mau hat oeaarlicb vor- 
asdglicb in Deatschland seinen civilistisohen Arbeiten Mangel 
^röndlicher Kenntnisse des römischen Rechts vorgeworfen; in 
den rechtsphilosophischen Arbeiten Bomagnosi*s bemerkt man 
leicht, dafs sein scharf logischer Geist oft die Begriffe so 
spaltet, dafs die Entwiokelang in Spitzfindigkeiten aasartet. 
Darob die Aafsachang der Natur des Menschen im Zustande 
des natürlichen Isolirtseyns kömmt er 95a Dedactionen fär den , 
Beweis einzelner Rechte, z, B. des Strafk'echta , denen die 
würdige Grandlage fehlt, and insbesondere seine Entwiekelong 
des Strafrechts za einem blosen Nutzenssystem zu machen scheint, 
während zugleich das Streben des Verfasaers, Alles auf ge- 
wisse Gefühle des Menschen, der SelNtliebe, des Antriebs 
2Qr Lust, der Furcht vor Schmerz, zu bauen, oft den Glau- 
ben erweckt, dafs seine Philosophie mit der von Bentham zu- 
•nmmenf&llt ^^). Dennoch würde man Bomagnosi Unrecht 
thun^ wenn man ihm die Ehre einer würdigeren Begründuag 
abstreiten wollte, und trefflich hat neuerlich durch Verglei- 
efaung der verschiedenen Schriften des Verfassers Marzuohi 
(früher Professor in Sienna, jetzt Advokat in Floren^., selbst 
Verfasser vieler guter Aufsitze in der Antologia di Firenze) 
den wahren Geist der rechtsphilosophischen Ansichten Ro- 
magnpsi^s zu entwickeln gesucht s^. Vervollkommnung, so 
weit- sie irgend nach den eigenthürolichen Verhältnissen des 
Menschen erreichbar ist, erscheint Romagnosi als Ziel. Der 
gesellschaftliche Zustand ist nach ihm nothwendig zur Er- 
reichung desselben. Der praktische Geist Romagnosi^s trieb 
ihn dazu y alle jene idealen Zustfinde zu langnen , auf welche 
oft seine VorgSoger zu träumerischen Vorstellungen und bar- 



^8) Eine uopartheiische Kritik findet sich (bearbeitet von dem geist- 
reichen Rossi) in unserer Zeitschrifl; für ausl. Rechtswissen- 
schaft« III. Bd. S. :SS59. 

&9) In einer Rede in der Acadenia dei Giorgofili in Florenz am 
. 10. Jqoitts t%98. (gedruckt in den Akten der Akademie vol. 
XVI.) 
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ten ABgriffeii Mf Aws BcBtehende kameD. Debimdl zeigt irioh 
bei ihn die AnerkeDiiODg der fJAterordnong der inditidiieUea 
Neignngeii unter das geeellsehaflllobe Bedflrfnini, ftberall abtfr 
auch daa Bemühen, den radglichet hohen Grad der Freiheit das 
IndiTidniins zu retten, und die Einriohtang der hfirgerliehe« 
GeeellBohaft den Bedflrf&isaen der meneohlichen Natttr ans«* 



Die Arbeiten von Vioo, Fflangier^ RomagnoBt elnd es 
vorzflgltdiy welche den Bp&tern rechtephilosophiBchen For^ 
echnagen der Italiener verBohweben. Man würde aber sehr 
nnrecht haben, wenn man glanbte, dafb der Blick Jener 
Sohriftsteller Italiens nicht über die Grinzen ihres Vaterlands 
reichte und den Fortschritten des Auslandes fremd bliche. 
Die französischen Schrirtsteller sind ohnehin schon wegen der 
in Italien überall TcrhrMtcten französischen Sprache allgemein 
bekannt; aber anch die Arbeiten derEngltnder nnd Dentechen 
in Bezug auf Nnturrecht «nd Rechtsphilosophie werden ih 
Italien henfitzt Bentham efihlte insbesondere früher manche 
Anhänger in Italien, obwohl seine JVutzenstheorie, sein Be- 
rechnen des Rechts auf untergeordnete sinnliche Intfuresscn 
dem sittlich religiösen Geiste der Italiener nicht recht zu«- 
sagte. In den Schriften von Vecchionl ^^) und Deiiiarco ^*)f 
auf die wir unten bei der Schilderung des Zustandes der 
Forschungen über Crimlnalrecht in Italien zurückkommen, ist 
daa System Benthams mit Anerkennung des grofsen Scharf'- 
Sinns des Verfassers geprüft. Auch die neuesten geistrollcB 
Untersuchungen des Schottlfinders Combe über Phrenologie 
sind in Italien nicht unbekannt, und haben vorzüglich in dem 
durch andere Schriften über gerichtliche Psychologie *^) rühm- 
lich bekannten Irrenarzt Ferrarese in Neapel ^') einen beredten 



60) Vechloni pensieri intorno ad ona teoria dl legi^azione penale. 
" Napoli 1815. 

61) Demarco Raglonamenti due soll opera di Sa Bexon intitolata 
appUeaKione deUa teoria della legislazione penale. Napoli 1888. 

69) Ferrarese qvesttoni di pstcoloeUi medico forense. Napoli 1687. 
68) Ferrarese mcmorie risguardantt la doUrina frenek>gic» ed 
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VertbfticKger feflmdea *^). Dia FortehangM der deatoehen 
Piiilosop^eo »iDd In Ilalleo niobt anbekaoot; die Sohrifteo voa 
Kiiiit w»rea Eiir Zeit Ihrer Erteheiaiiog bald i« det Leteinifcke 
oder Italienisehe öbereetit; aber auch die neueetea Arbekca 
deotaeber Pblleaophea aiad ▼oraflglich daroh nebr^re 8obrlftea 
▼oo Pol! *') ia Italien bekaaat gewordea, uad Bareli (Pro- 
fessor in Pavia, tob dessen ^rofsem Werke wir sogleiab 
apreebea werden) Ist mit den deutsohen 8cbrlftstellera genan 
bekannt, nad fAhrt sie aberall an Ueberbanpt verdienten die 
Werke der italieaischen Phitesophen in Dentscblaad oMbr 
Beaehtnng, als sie gewdbnlieb erbalten, nad daaStodiaai des 
Werkes eines der geiatreiebsten 8ieUiancr, Tedesebi **), und 
4es Neapolitaners Galopp! *') solke niobt Teraaeblisaigt aeyn. 
Ia Italien werden die Werke diterer Reobtopbilosopble ttbri- 
gona noeb raebr atadirt als ia andern Lindern **)» Die Zeit 
der franzdsiscben Herrsebaft in Italien war den ceobtaphUo* 
aophlsoben Stadien in diesen Lande nicht günstig« Erat naob 
der RH^kebr der alten Verbfiltnisse erwaebte neoe Liebe an 
diesen Stadien^ and In jene Zeit von 1816 an bis jetzt ge* 
Mren viele Werke Ober Natarrecbt oder Beobtsphllosophie. 
Skiea der aoafdbrliohaten ist von Simoni «*) (dem Verfssaer 



altre aeiense ehe coa essa banne streito rapperto. NapoU 1806. 

und derselbe opuscoli sopra svariati seien tifici argomenti Ma- 

poli 1888. 
04) Auch das trefflich redigbte Journal: il politecaico, BTilaao 

1889. vol. I. p. 58 und p. 860^ enthalt Aufsiitiso ober Phre- 
nologie. 
65) Er ist Professor der Philosophie in Padua, von ihm sind: 

Sagaio filosofico sopra Ia scaola dei moderal filoaofi aaturalistl. 

Milane 1887. Saggio d'un corso di filosofia 3 voll. MUaao 1888. 

Elementi di filosofia teoretica e morale. 8 vol. Padova 1887. 

06) Tedesehi Elementi di aiosofia. Cataoia 1888. 8 voll. 

07) Er schrleh ein Werk über den Willen und mehrere philoso- 
phische Schriften. 

08) So Ist im vorigen Jahre onehieaea : U dirttte di natura e 
dsiltt genti easia sistema geaerale di moderoa giarlsprudeusa 
e politica de B. Pufendorf illustrato da B. Amici Oresda 1841. 

00) Simoni saggio critico storteo e Olosofioe sul diritto dl natura 
e delle genti e sulle successive leggi. Milane lOM. 4 voll. 
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vieler oriminalistneher fiobrifton). Bs enthfilt eine ^rt von 
Geacliiohte der ReohCephilosophie, und eine kritisclie Unter* 
«achnngf des Geistee der versehiedeoen Gesetzgebungen. Ab* 
dere Sclirirten (vielfach den Ansichten von Romagoosi fol- 
gend, aber noch mit selbstständigen Forschungen) sind von 
Tanibnrini 'O), Martignoni'''), Pasqnali ■>*>, Colizzi '»), Tar- 
diani ^^). Die Kenntnifs des neaesten Standes der dentsoben 
reofatsphilosophischen oder' natnrrechtlicben Ansichten ist durch 
die Uebersetzung des bekannten Werkes von Ahrens ''^) in 
Italien verbreitet worden. Das Bedarf nifs, dafs auf Univer- 
sit&ten reobtspfailosophisobes Stodiam töcbtig betneben werde, 
ist noch in Italien allgemein eingesehen und trefflich durch 
Albini und Carmignani *'*) .nachgewiesen, nur scheint man 
sich vielfach dahin zu neigen, dafs das Naturrecht nicht von 
einem Professor der joristischen, sondern einem Mitgliede der 
philosophischen Facnltftt vorgetragen werde ^7). 

Die Masse des Stoffs und der Wunsch unsern Lesern 
den gegenwärtigen Zustand des Studiums des Naturrechts 
und der verwandten Fächer darzustellen , um die Richtung 
des philosophischen Geistes in Italien zu zeigen, bestimmt 
uns jetzt nur näher bei den neuesten italienischen Schriften 
aber Naturrecht zu verweilen. Das ausführlichste neuere 
Werk über den Gegenstand ist von Daroli ''*), Professor der 



70) Tamburini elementa juris naturae. Medioalan. 1815. 2 voll. 

71) MartignoDi dei principie del diritto naturale e delle genti. 
Milano 1815. 

79) Pasquali diritto naturale e sociale. Napoli 1815. 

73) Colizzi saggio analitico di giurisprudenza caturale e sociale. 
Peruggia 1833 — 36. 6 voll. 

74) Tardiani esame analitico del contratto sociale di Rousseau. 
Lucca 1819. 

75) Das Buch ist von Trinchera in Neapel überset^.t. 

76) S. darüber in dem vorigen Hefte dieser Zeitschrift S. 150. 

77) In dpm progetto di riforma pel regulamento della publica 
istruzione von dem Erxbiscliof Alassaetti y Napoli 1941 ist pag. 
88 der Vortrag des Naturrechts in die pbüos. Fakultät ge- 
wiesen. 

78) Diritto naturale private e publice del Vr^ P. Baroli. Cremona 
1887. 6 voll. 
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Philosophie an der Uoiveroit&t von Pavia. Es besteht aas 6 
Banden, in welehen folgende Anordnapg vorkömmt. In der 
Einleitung wird zuerst der Begriff des Naturrecfats festge* 
«teilt, und dasselbe von verwandten Fachern getrennt, mit 
Angabe einer Geschichte des Naturrcehts (§. 1—30). Im 
4il]gemeinen Tbeile werden die allgemeinen Grundsät/.e über 
das Recht angegeben , dort Kap. I. von dem obersten Gesetze 
des Rechts, U. von der obersten Sanction des Rechts, IIL 
von den obersten Bedingungen der Sichcjheit des Rechts, von 
der Existenz angeborner Rechte (§. 84.), von dem hypothe- 
tischen natfirlichen Privatrechte, den Erwerbsarten und dem 
Verluste des Rechts, von der Verletzung des Rechts und 
. den Wirkungen derselben (dort auch §. 163.), von dem Straf- 
. rechte und dem Strafprozefs gehandelt. Im besondern natür- 
. liehen Pfivatrechte notersucht der Verf. (§. 174.) die Natur 
des aufsergesellschartlicben Zustandes und durchgeht nun alle 
einzelnen vorkommenden Vertr&ge (§. 178 — 206.), geht dann 
^. 206. zur Schilderung der Gesellschaft überhaupt und deren 
begründete Rechte und Pflichten , und hierauf zur ehelichen, 
elterlichen, häuslichen Gesellschaft über. Von dem dritten 
Bande an beginnt die Entwickelung des öffentlichen natfir- 
lichen Rechts. Dort wird von dem Staate äberhaupt, von der 
Staatsgewalt ($. 17 ^ 33.), von den Formen der Souverfinität, 
der Monarchie, Aristokratie, Demokratie, ihren gemischteu 
Formen, und den Erwerbs^- und Verlustarten gehandelt. In 
der Abtheilung öffentliches, inneres, besonderes Recht wer- 
den die Rechte der Souveränet&t; und zwar die formellen 
Majestfitsrecbte (gesetzgebende, vollziehende, oberaufsehende 
Gewalt), und dann die materiellen Majestätsrechte (richter- 
liche, und Strafgewalt) abgehandelt. Der Verfasser zerglie- 
dert dann die Rechte in Bezug auf das Vermögen im Staate, 
das Militfirrecht, S||atsdienerverbältnisse, Rechte und Pflich- 
ten der Unterthaaen. Der 6te und 6te Band ist dem natür- 
lichen, öffentlichen, aurseren Rechte gewidmet. Das Völker- 
jreoht ist darin mit allen möglichen, in diese Lehre einschlä- 
vifigen Fragen in grofser AusfübiJIchkeit behandelt. Unter 
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jedem PwifniplieD dee Textet flndea sieh weiaiaige eriäa- 
terade AmnerkiiDgeD« Wir wellen onsern Leeere aiie diesem 
grofeen Werke nar einige Ansicliten 4ee Verf. mitdieileo, um 
sie mit dem Geiste des Ganzen bekannt sv machen* Das Na« 
tnrreobt als Wissenschaft ist nach dem Verf. die Lehre yon 
den Urgesetsen der menschliehen Seele in Bezog ^af die 
praktische Wirsamkeit Ternünftiger Wesen , in so fcfrne jeme 
Gesetze hesthnmen, was einem solchen Wesen za fordern er- 
lanht sey. Die Ethik und das Naturrecht, als zwei coerdi- 
nirto Arten, erschöpfen (vol. I. p. 8) die Sphfire der prakti- 
schen Philosophie, sie anterseheiden sich von einander durch 
die Richtong ihrer Gesetze und die Folgen ihrer Verletzn^g. 
Er fordert die genaoe Scheidang der Phifosophie des Rechts 
and der Wissenschaft der Gesetzgehang von dem Naturrecfate, 
mit welchem jedoch beide eine innige Verbindung haben. Das 
Natorreoht nennt er (vol. I. p. 19) die OoellC; die Gnündiage, 
die Nenn, das Lieht und die noth wendige Ergins^ng alles 
positiven Rechte. Mit grorser Sachkeantnifti (obwohl es auf- 
fallend ist, dafs der Verfasser von der Bntwickelung des 
Naturrechts in Neapel weniger spricht als von der deutschen 
Litei«itor) gibt der Verf. die Literärgeschichte des Naturrecbls. 
Den Ausdruck: Recht fafst er <L p. 63) im objeetiven und 
subjectiven Sinne auf, im ersten als abstraet von Handlungen 
in Bezug auf die Frage, ob eine Handlung dem Rechte ge- 
mifs se7, im zweiten lost sieh Recht in eine Befugnifs ver- 
nftnftlger Wesen auf. Das natfirliohe (vernünftige) Recht 
nennt er (p. 69) dasjenige, das der Mensch uamittf Ibar durch 
das Selbstbewufstoeyn erkennt, was sich daher auf die blosen 
SAtze der a'ufseren Autorität stutzt Umständlich wird das 
Daseyn eines solchen Rechte bewiesen. Gesetz nennt er (p. 
TA) eine Regel, die eine allgemeine und nothwendige Kraft 
in sich trägt Das natürliche Gesetz ist dasjenige, dessen 
varfcindende Kraft seine Grundlage in der 8elbsterkennHiifs 
eines jeden vernünftigen Wesens hat Das juristische Gesetz 
untersoheidst sich von dem Moralgesetze (p. 80) dadurch, daft^ 
das Erste «ineB gesellschaftlichen Zustend unter den Menschen^ 
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Toraossetzt, nur aaf äabere HandloDgeD sieh beEieht, nach 
ihm eiB blos äofserlicbes , dem Gesetze gemfifsee VerhaHen 
ohne Bücksicht ^af die Gesinnung genfigt, das Erste nur 
Pflichten gegen Andere feststellt and eine dem Rechte ent* 
sprechende Verbindlichkeit als eine Zwangspflicbt annimmt, 
w&hrend das Moralgesetz nicht eine bestimmte Pflicht des ge- 
sellschaftlichen Znstandes anerkennt, anch aaf innere Hand- 
loDgen sich erstreckt, nicht blos auf das ftofsere Ansehen, 
soodern auf die moralische Gesinnung sieht, aaoh Pflichten 
gegen sich selbst anerkennt q. s. w. Geistvoll ist die Bat* 
wickelang des Reohtsprincips (I. p. 85 bis 118). Der Verf. 
trennt das formale and materielle Prinoip, das Erste in ob- 
jectlvem Sinne genommen drückt er so aas: das Recht ist 
die Bescbrankang der freien Snfseren Wirksamkeit einzelner 
Menschen., mit der Bedingaog , dafs Andere mit ihm ala freie 
Wesen bestehen können; im snbjectiTen Sinne ist es die Be« 
fagnifs alles zu than, was Andere nicht hindert , dafs sie als. 
Personen mit dem Handelnden im gesellschaftlichen Leben leben 
können and Andere von ihm als bloses Mittel gebraueht wer- 
den. Geistvoll führt er die Lebre von den angebornen Rech- 
ten durch (I. p. 167) , wobei er arsprüngliohe and abgeleilets 
anterscheidet, und zu dem Ersten die Persönlichkeit rsji^haet 
(mit Kraft erklart sich der Verf. S. 169 daher gegen jeds 
Sklaverei), lieber die Bntwickelung des Strafrechia bei den 
Verf* (vol. IL S, 61 ff.) mofs unten bei der Darstellung des 
Straftecbts In Italien gesprochen werden. Es üiberatiege dit 
Gramen unseres Aufsatzes, wenn wir einen Auszug all« 
Haaptansiohten des Verf. geben wollten; gerne verweilt min 
bei seinen Ausführungen über Ehe (IL p. 937). Staat nennt 
der Verf. (IIL p. 18) die unabhängige und dauernde Verei'« 
nigung einer hinreichenden Zahl von Personen and Familien 
unter einer gesetzmäfsigen Herrschaft, um die mdgliohate Si<* 
cherheit der Rechte eines Jeden und die allgemeine and voll- 
atiadige Ansbilduiig der Mensehen zur Menschheit und daher 
den möglichst hohen Grad allgemeiner Wohlfohrt durch solche 
Mittel za bewirken, welche ohne Vereinigung and Wirksam- 
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keit gtotner Kräfte nicht in Thätigkeit gesetzt werden können. 
— Bine schöne Gntwickclong des Ursprangs und des Wesens 
der bürgerlichen Gewalt findet sich in vol. III. p. 69 bis 109, 
wo der Verf. die verschiedenen Tbeorieen der Alten und Nene* 
ren, insbesondere von Halier, Zachariä , Rottek a. A. prüflfc, 
und Beachtang verdient die Erörterung (ITI. p. 129) über die 
Nator der bürgerlichen Freiheit. Die verschiedenen Regie* 
mngsformen sind mit Angabe der Vor- und Nachtheile durch- 
geführt. Ueberall erkennt man den Schriftsteller, der mit 
seinem Gegenstand sich vertraut gemacht hat, und interessant 
ist es ihm zu folgen, wenn er die Ansichten der neueren 
deutschen Schriftsteller von Rotteck, Zachariä, Haller u. A. 
prüft. Das Buch ist das ausführlichste über das Natnrreehtf 
die Fehler liegen in einer oft übertriebenen Breitender Dar- 
stellung und in einer zu kalt verständigen Auffassung der 
Rechtsbegrifife, ohne den höheren Ursprung der Verhältnisse 
flsu beachten. Im Ganzen mufs es als ein Buch, das dem pbi* 
losophisahen Geist des Verf. Ehre macht, anerkannt werden. 
In einem ganz andern Geiste ist das neueste im Kirchenstaate 
erschienene Naturrecht des Bischofs von Fossombrone, Ugo- 
lin! ''*)^ geschrieben. Schon der Titel verkündigt die pole- 
mische Tendenz; der Verfasser erklärt sich ganz für Baller's 
Ansichten (daher auch am Schlüsse ein Brief abgedruckt wird, 
worin Haller erklärt, dafs der Verf. trefflich seine Ideen auf- 
gefafst und dargestellt habe). Der erste Band, der nach einer 
Einleitung eine Reihe von Quaestionen enthält, bezieht sich 
auf den Naturzustand, wo der Verf. die bekannten Halier^- 
sehen Ansichten entwickelt. Das ganze Recht wird, wie der 
Verf. (I. p. 79) sagt, auf die Majoritas naturalis gebaut, nach 
welchem die höhere Gewalt, die Jemanden zusteht (dem Re- 
genten, dem Hausvater, Ehemann), auf das universelle Na- 
turgesetz und die nothwendige Herrschaft des Stärkeren über 



79) Ugolini institutiones juris naturae ad usum scholaruni adversos 
pseudum jus publicum philosophicum juxta tbeoriam »tatus na- 
turalis socialis a celeberrimo viro de Haller oppositam statum 
civil. Fossombroni 1837. 2 vol. 
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d«ii Scbwichereo gegründet wird.- Ks wird gegeo die Theorie 
der Uebertragang der Rechte der Meosohen an den Staat ge* 
eifert, vielmehr alle Gewalt des Regentea von Gott abgeleitet. 
Voltaire's, Ronsseau's Aasichten werdea hart aogegriffeo. 
Kio coiiseqaeoter logischer Geist kann dem Verf. nicht abge- 
sprochen werden. 

Eine neae Bearbeitung der Rechtsphilosophie in Italien' 
siebt mit grofsen Erwartungen die Wissenschaft durch Car- 
mignani in Pisa entgegen. Vor einem Jahre zum Lehrer der 
Rechtsphilosophie ernannt, beschfiftigt sich jener Gelehrte, dem 
das Criminalrecht so viel verdankt, mit einem Werke über die 
Philosophie des Rechts. Seine Ansichten über das Natnrrecht 
sind aus seinem grofsen criminaiistischen Werke ^^) bekannt. 
In einem Prodromus über in den Unterricht in der Rechts- 
philosophie ^') gibt der Verfasser die Grundzfige an, nach 
welchen die Rechtsphilosophie behandelt werden sollte. Er 
tadelt eben so diejenigen, welche das römische Recht und die 
TÖm. Juristen angriffen, aber auch die blinden Anhftnger des 
röm. Rechts. Die Aufgabe der Rechtsphilosophie ist nach ihm 
die Reziebungen aufzufassen, welche zwischen Philosophie 
und dem Rechte bestehen; der Verf. zeigt, dafs auch die 
römischen Joristen schon von der ForHchung nach dem ewigen 
unveränderlichen, der Menschheit angebornen Rechte und den 
Gesetzen derselben geleitet wurden. Der Grundcharakter der 
Rechtsphilosophie ist dem Verf. der eines wissenschaftlichen 
Systems, das darauf gerichtet ist, in der Natur des Menschen 
den Ursprung, die Beschaffenheit und den Titel des Rechts, 
die wahre und absolute Norm seiner aufseren freien Bewe- 
gungen in Beziehung auf Mitmenschen zu erforschen. Nach- 
dem er diese Wissenschaft von andern verwandten Zweigen 
(Naturreeht, das nach ihm nur ein Theil der Rechtsphilosophie 
ist, Geist der Gesetze, Wissenschaft der Gesetzgebung) ge« 



SO) Teoria delle leggi della sicarezza sociale. Vol. I. p. 48 ff. 
81) Prodromo d'un insegnameoto della filosofia del diritCo. Pisa 

1841. Jetzt auch gedruckt in dem Giornale toscano di scienze 

morali. Pisa 1841. fasc. I. p. 1 ff. 
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trenat K«t, oiitertoheidet er in der Reobtspbiloeopliit drei 
Tfaelie: 1) den bietoriechen , der in der genaaeste« Verfol* 
gnng der EDtwickelnagen und der Binwirkuog der mensoh- 
lleben Vernnaft bei den verschiedenen Vdlkern besteht, 9) db- 
jeotirer oder dogmatiseber Theii , welcher die Oeaetze and die 
Formen der Bntwickelang der Vernnnft erforscht, vm zv er- 
kennen, waa ihr seibat als ihr innerates Weaenj waa dagegen 
den Hülftmitteln der Brfafarong and dar Thatsachen aageh^lrt. 
Bier werden die leitenden Urgeaetze, die angebornen abaidii- 
tea Rechte erforacht. 3) Subjectiver oder praktiaeher Theil, 
der in der beatindigen Anwendnng des Normalreehta aof daa 
Maafa der freien äufoeren Bewegungen dea Menschen im Vor«» 
bälfnifa isn Andern beateht, wie aie ans den Intereaaaa ihrer 
wechaelaeitlgen Sicherheit und Vervollkommnnng hervorgehen. 
Die Schildernng dea VerhAltaisses dieser drei Theile ist geist- 
voll* Carmignani hat bereite, wie dem Verf. des gegenwfir- 
■tigen Anfsatzea bekanat ist, die Bearbeitung seinea Werkea 
vollendet Nicht minder interessant ist eine Reihe von Arti- 
keln über daa Recht nnd seine Beziehungen aaf 
die Moral getze von Bon-Compagai *^)^ einem in prakti- 
aeher Thätigkdt in Tqrin wirkenden, zagleiob wegen aeiaer 
edlen Thellnahme an allen Anstalten der HnmanitAt sehr ge- 
achteten Manne. Von ihm kommen auch viele kleine 8chrifleo 
Aber Rrziehang. Nachdem der Verf. die bisherigen rechla- 
idsilosophiaohen Arbeiten in drei Klassen gereiht nnd der einen 
Kinase vorgeworfen bat , dafa sie nicht genog die Branchea 
der Wisaenschaft erforschte, die andere, dafa aie mehr die 
iMilitladien Partheinngen, ala die Wisaenaehaft gefördert, nad 
die dritten, dafe sie zu viel an Abstraetioaen featgebalten nad 
prafctiacfae Anwendnng vernachlftasigt habe, geht der Verf. 
znr Zerglledemng der Hauptmerkmale des Rechte ttber nnd 
findet sie darin 1) dafs das Recht den Beaite einer Bache, 
die ErfdUnng einer Thataache bezweckt, dafa ea in einem 



89) Abgedreckt in den Annali di Oiarispraileossa. Toriao 1840. 
Heft VU. p. 66. X. p. 40B. XI. p. 505. 
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▼ersländigen , freiea, «of die BrlaogUBip diiM «ideni «olohen 
Wilientartikel« gerlohteteo, Willeotakte besteh«, S) dafo die 
Aasubuog des Reehts von einer zwingenden Afaobt gcsehflUst 
ist, 4) und zwar dafs das Recht im Staate ailgemein aner- 
kannt und von der Staatsgewalt gesehötzt wird. Dies sind 
. aber nar die äafseren Merkmale des Rechts ; die Wisseosehaft 
hat das Princip zu . erforschen , das dem Rechte Kraft md 
seine innere Güte gibt. Das Gesetz, welehes in dem von der 
Staatsgewalt aasgesprochenen Willen als Norm der Rechte 
und Verpftichtungen der Mitglieder der Staatsgesellschaft be- 
steht, hat zwei Quellen, 1) die Gewohnheit, 9) und das Ge- 
bot des Gesetzgebers. Der Grund dieses Gebots liegt in der 
Macht und in der Gesetzlichkeit; allein alles dies genftft nicht, 
die Geschichte fuhrt auf den Zweck jeder Staatsgeseüsebaft 
und lehrt, wie innere Ordnung, Ursprung und Kraft der Ge- 
setze in den natärlichen Gesetzen liegen, welche in ihrer Be- 
ziehung auf menschliche Handlungen als Moralgesetze wirken* 
Hier hat die Philosophie die Natur dieses Gesetzes selbst durch 
Brgründung der Fähigkeiten der menschlichen Seele zu erfor- 
schen. Auf die Art dieser Forschung wirkt die Verschieden- 
heit des philosophischen Systems, je nachdem es dem Spiri- 
tualismus oder Sensualismus huldigt. In dem Moralgeaetze 
liegt die innere Kraft der Stiaatsgesetze , n&mlich jene ver- 
nänftige Macht, welche die Mensehen zur Beobachtang der 
Gesetze, nöthigt, und das gerechte Gesetz Von der blofaen 
Willkür scheidet. Unabhängig von dem positiven Gesetze 
und Staatsanordoungen , ohne erst des Unterrichts zu bedür- 
fen, liegt in der menschlichen Natur das Princip, das die 
Menschenrechte und Pflichten aus der Unverletzbarkeit der 
Person, der Freiheit der Handinngen, der Sicherheit des Bi-^ 
genthums, Haltung der Versprechen erkennen lehrt« Das 
menschliche Bewufstseyn (freilieh durch den Einflufs der Bil- 
dung beherrscht) Spricht sich in Bezug auf Anerkennung der 
Rechte in Meinungen , Gewohnheiten und Gesetzen aus. Die 
gesellschaftliche Gerechtigkeit erseheint als der Inbegriff der 
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Ragolii, die dM UrtlieU der Billif iiB|r odm MIMiUi«iing i 
lieber n«nd]aii||reo leitet. Wird sie veo der StMtsgewftir aa- 
erkaont und gesoiiQtiBt, eo eDtsteiit die geteteliefae Gereohtim^- 
4eit. Hier entwielcelt nun der Verf. geistreicb die Elemente 
dieeer geselleehaftliehen Gereebtigkeit« Die Bferal nennt der 
Verf. dafl natftrliohe Oenets, insoferne es einer vemfinftigeo 
freien Person eine von der Vernunft anerkannte Verbindlichkeit 
aallegt, deren Erfiillong von dem Gewis gin nnabb&ngig , von 
dem Gebot eines fremden Willens vorgeschrieben ist. Moral 
und Recht leiten sich von dem Natorgeset»e ab: nicht blos 
das, was dem Gesetzgeber za gebieten oder zu verbieten be- 
liebt, ist Recht; allein wesentliche Untersebeidongsmerkmale 
zwischen Recht and Moral werden beg[ründet theils durch die 
Gegehstinde , worauf beide angewendet werden, theils dareb 
die Art der Aenfserung, theils durch die Mittel, durch die 
der Menseh sie geltend macht, theils durch ihren Zweck. 
Diese Unterscheidungsmerkmale fährt der Verfasser (mit Bei- 
spielen, die den feinen, praktisch gebildeten Juristen be- 
währen) trefflich durch. Nun zeigt er die Aufgabe der 
Reehtswle«reascbaft, !die in zwei grofse Tbeile *-^ die reine 
und angevnindte Rechtswissenschaft — zerfallt; die erste theilt 
sreh wieder in einen historisohen und dogmatischen Theil. 
Der dogmatische Theil hat zum Gegenstande die Bestimmung 
der Rechte, weiche nothwcDdlg aus dem morallsohen Gesetze 
hervorgehen uqd unabhängig von äofserer Sanction durch das 
Bewuistseyn anerkannt sind. Nur die Natur des Menschen 
bestinnnt diese Rechte ^ daher man den Inbegriff derselben^ 
Natnrrecht (auch vernünftiges Recht) nennen kann, wohl za 
nntereoheiden von der Philosophie des Rechts. Kein Gesetz- 
geber kann seine Gesetze einzig ans der absoluten Vernunft 
Ableiten ; die Interessen und Bedarfnisse der Zeiten beherrschen 
ihn; hier ist der historische Theil der Rechtswissenschaft wieh- 
tig; der Verf. zergliedert sun den Geist, der dem tömlBChen 
Rechte und denr germanischen Rechte in den verschiedenen Pe- 
rioden der europäischen Bildung, von der 'Einwanderung der Ger- 
manen an bis zu uns, zum Grunde lag. Die Sofaildening dea 
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Eloflasses der CiviliMtioii auf die Rechtobildnog ist «ehr gekt- 
reicb. Nun gebt der Verf« zur Betraoftitoog der Ansichten 
der historischen Schale übet Rechtsbildang ober ; nncrkennend 
lue Verdienste dieses Systems, zeigt er aber, dafs der Fehler 
desselben in einer zu grofsei^ Bescbriinknog der Aofgabe der 
Kechtswissenschaffc liegt Die historische Schale verkennt za 
sehr die gebieterischen Forderungen des natfirlichen Gesetzes 
uod die Bedeatang des Tcrnilnftigen Rechts, von welchem 
sich der Gesetzgeber aiclt so beliebig entfernen darf. Wir 
»eheo der Fortsetzung des geistvollen Aofsatzea nait groflier 
Erwartung entgegen. — Dankbar mafs anch eine wissen* 
sofaaftliche Arbeit, die Im Sardinien voa, einem der dortigen 
aasgezeicbneten Gelehrten, dem Grsfen- Sclopis **), erscl^ien^ 
ond worin das Kapitel über die innere Kraft der 'Gesetze 
hierher gehört ^*), erwähnt werden. Wir haben bereit^ in 
dieser Zeitschrift *') eine Anzeige dieser Schrift^ geliefert. 

Eine uene Bearbeitang der Rechtsphilosophie hat in der 
Lambardel begonnen, und verspriobt ein tOehtiges Werk« Der 
Verfasser ist der durch viele pbilosophisehe Schriften rahmlieh 
bekannte Professor an der Universität Padua, Hr. Poli **). 
Das vor uns liegende erste Heft enthält I. eine Abhandlung 
über die Reform der Jurisprudenz als Wissenschaft des Rechts, 
II. eine Entwickelung der Theorie der dfentllcben und Privat- 
verwaltung, III. unter der Rubrik: historisches Recht liefert 
kritische Abhandlungen fiber die Werke von Orav^a, Ober 
daa Natnrrecht, von Simon!, IV. unter der Rubrik: ökono- 
mische Studien, eine kritische Anzeige der politischen Oeko- 
nomie, von Senior. Der Verf. spluidert zuerst die verschie- 
denen Schulen, die praktisehe, die philosophische, historisqhe, 
die Schale des Fortschrittes, erzeigt dann die Kinseitigkeii 



68) Della legislazione civile. DIscorsi del Coate Sciopis. Tori » 

1835. 
a4) Kap. U. 

85) Zeitscbrift VII. S. 486. 

86) Das Werk beifst: Saggi A teoieaKa polilieo legale -ddl DK Bald. 
Poli. JWilane 1841. 1 f«4<^l«k. 
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derselben, und findet ihren gemelnechaft liehen Irrthnm darin;, 
dafs sie das Reeht nicht in die Totalität seines Wesens, son- 
dern in einer der verschiedenen Eip;'en8chaften und Beziehun- 
gen desselben suchen. Die besonderen Fehler jeder Schafe 
und ihre Nachtheile in Bezog anf Reohtsstudiuni werden gut 
entwickelt. Die Reform mofs sich auf die' Grnndlebren be- 
sieben. Schon die Scheidung des natürlichen Rechts von dem 
positiven ist hier nachtheilig, und fuhrt zn irrigeu Foloerun- 
gen, nach denen man einen Gegensatz beider annehmen und 
daher auch ein Recht annehmen oiofs, das von dem natär- 
liehen abweicht und zn der nachtheiligen Voraossetzong des 
Natarznstandes för das naturliche Recht führt Ferner rnnfs 
man sich über das Verhältnlfs von Recht und Moral verstän- 
digen; beide unterscheiden sich, obwohl sie aus einer Quell' 
fliefsen, im Princip, im Wesen und in ihren Merkmalen. So 
'seigt auch der Verf. die Irrthümcr der oft angenommenen 
formalen Principien des Rechts, setze man die» iii das obso> 
Inte Gute , oder in den Nutzen oder die Starke oder die Frei- 
heit, oder in das Haller'sche Naturgesetz der Herrschaft des 
Mfichfigern; die Widerlegung ist geistvoll; der Verf. fordeit 
von der wahren Wissenschaft des Rechts (p. 28), dafs sie 
die systematische Erkenntnifs des Grundprincips und aller 
möglichen Beziehungen des Rechts sey; sie mufct theoretisch 
und praktisch zugleich seyn. Nachdem er eine vollständige 
Uebersicht aller Fragen, die diese Wissenschaft b^eantworten 
mufs, gegeben hat, geht der Vett (i^. 30) davon aus, dafs 
die Idee des Rechts bei allen Völkern die Form des Gesetzes 
annimmt;' das Studium des in diesen Formen ausgeprägten 
R'echts mufs zugleich kritisch - exegetisch und vergleichend 
aeyn; allein diese Form ist nur secundär, tiefer liegt, als 
das Wesen, die Idee. Bier mufs die Idee des Rechts als 
die Norm, die mit dem Leben und den Gesetzen der Völker 
zusammenfällt, anfgefafst werden; die Gesetzbücher wenden 
nur die Idee des Rechts an; bei dem vergleichenden Studium 
de» philosophisoheii und des positiven Rechts ergibt sich die 
Nothwendigkeit eine« Criterinms, um die Uebereinstimmnng 
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oder die yersphledeAbdt der Idee des Reohto mit seiner An- 
wendaog zn erkenneA. Die Wissenschaft, die mit den Ble- 
nenten dieses Criteriums sich beschäftigt, ist kritisch und ist 
ein System von Erkenntnissen oder Grundsätzen, um die 6e^ 
reofatigkeit oder Ungerechtigkeit der Oesetigebangen zu beur- 
tbeilen. Darnach gibt der Verf. eine voUstfindige Uebersicbt 
der Tbeiie dieser Wissenschaft (S. 38). Die zahlreichen An- 
merkungen zeigen, dafs der Verf., der ent«öbieden philosor 
pbischen Geist hat, mit der Literatur, seines Gegenstandes 
sehr vertraut ist. Möge er bald nach seine;n angegebenen 
Plane die Wissenschaft des Rechts durchfuhren. Eine aus- 
föhrliohe Darstellung aller Verzweigungen der Verwaltung 
bildet den Inhalt der zweiten Abhandlung. 

Dit reichste Ausbeute wissenschaftlicher Forschungen in 
Bezug auf Rechtsphilosophie liefert in neuester Zeit Neapel. 
Vor uns liegt ein interessantes \«erk,«das den Briefwechsel 
eines durch mehrere gelstreiche Schriften bekannten Grafen 
Mamiani della Rovere mit Mancini ( Professor und Advokaten) 
in Neapel enthalt^''). Wir haben schon in unserer Zeitschrift 
die sehr gut von Mancini redigirte Zeitschrift: Ore solitarie 
angezeigt. Zwei wördige Gegner stehen sich einander gegen 
über, beide von dem Streben nach Wahrheit, beide von der 
n&mliohen Grundidee über die tiefere Begründung des Rechts 
geleitet W^ir müssen bei der Darstellung der Fortschritte des 
Criminalrechts in Italien wieder auf diese, vorzüglich den Ur- 
sprung des Strafreohts erörternde Schrift zurückkommen; hier 
genüge eine kurze Charakteristik dersx^lben. Graf Mamiani 
ist, wie Br. Mancini, Gegner der sogenannten Nutznngstl^eorie; 
beide gehen in der Begründung des Rechts von dem Princip 
der Moral aus; wenn Rossi in seiner Entwickelung alle Grund- 
wahrheit auf den geaunden Menschenverstand (senso commune) 
zurückfuhrt, so genügt dies dem Gr. Mamiani nicht, wenn 



87) Intorno aHa filosofia del diritto e singolarmente intorno alle 
ori^iüi del diritto di punire. Lettcre del Conte Fer. Mamiani 
della fovera e dell avvocato a Professore Pasq. St. M<tDCi»i. 
Napoli 1841. 
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von BegrfBokänng der Wimeosohiift die. Rede bt. Mui mufs 
neeh ihm von der Erforftcbarfg des bdcheten absoluten Goten 
aosi^eheii; der Gleube daran iet Semeingnt der Menschheit 
Von dem absolaten Goten aasgehend, erkennt der Verf. als 
onabweisliobe Plliofat aller vernQnftIgen zorechnongafihigen 
Wesen die, das Oote as« thon; dies thon sie, wenn sie der 
OHiralisohen Ordnung gemfifs bandeln ; diese Ordnong ist aber 
der Inbegriff der Mittel , die anf Brreiehung des noralisoben 
SBweefcs, nämlieh Theilnabme am absolot Goten, gerichtet sind. 
I>ie allgeaielnen Normen der Handlung sind geistige Aeofse- 
mngen der Ordnung selbst und so des Willens der Gottheit 
Alles ffrhrt naoh ihm aof ein ewiges ideales Recht lorfick; 
es gibt nur ein Reoht, wie es ein Gutes gibt; jede menseb^ 
liehe Binriohtong, jede gesetzliche Form des Rechts macht 
nach dem Verf. nur einen Theil der höchsten morailsefaen 
Ordnung ans; die bdohste Bedingung dieser Ordnung ist Aus- 
gleichung des Guten ond* Bösen; die menschliche Gesellschaft 
hat das ewige Gesetz der gerechten Austheilung des Uebels 
fdr das Böse asu befolgen. Dies ftihrt nun den Verf. auf die 
Idee der Strafgerechtigkeit, von deren Bntwiokelung wir unten 
sprechen werden. Auch Mancini geht von der Idee des höch- 
sten absoluten Guts aus, auch er erkennt den göttlichen Ur- 
sprung an; bei der weiteren Bntwickeinng bemerkt man aber 
leicht, wie Herr Mancini, als praktisch gebildeter Jurist, die 
Nothwendrgkeit erkennt, den Kreis des Rechts enger zu be- 
grenzen und das philosophische Recht nicht mit der Moral 
Kusamraenzu werfen, weil sonst an jeddr festen Grundlage für 
das Wirken des Staats fehlen würde. Der Verf. zeigt, wie 
die Wissenschaft den Menschen nach seiner Natur nicht blos 
als geistiges, sondern auch als Sinnenwesen aofflnssen mnfa, 
wie daher auch die Begriffe: moralisches Gut und ftufseres 
Gut (bene sensiblle und male morale e sensibile) sich trennen, 
und in den nothwendigen gesellschaftlichen Beziehungen den 
Menschen das Recht sich ausbildet. So hebt der Verfasser 
(p. 76> acht Unterscheidungsmerkmale des Rechts hervor. Ba 
bedarf des Zusammenwirkens von zwei Principen, der Gereeh- 
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tigkeit and des Notaoos, Dm Beehi oad die ihm entopre- 
chende Pflicht M das Prodakt.der meosohliohen Xatar, au« 
dem momlisohen und sionlicheD Bestandtbeile gemischt, lo 
dem göttlichen oder Moralgesetze liegt nar ein Element des 
Rechts der Mtuscheu , aber es bedarf noch einea andern, den 
nofseren Be^iehon^en ond der sinnlichen Nator entpiprechenden 
Elementes. Der Verf. macht den Uebergang anf die Bnt^ 
Wickelung des Strafrechls (wovon wir unten «a aprechea 
haben) und fuhrt nun ay, in welchem VerhiJtnisse die der 
Ide«) des höchsten Gutes aj^e\i^«ten Moralgeaetze zn den aoa 
den gesellschaftlichen iies&ieh>»ngen der Menschen bestehen 
müssen , und wie das Gerecote piit dem Nütilichen sich iden- 
tifleirt. Es wurde die Granzen ^er Aufgabe unseres Auf« 
Satzes, der nur die Leser auf den Gang der rechtsphilosophi- 
schen Arbeiten in Italien aufmerksam machen aolJ, flberateig^Ai 
wenn wir einen voUst&ndigen Auszug aus dem geistreichen 
Buche geben sollten. 

Ein neueres Werk ist von Carfora ^*) erschienen. Bs 
Ist schwierig, dies Werk richtig zu charakterisiren. Man 
könnte es Betrachtungen Ober die Geschichte der Civiliaation 
in ihren Beziehungeu auf die Entwickelnng der Beehtsideen 
und der Politik nennen. Eine kurze Daii^guog des Ideen« 
ganges des Verf. wird genügen. Der Verf. betrachtet zuerst 
den Menschen nach seiner natörliohen Beschairenheit, geleitet 
von dem Instinkt; erzeigt, wie allmalig In ihm die mens<)hliche 
Vernunft aich entwickelt, wie als das erste Bedflrfoife desGeialea 
die Religion erscheint. In der AbtheUung: erster Anfang dea 
gesellschaftlichen Zustandea wird nachgewiesen, dafs der Zu- 
stand der Isolirung nicht genügt und nar die Familie und der 
Staat sich entwickeln. Es wird gezeigt, wie die 8taat9gewa]t 
und ihre Formen (cap. 7), wie Künste, Wissenschaften, Ge* 
werbe, Handfj^ Krieg, Frieden (cap. 8 — 11) uni Geaetfte 
entstehen. In 4er Abtheilung: Anwendung der allgemeinen 



88) Principti di filosofia civilc applioata alle leggi e alla storta 
delta civilta universale da Leilo Carfora. Napoli 1840. SS vol. 
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Grtindsitse, geht der Verf. davoo aus, wie in den Nationen 
das Kindheit« -*, Jünglings-, Mannes- und Greisenalter ge- 
schieden werden kann, und führt nan darnach die Entwicke* 
Jong der Staatsformen und der Elemente der Bildung durch 
(I. p. 103-^1928), gebt dann zur Charakterisirung der Ge- 
setze (göttlicher Natur und Staatsgesetse) und ihrer Verzwei- 
gungen über (p 249 — 301). Der zweite Theil ist rein hi- 
storisch und spricht ron der Geschiphte der Civilisation. indem 
der Verf. die Universalgeschichte, 4lso die der alten und neuen 
Welt, durchgeht, wobei freUichvfinr sehr flüchtige, oft blos 
hingeworfene Bemerkungen vorkommen. 

Weit tiefer ist das Werll von Lanzilli ^^) über Theorie 
der auf die Grundlagen eines neuen Principe gebauten Ge- 
setzgebung. Die erste Abtheilung beschäftigt sich mit der 
allgemeinen Theorie der Gesetzgebungswissenschaft, prüft 
hierzu alle bisher aufgestellten Prinoipien (insbesondere S. 24 
— 37 sehr unpartheiisch das Nutzungsprincip von Bentham), 
zergliedert die Plliebten des Menschen, die versohiedeaea 
Regiernngsformen und ilie den Menschen leitenden Grund- 
triebe (p. 112 — 131) und kömmt, indem er das Wesen der 
natürlichen, moralischen, bürgerlichen und politischen Freiheit 
zergliedert, IS. 114 zu dem Grundprincip, das den Gesetz- 
geber leiten mufs: den Menschen den höchsten Grad bürger- 
licher Freiheit, deren sie fähig sind, mit dem geringsten Opfer 
der natürlichen Freiheit zu versebaffen. Darnach prüft nun 
der Verf. die Erfordernisse der Gesetze ihrer Rechtraäfsigkeit 
nach (S. 160) und nach ihrer Güte (S. 161). Interessant ist 
die erste Entwickelung, nach der z. B. der Verf. fordert, dafs 
die Gesetze 1) im Verh&Itnifs mit den Befugnissen und der 
Macht derjenigen, von denen sie ausgehen, 2) dafs sie aus- 
führbar seyen, z. B. nicht die öffentjiche Moral verletzen; 
wenn der 8ohn den Vater wegen Verbr^ieben deannciren 



89) Teoria della legislazione sviluppata sulle basi di un nnovo 
principio dal' Cav. Glav, Francesco. Lanzilli. Mapoli 1840» 
2 vol. 
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iButbte ^ imd d) dafs sie keiae rftekwirkeDde Kraft »rnftben 
wollen. Der Verf. bandelt recht gat von der Redaktion der 
Oesetze (L 8. 178), von der Codiflkation, von der gerieht* 
lieben Orgaliisation , und besprieht dabei fiberall die wiobtig* 
eten Fragen des Tag« gewdfanlidi mit Angabe und Prfifang 
der für vnd wider sprechenden Gründe, k. B. 6. t80— f93 
vber die Jnry; der Verf. erkennt sie nur als aiweeknifirsig bei 
eine» Volke, wo die feirisCe Rildnng allgemein im Volke 
▼erbreitet ist , and nnt für eine «ehr zahlreiche Bevdlkemng, 
me ffir kleine Stoaten. In zweiten Dnchte, fiber Anwendung 
der allgemeinen GnindsStz« anf bftrgerliohe 'Gesetzgebung,^ 
werden nun alle Verhältnisse des Personenrechts, Sachen- nnd 
Vertragsreohts geprüft nnd hier bew&hrt der Verf., der überall 
die Gesetzgebmigenr vergleicht, ihre Mängel andeutet, einen 
sehr feinen richtigen Hinn, seine Bekanntschaft mit der Ge<^ 
achichte der Gesetzgebung, und einen richtigen praktischen 
Geist Der zweite (sehr ausführliche) Theil ist der Strafge- 
^tzgebung gewidwet, von welcher unten in $. VII. nnständ« 
lieh die Rede sefn aufs. Den Sohlufs macht die Entwicke- 
lung dfer Grundsätze der Gesetzgebung. Das Werk verdiente 
wohl eine Verbreitung auch in Deutsehland. Die Vereinigung 
des philosophischen Sinnes mit Kenntnifs der Geschidbte und 
der beständigen praktischen Beachtung der Verhältnissa und 
Bedürfnisse des Lebens fto den Forsohnngen den Verf. ist er- 
freulich. 

fiin grofiier Reichthnm von neuen in Italien erschienenen 
Schriften über wIchHge Fraisen der Slaatswissensebaft liegen 
vor uns. In den schon oben angeführten Zeitschriften: ü 
Politecnico und in den Artnali di statistica kommen interessante 
Abhandlungen über den Pauperismus, über die Verbesserung 
dfer Lage eiozelttor Klawien dfer Arbeiter, über Volkserzieluingv 
Wotilthätigkfeitsüustalten, über Gefnngnifowesen und über Fa- 
briken vor. In Bezug auf die Gefängnisse haben wir bereits 
in dieser Zeitschrift von den tfrefflich^ Leistungen des' Grafton 
Petitti gesprochen und werden in einem besondreren Artikel 
von der neuen Schrift des Jmtck^st Torregiani handeln. In 
Xrit, Zeitsckr. f, Rtcktsw. w. G«J«<«fi[. ä. Ansl, XJK Bd. a. M. J« 
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Bezag: auf Fabriken ist die wlob(ige Frage^ wie «e etnsa- 
/riohten, damit das Fabrikleben der Gesundheit, vorsdglioh der 
Kinder anfi der Moralit&t der Fabrikarbeiter überhaupt nicht 
nachtheilig^ werde, der Aafnierk«anikeit der italienisehen 8cbrift-> 
steller nicht entgangen. Bin edler Mann, der selbst einer 
grofsen Fabrik vorsteht and sie trefflich leitet, Lorenzo Va- 
lerie in Turin , hat in einer kleinen Schrift ^^) die Gefahrea 
des Fabriklebens in den SeidenAibriken offen ausgesprochen 
und Vorschläge gemacht^ und nenerlich *^) mit wahrhaft priik- 
tischem Geiste die Punkte bezeichnet, auf welche die Auf<* 
merksamkeit derjenigen, welche den Zustand und die filnflüane 
des Fabriklebens kennen lernen wollen, gerichtet seyn soll. 
Vorzflgli<^ hat der durch seltenen praktischen Gteist, durch 
reiche Erfahrung und gründliche Bildung ausgeaeiehBete Graf 
Petitti *') die Frage: über die Arbeit der Kinder in den Fabri- 
ken mit Umsicht erörtert. Der Verf. ist zu sehr Praktiker, 
als dafs er aus unverständigen Weltverbesserungsplanen die 
Arbeit der Kinder aus den Fabriken gänzlich verbannen sollte; 
er erkennt die Nothwendigkeit derselben an, weil es in Fabri- 
ken Arbeiten gibt, die nur durch Kinder gut besorgt werden 
können; er gesteht den Vortheil der Verwendung der Kinder 
wegen der grj5fseren Wohlfeile der Arbeit, wegen der frühen 
Gewöhnung der Kinder zum Fieifse und wegen des Gewinns, 
welchen die Familie zieht; allein dia Gefahren des Mifsbrauchs 
sind nicht zu verkennen, weil zu frühzeitiges und angestrengtes 
Arbeiten die Gesundheit der Kinder untergrübt, unddiemora- 
lisehd Erziehung leidet und frühe Verbrechen veranlafst werden« 
Es bedari? der kr&ftigen Hülfe, um Nachtheile abzuwenden. 
Die Fabrikanten allein können nicht helfen (p. t8). Die Be- 
gierung mufs einschreiten, und die dagegen Qft vorgebrachten 
Gründe sind gehaltlos; allein die verschiedenen Interessen 
müssen beachtet und die Thatsachen genau gesammelt werden. 



90) Igiene e moralita degli operai di seterie. Torino 1840. 

91) InterrogazioQi proposte a chi lotende visitare le manifkttore. 
Torino 1841. 

99) Sul lavoro de fonciaUi nelle nannfiittnre. Toriono 1841. 
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von deren Kenntnifs die Wnbl der i&weoknäfpigetea Mittel 
abhängt. Trefflich gibt der Verf. (p. SB) die Fragen an, 
welche die Regierang in dieser Beziehung stellen mors, nnd 
bezeichnet die Gefahren nnd Irrthflnier, denen die Sammlang 
solcher Erhebongen leicht anterwoi^en ist. j^faofadem der Verf. 
S. 44 bis 77 die Gesetegebangen \ller Staaten in Bezug auf 
die anzuwendenden Afafsregeln wegen der Arbeit der Kinder 
dargestellt nnd geprüft hat, verweilt er bei Italien, nnd hier 
liefert er ans höchAt dankenswerthe Nachrichten;' der Verf, 
bewihrt nach wieder den offenen Mann, der nirgends von 
blinder Vorliebe geleitet wird, nnd daher, wenn er anch zn« 
gibt; dars in der Lombardei nnd in einigen Gegenden von 
Toskana der Ackerbau bläht, aufrichtig gesteht, dafli In 
Ganzen der itaiienisehe Ackerbau noch weit zurQck hinter dem 
Zustande anderer Länder ist (p. 78). In Bezug auf das 
'Fabrikleben beklagt der Verf., dafs wegen des geringen Ver- 
kehrs der italienischen Staaten unter sieh es so, schwierig ist, 
zuverlässige Nachrichten ttber die Fabriken Italiens zu liefern« 
Die Tabelle (p. SB — 93) bezieht sich auf die Fabriken vom 
Kdnlgreich Sardinien. Daraus ergibt sich, dafs 964 Fabriken 
bestehen, und zwar 690 Seiden-, 63 Wollen- und Bit Baum- 
wollenfabriken ; darin arbeiten 37907 Personen (94094 Frauens* 
Personen , 13183 Manner) . Kinder unter 15 Jahren werden 
verwendet 7186 (darunter 4195 Mädchen), davon wurden in 
die Schule gesendet 1493. Kinder, welche in Folge der 
Fabrikarbeit erkrankten, waren 899. In den meisten Fabriken'' 
sind es 13, in mehreren auch 14 Arbeitsstunden. Der Verf. 
bemerkt, dafs er bei seinen vielfachen Beanchen von Fabriken 
sich von' der Unwissenheit und dem hinfälligen krankhaften 
Aussehen dieser Kinder überzeugt habe. Er gibt als Ergeh- 
nifs seiner Forschungen an , dafs im Interesse der Gesandheil 
und Moralitfit der Bevölkerung, die höher stehen müssen ala 
die ökonomischen Vortheile, gesetzliche Anordnungen noth- 
wendig seyen, theils um das Alter zu bestimmen, vor welchem 
ein Kind nicht in eine Fabrik aufgenommen werden darf, theils 
die Arten der schädlichen und unschädlichen Arbeiten zu 
trennen , theils die Geschlechter abzusondern , theils nächtliche 
Arbeiten zu verbieten, theils das höchste Maafs der Arbeits- 
stunden festzusetzen, theils für umfassendem Unterricht der 
Kinder zu sorgen. — Schon haben mehrere öffentliche Blätter 
in Italien die Aufmerksamkeit der Regierungen auf die ver- 
dienstvolle Schrift gelenkt. 

Noch darf eine neue, zum Theil in die Reihe der staats- 
wissenschaftlichen Arbeiten gehörige Schrift von Zambelli**), 
Professor der Staatswissensehaften an der Universität von 
Pavia, nicht fibergangen werden. Der Verf., der durch gros- 
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sen BcharfUhiB, bifitorisehe BMmig,' #ine g^ifltv«lle Darstel«* 
lang sieh aoszeicbnet, bezweckt in seiDem Werke, die polil!-> 
sehen Gi^andrerscbiedenfaeiten der ulten und reodernen Völker 
9sn schildern) und wählte zam ersten Gegenstände, in welchem 
dl^se Verschiedenheiten herrortrnten, 4eä Krieg. DieGmadw 
idee des Verf. ist die: im Alterthom hing der glücfcficfae 
Ausgang der Kriege vorzQglich ven persdniicber TapAerkMl 
sb, während in den beot^ea Kriegen die Massen, die G«**^ 
wandtheif der Heerföhrer den Ausschlag geben ^*). Um dies 
dnrcbzuffibreti, mnfs der Verf., der nit dem 8(oif sich grfind- 
licb vertraut gemacht bat, in das Detail der verschiedenen 
Kriege eingelit, aüe Nachriebten, ilie wir von den «Itea 
Schriftstellern, 9i. B. Polybiu», Caesar, Vegetias, besilzen, 
ebenso wie ForscbungtBn der Nevere» über die Kriege benütet 
bat. die Geschichte der alten irnd neuen Welt durobgebeik 
Das erste Buch bezieht stob aaf die Kriege der Alten bis eur 
BTntdeckang der Artillerie ; das »weite Bueh enthält die 8ehil» 
derung der Erfindung der Artillerie, ihre allmälige Fortbll«- 
düng, ihre Wirkongen bis zum 7jährigen Kriege; das dritte 
Buch schildert den Oang der Kriegskunst bis zur neuesten 
Zeit. Das Werk verdient, durch Ifebersetzongen , insbeson«J- 
dere in Fraiikreich und Deutschland verbreitet zu werden. Der 
Verfasser hat sich nicht Mos auf eine Rrmiblnng eiiissei*^ 
Schlachten beschränkt', sondern schildert immer nach gleich- 
^.eitigen Quellen die ganze damalige Lage, deren Kenntnitb 
zur Beurtheilnng des Ausgangs eines Krieges noth wendig ist; 
dies föhrt ihn äberall zu politischen Betrachtungen , zur Be- 
trachtung des Zusammenhangs der Erscheinungen mit den 
Sitten einer Zeit, zugleich aber avcb zur Nachweisung des 
Einflusses der veränderten Kriegeverhiiltnisse auf Sitten und 
iPoIitik. Treffilcb ist die Schilderung der Wirkungen ^er neuen 
Kriegskunst seit dem Gebrauche der Arlillcrie. Aus seiner 
Entwichelung ergibt sich auch, dafs der Verf. von den^ Vor- 
schlage; Alles nur auf allgemeine Volksbewaffnung zu bauen, 
sieht viel erwartet. Ein wohlgeübtes, tüchtig gebildetes Heer 
Ist ihm Hauptsache. Das Buch, worüber wir an einem an-» 
deren Orte umständlicher sprechen werden, macht dem ^ebeßt^ 
nfnne und der Gelehrsamkeit des Verfassers Ehre. 



93) Delle diflTerenze poUtiche fra e popoli aoticM e uioderni.. DI 
A. Zambelli. parte I. la Gaerra. volam 11. Milano 18M. 

94) Der Verf. sucht zu zeigen^ wie : il oorraggio di nissegnasioae 
teaga oggigiomo le vecidel coraggio d'impeto^ cbe ^revaleva 
in antlCQ. 

(Fortsetzung im nächaUn Hefte.) 
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XXIV. 

Das belgische Gesetz vom 10. April 1841 
über die Vicinalstrafsen- 

^ Dargestellt 

von 

Herrn Hofgericbtsrath Thilo in Rastatt 

(Sehlufi de$ Auf$ntze8 Kro. XXIJ. im vorigen Htfte,) 



Darstellung der Verhandlungen über ehmelne 
toi^hUge Fragen. 

1. Begriff eines Vioinalweges. (Art. 1.) 

Die Regiemng batte im Entwarf des Gesetzes die Deftnltion 
avfgesteUt: Bin Vioinalweg ist derjenige, der, ohne Unter- 
schied der Art seines Gebranelies (guelque soit U mode de cir' 
eulatioTi) y in gesetzlicher Weise als nothwendig fiftr die Ge-« 
sammtheit der Einwohner einer oder mehrerer Gemeinden, 
oder einer Abtheilung {Jraction) einer Gemeinde anerkannt 
worden ist.^' — Diese Definition wurde als unrichtig ange- 
fochten, weil sie anch auf die vom Staate za aoterhaltenden 
Heerstrafsen, anf blofte Feldwege, and selbst anf Wege, die 
in Folge einer blofsen Dienstbarkeit bestehen, anwendbar sey. 
— Es worden flberdies von der vorgeschlagenen Eiotheilaag 
der Wege in drei Klassen, in einem andern als. dem bisher 
gebraacUichea Sinne, manohe Inconvenienzen, Mifsverstind- 
nisse nnd Verlegenheiten bei Anwendung des Gesetzes be* 
sorgt, was um so nachtheiliger seyn wfirde, alsderGeaetzes- 
A'rt^ Znttekr.f MeekUw. a. Geteigg. d, AutL XIV. B. 3. H. 28 
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•Dtwnrf keia Code über die Vioioalwege s^ , aiiob die frfi- 
herea Gesetze nicht aufhebe , vielmehr in allem , worin aie 
den nenea Beetlmmnngen nicht entgegen sind, sich daraaf 
beziehe. 

Die Central-Seetion hielt es für nnnSthig, dafs das neue 
Qeset^ sieb Ober den Begriff einer Vicinal^trafse oder eines 
VIoinalweges ausspreche; es werde besser seyn, das Beste- 
heade fortbestehen aa lassen, ebne Verletisaag wohlerworbener 
Rechte; aar müfsten die erforderlichen Mafsregeln getroffen 
werden, um för die Unterbaltang irad Herstellung der Strafsen 
uad Wege von Seiten derer ^a sorgen, welche dazu gegen- 
wfirtig die Verpflichtung auf sich hfiben: ein Zweck, der 
durch die im Art. 2. des Entwurfes verordneten Pläne oder 
Grundrisse erreicht weide. 

t. Pläne oder Grundrisse. (Art. 1.) 

Uu Alt, 1. yi^voidnßt die J^twerfang allgemeiner Pläne 
oder Grundrisse über die AusdcbapQf^ (delimitation) und Rich- 
tung (alignemenO der Vicinalwege. Nach dem ersten Ent- 
würfe' sollten diese Pläne nicht alle die Details enthalten, 
welefc* in der f elga verkngt wordene sind^ -^ Qi^ ßf pafr^ 
ti«MA des Froviasialräthft van Bri^baal, Os^aj»4erq and Btfh^ 
acfaa vaehtea beiaerkliob, da£i die Feriigang allgemeiaac 
Pliae Ibei die Aasdehauag der Vicinalwege den Gmeindea 
fNM b^siehtikbe Kasten verursachen wurd^« IXie D^epatatjap^ 
voa Ontfandein iHtaaite awar ^ia, dafo die Brfile der Wega> 
aa( dem vorfaaadeaea Kadaslerpjliaea iMcbt ersiehUicli, si^^ 
OMeble jedaok den Varsehleg, Aus^e diese« KadasterpUa» 
ao iw. Blella des m Geee^sentwarfe beetimaitea treten, ai^ 
laieea, ta Vecbindung^ mit tabeUariseht a Sesebreibaageii itof* 
blßou» dascriptifr\ t^. Qie Deputation ieoui Oenaegaa nuiehteL 
daimsf attfiDecksaai, dafs, wenn überatt die Breite der Weg« 
beaaiihaat wardaa a^lta^ die Pläa» nsiiA eia^m^überswBgfejeNNi 
Bla&Btab. enlworfsn werden mifstoi , %(aa dtn fi^bramcAi mkit 
avsalMiMa, der Kealea aioli^ au gedtoakea. -^ Der Bünieter 
des laaern (da Tbeax> erinnerte hiei^egen : die Brovitpsial- 
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ie^vhitioii gebe iem Artikel eine Ansdelmaiv, welche darin 
Bielit hegrfindet eey. Es eey mefat nothwendtg, die Breite der 
Wege auf den Pl&nen 20 bezeiehnen; es genOge, diese in 
Werten aoesndrückeD. 

Der Senat adoptirte^ Qbrigene , aaf den Vortrag seiner 
Cesmiisslott, eine ausgedehntere nnd folgenreichere Idee: man 
verlangte einen vollstfindigen Atlas aller Strafoenverbindnngen 
des Königreiofas, nach einerlei Maafsstab, zu einem nnd deni- 
s^ben Zweck gefertigt, und dnrch gleichförmige Mittel, (s. 
Oben Gang der Verbandlnngen No. 9. f.) 

81 Breite der Wege. (Art. t.) Ueber die Frage, 
nach! welchen Regeln die gesetzlicbe Breite derVioinal-« 
wege, mit Inbegriff der Grftben, kh bestimmen sef , worden 
ven Heraog von Ursel nnd vom Grafen von Renesse bei der 
IHsenasicNi 2m Senat 2^weife] erheben , welche vom^ Minister 
des Innern durch die Erklärung beseitigt wurdenr, da(b die 
hferäber bestehenden &ltern Vorschriften noch jetzt ihre 6111- 
ligkeit habe», die ihnen dnrch kein spfiteres Gesetn eutnogen 
wnrden seyf rlelmehr besage das Gemeindegesetn, Art. 96, 
Nr. t9j dafii der Rath der Bürgermeister und Schöffen beanf- 
tnigt sef , „die Vicinalw^e und Wasserläufe in Gemftfshett 
der Gieselse nnd der Vorschriften* der PröTinfJalbehdrde ontef «^ 
halten* s&n lassen/^ SoldiergestaU habe die Gesetzgebung den 
PreTincial-R^lemeats verbindliclie Kraft hinsichtlich der Vi- 
oinalwege in dem Mafse beigelegt,, wie dieselben zur Zeit der 
DIseeBssion des Gemdndegesetzes hestanden. Es könnten sieh 
Wideesprfiehe ergeben : aber eben defsbalb würden die Plfine 
2wei Menate hindurch zur Eihsioht aufgelegt; wahrend dieser 
Zelt kdnntcK die angrfinzenden €hrundelgenthikmer ihre Bin- 
aprM&en erheben, und die ständigen Ansschttsse darttber ent- 
scheiden, Torbeballlioh des Rechtsweges. 

4. Bekanntmachung der Pläne zum Behuf et- 
waiger Reelamntionen» (Art. 4—6.) Der Aweite Ab- 
satz des Art 4. „während dieser Frist -^ — Einsprache ein- 
znlegen>^',' wurde vom Minister des iniiern (de Theux) vor- 
geeeMagen, weit ein Unterschied äwisehen den Redamalionen 
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der einzelnen Grnndeigentbümer , welche gewieee Parzellen 
zom Strafsenznge abgeben vollen , ond zwischen den Reela* 
mationen ans den übrigen Oeslcbtspnnkten zu machen aey, 
daher auch verschiedene Fristbestimmnngen defsfaalb gesetzt 
wurden. — Znr Unterstützung des Antrages des Ministers 
fftgte der Abgeordnete Lebeau hinzu : man habe vorausgesetzt, 
dafs die Bekanntmachung an die Eigenthtimer die Regel seyn 
werde, allein sie werde offenbar die Ausnahme seyn: denn 
wenn auch in manchen Gemeinden Eingriffe statt gefunden 
haben, so seyen diese doch schon zu alt, oder ihre Anzahl 
zu gering, als dafs die Verwaltung berechtigt seyn könnte, 
hier einzuschreiten: oder sie seyen nicht mehr hew eist ich, 
der am häufigsten vorkommende Fall. In andern Gemeinden 
aeyen vielleicht gar keine Eingriffe geschehen. Im Allge* 
meinen hfitte daher keine Bekanntmachung in den Gemehiden 
statt zu finden. 

Von welchem Tage an nimmt die Frist ihren Anfang? 
— Der Abg. Verhaegen stellte die Frage: kann man den 
Lauf der Verjährung als mit dem Tage beginnend setzen, an 
dem der Plan hinterlegt wurde, oder mit dem Tage^ wo die 
Anflegung desselben durch öffentliche Verkündigung oder An- 
acUag angezeigt worden ist? Die Hinterlegung des Planes 
Ueibt nach Umständen unbekannt, und man kann dennoch 
vielleicht einer Verfallenerkläiung sich aussetzen. — Hier- 
gegen erwiederte der Berichterstatter der Central-Section : im 
Falle die Verkündigung einige Tage vorher geschehen sollte, 
als der Plan hinterlegt wurde, so wäre, statt einer Verlfin- 
gerung der Frist, eine Abkürzung derselben die Folge. Zweck- 
mäfsiger wQrde es darum seyn, wenn die Verkündigung der 
Hinterlegung einige Tage vorher geschähe,- und die zweimo- 
natliche Frist erst vom Tage der wirklichen Hinterlegung den 
Planes begönne. 

Bedroht der Artikel den Ausschlufs schon In Kraft den 
Ablaufs der für die Reclamationen gesetzten Frist ? — Ich 
wünschte zu wissen, bemerkte der Abgeordnete Dubus d. ä«, 
ob in dem Falle, wo eine Redamaüon nach Ablauf der nwti 
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Moaate vorgelegt würde, ehe noch der Rsth eich aus- 
gesprochen hat, derselbe genötbigt wäre, sie ohne wei- 
teres zurückzuweisen? — Ich glaube, er wiederte der Bericht- 
erstatter Heptia, dar» der Artikel den Aosschlufs nicht be- 
droht, und dafs Erinnerungen so lange vorgebracht werden 
können, als die Gemeinde die Plane der Oberbehörde nicht 
vorgelegt hat; es ist in solchen Fällen kein Grund vorhanden, 
den. Aussohlufs anzudrohen, was auch der Artikel wirklieb 
nicht besagt. Das Gesetz verlangt (Art. 6.), dafs die Ver- 
kündigung dem Bigenthümer geschehe; jede Verkündigung 
an den Pächter ist hierdurch ausgeschlossen. Es mag sich 
Buweilen ereignen, dafs man, in Folge einer noch nicht be- 
kannten Veränderung, den EigenthOmer nicht weifs, allein 
diese Veränderung kann auch dem Pächter unbekannt geblie- 
ben seyn; — weil indessen das Verfahren im administrativen 
Wege den bereits erworbenen Rechten keinen Abbruch thnt, 
•0 haben dergleichen Ausnabmsfälle keine Folgen von Beden- 
tang. . — Die den Eigenthümern frei gelassenen Redamationen 
haben zum Zweck , der Administrativbehörde im Interesse des 
Ganzen Kenntnifs der VerhäKnisse zu geben, und die An- 
sprüche der angränzenden Grundbesitzer ihr zum Voraus an- 
zuzeigen, denen das Recht, die Sache vor Gericht zu bringen, 
unbenommen bleibt. — Handelt es sich von der SBurückgabe 
einer Parzelle, so ist dies eine nach den Regeln des Rechts- 
verfahrens zu entscheidende Frage: die Verhandlung vor der 
Administrativbebörde würde nur den Stoff zu einer möglichen 
Ausgleichung im gütlichen Wege geben. Was nun vor der 
definitiven Genehmigung des Planes geschehen konnte', ist auch 
nach derselben** zuläfsig. — Würde es sich dagegen von 
einer Abtretung handeln , so müfsten allemal die beim Expro- 
priationsverfahren um des öffentlichen Nutzens willen vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten beobachtet werden. Die Entziehung 
des Reebtes, zu reclamiren, kann daher dem einzelnen Bethei- 
ligten gegenüber nur ein unbedeutendes Präjudiz im Gefolge 
haben: woraus steh ergibt, dafs es nicht genügend motivirt 
wynji^de.^ wenn man eine blos auf Genehmigung deaPlaasa 
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•ioh besebrfioktnde OrdomittaE daram MbteobOilii fOr i^€h<% 
^rkl&ren mQftte. 

Die im Art. 6. vorgtsdiriebeae Wahl eioM W^mmIsm 
ist sowohl im Interesse der BecIsHwivteii als der GeneHide 
Verordnet, daher nicht faeultativ. Der Sekretftr der Oeaeiade, 
der die Brnpfangsbescheini^ng anszastellen bat, TerUlii^ft 
sieh über die Beobachtang dieser Förmlichkeit, und sorgt er- 
forderlichen Falls fOr ihre Ergänzung. Wfire letsteres in- 
dessen durch Zufall oder Versehen unterblieben, so darf dies 
den Gemeinderath an der Fassung des Beschlusses aieht hin- 
dern: die Behfindigung dieses Beschlusses an den Beelamanten 
iv^rd aber, wenn er nicht in der Gemeinde wohnt, und keioea 
Wohnsitz crwfihlt hat, in der im Art. 6. geordneten Weise 
nicht geschehen können: eine im Gesetze nicht enthaltene 
Verpflichtung kann aber der Gemeinde nicht eugemuthet wer- 
den; der Redamant hat die etwa hieraus eafstehendeo Naob- 
theile sich selbst beizumessen. Die zweimonatliche Frist, die 
dem Gemeiofierathe zur Beschlufsfassung gesetzt ist, kann 
nach Umstiaden, wenn die Saehverhiltnisse verwickelt sind, 
zu kurz seyn {Bricht der Central-Section) ; es ist aber nicht 
aus den Augen zu verlieren , dafs jener Besehlufs den erwor- 
benen Rechten keinen Abbruch thut. 

„Die Bntschliefsung wird dem Art. 6. gemfifs behftnd%t'< 
(Art« 6.), bezieht sich nicht auf den Ort^ wo die BehfindIguQg 
geschehen soll, sondern auf die Art, wie dabei zu verAihreB 
Ist, kelnesweges also darf angenommen werden, dafs sie au«A 
anderswo als am erwählten Wohnsitze hehaadigt werdea 
sollen. 

5. Wirkungen der Ordonnanz. des Prevlnaial* 
ausschusses, wodurch der Plan definitiv festge- 
setzt wird, auf die Rechte Dritter. {Art. 10.) Der 
Btttwurf der Regierung besagte: „die Ordonnanz pr&judieirt 
nicht den Rechten Dritter.^' — Vom Abg. Dubus d. ä. wurde 
bemerkt: der Redamant sey kein Dritter: und wenn derselbe 
einen Eigenthumsanspruch zur Frage bringe, so könnte nach 
den Worten des Entwurfes, der Ausschufs darftber hfai- 
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llritter, vcrrbehaKeb, und die Punkte befttimiüi^il, fiH^ Wd^M 
die VerwaKatig^sbebdrde zta «nrkenaen httugi te(, m^* «Ifto nütr 
flie tein adtninistrAtivcil f regen, fibcir dro Vioiniiiitftt, t^tlt 
den No(2eil der 8(rafse, eeyn köifilfeh. -*• Obgleich eiov^^ 
ataoden mit dieser Ansicht über die Eegistn der Cömpet^Hit, 
l^lelt d($f MiDister des Inhern den lirhalt des ttüiwntfen HA 
ganz detitlicfa : wenn did varbergehendetl Aitilit!! iiftr Ae Ab- 
sicht hfttten, admitiistralivo FOrmlfciikeiten «nibnordneb, (lA 
die ^rfotderlicbe Breite der Wege anssumittdn , tliid das ±ff# 
fi!tpi'et)Hation BestlinAite Eigentiinm za bezeiefaneo , t tf HairfM 
^ sich nun hier vofi dem Gang der Sa($hen, wenn fibet dto 
Bxpropriadohsfirage wirklfch ontsofaied^ werden äoÜe; dlxili-^ 
bar begreife das Wort Dritte die Eigentfattmer nnte^ ah^b, 
W4^che gegen die vorgeschlagenen Administrativ -Mafsregellf 
redamirt od<^r nicht recinmirt haben: denn angensdidttlii^ 
könne man daraus , dars ein Eigenthümer gegen die T^rbrel- 
^erung des Weges keinen WidersprnCb einlegen za kdnbeil 
glaubte, nicht folgern, dafs er sein Bigehthonkfrecbt niefat 
getteod machen , nnd keine BntscL&digung fordefn dürfe. ^- 
0ie Redaotion des Artikels wurde indessen nach dem Vor- 
schlage des Abg. Pallon angenonimea', welcher sie damit mo- 
tivirte: „er glaube, dar» die Central -Sectton mehr als Uotl 
die Bigehthums rechte habe vorbehalten wollen, so z. ll. 
Conoessionsbefagnisse, Natznrigsgereebtsame , überhaupt alf6 
solche Rechte, woräber nur den Berichten an erkennen za-* 
steht. 

Der Minister deif Innern schlug das Amendedient tor: 
„die Ordonnanz dient als Itecbtstitel für die zehn- nntf z^an- 
eigj&hrige Verjährung/^ — E« verstehe sich hierbei von selbst, 
Ijemerkte derselbe, dafs der Besitz und die Qbrlgeb iib Code 
civil zur Verjährung erforderlichen Bedlngdhgen dattiit ver- 
bunden seyn mufsten. IVur der Zweifel sey zn Idsed, obaneh 
die Ordonnanz des Provinzialausschusses einen Titel £ör Be- 
grändong der Verjährung abgebe, b^fin da die ineisten 
Rechtslebrer den Code civil fü d^m Sinne ansiegten , dalb eine 
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Gemeiode kein Wegreoht dnrcdi Veij&hning erwerben btane, 
•0 eejr es denkbar , dafs den Gemeinden naeh JaJirhandeiteB 
ihre Dienstgerechtigkeiten bestritten werden können « obgleich 
dieselben anf den Plfinen eingetragen seyen. — Nicht im Sinne 
des jetzt geltenden Geset&es , bemerkte der Jastisminiater, 
solle der Plan einen Bechtstitel vorstellen. Dieses Geeefs 
würde im gegebenen Falle dnrehaos nnanwendbar seyn. Den 
von der Administrativgewalt ausgegangenen Rechtstitel ver- 
gleiche er nnr dem, der von einem NichteigenthOmer ansge- 
gangen, nicht in der Absicht, nm die Verjähmng im Sinne 
des wirklich geltenden Gesetzes zn begründen, sondern om 
die Motive zn entwickeln^ die für die vom Minister des Innern 
vorgeschlagene Bestimmung sprSchen* — Indem solcherge- 
stalt die Frage auf das Feld eines neo aufLUsteilenden Grond- 
Satzes war gebracht worden, rechtfertigte der Minister des 
Innern die Nothwendigkeit seines Vorschlages durch folgende 
Bemerkungen: wenn die Meinung derer, welche behaupten, 
dalis die Gemeinden ;lnrch die zehn- und zwanzigjährige Ver- 
jährung nicht erwerben könnten , das Uebergewicht erhalten 
sollte, so würde den Gemeinden gänzlich nnmöglich gemacht 
werden 9 sich die Vioinalwege zu erhalten, die sie vielleicht 
in den ältesten Zeiten als Dienstgerechtigkeiten erworben 
hfitten; die ursprünglichen Rechtsurkunden können in der 
LSnge der Zeit verloren gegangen seyn, oder die Gemeinden 
sind vielleicht aufser Stande , zu beweisen, dafs sie dieDienst- 
gerecbtigkeiten durch Verjährung erworben haben. — Wenn 
man nicht (bemerkte der* Abg. Liedts) die erwerbende Ver-« 
jihrung der Vioinalwege und der Weggereohtigkeiten zum 
Vortheil der Gemeinden gestatte, so hätten die angr&nzenden 
Grundeigenthümer in der Folge diese Wege unterdrücken 
können , weil es sämmtlicben Gemeinden nnmöglich seyn wfirde^ 
die Rechtsurkunden vorzulegen, kraft deren die Wege ihoeil 
zugehören, zumal wenn man bemerklich mache, dafs die 
Weggereohtigkeiten nach dem Code civil unverjährbar siod. 
Man habe darauf auftnerksam gemacht, dalb viele Eigenthümer 
die Durchfahrt durch ihre Waldungen und Felder geiGitattetea 
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wail «16 wohl worften, dafs hieraus niemal« ein BeohUitiM 
ffir-die Gemeiode erwachsen könne; diese Eigenthttmer wfir« 
den alsdann kfinftig nicht mehr die nfimliohe Nachsicht heob- 
achten. Allein dieser Einwarf verliere sein Gewicht, weil die 
Verjfthrnng nur hinsichtlich jener Wege statt finde, welche 
In den znr öffentlichen Einsicht aufgelegten Plfinen veneich» 
net sind, gegen welche die Betheiligten reclamirea können 
und die vom stfindigen Ausschüsse genehmigt werden müssen* 
— Za allem diesem w<$rde noch von Seiten der Torgebliohen 
Bigenthttmer ein zehn-^ (xwaazig-) j&hriges Stillschweigen 
über die Erklärung des Ausschusses, welcher den Plan ge- 
nehmigt habe, voransgesetzt: denn innerhalb jener Frist könne 
der Weg an die Gerichte eingeschlagen werden. 

6. ExpropriationsTcrfahre«. (Art.ll.) Dasfran- 
eösische Gesetz hat hier viele Förmlichkeiten des ordentlichen 
Bspropriationsrerfahrens abgekürzt (s. oben Gang der Ver- 
bandlangen Nr. 7); die Beschlüsse des Präfeeten, welche die 
Breite des Weges festsetzen, weisen der Gemeinde das Ei- 
^entbum ZU: das Recht der expropriirten Angrfinzer löset sich 
in Entschädigung auf, welche durch Sachverständige im ad- 
ministrativen Wege bestellt, ausgemittelt wird. — Man hatte 
»ach in Belgien die Vortheile dieses Systems wohl anerkannt, 
allein die Central -Section bemerkte: die Einföhrung jener 
Mafsregeln würde der Constitution direct zuwider seyn, welche 
Achtung für das Eigenthum, und die Trennung der verschie- 
denen Staatsgewalten ausspreche; ein Eigenthümer könne zur 
Abtretung nicht gezwungen werden, als nach vorgängiger 
hinlänglicher Entschädigung, und das Gesetz vom 17. April 
1885 gebe hierzu die Mittel und Wege an; der im entg^en- 
gesetzten Sinne gestellte Antrag des Provinzialratbes von 
Brabant ziele auf nichts Geringeres, als auf die Entkräftung^ 
dieser für die Garantie des Eigenthums so wichtigen Gesetze. 
Auf der andern Seite würden hierdurch die Confiicte zwischen 
der richterlichen und der Administrativgewalt wieder hervor- 
gerufen, und der letztern die Beftagnifs eingeräumt , über Bi- 
genthumsfiragen zu entscheiden, was Art 9t. der Constitution 
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MMdrOokReh rerMete. ^^ Inmerbfti gthe itr tfer Kamnie^ vor- 
gelegte €leflelKe«eti(wfirr den ProvrasialaQssehfiesen einefi Theil 
der Tom Proviftziafnithe von Drabant beantragten Befttgniss^t 
denn jene Aoeeebilfwe baben deflnkiv die Pläne der Wege 
taisneetzen, die Breite derselben zu bestimmen, and die d6- 
tbig gewordenen Abtretungen ku bezeichnen ; nicht minder 
■tehe die Gewalt ihnen zq, die etwaigen Bingfiffe zu con- 
iltftfren, endlich ist Ihnen die ObemafisiiAt übertragen, ond 
#Mi, WM von den Gemelnderfttben getban worden, bednrf 
Ihrer Genehraignng. ^^ fn Belgien tritt an die Stelle der Br- 
klirang des Errordernisees för den ölföntliehen Natzeo zwnr 
der dureh königliches Decret gCRehmigte Phn: demnächst aber 
mässen alle Ffrnnllchlveiten das Gesetzes von 1835 beobachtet 
worden, and hier hätte vleJIeteht einige Vereinfachdifg der in 
Art f. nnd f. dreses Gesetzes vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten eintreten können. 

Die oft onverhäHnifsmärsigen Kosten der Eipropriations- 
fOtmlfcbkeiten dürften far die Gemeinden ein Motiv abgeben, 
den Preis mdgltehst im Wege gtitlicher Vereinbjirang aoszn- 
miCfehi; gleiehwobl können tibertriebcne Forderangen, Gbler 
WWe der Bigenthümer, einen Rechtsstreit aovermeidlfeh 
maehen; hier rnnfs nnn die Gemeinde sich ko böten bedacht 
seyn, ond da die Regel angenommen Ist, daHs der expro- 
priirte Bigenthümer alsdann in die Kosten verortheilt werde^ 
wenn er ein Anerbieten aosgeschlagen hat, welebefi endgül- 
tig für genögend erkannt wird, so müssen die Gemeinden es 
aieh sor Regel machen, solche Anerbieten abzageben, welcBb 
den Werth der abzotretenden Parzelle noch übersteigen. 

Wenn eine Gemeinde die Zarfickgabe eines vorgeblich 
ihr dorch EingriiT weggenommenen Terrains verlangt, so kann 
dies leicht Veranlassung za einem Rechtsstreite geben, wäh- 
rend dessen Lanf die Gemeinde sich nicht in den provisorischen 
Besitz setzen darf. Es mafste also, wie Art. li. geschehen, 
für schleonige Bntsohoidang von dergleichen Streitigkeiten 
gesorgt werden. 
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f. IJ«verjftlirbark«it — gesotslioii« DienstiM- 
^e It 6«. (Art If .) In BnCimrfe 4er Regiera«f Imofcriokit 
«ich to* Artikel lediglich euf felg^mlee: „Die yielnaiwege 
dud OBverjfibrbar , im Giuiseii wie im filnzekMii.'^ «-« Nadi 
der ersleo Dieeoesioa Inder Kamaner^rRepräeentaiiteabraeirt» 
4«r Minieter des lanern (de Theas) folgende Redaetion te 
Voreehlag: „Die Vioinalwege, mit Inbegriff der Weg» 
grerechtigkeiten, welche zamVoitheil der Gemeiadea ge» 
setzmäfsig bestellt worden, sind unverjährbar, sowohl im 6«n* 
zeo als tbeilweise , so wie sie anf den allgemeinen Plftnen, 
In Oemäfsbeit gegenwärtigen Gesetzes anerkannt und avfreebl 
•rbalten worden 8ind>^ — Die Central-fieotion modifleirte die«* 
sen Vorschlag dahin , wie der Artikel wirklich angenonmen 
worden ist, namentlich mit dem l^osatee, so lange „sie nm 
Mentliohen Gebranche dienen ^^; «io motirirte ihren Antrag 
folgendermarsen: die vorgeschlagene Bestimmung sey nicht 
•o ausgedehnt, wie die vom Minister des Innern beantragte, 
welche alle Wege f fir unveijihrbar erkl&re , sogar die gann« 
lieh obgeschaffton , so wie anch die blofsea Weggerechtig« 
fceiten, deren Gebraaeh das Publikum gftnKlich aufgegebeil 
lint. — Ueberfiissig gewordene Wege, die eben defshatb nur 
wie jedes andere Gemeindeeigenthum zu betrachten soTen, 
dttrften dem gemeinen Rechte und dem Öffentlichen Verkehr 
nicht entxogen bleiben. — flinsichtlich der blofsen Wegge- 
reehtlgkeiten bestimme der Code civil, da(b sie durch dreHblg^ 
jährigen Nichtgebrauch erloschen , und wenn ein Fahrweg 
einer Gemeinde, oder auch nur einigen Binwohnern derselben 
wirklich nützlich seyn sollte, wie werde man glauben können^ 
iafb es dem Bigenthllmer des dienstbaren GrondstAckes jemals 
gelingen werde, den Gebrauch desselben w&brend derzur Ver- 
iMirung erforderlichen Zeit nu verhindern t — Das Amende- 
ment des Ministers wflrdc ohne Noth einen starken Eingriff 
in mehrere Bestimmungen des Code civil herbeiföhren; der 
Art ttiT«, der die Gemeinden den gleichen Verjährungen 
wie die Privatpersonen unterwirft, wdrde dadurch num Tbeil 
noijfeboben. Eben so verhalte es sich mit dem Art« 701*, 
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wdebcr dem BigenthiBMr eines mit Wegfereohtigfkeit belas* 
toten Grondstuokes die Befkignife verleiht, dem Dienstbereeb- 
tigten einen so Aueftbong seiner Rechte gleich beqnemea 
PlntE anzuweisen. Wenn nun die Reehtsarknnden verloren 
g^gABg^B w&ren, so kdnnten die Gemeinden nach vielen Jahren 
mit dem Begehren auftreten, die anfgegebeae Weggereohüg- 
keit wieder herEustellen , und wfirden auf solche Weise die 
neu erlangte Dienstgerechtigkeit an die Stelle der älteren 
setnen. 

Der Minister des Innern fafste nun den Vorschlag der 
Central-Seoftion kuris dahin Eusaromen : ,, Diese Rechte können 
durch Verjährung erlöschen , wenn innerhalb dreiCBig Jahren 
kein Gebrauch davon gemaebt worden ist: die Section gesteht 
jedoch nicht zu, dafs durch Verjährung die Berechtigung zn 
Eingriffen in einen Vicinalweg erworben werden könne. '^ — 
Aus diesem , bemerkte der Abg. Dubns d. &. , gebe hervor^ 
dafb keine Verjährung begrflndet weiden könne , so lange noch 
eine Breite übrig bleibt, die als Weg benutait werden kann, 
ao gering sie auch seym msg; wohl aber mufs man daraus 
folgern , dafs , wenn ein Weg seit sehr langer Zeit , z. B. 
seit vierzig bis fünfzig Jahren nicht gebraucht wurde, und in 
der Folge entdeckt werden sollte, dafs er als Weg existirt 
habe, derselbe nicht wiederhergestellt werden dürfe. Indiosem 
Falle wäre der Grond und Boden seit vierzig bis fünfzig 
Jahren dem öffentlichen Verkehr zurückgegeben worden; er 
konnte gesetzmäf«ig besessen, und durch Verjährung erworben 
werden. — Es ist nämlich gar nicht zn besorgen , dafs ein 
Weg durch Biogriffe der Angränzer gänzlich verschwinde, 
wie es dagegen sehr möglich ist, dafs er auf diese Weise 
geschmälert werde: denn einen nützlichen Weg würde das 
Publikum sich nicht entziehen lassen, während eine Sdimä- 
lerung unbeachtet bleiben kann. 

Der vom Abg. Peetors vorgeschlagene Zosatz : „so lange 
sie nicht gänzlich abgeschafft {supprimes) sind^', wurde, nicht 
angenommen. — Es scheine evident, bemerkte der Abg« Da- 
bus, dafs ein W>g, so lange er noch zum öffentlichen Ge-. 
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bnraelia dieDt, nieht gfinzlioh abgescbtül. ist Der Vorsoblag 
li^firde dazu föbren, dam Artikel einen andern Sinn beizule- 
gen: denn wenn z. B. ein Weg, der dnroh zweiAbtbeiinngea 
%iner Gemeinde binziebt, und von andern Wegen darebsobnitten 
'wird, in der einen Abtheilang abgeaobaift, und in der andern 
beibehalten wfirde, bo wfire der Fall, den daa Amendement 
dea Abg. Peetera voranasetzt, vorbanden; damit wftrde mnn 
sieh aber von der Absicht doH Artikels g&nzlieb entfernen. 

Ein anderes Amendement , nach welchem die Vicinalwege 
so lange für unverjährbar erkUrt werden sollen, al^ ^ie. nieht 
von der competenten Behörde, in Gcmifsbeit dea gegenwär- 
tigen Gkesetzea aufgegeben oder abgeschafft worden seyen, ent- 
Mlt eine Anwendung der Lehre Isamberts über diese Frage, 
welehe von Troplong (Prescription Nr. 169) grundlich wjder«» 
legt ist; das Gesetz aber hebt jeden Zweifel, indem es dea 
Anstand im Sinne eben dieses Schriftstellers entscheidet. „Die . 
Verjährung des Besitzers ^% sagt Troplong, „kann nicht be- 
ginnen, ehe der Weg seinen Chara](ter einer Öffentlichen Sache 
verloren, hat.* Nahm der Besitz einer Privatperson zu einem 
Zeitpunkte seinen Anfang, wo der Wahrscheinlichkeit nach 
der Weg aufgehört hatte, dem öffentlichen Verkehr entzogen 
mv^ seyn , so würden dreifsig Jahre zur Erwerbung des El« 
gentfaums genügen, war aber beim Beginn dea Besitzes die 
Entsagung zweifelhaft, so mnfs von dem Besitze nqcb jene 
Zeit in Abzug gebracht werden, deren es bedarf, um den 
Charakter einer öffentlichen Sache verlöschen und verschwin- 
den zu machen. Erst von da an , wo die Sache ihr Vorrecht 
verloren hat, nimmt die Verjährung ihren Anfang, und endigt 
aioh, von dort an gerechnet, nach dreifsig Jahren. Hieraua 
ergiebt sieb, dafs es in den meisten Fällen einea weit längeren 
als dreifsigjährigen Besitzes bedarf, um einen Vicinalweg 
durch Verjährung zu erwerben : wefshalb auch diejenigen, 
welche in aolchem Falle eine fünfzigjährige oder aogar un* 
fürdenkliche Verjährung erfordern, eine weit richtigere An- 
sicht haben, als ihre Gegner. — Die Unverjährbarkeit der 
Wege,^4io lange aie die Eigenachaft der. Oeffentlicbkeit be- 
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ItivptMi, btMhriidrt fli«li alell MiflM Mf tia Mlbst, mT 
ihr» Bn»itr Md SdMiOr, a. B. Orftbenr an« ftainr» soBdcM 
MMlbe irtrliiadert «mh, Mk die NaelibM-ii aaden Dimstge^ 
reeMgkeüen erwerben, »!• jene, dcneü sie neoh der eatftF--- 
liehe» Lege dee Orte» «nterwerfea ehid, als a. a dem Ab* 
Isaf dee roa den Mchera berabftdlendea oder ron dea be^ 
oeeMiartea Grwdetäokm herüefiieadeB Re^eawasaers. V^. 
gebeae wOrde deijeaifo aaf die Verjftbranif sidi benifea, der 
efti^ Reebt ia Aaspmeb aebaie« wellce, Ablsof- eder Spül- 
wasser auf dea Weg" llefiieB lu lassea, welebes denselie» 
verderben, nad seiaer Beeümaiiuig aacbtheilif werden fednnle, 
ebeflis» wer eise Waseerkrltnag eder einen KeNer »nier dea 
Wege haben woMte. mv Wege sind de» dibntiieheff Ver-* 
kebr enta^ege», oad kanoen mit keinen Dienatbarkeitea beiastot 
werden, die Ibrem oTdentlicbeB Gebranehe anwider aind«^ 

per Artfbel sprieftt nksht ron den Wege«, die niebt kr 
den Ffan an^genemme» wurden; — bieraae ist jedoob niebt 
%rt seblfefben, dafs diese aurbedingt veiTfilarbar seyen: der Ar» 
titeff bescbäftigt sieb mir mit dea Vlclaalwegen, dieälasoleba 
kfassirt sind; biMTebtüeb der übrigen hat er ii4ob(s beatinmt,. 
neefe besUnmen wollen , nad was hierans« zo folgern, ist, dafs 
das Reebt, so wie es binsiebtHcb ibrer bestebt, keine Bfodiw 
fleafion erlitten bat. Auch bier müssen bessügltob der Ver«* 
jibrcmg diejenijgea Gesetae angewendet werden, welohe aar 
saek dee erressenen nenen Giesetzes Ober die Tieindwege 
gePlend waren. 

Debet db» Geset» den Gfandsate* der Utfvef^brbarkeÜ 
(wi^ dbr Miiiiister dev Innern, de Tbenx, gleieb Anfbags 
Torscjblng) auMr auf die Weggereobtig'keiten am? •— 
Blae sofebe W6ggereeiit%keit, bemerkte &er A%g. Demetü^ 
ceanr, kdtente niebllB anders seyd , als das Reebt derBfamoboer 
der Gemeinde, (kber dbs- Grnndstüek eines andem za fabiw 
oder tu gehen (passer}. — Der Ansdmefe Olens^arkelT 
oder Dfens^reebtigkdt kann nacb dem frans(isicielieii* 
bllrgeriiebeff Reeface^ nnr nneigentli^b hier aogewender 
werden , dk eine solehe nur snm Vortteir tineo' GrMd^ 
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ftfiok«« »tatt findet; idm wird •!•• jene» to« der mU« sioh 
b^ndelt^ VioinftUWeggecoelitigk^it {ßervüuie mcimtdk 
d« pas^age) neoMii Maae«. 

Fi^ldwegc^ (uniiers yieiitoujr) gilit e« von dreierlei Art s 
ftU Fqfeg&flg«r oder aacb Pferde, UerGffoodstftQke, dieMoh 
der gmMn Breite aad Auedebaaof dea Wege« daa Btgm-* 
i\yam der Cemeiode sind **- sololie^ die des Euiwohaeni dit-* 
nea, qm voa einem Weiler aom aadem za gelangen, vad 
aiab ebenfalls auf dem Geneiade^-EigentlMm befladeft — ead*« 
Uob aneb iet darunter dea Reebt an veralebeii, wetohea aUa 
Binwohaei haken » Uer geaiiasa Feld^ eder WitMiietiaka u 
Ijr^^,^ um Toat fkem Qvte «nui andere aa gelaagea; Ata 
iat ei«e^ A(t voa |Meiiatbarkeit> iw^t wia aeban beneckl^ haiaa 
solche, deren im Code civil gedacht ist; betrachtet maai aa«^ 
dessen die Art 64a f., ao ¥icird man Unde», dafo maa, so 
viel d^ füics allgemeine Wobl oder aom Vortbeii eiimr Ga« 
meifide bestellten ßfieaatbarbeiAeai betrifft v alles , waa dafai« 
Ble^Vg bat,^ darch Gesetze oder reglemealatt8cha> VaitebtUli» 
lumjrdnen kann» 

Die Central - ^ec^iaa hatta d^ Voraoblag dea Maktte» 
dea Inaefn aariiekg^^iriaaen^ welcher dta WeggerachtigbailMi 
für iviTerjäbrbar erkMrt visaea wallte, eelbat aoloba, ^nrn 
Gebcaiiieb daa Pabltkam i^zlieb aafgagoben hatte«, die aeUay 
demaiiDbst var, d^rgleiehefi Menetbarkeitea ala aar erwarhio^ 
dea Varjabicaas sram VertheÜ der Gemeiadea geeignet aa er« 
kUMan, ^ Otieear Voraoblag veeaalafote eiM langwierige Dm- 
Gnesiom iß der Kaauaar der Reprisealaaten $ deraelle waido 
vom Ministef dea Inaera^ dOA Abgeardaeiea. Miloampa mi 
Dnbns d. &. unterstützt: er ward jedoebverwocfsa. Der Abg.. 
d'^aart hatte dagegen eiagaweadat: statt einea wiikliohea 
Vortbeila arfira voa einer eaiebea Qeatimmiang aar ein* Bfaaga 
vaa Prozeaeen iind Var^ie^taagea an erw«rtan. Die Grund«- 
ejgeatbfimer würdeni sich aogleioh allem Gebrauahe derleaifm 
Feldwege widereata^a, aaf davea Bigealbma ala Aasiproei 
w babiHi glanbtea,. die Gemaiada wüsde eiaeii BeabtutneMt 
erlpebas^;. nad Aim l^algen hMieA« Mr atta Xbaila asfea. leioif 
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fttt •maweo. Bt gdke F«hrwe|r«) 4ie fftr ganze Gemeinden 
oder fOr Abtbeilnngen derselben von grofaem Nutzen seyen, 
and doob nur auf Nachaicht der Grundeigentfaftmer berubton ; 
dann aber würden letztere in die Notbwendigkeit veraeCzt 
werden , den Gemeinden die bisher geduldeten W^ ge zu ent* 
zieben. — Der Abg, Vorbaegen bemerkte: man wolle dem 
Code civil derogiren durch Aufstellung gftnzlieb neuer Grnnd* 
sitae 9 und doch habe die bisherige Gesetzgebung in dleaem 
Punkte keine nachtbeiligen Wirkungen erkennen lassen. Aber 
selbst dies angenommen, so wflrde der neue Vorschlag keine 
Abhelfe gewähren, denn ohne dem Gesetze Rftckwirkung bei- 
zulegen, wfirde erst nach vollen dreilbig- Jahren, von der Vw- 
kflndigung dea Gesetzes gerechnet, dessen Wirkung eintreten 
kdn^en« 

Als eine Folge aus dem Grundsatze der Unverjftbr- 
barkeit der Vicinalwege machte der Minister des Innern 
bemerklich: die Central - Section erkläre die Breite eines Vi- 
eiaalweges für uuTerjftbrbar , nicht nur, wenn er der Ge- 
meinde unter Eigenthumstitcl zugehört, sondern auch, wenn 
nur unter dem Titel einer Dienstbarfceit Gebrauch davon ge- 
macht wird. Dies ergebe sich aus den Art. 1. und 10, weil 
der letztere ausdrtloklich die BIgentbumsrechte und die hieraus 
abgeleiteten Ansprüche vorbehalte. Wenn dies nicht die Mei- 
nung der Central-Section seyn sollte, so würde ihr Vorschlag 
unvollständig gewesen seyn, weil eine Menge Vicinalwege 
nur als Dienstgerecbtigfceiten bestfinden, das Bigentbum aber 
den angränzenden Grundeigentbümern zngehOre. . Auch die 
Breite der Feldwege müsse erhalten , und Bingriffe der An- 
gränzer verhindert werden. 

Der Abg. Vandenbossche verlangte den Strich der Worter 
„unbeschadet der vor dem gegenwärtigen Gesetze erworbenen 
Rechte", weil dies die Möglichkeit voraussetze, dafs die, ha 
Art 19. in die vorgezeichneten Gr&nzen beschränkte Unver- 
jälyrbarkeit vorher nicht bestanden habe , dies sey aber all- 
gemein und überall der Fall gewesen. Dem widfrspraoh der 
Abg. DttbjDS d, ä.: diese Behauptung bedürfe des Beweises: 
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vorerst sey zu bezweifeln, ob es ehedessen alleaseit und über« 
all 80 gewesen. So viel sey g^ewifs , dafs die Klausel das 
Vorbehalts erworbener Rechte nur den Schatz dieser Redito 
beabsiohte^ ohne darum ihre Bxistenz anzuerkennen. 

8. Unterhaltung der Vicinalwege auf Koston 
der Gemeinden. (Art. 13.) Die Aosscbttsse der PrOTin- 
zialräthe von Ost» und Westflandern beantragten, dalb die. 
allgemeine Regel, nach welcher die Unterhaltung der Wege 
von den Gemeinden getragen werden solle , eine Ausnahme > . 
erleiden m5ge hinsichtlich der Seegrfinzen der beiden Pro- 
vinzen, wo herkömmlich die „Wateringen^^ sie zu unterhalten 
haben, so wie. auch die Deiche, auf welchen sie angelegt 
sind. Der Ausschpfs des Provinzialraths von Westflandem 
war so weit gegangen, die Ausdehnung der Ausnahme auf 
die ganze Provinz zu beantragen. — Die Anhänger dieser 
Ordnung der Dinge bemerkten : es sey unbillig , gewissa 
Grundsti&cke von der Unterhaltnngspflicht zu befreien, und die 
Last auf die Gesammtheit zu wfilzen. Die Resitzer der an- 
gr&nzenden Grundstücke hatten dieselben mit der anklebenden 
Dienstbarkoit , und um einen auf diese Belastung berecfanefen 
Preis erkauft; ihre Befreiung wfirde eine Begünstigung fiir 
sie , zum Nachtheil alles Übrigen innerhalb der Gemeinde ge- 
legenen Grundeigenthums seyn , welches bisber diese Las^ 
nicht getragen habe. — Von der Central-Scction wurden diese 
Ansichten nicht getheilt: man entgegnete, es sey ungerecht 
auf wenigen Grundstficken die Voterhaltungslast der Wege 
ruhen zu lassen, wovon alle den Vortbeil bezögen, es sey 
insbesondere ungerecht, däfs das Grundeigeothum allein die 
Wege unterhalten solle, deren die Bandelsleute , die Rentirer' 
sich gleichmafsig bedienten , ohne etwas zur Unterhaltung 
beizutragen: dafs endlich diese Weise dem guten Zustande 
der Wege pachtheilig sey, weil die Gr&nzdaehbarn sieh, wie 
immer möglich , einer oft sehr drückenden Unterhaltungslaat 
wfirden zu entziehen suchen. — Die Centrai-Scotion hielt es 
daher für angemessener, die Bestimmung des Entwurfes an- 
iTnV. Zeitsei. f. Reektsw, u. Geseitg^ d. Jusi. XJK Bd, 3. M. 24 > 
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suiriiiMft» w«leh« den ProTuumlräthea OlMrläfiit, in Üurao 
EBgleswte die dem Unuitftndea »ngenesfeiiite Wcim in An-> 
wflBdvag SE bringen, nnd di^enige, welche von Seiten der 
Beitrngtpflieliticen den wemgsten Widerstnnd Inden wfirde« 
«- Die Seotieii erwog, wenn den Herkonnien eine geeetK- 
BiMge und gtUtige Verpfiiobtnng f&r die Angrinzer be- 
grflnde^ so eey es upgereoM, weiil erworbene Bcohte nnna« 
tnetan: fibrigens möfeten die Provinzialritbe besoer nie jeder 
andere wiesen , ob ein eelebee Herkoamen eine gfittige Vec«- 
piiebtnng begeinde, so dnOi sie denn bei der Revision ihrer 
Bc^gleBiente oiob dnrftber nnae|ireeben möfbten« -^ Die von der 
Centml*Section vorgeschlagene Bedaction wurde fdgender- 
■afben angenottmen: ,,Die Kosten, welche durch die Vicinnl- 
wege veraraaeht werden, fallen den Gemeinden zn Last Es 
wM dnreh dienen Artikel an den Reglements derWateringen 
niekts geändert, noch an den beeendern Verbindlieb» 
keilen, welche gesetzm&fsig übernommen worden 
sind, oder im Localberkommen ihren Grund ha- 
ben. --* Man hatte geltend gemacht, dafo nach dem Regitr 
mngsentwurfe den Provlnzialr&then das Reeht eingerftnmt an 
ecyn scheine, wirtiiche Eigentimmsftragen zu entseheidM» 
worüber ihnen keine Competens zustehe« ~ Bei Wiederanf- 
nabme der Diseusslon wurden* die Artikel, worfiber abgestimmt 
war, von neuem wörtert; sollte das bestehende Herkom* 
men in gewissen Provinzen beibehalten, oder sollte im Gn- 
gentbell ein gleichförmiger Grundsatz angenommen, und die- 
scmnach die herkömmliche Uebung abgeschafft werden, die^ 
genau genommen, keine gröfsere Kraft haben könne, als nin 
Gesetz, welches durch ein neues aufgehoben werden knnnf 
-~ Dies wnren die beiden zum Vertrage gebrachten Systeme: 
beide fanden zahtoiehe Anhänger. Die verschiedenen Amen«> 
demente bei dieser Gelegenheit wurden an die Central<^Sectlon 
znrtLekgesandt, welche unterm 14. Februar 1840 durch de» 
Abg. d'Bualri ihren Bericht erstattete. ^^ Bs war der von der 
Regierung vorgeschlagene Abs. 9« des Artikels: „dessen un*- 
geaobtet kann der Provinzlakath beschlie(sen , dafii diene 
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Kosten gwn oder theilweite voii den engrinxeoden Orand- 
ei|^eiitbfliQerii geirngen werden mttBsenf wo ein eolcbee Her* 
kommen beetebt^S bei der ersten Disenesioo von der Kammer 
Diobt nogeaommen worden. — Bei der eroeoerten Disonssion 
•oblng die Centrol-Section die Fasenog to vor, dafii Pro» 
Tinssial«^ Reglements die Vioionl - Verbindungswege bestimmen 
sollen^ tu welchen dif Gemeinden niobt beizotragen beben. 
^^ Per Abg. Verbaegen beantragte dagegen, an die Stelle 
der negativen Bestimmung eine positive eu setzen, und den 
Provinsial.Beglementa 'die Befngnira einsorinmen, die Ver- 
bindangswege an bezeicbnen , xn welchen die Semriaden Ko- 
atenbeitrigo sn leisten haben $ damit «eyen die Wege niobt 
•oflgesohloBsen, welche ebenfalls den Gemeinden an Last fal« 
len; diaae Frage ftber Mein und Dein zwischen der Gemeinde 
oad den GAterbeaitzern kdnne vor die Gericbte gebracht wer* 
den, während die negative Beatimmnng den Beebtaweg ana* 
achUefae« — Der Berichtaerstatter der Central-fieotioa, d^Bnart, 
vereinigte eich mit dem Vorsehlage den Abg. Verbaegen. '— 
— Der Miniater den Innern erlfinterte die Bedeotong dea 
Worten „Vieinalverbininngswege'S io Erwiedernng anf eine 
Bemerkung dea Abg. Oesmet: es sey, bemerkte er, eine ir 
rig« Sfeinnng, dafs hierdurch die Feldwege Isenturs) anife* 
eoUoaaen aeyea; 4w Feldweg aey ebenfalls eine Vioinalver* 
bifldnng, und die Provinzialritbe konnten die Unterhaltung 
gewiaaer Feldwege zur Obliegenheit machen, wenn der all* 
gemrise Nutzen diea erbeiacbe. 

Die Frage fiber die Feldwege veranlagte eine abemuM- 
lige DiaonssioB^ wobei der Bliniater des Innern bemerkte: er 
rivaie tin , dafs die Bestimmung aich ebenfalls auf die Feld* 
woge anwenden laaae, er finde aber darin keinen Anatand. 
Wenn die Feldwege der Gemeinde eigenthftmlicb eugebörten, 
80 liege deren Unterhaltung im loterease der Einwohner, und 
ea musee dann duneb die Beglements angeordnet werden, daib 
die C^caaeindebebOrden dieselben im Znstande der Fabrbarkeit 
an usUerfaaltea haben ; gehören aber die Feldwege den an* 
ipinzenden OOterbeaitneni , nnd die Binwobner haben ein In- 
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teresse an ihrer Unterbaltuiig; , so gestalte es sich wie im 
Falle einer Wegfgerechtigkeit auf Privateigentham , wo nach 
richtigen Orandsä(zen der Eigenthumer den dienstbaren Weg 
Dicht »n nnterhalten-schaldigsey : hier treffe also gleichfalls die 
Unterhaita ngslast die Gemeinde. — Es gebe noch eine Gattung 
TOD Feldwegen, mit denen die Gemeinden nicht belästigt wer- 
den dörften: jene, die über angebaute Felder hinführen; der 
Natar der Sache gemfifs mfifsten diese nothwendig von den 
Angrfinzern unterhalten werden. Diese Art von Unterhaltung 
■ey jedoch anbedeutend: gleichzeitig mit dem Felde geschehe 
auch die Umpfldgnng des Fufssteiges: damit aber die Wan- 
derer nicht rechts und links in das einges&ete Feld treten, 
werde der Fufssteig durch eine zu beiden Seiten gezogene 
Furche wieder hergestellt ; so bleibe der Weg , wenn auch 
wenig betreten, doch gangbar. — Uebrigens scj er einver- 
standen damit, dafs zu blofser Bequemlichkeit- dienende Wege 
nicht unter die Vorschrift des Art. 13. gebracht werden dörf- 
ten , weil diese nur von einzelnen Eigenthümern benutzt wfir* 
den, und die Gemeinde dabei kein Interesse habe. 

Bei der Berathung des Entwurfes im Senat wurde der 
Grundsatz des Gesetzes wiederhoHt in Erwägung gezogen, 
wrenigstens so viel die beiden flandrischen Provinzen angebt 
Graf Vilain XIV. hatte in Form eines Amendements den Vor- 
schlag der Regierung (wie der zweite Absatz des Art. 13* 
^irklioh lautet) in Antrag gebracht, und de Schiervel ihn un- 
terstützt, indem er auf den Stand der Gesetzgebung in dieser 
Hinsicht sich bezog. — Nach vorgängigen Debatten wurde 
das Amendement mit 21 Stimmen gegen 14 angenommen. — 
Baron de Macar glaubte in dieser Annahme eine stillschwei- 
gende Verwerfung des ganzen Gesetzes zu finden; der Mi- 
nister des Innern räumte jedoch eine solche ausdehnende Aus- 
legung des Amendements nicht ein: immerhin bleibe das Ge- 
setz in sieben Provinzen nach seinem vollen Umfange be- 
stehen, und überdies könnten, genau betrachtet, auch Ost- 
und Westflandern vermittelst ihrer Provinziairfithe das für die 
übrigen Provinzen angenommene System sich * aneignen. E» 
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därfe Dicht aas den Augen verlorea werden, dars naob der 
Absicht des Artikels der Eigenthamer schon vor der Vcrkttn- 
Higung des Gesetzes zur Uttterhaitung verpflichtet gewesen 
»eyn müsse y damit der Provinzialrath ihn zur fortwäh- 
renden Tragung dieser Last verbindlich erklären könne» 

Die mit dem Entwürfe vorgenommenen Abänderungen 
machten dessen wiederholte Vorlegung an die Kammer der 
Repräsentanten nothweudig, und es erhob sich darüber eine 
abermalige Disoassion. — Die CentraUSection wollte nach den 
Worten: „von den angräuzenden Grundeigenthömern^' etc. ge- 
setzt wissen : „welche Anpflanzungen am Rande der Wege 
zu haben befugt sind, und diese Nutzung ferner behalten 
wollen.^^ — Gegen diesen, vornehmlich vom Abg. Coole un- 
terstötzten Vorschlag bemerkte der Minister des Innern: det" 
selbe finde keine Grundlage in dem, was auf der Lokalität 
beruhen solle. Das Lokalherkommen, welches aufrecht zu er- 
halten die Provinzialräthe ermächtigt seyen, bestehe nicht 
ausscbliefslich an den Orten , wo die Angränzer des Rechtes 
geniersen, Anpflanzungen an den Vicinalwegen zu machen, 
sondern auch da, wo ein solches Recht nicht statt findet, und 
hier wie dort könne man den Einwurf machen, da(s es ein 
Recht sey, welches der Eigenthumer seit Jahrhunderten er^ 
werben habe, ein Herkommen, welches geschfitzt werden 
müsse f und dafs man der Gemeinde eine Last zum Vortheil 
des Ei^enthumers aufer^egen wolle, der doch sein Elgenthum 
nicht anders als mit der Last erworben habe, den längs des- 
selben hinziehenden Weg zu unterhalten. — In gleichem Sinne 
sprach der Abg. Lejeune: er theile die Besorgnifs nicht, als 
könne den Angränzern der Gcnufs der Anpflapzungen entzogen 
werden , allein auch ohne dieses könne er die Aufhebung 
eines allgemeinen Grundsatzes nicht zugestehen, der für das 
ganze Land als zweckmäfsig anerkannt sey. Der Entwurf be- 
sage mit keinem Worte, dafs den Angränzern das Anpflan- 
zungsrecht entzogen werden solle. Man lege die Unterhal- 
tung der Vicinalwege den Gemeinden zu Lust, ohne der An*- 
Pflanzungen zu gedenken; wenn dessen ungeachtet angrän- 
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zende Grandeigentbttmer das Recht zn AnpfltDtnngett habeo 
sollten, 80 mösse dieses offenbar anftrecht erbaUen werden. 
Entstebe Streit in dieser Hinsiobt, so müsse die Frage über 
Mein ond Dein von den Gericbten entscbieden werden. — In 
Flandern se^ren vor Alters die Wege von den Eigentbümern 
selbst angelegt worden. Damals habe eine ganze Gemeinde 
einem Eigcnthfimer zugehört, es seyen grofse Lehen ge* 
Wesen ; davon erscheine die Unterhaltung der angelegten 
Wege als natärlicho Folge : der hierza Verpflichtete sey ganz 
oder doch beinahe ganz BigenChttmer der Gemeinde gewesen. 
Hentigen Tages, wo das Eigenthnm ins Unendliche gethetlt 
sey, wflrde ein bei seinem Ursprange beachtenswertber ond 
sachgemärser Gebrauch nnr noch einen Mifsbraoch abgeben. 
Beim gegenwärtigen Zustande der Dinge sey es den angren- 
zenden Eigentbümern oft rein unmöglich, die nOthige Unter- 
haltung der Wege zu bewirken. 

Aus dieser langwierigen Discussion (die hier sehr abge- 
kürzt gegeben wurde) erbellt, dafs die Unterhaltungslast nur 
ausnahmsweise den angränzenden Eigentbümern obliegt, dafs, 
um dies durch Reglements festsetzen zu dürfen, ein defehalb 
am einschlagigen Orte bestehendes Herkommen vorauszusetzen 
sey , und dafs kein notbwendiger Rückbezug zwischen jener 
Verpflichtung und der Befugnifs zu Anpflanzungen anerkannt 
werde. Auch Ist diese Befugnifs durch das neue Gesetz nicht 
zif Gunsten der Angrfinzer bestätigt worden , welche mit der 
Unterhaltungspflicht fortwährend belastet bleiben. — Wenn 
die Provinzialräthe anordnen können, dafs die Unterhaltung 
von den angränzenden Eigentbümern getragen werden müsse, 
wo ein solches Herkommen besteht, so ftagtessieh^ 
ob ein Herkommen in der Provinz oder blos in der Ge- 
meinde hierunter zu verstehen, und ob der Bescblofs des 
Provinzialrathes in eben diesem Sinne zu erlassen sey? — 
Die Ausnahme war im Interesse der beiden flandrisehen Pro- 
vinzen verlangt worden, in welchen man das Herkommen überall 
als allgemein bestehend behauptete ; wenn man nun auf Bin- 
fürmigkeit des Gesetzes ausging, wie lifst sich annehtteS; 
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dftüi man io einer and dereeil^ Prorine tersebiedeae Regeln 
etttfübren wellte? — Indessen int die Bestimmang so Ter«- 
etanden worden. 

An die Belaetnnjf der Gtemeiaden mit der Unterbaltanfn- 
pdiofat der Wege icnfipft sicli sogleich ihre Verantworl- 
iiebJ^eit den Reisenden gegenttlier. Dnmay nmebt (8. 144. 
Nr. 6.) anf Art. 41 des Gesetzes vem 4. Oet. 1791 Ober die 
Feldpolisei anfmerksam , welebes als nech jetzt bestellend so 
betraobten ist Es heirst darin: , Jeder Reisende, der die Ein« 
zftnnang eines Feldes niederreifst, nm den Weg daröber wm 
nebmen, bat dem Bigentbfimer den verarsaehten Sobaden bq 
Tergflten, und überdies eine Strafe im Betrage des Pjreisea 
von drei Tagearbeiten zu entriebten, in wie fern der Frie* 
densriefater des Kantens niebt entsebeidet, dafs der öffeatlioke 
Weg onbranobbar sey, und dann bat die Gemeinde Jene Ter« 
gfttnng zu leisten.'^ -- Wenn nirn aoeb ea vermotben, dafb 
in Folge des neuen Gesetzes die Wege stets im Zustande 
der Brauobbarfceit erbalten werden, so kOonte doch auch das 
Oegentheil durch ein Ereignis höherer Gewalt eintreten, und 
dann wäre es die Gemeinde, welche die VergOtnag der durvdi 
Reisende notbgedroogen verursachten Bescbidiguagen, und 
Ewar dem Beschädigten unmittelbar leisten mfifste« — Der 
Reisende mn(li Ttm Strafe und Schadensersatz befreit bleiben, 
wenn er nur im eingetretenen Falle der Noth die Umzdmung, 
sollte diese auch in Planken oder Mauerwerk besteben, durch« 
krochen bat: und dies selbst dann, wenn er nicht blos hin«* 
durch gegangen, sondern hindurch gefahren ist, obnedaik mna 
Ihm entgegen halten kOnne, er habe sein Fuhrwerk stehen 
lassen, und anderswo die ndtbige HAlfe herbeiholen sollen: 
auch dann, wenn er (doch ohne die Absicht zu schaden) eine 
grafsere Beschädigung verursacht hätte, als unvermeldlieh ge- 
schehen mufste. — In den Provinzen , wo die Angränzer un- 
terhaltnngspflichtig sind, wird die Verantwortlichkeit der Ge- 
meinde auf diese Öbergehen. 

Der dritte Absatz des Artikels wurde vom Minister des 
Innern in Vorschlag gebracht« Der Abg. Garcia fand darin 
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eine Antioomie mit der BestimmiiD||^, dar« im Falle entste- 
henden Streites die Gemeinde zar provisorieoben Herstellon^ 
'des Weges verpflichtet seyn solle. — Der Minister des lonero 
zeigte, dafs hier kein Widersprach vorhanden »ey: ein Pro- 
Tinzial-Reglemcnt erklare nicht ein einsselnes Individaam für 
tinterhaltnngspfliohtlg , sondern stelle eine allgemeine Regel 
auf; dessen ungeachtet könne es sich ereignen, dafs in einer 
Gemeinde, z. B. wo die Unterhaitang dem Angränzer obliegt, 
dieser einen Rechtstitel besitee , nach welchem er das Recht 
bitte, von der Gemeinde die Unterhaltong des Weges zu 
verlangen. Offenbar mafsto, wenn dies das Entstehen eines 
Rechtsstreites zar Folge hätte, der Weg bis zum demnficfast 
erfolgenden richterlichen Aassprache einsweilen hergestellt 
werden, and diese fürsorgliche Herstellang ist der Gemeinde 
zar Obliegenheit gemacht. 

Der vierte Absatz des Artikels war von der Central- 
Section so redigirt worden: „es wird darch diesen Artikel 
eto. an den Verbindlichkeiten der angränzenden Eigen-, 
th&mer nichts geändert, die aas Rechten^^ etc. — Der Abg» 
Verhaegen betrachtete diese Fassung als za allgemein. Alle 
erworbenen Rechte müfsten aufrecht erhalten werden; jene 
Worte seyen also za streichen. — Der Abg. d'Huart be- 
merkte : die Central-Section sey darüber einhellig einverstan- 
den gewesen, dafs jede Bestimmung beseitigt werden müsse, 
ans. welcher das Fortbestehen der verbindlichen Kraft lokaler 
Gf^bräoche abgeleitet werden könne, die keinen andern Ur- 
sprung, als lediglich administrative Mafsregeln haben. Es 
«oy insbesondere die Absicht der Central-Section gewesen, 
den alten Edikten oder filten französischen Gesetzen keine 
Kraft mehr einzuräumen, nur die unter Dritten eingegangenen 
Verbindlichkeiten müfsten geschützt werden. 

9. Geldbeiträge bei Unzulänglichkeit der Ge- 
meindseinkünfte and Naturalleistungen. (Art l4.) . 
Der Art. 14. dea Gesetzes befreit die Bedürftigen von 
jedem Beitrage jand jeder Natnralleistung f als Bedürftige aber 
sind diejenigen anzusehen, die mit ihrer Arbeit den Aufwand 
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fiir ihre and Uirer Familie Broibrnng, Wobnong and Unter«- 
balt Dicht verdienen können. Die UnterBtäteangen , welche 
sie etwa aas Wohltbätigkeitsanstaltcn empfangen, sind kein 
unwiderleglicher Beweis ihrer Dürftigkeit, sondern lassen eine 
nähere PrQfang der Verhältnisse zn; wenn sich ergibt, dafs 
sie ongefähr anf gleiche Linie mit andern von ihrer Arbeit 
lebenden Einwohnern zu stehen kommen, so werden sie nicht 
tükt arm im Sinne des Gesetzes angesehen; anders verhält es 
«ich, wenn sie der Unterstotzong ungeachtet noch immer der 
JKUsse der Bedürftigen beigezählt werden müssen. 

Die Aasdrücke Familienhaapt and Vorsteher ei- 
ner Gewerbsniederlassang (chef d^eiablisiement) find ans dem 
französischen Gesetze vom 21. Mai 1836, aas welchem ^ie 
entnommen sind , za erklären i sie finden Aowendnng aaf alle 
Personen, die nicht von jemand anderem abhängig sind, 
selbst aaf Unverheirathete , wenn sie an der Spitze irgend 
einer Gewerbseinrichtnng stehen, es sey za Betreibang des 
Feldbaaes, oder za einem andern Erwerbszweige. — Im Art. 
3. des französischen Gesetzes wird die Leistang von jedem 
Einwohner, welcher ein Familienhaopt ist, gefordert, wenn er 
naf die Rolle der Steuerpflichtigen eingetragen , männlichen 
Gesohlechts, körperkräftig and zwischen 18 und 60 Jahren> 
alt ist. In diesem Falle, sagt die IMJnifiterial - Instruction 
wird der Einwohner als Individuum betrachtet, und die Na- 
taralljBistnng wird von ihm, lediglich als Mitglied der Ge- 
meinde , gefordert , welches als solches an allem interessirt 
ist, was zu ihrem Vortheil^ namentlich auch zum guten Zo-^ 
stand der Wege, beitragen kann Wenn er aber aufserdem 
eine Familie hat, Ackerbau oder ein anderes Gewerbe be- 
treibt, ^0 wird er in Hinsicht auf dieses Gewerbe, abgesehen 
%*on seinem Geschlecht^ Alter oder Leibesbeschaffenheit, be- 
steuert. — Das belgische Gesetz hat Leine Bedingung des 
Alters gesetzt, um zur Leistung beigezogen zu werden, so 
dafs die beiden Grundlagen der Leistnngspflicht die persön-r 
liehe und dann die auf dem Gewerbe ruhende, in Belgien 
nicht vorkommen« Der Artikel erfordert einzig die Bedingung, 
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Haupt einer Familie oder etaee GewerlieB sso aeyn , dea Fall 
der Bedflrftigkett abgerechnet : auch das Oeeohleoiit ist niebt 
ia RAekeiobt gvtogtn worden. 

Mofti man in der Oemeinde woiinen, om die Leiatangp 
aebnldig zu aeynt — DiegeaetalicbeBedingung^ ist, dafoman 
in der Gemeinde Familie oder ein Gewerbe habe, dessen Vor-^ 
stand man ist, was fast allemal den Aufenthalt roraossetzt. 
Dafe dieser aber in Belgien (anders als in Frankreich) aldit 
unbedingt nothwendig sey, wird sich weiter onten letgen. 

Im Entwürfe der Central-Seotion fand sieh in No. 8. des 
Artikels naob den Worten „Kng- oder znm Reiten bestimmtes 
Thier^S Boch die Eiosehaltnng, „bespannten Wagen and Kar- 
tq|.tt — Der Abg. de Garcia yerlangte den Strich dieser 
Worte , der auch auf die Unterstütsnng des Abg. Damont 
erfolgte. Es worde bemerkt, dafs man in den Meiereien viele 
znm Gebrauche wenig oder gar nicht dienende Fuhrwerke zer* 
Dichten möfste , um nicht zur Leistung angehalten zu werden* 
Es geschehe alles, was geschehen solle, wenn die Befostiing 
auf die Pferde gelegt werde. — Nachdem der Entwurf dem 
Senat vorgelegt war, erfolgte die modificirte Redaetion des 
Artikels in der Weise , dafs darin vollkommen deutlich die ge- 
setzliche Meinung sich ausdrückte, es sollen die Leistungen 
nicht auf die etwaigen' Transportmittel, sondern nur auf Pferde 
iDud Zugvieh berechnet werden. 

Jedes Pferd wird zur Leistung beigezogen ohne Un- 
terschied seiner gewöhnlichen Bestimmung, also eben sowohl 
die Lastpferde wie die Luxuspferde. Der Abg. Peeters wollte 
die letztern stärker beigezogen wissen; der Minister des Innern 
entgegnete: die Luxuspferde kämen beim Kalkül der persön- 
lichen Besteuerung in Ansatz, auf welche die Zusatz-Cen- 
timen fallen: übrigens würden von den Wägen, woran die 
Luxuspferde gespannt würden, die Vioinalstraföen höchstens 
fünf bis sechs Monate der schönen Jahrszeit befabren, und 
wegen der Leichtigkeit des Fuhrwerks bei weitem weniger 
verdorben, so dafs also^ den Persooalsteuerbeitrag ungerech- 
net, ein nach dem Tarif der zur Arbeit dienenden Pferde bel- 

Digitized by VjOOQIC 



ubiT' die FieinaUtrafttn. «tf9 

feeogenei Losaipflenl vwhilliifiAiinifliig d^^elt In AmMk 
gebrftoht vmtAt. 

Wo sollen diese Wfetit den Beitmg leisten t fhigt« der 
Ahg. Deleimye. — Der Minister des Innern erwiedertet es 
geottge, wenn ein Pferd einen Theil des Jaiifs lilndnreb nnf 
dem Lande gebslte» werde, um dnssellye aeaai Beitrage m- 
cnziehen. Allerdings finde dies keine Anwendung auf die 
Pferde 9 die zn keiner Wohnung gehören: solche Bigendii* 
mer jedoch, welche Wohnungen anf dem Lando habe», «nd 
ihre Lnxnspferde einen Theil des Jahres hindnroh dort halten, 
mOssen damit beitragen. 

Unter den Worten, „welches nebst den Ffthrem aod 
Fnhrwerken gestellt werden mnfli^S '^^ 0*^^ ^^^ Bemerknng 
des Ministers des Innern (doThenx) nicht nn Torstehen, daft, 
wer nichts als ein Pferd habe , auch fir ein Fohrwerk soq;«n 
tnllsse, denn man verlange vom BeltnigspAichtigen nor das, 
was er wiriüich habe. Nor wer Pferd und Fohrwerk hesitse 
mflsse diese znr Unterhaltung der Wege natEbar machen. «*— 
Blofbe Lastpferde werden daher ohne Karren gestellt, doch 
mit den ndthigen Kdrben, nm Steine darin jbq tragen (Abg. 
Demoncean). — Die Frage, wetohes Arbeitsqnaodim im Ver^ 
h&ltnifb der Kräfte der zur Nataralleistang gestellten Thiere 
SfiQ bestimmen sey, worde den reglementarischen Anordnnngen 
überlassen. — lE^oIcfae Thiere, die nicht Kur Arbeit, snm SBIo- 
ben, Tragen oder Reiten bestimmt, sondern entweder inm 
Handel, znm Schlachten oder sor Zocht, oder die noch no 
jnnj^ sind, können nicht inr Leistnng in Natur angehalten 
werden, denn sie werden nicht, nach den ansdrflcklichen Ge- 
oetzesworten, „sum Dienste der Familie oder der Gewerbe- 
ttiederlassung*^ gebraacbt. (Französische Ministcrlal-Instrue- 
tion.) Dies hat volle Anwendbarkelt anf Belgien. 

Wer sein Pferd nu Erföllung der ihm für dieses Thier 
oMlegenden Leistung stellt, genügt dieser damit zugleich 
seiner persönlichen Leistung? ~ Proudfaon iTraite du do^ 
maine public nr, 5i3.) verneint die Frage, welche dagegen 
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▼OB Domay (8. 867.) bejaht wird. — Preadbons Assidit 
«ebeiot dem belgiseben Gesetze angemessener zu seyn. Dieses 
▼erlangt znnichst die persönliche Arbeit eines jeden Fa- 
milienbanptes, und dann noch die Arbeit seines Zugviehes, 
nebst dem Fabrwerke, wenn er ein solches besitzt; zor 
Arbelt mit Zogvieh bedarf es aber nothwendig eines Füh- 
rers, als Zabehörde zor Leistung des Pferdes. Darch- 
aoa hiervon verschieden ist die Handarbeit » welche ge- 
fordert wird. Aach werden nicht (was Dumay's Einwarf 
entgegen so halten) sSmmtliche Leistangen anf einmal ver- 
langt, sondern können gar wobl za verechiedehen Zeiten ver- 
riebtet werden. 

Nach der dem stfindigen Provinzialattssohnsse im Art. M. 
eiageräomten Gewalt kann man nicht annehmen, dars eine Ge- 
meinde zwei bis drei Jahre nach einander die Herstellang ihrer 
Wege vernaohlafsigen werde : es ist jedoch in dieser .Voraus- 
setzang die Frage anfgesteilt worden , ob man die Arbeiten 
jener Jahse* zusammen verrichten, und demnach z. B. von den 
Binwoboern mehrere Arbeitstage nach einander fordern könne? 
— Proudhon (nr. 608.) bejaht die Frage, welche Oomay da- 
gegen verneint, was auch in Frankreich (Circular des Mi- 
nisters des Innern vom 94. Juni 1836) so angenommen ist: 
Buchstaben nnd Geist^des Gesetzes widerstreiten dieser An- 
sicht; bei directen Abgaben ist die Erhebung in Monatsraten 
noch mehr im Interesse des Steuerpflichtigen als des Staats- 
schatzes angeordnet: bei Naturalleistungen mufs nach dem 
nämlichen Grundsätze verfahren werden, sie sind also, wenn 
nioht in demselben Jahre, in welchem sie verwilligt wurden, 
doch wenigstens innerhalb der gesetzten Fristen zu verrich- 
ten, binnen welcher die Arbeiten beendigt werden müssen^ 
zu denen die Naturalleistungen dienen sollen.'^ 

Die zu den Frohndarbeiten erforderlichen Gerfithscbaftea 
mufstoa ehedem von den Frohndpflichtigen gestellt, und wenn 
sie zerbrachen, auf eigene Kosten hergestellt werden, -^Diea 
verhalt sich noch jetzt so, denn unmöglich können die Ge* 
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meinden Magazine mit Werkzeageo für mehrere bmidert Per- 
sonen anlegen. 

Die Nr. 4. dieses Artikels spricht von „speci eilen Zu- 
satz-Centimen, woraus allemal wenigstens ein Drittel 
der Ausgaben zu bestreiten.'^ — Specielle Zasatz-Cen- 
timen sind sie genannt, weil sie einen besondern nnd be- 
atimmten Einnabmsartikel vorsteilen, und einen eigenen Fonds 
bilden sollen , der seinem Zweeke nicht entzogen werden 
idarf. — Der Theil des Artikels, welcher den Beitrag za ei- 
nem Drittel der Ausgaben verordnet, wurde vom Abg. Coole 
bestritten, haupts&chlioh aus dem Oronde der Verwiokelong 
in Anwendung des Gesetzes: dagegen von den Abg. Mil- 
camps, Demonoeau und d'Huart vertheidigt. — Der Minister 
des Innern bemerkte: wenn man den Satz streichen, and der 
Willkühr der Gemeinden fiberlassen wolle, in welchem Ver- 
h&Unifs die Beitrage von den vier Grundlagen geleistet wer- 
den sollten, so worden in manchen Gemeinden die Einwohner 
ottd die Pferdebesitzer gar nicht beigezogen werden, oder in 
einem geringeren ala dem gesetzmfifsigen VerhSltnifs; wenn 
man dagegen darauf beharre, dafs die drei Grundlagen er- 
fiobdpft seyn müssen, ebe man zu den Zusatz - Centimen 
schreitet, dann bleibe nur eine statistische Frage fibrig: ob 
n&mlich die drei Grundlagen ohne die Zasatz- Centimen dem 
Zweck entsprechen können. Diese drei Grundlagen mfiCsten 
zugleich ein Maximum und ein Minimum vorstellen , welches 
von den Gemeinden nach keiner der beiden Selten hin ttber- 
sebritten werden dürfe, den Fall einer verhaltnifsm&fsigen 
Minderung, wie Nr. 4. Abs. 9. vorgesehen Ist, ausgenommen« 

Zur Vertheidigung des belgischen Systems, gegenfiber 
dem französischen (Gesetz vom 88. Juli 1894}, nach welchem 
nur im Falle der Unzulfinglichkeit der zwei Tagesarbeiten in 
Natur die Mnnicipalräthe fünf Zusatz-Centimen votiren dür^ 
fen, wurde bemerklich gemacht: das System 'der Natural- 
leistungen lasse überall in den Gemeinden eine Ungleichheit 
zu, die eben so ungerecht gegen die einzelnen Borger, al» 
dem allgemeinen Interesse zavricier sey; diese Leistung treffe 
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niebt dnon iedra, md .1a tio »Mit m y«rhiItdBi «es V#r«- 
mOifens, toodera nach der Anaabl der Individoea aoa|p»^ 
glioben werde, «o ergebe sieh daraus, dalbeftmaladleReleh- 
stea voD jeder Belastoag frei aeya, ader eie aar iadireel «ad 
ia f eriogea Verfaftltaifs asu ihrem Vermtfgea trag ea wArdaa» 
iadefs derjealge Eiawehaer, desaea gaazea Venadgea aar in 
seiaer Binde Arbelt besteht, fa daeia ]Mafbe baitrage , welahsa 
avfber allem Verfailtallb mit seiaen Mittela stehe. 

Der Artikel des belgiscfaeo Gesetses hst demaiehst dea 
Fall eiaer BÜndemagderNatarallelstaageaTorgesehea. Weaa 
nimlieh der Betrag der Leistvngea nach den drei eratea Oraad-^ 
lagen die andern zwei Drittel fibersteigt, se kdnaaa diaaal-* 
bea im Verbftitnisae dieses Betrsges gemiadert werdea. Dieaa 
faknltatiTe Bestimmung wvrde auf dea Torboblag des 
Abg. d-flnart angenommen, statt der Werte des BntwnrftSy 
„sie sollea gemindert werdea. ^< 

Was nater ordeatliebea Oemaiadseiaktaflea 
an ▼erstehen sey, mnllite bestimmt werden. Der SSnsatas „aa 
a^3ren darunter weder die perstf nliehen Repartltionen unter den 
Binwohnera, aoeh auch daa Heia, welches ihaen aar Faaeruag 
ia Natur geliefert wird, begrllTen^, wurde als eiae Inter- 
pretation des ersten Absatzes dsa Art 14. auf Antrag der 
Previnaialrithe von Ostflaadem uad Luxemburg bdgeffigl: 
arsteres (Ostflaadera) defehalb, weil saast der erste Absata 
des Artikels in einem aadera als dem von der Gentral-Sactfaa 
ge^ebeaen Sinne verstanden werden könne, letateras (Luxem- 
burg), well das Breaaholz für den Armen ein Ctegenatsai 
der iulberstea Nothwendigkeit sey, den er mit nichts andatsss 
eiaetaea kdnne: dann würde hierdurch eine UngldchhcM ein- 
gefOhrt, der Reiche wörde nicht mehr beitragen, ala dar 
Ahne, weH daa Feuerungshola sa gleichen Theilen abge- 
geben wird. 

Die Beschränkung, „dafb das Qesammtprodukt aus sftmml- 
lieben Grundlagen nidit aaders, als in Kraft eines fcöntglidiea 
Beschlusses den sehnten Thejl des gaaeen Betrages der Ge- 
meladeabgabea übersteigen dflrfe^* , war auf daa AsModemettt 
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dt« Alif« de Garci» gemaoht worden, dafti tonit za befOrob-» 
ten sey, es köonteo die Gemeinden mit Lasten beschwert wer- 
den^ wclebe den Umfang der Staatssteaer übersteigen wür« 
den. Es werde, bemerkte der Minister des Innern, nicht vieler 
königlicher Dekrete bedürfen, weder in jedem Jahre , noch 
für jede Gemeinde, YFenn z. B. in einer Provinz besohlosseii 
worden sey, einen Weg zu versteinen, nnd der Voranschlag 
entwprfen, so könne ein einziges königliches Dekret alle bei 
der Sache betheiligten Gemeindeo ermächtigen, eint Anzahl 
von Jahren hinduroh die erforderlichen Znsatz -Centimen er* 
heben zu dürfen. 

Der letzte Absatz des Art. 14. wurde bei der zweite« 
Discussioa des Gesetzes, auf die Bemerkung des Abg. Mast 
da Vries beigefugt. Der Minister des Innern hatte bemerkt: 
der Art. 14. linde offenbar keine Anwendung auf die Stftdt^, 
weicht Ootroi*s haben: dies könne nicht in Ausführung ge- 
hracht werden, sej auch nicht in der Absicht den Gesetzen 
gelegen; nur die allgemeine Bestimmung des Art» 14., datis 
die Unterhaltung der Wege aus den ordentlichen Gemeinds- 
einkünften zu bestreiten sey, finde Anwendung auf die Stidtt. 
So gestalte sich das Verfahren in Beziehung aaf letztere 
ganz einfach: alle dort Wohnende seyen dem Octroi unter- 
worfen, und hier trete keine der Leistungen in Gem&fsheit 
der vier Nummern des Art« 14. ein. Nur wo Bewohner extra 
muros vorhanden, welche die stadtischen Ociroitaxea niohl 
entrichten, da w&ren dieselben nach den Bestimmungen den 
Artikels zu behandeln. — Man ziehe folglich die Stadt nach 
Ihren ordentlichen Einkünften zum Beitrage an. 

10, Wahl des Beitragspflichtigen zwischen 
der N&turalleistung und dem Geldbeitrage. (Art* 
15.) Daa vom Abg# Lebeau vorgeschlagene Amendement, 
den Beitrag in Geld festzusetzen, und die standigen Provin- 
zialausschüsse nur zu ermächtigen, den Beitragspflichttgen 
die Umwandlung der nach den beiden ersten Grundlagen aus- 
gitf^cbriebcnen Geldbeiträge in Naturalleistungen zu gestatten» 
fiand Widerspruch, als zu allgemein gefafst, und mitunter dem 
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Intereese der ßemeloden, wie der einzelnen Einwohner, eof— 
H^e^en. Der Minister des Innern (de Tbenx) bemerkte: das 
Amendement belastigfe unnötbiger Weise die Gemeinden, weil 
die Pferde za mancher Zeit nur za übertriebenen Preisen %u 
bekommen seyen, so aach die Einwohner, weil z. B. ein 
Landwirtb, der zehn bis fQnfzehn Zugpferde habe, und nau 
fnr jedes Pferd die Taxe von zwei Tagesarbeiten in Geld ent- 
richten solle, sehr beschwert seyn wärde, indessen er zn gt^ 
wissen Jahrszeiten seine Pferde ohne merklichen Nacbtheil 
fdr sich ganz gnt verwenden könne. — Es mfisse also die 
Natnralleistung die Regel bleiben, wenn der beitragspftieh- 
tige Einwohner solche gewählt habe; erkl&re er sich nicht ia 
Monatsfrist, so sey er zum Beitrag in Geld anzuhalten^ Es 
würde fibrlgens zu hart seyn, die Einwohner und Acker- 
bauer zu Bezahlung des vollen Preises einer Tagesarbeit, für 
Menschen und Pferde anzuhalten; es würde vielmehr genOgea 
können , am Betrage des Lohns der Tagearbeit eine Minderung 
zu bewilligen, im Falle sie die Arbeit in Geld ablösen wol- 
len. — Bei der ersten Üiscussion war noch einiger Zweifel 
über den Sinn der Bestimmung geblieben: soll man auch ge- 
halten seyn, zu erklären, dafs man mit Pferden und Last- 
T ich die Leistungen in Natur verrichten wolle, unter dem 
Naohtheil, sie sonst in Geld ablösen zu müssen? — Es wurde 
zwar auf die Nützlichkeit für die Gemeinden aufmerksam ge- 
macht, wenn auf den Naturalleistungen bestanden werde, der 
Minister des Innern (Liedts) bemerkte indessen : Art 15. Abs. 
f. stehe in directem Rückbezug auf die Bestimmung von Art. 
14. Nr. 3. Es sey unausführbar, die Ablösung jener Leis- 
tungen in Geld zu untersagen, denn man könne, wenn der 
Bigenthümer sich weigere, die Pferde nicht mit Gewalt zur 
Arbeit herbeiholen; die Luxuspferde würden ohnedies jeder- 
zeit zur Ablösung in Geld Veranlasrang geben. — Bei der 
über die Leistungen der Handarbeiten getroffenen Bestimmung^ 
wünscht^ man, dafs die Beiträge in Geld gegebi^n würden» 
darum hat man dies als Verpflichtung ausgesproeben , wenn 
nicht das Gegontheil erklärt wird, und darum gestattet man 
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eiiio Mindenmif am liObiie der TaglMuirbeie. Bei der zweiten 
Betftinimiiiig bingegeo wurde die Nataralleietiiii; Torgezogeo; 
es wfire daher ang^emeseener geweeen, h^er den eatgegea 
gesetzten Grundsatz auszusprechen. Durch die Brkifirung 
der Absiebt, die Leistung in Natur zu bewirken , weifii die 
Ortsbehdrde indireet, auf wie viele Zahlungen in Geld sie 
reebnen kann, man hStte daher sagen sollen, dafs in Erman- 
gelung einer Erklärung die Leistung in Natur geschehen 
mfisse. Allein das Gesetz hat hier beide Arten von Leistungen 
auf eine und dieselbe Linie gesetzt, und in Ermangelung 
einer Brkl&rung zur Naturalleistung die Leistung in Geld rtt'» 
ordnet, doch mit dem Unterschiede, dafs die Vergütung eines 
Ffinflels nur ffir die Arbeiten der Menschen, nicht fttr die 
des Zugviehes 'statt findet. 

11. Festsetzung der nicht mit Geld nbgelös-^ 
ten Naturalleistungen in Gestalt von Tagewer» 
ken. (Art 17.) Dieser Vorschlag im Entwürfe der CeU"» 
tral-Section ward von den Mitgliedern derselben als von au- 
genscheinlichem Nutzen für die Gemeinden einstimmig ange- 
nominen, doch fühlte man zugleich die Nothwendigkeit, Mifs-* 
brauche und Wiilkübr zu verhüten; es wurde daher in An- 
trag gebracht, dafs die Munioipalratbe zum Voraus die Grunde 
linien und den Tarif bestimmen sollen, nach welchen die Um- 
wandlung von einem Arbeitstage in ein bestimmtes Tagewerk 
zu geschehen habe. (1. Bericht der Central-Section.) — In 
der Kammer der.Beprisentanten wurde diese Bestimmung ge- 
strichen , weil sie blofe für die Anordnungen der Provinzial- 
Beglements sich eigne. 

19. Aufsergewöhnliche Verschlimmerung der 
Wege durch Gewerbsanstalten, und aus Veran- 
lassung von Waldausrottungen. (Art ftB.) Vom 
Abg. Lebean wurde, bei der Discussion dieses Artikels er- 
innert, dafs im Entwürfe das Wort Wald nagen fehle, und 
dach sey es bekannt, dafli das Abbolaen d^r Waldungen eine 
jener Arbeiten sey, welche die Wege am meiaten versohliui« 

Xrii. Ztiuchr./. XeOütw. a. Gesaeg. d^usL Xir. B. 3. H. t5 
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tter». -^ Aut 4i\e biergtfeB tm den Abg.4eilftr^ d^HMre 
und Ftemni ftas dtm Oe«lcbtopimkte , dafs dte Waldeigen- 
fbftiB»r die Ba8m<x*CciliBiai beasaUeo, vorgetragenen ZwelM 
erwiederte obiger fiedner: der Eigentbuner von WaldiingeB, 
der -noob kerne Hokbiebe darin vornehoie , trage snr Uoter-i- 
iMritiMig der Wege nur doreh KataraUeistvngett und fliMata- 
Centltten bei , gan« oo wie der Eigeatbiner einee «rbarea 
Laodea: das Oeeetz spreebe jedoob von einer aasaabmswelaea 
VnaobilKtneriag, und bierher inde daiaelbe eeine Aawen* 
ieng. «^ dVoart bemerkte ^ dafs die Waidongen nur alle AO, 
15 oder 90 Mire abgekolst wArdan, und deob alljibrlicb für 
die ÜBterbalCmg der Vicinalwege ibre lleltrftge mtricbleleB. 
— Der Molster des Innern erlinterte : die .jBcbwierigkelle« 
dieses Gegenstandes seyen nieht zu Terkennea, gleiebwelii 
könne «lebt in Abrede gebtellt werden , dafe die erwfibnten 
Gattungen "des Chrnndeigenlbonis anf irgend eine aofaevordeot- 
liebe Weiee «mn beitrage angezogen werden uflfstea, wobei 
übrigMis auf alle Unstflnde Btteksicht so nebaien siok. Wo 
Tom Eigenthüner eines Waldes die Rede, daseyinAnsoblag 
%u bringen, was derselbe wdbrend der Senntzoi^aaeit as2to- 
satz-Ctentitten enirlebtet babe; dioBe Oentimen seyen c« kapi« 
talistren, und dann «ine Teiffleiobong anznatellen^ ob oie den 
Wdbrend der Zeit ^nirsaebtea Versobllniniennigcii gleieb 
fcottttien. — Aneh das «ey ein Fall , wokber sieb begeben 
kdnne : durob die Bemitznog eines Waldea werde der Weg 
einer 8H|Pün«enden Gemeinde, weloho keine jlnsabB^Cootfanea 
veti dieeem Wald« zn besieben bebe, «verdorben: nQsso' nnn 
in diesem Falle der Kigenthümer des Waldes doppelt beitra- 
gen t todmlleh aneh Hn die beniefaliarte Gemoiiide, deren Weg 
durtfb die OtmitzuiH^r dos Waldes gelkten faatf — In seleboai 
Fblle wfirtfe di der BilHgtoeit gemifs seyn, wenn der Piovin- 
sialaoBsebmb «i«b der ihm m Art 94. liing)erfiamtiea.Befagulb 
bedienen, ntadflnu-Unterbaltongdes WegeedteGemolnde beitragen 
Jessen würde, weli^ die -Zosatz^-Cenilimen beasiidit, nnd jenO| 
wo ^i» Weg «ieh -beendet; ties liabe indessen grofte Sebwie* 
rigkelten, weil die Regierinig dem Ansseh«soe diese Hafsrecel 
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iiMit «Qferiegea könne. — Im SeMte worde d«r ChnMidMitZy 
die EigentböBier der Wsldangien ia bemerkter Webe beioa«* 
zlehefi, aus dem Gesicfatspankte der bieraoa eoMeheaden Üb* 
^leiehhelt ' der Besteueran^ bestritten, nnd inabeaoadere be* 
merkliob geniaebt: wetm ein Wald abgebolet eey^ so mdsse 
chinn der Bigenthömer lange Zeit blndnroby sebn bis fvnf* 
29eK|a JNibre nfimliob, wenn es Niederwalduag , vnd seobzig 
Jahre, a«ieh l&nger, wenn ea Hoofarw»ldnng a^, den Beitrag 
dar ZusatK-Ceaiimen leisten, indessen er doch k^nen Nvtzm 
aas dem Walde ziehe. Bin anderer sehr wesentlieher Naehi-' 
liieil wttrde seyn, dafs jener Zuwachs der Abgaben nicht m^ 
sdur die Waideigenthflmer als die holzbedOrftigea €iewerb« 
treffen würde, die doch dem Art 14. zufolge «irUaterbaltnng 
der Wege schon als Familienhäopter , nia Vorsteher der 0e- 
werbsniederiassottgen . als patentirt, und wegen des Ertrages 
nnd des Gmndeigenthums der Fabrik beigeiragca bitten, und 
Avn auch noofa dem Art. 93. gemfifs , als Kfiufer des f Ar die 
Ffehbrikeo nöthigen Holzes ftr die Verscblioitaierungen der 
Wege Ersatz leisten sollten, und da sie hierduroh nothwen«^ 
dfg mit den vierschiedenen Gemeinden ia Zerwürfnisse gera- 
then worden, besonders wenn die Hotekftufe In entlegenen 
Oegenden statt gefanden, so wäre dayon die endliehe Fdge, 
daCb sie zu Vermeidung dieser Unnnnehmlicbkeiten das Hol« 
so nahe als möglich bei ihren Gewerbsniederlassungen nn«^ 
kaufen, und die entfernteren dann durah die Entbehrung des 
Gewinnes leiden würden. Das endliohe Resultat würde aeya, 
dftfs das Eigentbun der Gehdlze sehr belastet, die Indnstiie 
sehr gehindert, und den Gemeinden ein nur geringer Vortheil 
verschafft, dagegen ein bestftndiger Aalaijs zu Streit und Midi«* 
bellfgkeHen unterhalten würde. «^ Gleichwohl werde zweek» 
müDsig seyn, die zur Ausrottung hingegebenen Wilder 
zur Entrichtung eines Beitrages wegen Verschlimmerung der 
Wege beizuzieben : denn eines Theifci werde diese Maflwegel 
zur Erhaltung der dkbdlee beitragen, die nur allzu «ohnell 
vom belgischen Boden veraehwindeli, 4ha9s aber erfordere die 
Ausgrabung der Wurzeln, d^ fitdeke, und die voUstiadige 
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Aunoftang des Waldes eine Meo^e Fuhrwerk, welches mU 
«^m Bedflrflilfs eines urbaren Landes von gleicher Gröfse in 
einer gegebenen Zeit anfser allem Verbaltnifs stehe. — Bei 
der Disovssion im Senat glaubte der Minister des Innern 
(Liedts), dars man den Ausrottungen der Wälder die aufs er- 
ordentlichen Holzhiebe gleichstellen solle; dieser Vor- 
schlag wurde auf die Bemerkung des Grafen de Quarre ver- 
worfen 9 weil, unter einem außerordentlichen nichts anders als 
eUi antioipirter Holzhieb verstanden werden könne; wenn 
man also schon nach sechssehn Jahren einen Holzhieb vor- 
nehme, der erat im siebzehnten Jahre bitte geschehen sollen, 
so kttnne dafür nicht mehr beigetragen werden, als wenn 
derselbe ein Jahr später erfolgt seyn würde. — d*Huart ver- 
langte eine Erläuterung darüber, was unter Waldung oder 
Wald (JorSi) verstanden werden mflsse? Man benenne nach 
dem gemeinen Sprachgebrauche nur Gehölze von sehr grofsera 
Umfange so, aber in der Sprache des Gesetzes werde das 
Wort Wald von jeder Gattung von Gehölze (bois) gebraucht 
«— Lebeau erwiederte, dafs zur Auslegung des Gesetzes in 
dieser Beziehung die Oberbehörde der Proyinz einwirken 
werde, vorbehaltlich des Recurses an den König: dafs übri- 
gens das besetz zuverläfslg mit aller Umsicht werde ange- 
wandt , und nicht ein Gebüsch wie ein Wald werde behandelt 
werden. 

Die Gestattung einer Weggelderhebung ist eines 
der vom Gesetze vorgesehenen Mittel zum Vollzuge. — 0er 
Abg. Firmen' bemerkte, dafs in dem Falle, wo die Produkte 
einer Steinkoblengrube auf den Wegen mehrerer Gemeinden 
verfährt würden, die Ouelle einer Menge von Reclamationen 
enthalten seyn werde. — In diesem angenommenen Falle, ent- 
gegnete der Minister des Jnnern , würde der Bearbeiter d^ 
Steinkoblengrube eben so wie derjenige, der einen Wald ab- 
holzt, der Entrichtung einer Taxe sieb weigern, und dann 
bliebe der Gemeinde nichts übrig, als die Ermächtigung zu 
Erhebung eines Weg^ldes zu verlangen, was auch ganz 
dem gemeinen Rechte gemäss sey, denn die Regierung könne 
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WeggelderhebQOgen auf gepflasterten and Tersteinteo Straben 
zugestehen. — Nach dieser Bemerkung wäre die Anforderung 
eines aufserordentlicben Beitrages nur dann gesetzlioh statt- 
haft, wenn der Gewerbsnnternehmer etc. in der Gemeinde 
selbst wohnt. Die Weggeld erhebung hat Tornehmlich den 
Fall im Aage, wo die GewerbNanstalt sieb aufserbalb der 6e- 
meindemarkung befindet. — Auf die Frage des Abg. Dnmont 
wegen Unterhaltung des Weges nach Bestellung 
eines Weggeldes, erwiederte der Minister des Innern 
und der auswärtigen Angelegenheiten: der Artikel forderei 
dafs die Gemeinde den W>g im Zustande der Fahrbarkeit er- 
halte; es werde überdies die Regierung einer Gemeinde das 
Recht der W^ggelderhebung allezeit nur unter der Bedingung 
verleiben , dafs aus dem Ertrage des Weggeides ein specieller 
Fonds gebildet werde, der ausschlierslieh SBUr Unterhaltung 
und Erweiterung der Vicinalstrafse xu bestimmen sey. 

13. Uauptverbindungsstrafsen. (Art 84.) Der 
Abg. Fleussn warf die Frage auf^ ob nicht auch die Städte 
zu diesem Aufwände beizutragen haben sollen, da doch mei- 
stens die grofsen Verbindnngsstrafsen von den Städten aus- 
gingen: worauf der Minister des Innern und der auswärtigen 
Angelegenheiten bemerkte , dafs gerade in diesem Sinne der, 
Artikel abgefafet sey , weil es allerdings seine Richtigkeit 
habe, dafs die EinWohner der Städte von dergleichen Wegen 
ganz besonders Gebrauch machten. Unnöthig sey es, das 
Wort Stadt eigens beizufügen, denn unter dem Ausdrucke 
Gemeinden seyen die Städte mitbegriiTen. 

4,Die aufserordentlicben Fälle abgerechnet.^^ 
-^ Die Central-Section hatte bemerkt: der Entwurf läftit diese 
Mafsregel nur in den aufserordentlicben und seltenen Fällen 
zu, wo von Einwohnern benachbarter Gemeinden bedeutende 
Verschlimmerungen verursacht wurden , während sie doch aus 
dem Gebrauche des Weges beträchtlichen Vortheil geniefsen« 
So gerecht der Grundsatz auch sey, dafs diejenigen, die ei- 
nes Weges sich bedienen, zur Unterha^upg desselben bei- 
tragen , 80 merke man doch , dafs in den gewöhnlichen Fällen 



Digitized by 



Goqgle 



474 Das belgische Gesetz vom lo. April i84i 

die«4Bweiidinig dieser biiKgeii Begel dit gr^fsten Sofowierig- 
ketten und ssulillose Conillcto zwischen den Gemeinde venir- 
Mioben wörde, welche sftmiiitlich ihre Nachbargemeiodeit zor 
ünterhaltang ihrer Wege wurden heiziehcn wdllen: doch 
möBse das Geeetz , nm gerecht zu seyn , den Fall Törsehen, 
wo die dnrob FremdiD verursachten ßeschädignngen eine zu 
schwere Last fflr die Gemeinde seyn wfirden, anf deren Mar- 
Ining der Weg angelegt \%i^' 

Nachdem anch der Abg. dlTaart gesprochen hatte, wurde 
der S^nsatE, „die anfsererdentliofaen FäHe abgerechnet^^ a. s. 
w., so wie er im Gesetze aufgenommen ist, vom Minister de« 
Innern beantragt, doch nicht ohne vorbehaltende Aenftemngen 
der Äbg. Lebean und Desmet. Der Abg. Coola bemerkte da- 
gegen: man dörfe den Wortcfn, „ aufserordentlicbe F&Ile ab- 
gerecbnet^^, keine allzu grofse Beschränkung beilegen, denn 
sonst werde es nnausf ährbar werden, die Gemeinden zur Ua- 
terhaltang der Wege beizaziehen, welche sieh nur bis an^s 
äorserste Ende ihrer Markung erstrecken. Er glavbd dater, 
dafs die Atiinahme anf Wege aller Art anwendbar sey. ^— 
Der Minister des Innern und der auswärtigen Angelegenheiten 
erwiederte: der Artikel sey eben so wohl anf die Unter- 
haltung als anf die nerstellung in bessern Stand anzuwenden, 
nnd die Central -Section habe den eben erwähnten Fall bei 
Ihrem Antrag im Auge gehabt. 

14. Erweiterung, Berichtigung, Anlegung 
nnd Abschaffung der Vicinalwege. (Art. 1^7. M.) 
Der Entwurf der Regierung enthielt nichts von Abschaffung 
der Wege, welches anf den Antrag des Abg. d'fluart in den 
Artikel eingeriickt wnrde. — Der Abg. Lebeau hatte zur Un- 
ferstötzung des Antrags bemerkt: die Central - Section hebe 
|0r ndtbig eraditet, die Binschreitung der Regierung anfza- 
mfen, wenn e« sieh von Anlegung oder Verbesserung einer 
jStrafse handle, da Immer in solchem Falle ein Widerspruch 
von Seiten des Mnnicipalraths ztt besorgen sey, weit es von 
einer der Gemeinde aufzulegenden Last sich bandle: wo aber 
durch Absehaffnng eines Weges eine Erleichterung der Ge«' 
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neiod« beabsMitet werik, babe nan eiMa ÜHiliohei» WUar- 
apraob niebt r«raai6etz«B »o laflaseD gegUuibt. Die Erfahr 
rnagr ^%^ <^ber daa Oegentbeil, aa babe siebt aalten , wegen 
Mn Wideralandes einzelner bedeutender Oliterbesitzer die Ab»> 
aebaffuai^ gewieaer Vieinalwege niebt dnrebgeaetzt Verden 
fcdnnen , obgleiob faat die gan'ze Gemeinde es gewönacbt babe. 

i6. Reobt der angr&nseaden SrnndeigentbA* 
»er, wenn ein Vieinalweg aufgegeben oder ab** 
ge&nderl vrird. (Art. SDL) Im Entwürfe der Regiemag 
nvnren die Worte f,naeb dem Brmeasen SaohverBtändiger'^ niobl 
eMwUen. Der Abg. Lebean, beaorgend, es ndge die fie^* 
fognifs dea freien Handrarfcanfea dann fdbren^ dafs die Par^ 
Zellen zn woblfeil hingegeben würden, bemerkte, dafii Ver« 
ateigernngen Tortbeilballer aeyn wfirden. Ana diesem Gealobta«« 
poakte wnrde von d'flnart dieEinaebaltnng der oben gedaeh« 
ten Worte vofgesohlagen: ea könne bq Mifabriocben fäbran, 
wenn man den SrnndeigentbAmern erlaube, in frelviiligvr 
UebereinknafC mit der Gemeindsobrigkeit den Preis Deataii-» 
sctaien; für Versteigerang sey er nicht gestimmt, en aey kil« 
iig, daft man den Grnndeigenthömer niebt beanraUga, und 
gr(rfiiem Naofatbeil dadurch aussetae, dafo man ihn ndtbige, 
seine Ruhe um zu theoern Preis sieb zu erkavfen. Das Aas«* 
knnftsmitfel des Gutaehtens Saobverständiger werde den einen 
wie den andern Uebelstand beseitigen. — • Der Minister dea 
Innern Tortbeidigle die uraprangliobe Fasaaag ala ersebd{H> 
fend, wogegen der Abg. Lebean anf der SinsehaÜnng jene» 
Worte beharrte, und sagleiob bemerkte, dafln seiner Meinung 
naob »lobt allemal ur Versteigerung gescbntten werdnn 
müsse, sondern nur, dafs der Ausschurs sollte «nordnan 
hdnne, wenn er dn Binverstindnifii zwiseben dem Grandel- 
genthümer und der GemeindMirigkeit bemerken sollte. 

Nur in dem Falle, wo die angrannenden Grundbeeitaer 
sieb Ihres Reehtea nicht bedienen wollen, treten bei der GOf« 
meinde die Gesetze in Wirkung, worin dk Redingungan aoa« 
gesprodien sind, unter weieben^rsie^irertarsern darf. 

Das f^aon$sisebe Geaeta beStimiiit, auf welobe Weisa #» 
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SacbTerstftodigco eroannt werden sollen, w&bread des bel- 
gische bieraber schweigt Die Gemeinde wird also ihren Sach— 
rerständigen ernennen, and eben so der Grandeigentbömer; 
wie aber, wenn gegenseitig Mifstrauen in die Unbefangea* 
heit der Sachverständigen gesetzt wirdf In diesem Falle 
müfste die Brnennung durch das Gericht geschehen , nicht 
aber darch die Verwaltungsbehörde, weil es sich hier am eine 
Bigenthamsfrage handelt, welche in Belgien, anders als in 
Frankreich, stets die richterliche Binschreitang erheischt. — 
Wenn die beiden Sachverstündigen nicht einig sind, so er- 
nennt in Frankreich der Präfect den dritten: diese exorbitante 
Befognirs ist in Belgien nicht dagestanden worden. Wenn 
die Gemeinde das Recht hat, ihren Sachverständigen zu er- 
nennen, so kann sie diesem die BefQgnifs übertragen, den 
dritten Sachverständigen zu wählen ; es kann also keinen An- 
stand haben, dafs nicht die gegenseitig ernannten Sachver- 
ständigen in gemeinschaftlichem Binverständnifs den Dritten 
erwählen; wenn sie aber sici^ nicht aber die Wahl verstän- 
digen kdnnen , so mufs nothwendig die gerichtliche Binschrei- 
tang anfgerafen werden. — Der angränzende Grandeigen- 
thfimer mufs nach dem Gatachten der Sachverständigen ent- 
weder das Eigentham oder den Mehrwerth, letzteren in dem 
Falle bezahlen, wo er Bigenthümer des Grandstacks sejm 
sollte. Diese Fassang des Gesetzes erklärt sich, wenn man 
erwägt, dafs das Gesetz in keine Bigenthamsfrage eingreifen 
wollte; nur der Fajl wollte vorgesehen werden, wo Grand 
and Boden des Weges Privat- and nicht öifentliches Bigen- 
tbom ist: dort würde es sich allerdings nur am den Mehr- 
werth handeln. 

Der Artikel sagt: „Die Angränzer haben das Recht, sich 
* ermächtigen zu lassen^^ Hierher bezieht sich der Art. 76. 
des Gemeindegesetzes : iss handelt sich wirklich von einer Ver- 
äafserang von Seiten der Gemeinde: hierzu kann der stän- 
dige Aasschafs die Ermächtigung ertheilen, wenn der Werth 
1000 Franken nicht übersteigt, andern Falles bedarf es eines 
Mniglichen Decrets. — Wenn die Gemeinde den Verkauf ver- 
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ytftigwie^ oder die obere VerweltuogBbehdrde die Genebmigaiig 
versagte, eo mafeten die Angrinzer den Reobtsweg betreten. 
•^Sollten dte beiderseitigen Angrfinzer dtt ihnen naeh 
dem Art. 99. anstehende Recht in Ansprocb nehmen , so kön-* 
nen sie jeder die H&lfte des abgeschafften Weges verlangen. 
(Damay 8. 197.) 

Die Verbandlongen Ober die Art. 30— 37. werden als von 
keinem beeondern Interesse hier übergangen. 



XXV. 

Juristische Bücher^ welche in Spanieü im 
Jahre 1840—1842 erschienen sind. 

Mitgetbeilt 
von 

Herrn Hofrath HäneIi in Leipzig. 

(Aas einem Briefe des Herrn Julius Kuba in Madrid.) 



1) Apuntoo para la modificacion de los Fncros de Na- 
▼arra y medios de constitair esta provincia por D. Isidoro 
Ramirez* 2^ Instraccion para los alcaldes constitocionales 
aobre sna atribnoiones indiciales por D. Marechino de lo Qaer- 
raga Esoobar. 3) Reflexiones sobre los vioios de la admini- 
atraeioa de insticia por D. Antonio Cbavarria. 4) Carso de 
logioa iadicial por Berlanga. 5) Jorispradencia populär por 
Berlaaga. 6) Tratado legal de letra de cambio, libranzas, 
dales o pagares y costes, ordenes de ereditos por Blas Diaz 
Mondivil. 7) Biblioteca del abogado ö colleooion de las me- 
joras obras de legislacion y jarispmdenoia por Varios. 8) 
Biblioteca iadicial. 9) Bl libro de los Alcaldes y ayaotami- 
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MM* 10) BiMio6eo» ie los esorilNiDO«. 11) Bleoieiitw d# 
pniotle» foromw. NB. Die Werke 8 — tO sM von D. Bfo- 
wmü Ortis y Zoniga iib< bafcen we^n 4er Klarheit und Oe- 
mraiglteit, mit der sie rerfafet eind, eine gute AafRaftaie ^e- 
fanden. Da« leiste Werk wird an vielen Unlv«rsit&ten als 
Text gebraucht, a. B. in Madrid. 19) Elementes de dereeho 
patrio per D. Joaqoin Escirche (Bsoerebe?). Dies Bach wird 
TOD Studenten sur Vorhereitung für die Bxamen benvtat« 
13) Prontuarlo alfabetieo de legislaoion y practica por D. Pe- 
dro Carillo y 8anchez. 14) Apuntos sobre la practica fo- 
rense por D. Juan Maria Gutierrez. 15) Instiinciones y De- 
reeho civil por D. Clrilo Alvarez Martinez. 16) Leges pö- 
nales vigentes en Espana por D. Felix del Valle. 17) Gnia 
del legbta para los eosamiaes y gradas. 18) Manual de pro-* 
cedlmieotos por D. Ramon Torrens y Ricart. l9) Gaxeta de 
los tribunales (erscheint wöchentlich 9mal). 90) Prontuario 
de eontratos y succesiones bereditarlos por D. Bogenio de 
Tapla. 91) Bstadlstica jadicial de las islas Balearea por D« 
Manuel de Guillamas. 99) Cole9ione8 de las alegaciones del 
Exmo. 6r. Campomanes por D. Jose Alonso. 98) Practica 
forense por D. Joaqnin Gnzmann. 94) Colleccion de todos 
los tratados completos de jarisprndencia , legUlacibn y adni- 
nistracion espanola por D. Fermin Berlanga. 95) Elementes 
del dereeho civil y penal de Bspana por los doctores DD. 
Pedro Gomee de la Serna y Juan Manuel Mentalban« Das 
Werk beginnt mit einer kurzen historischen Uebersidit In Spa- 
nien, sagt jedoch unter andern nichts von dem Schicksale, 
weldies dasselbe in den von den Arabern unterjochten Pro- 
vinzen g^abt hat ; eben so wenig roll dem Binllusse der 
Glossatoren und von den bedeutendsten Rechtsgelehrten Spa- 
niens f^herer Zeit. Die Verfasser folgen dem Code ciWl. 
Obgleich es viele Unrichtigkeiten und Uogenauigkelten in der 
Literatur enthfilt, ist es dennoch auf mehreren Universifatea 
eingeffihrt. 96) Aforlsmos legales por D, Pedro Maria Vtr- 
ranos. 97) Tratados criticos y razonados de practica forense. 
98) Febrero 6 fibreria de jueces, abogados y escribanos por 
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Bi. PlofM^ «arolfl GofiM (?) y D: J«m«l»A4tlmB. Mmm 
Werk Tin^fiicli «nfgelegl md verbessert itt b» auf de» beti- 
Hgen Tttg da« prafctkche BtUfsbuch par eieeH^nee, «iii M 
^iebt feetnen Biebter' oder Advokaten, der es oieht beeifetA 
Bie dieemaK^n Heraoageber beabsiebtigen zwar, es naisii^ 
•rbeiteii uäd tm verbeeeen», arbeite» yedoeb tail fl<rfober Oe^ 
WeflttOj^, dalb die Arbeit das Geprftge einer Speoolatloii aft 
aieb trigt. M) Inatracoion praotiea o sea" Cttrso eompleto j 
AFetodleo de proeedImieBtes para la admiaistraeion de jvstiela 
ca lo oivil y oa lo crtmittai pro D. Juan Jaliaa Ratz y Pivk 
das. 30) Gnii^ eompleto de los aleaides'oonstttiioionales. 9t) 
El libro de los jveees o F%ero jusge. Impreata de Araarita; 
M) Bistoria de las InstHitelones jodieiarias per D. Manael 
Seijas (?) Lozaao; Bis jetnt ist mir der erste Band ersofaie- 
ne», welcber das Crfmimilredht entbftlt , der aweite ist vnter 
der Presse, and bestimmt, mit BerOeksiehti|^ng des ersten, 
die Bootrinen des Verfassers zu Terbreften. Dieser bekennt 
sieh za der pfailesopfiiseben Sobole , welclie Cousin in Frank-r 
reich reprasentirt 33) fnstitaciooes de- derecbo eivil ara^ones 
per B. Luis Froaeo y Lopez y Felipe GoiBett (?;« 34) Pra- 
yeeto da naa leg agraria b eodigo raral por D. Jaan Alva«- 
rez Gnerra. 35) Blenienfos de praetica foilase por B. ]lfa» 
imei Biaz. 

1849. 
30) RestanraciOtt del peder jndleial de Espana ete. per 
Dk Ltteas Pardo. 37) Beleltn de jorisprodeneia y. legislacion« 
ViemMl w9dieiFtlieb, 38) La abegada 6 el arte del abogado- 
31^) BiGeionario razonado de jarispradencia y legislaeien por 
B. Joaqaia Bscreme^of Zweite, bedeutend verbesserte Aof<» 
läge. Ber 1. B. ist volfstandig; der 9. gebt bis zun B«ch^ 
Stäben J (Joez). Bas Werk ist blas fnr jorispradenm be» 
stimmt, denn dem Titel entgegen steht von legislaeien wenig 
darin. 40) Einige jange Advokaten haben auf Anregen des 
flerrn Julius Käbn heraaszugeben begonnen : Carso eompleto 
elementar de Berecho romano, formado de las doetrinas de 
Hugo, Savigoy, Warnkönig, Haubold y Mackeldey por B. Ru- 
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perto Natmto, RAfael de Lan y Jo«e Alvaro deZate. Dm 
«rate Heft, die äuTtere Rechtflgcsehiehte enthJilteiMl, wurde 
im Mira d. J. erwartet 41) Der Professor der Nationalöko- 
Bomie sn Madrid und Präsident der Gesellsehaft de los ami- 
gos del pais beabsichtigt in Verbindung mit zweien seiner 
Scbfiler Navarro und Zafra eine politisch -dkonomisohe Mo- 
natsschrift unter dem Titel : Revista economica heraaszogeben, 
welche die Tendenz hat, den effectiven national-dkonomlsdies 
Zustand Spaniens in seinen einzelnen Zweigen darzustellen. 
Zu dem Zwecke sind den Herausgebern die Archire des Mi- 
nisteriums und andere wichtige Hnlfsqnellen geöffnet worden. 
Zugleich wollen die Herausgeber die Fortschritte der Wissen- 
schaft In andern Lindern , besonders in Deutsehland , angeben, 
und haben defshalb auf die wichtigsten dahin einschlagenden 
Zeitschriften abonnirt. An diese Zeitschrift wird sich in Lie« 
fernngen, welche unter besonderem Umschlage den Monats- 
heften beigeffigt werden, eine Bibliothek der ausgei^ichnel- 
sten Werke Deutschlands, Frankreichs, Englands fiber Natio- 
nalökonomie anschliefsen, Herr JuliurKfihp übersetzt so 
eben mehrcffe deutsche Werke, z. B. von P61itz, Zacharii. 
Diese Bibliothek soll ferner, und dies wird gerade das Aus- 
land interessiren , die besten Werke der Spanier über diese 
W'isseoschaft enthalten, selbst solche, die nur In Handschrif- 
ten existiren, oder bisher in seltenen Abdrücken in Bibliothe- 
ken vergessen lagen und worunter sehr viele interessante 
Schriften seyn sollen. Die Direction, welche wegen des all- 
gemeinwissenschaftlichen Interesse ihres Unternehmers wünscht, 
dafs diese Zeitschrift auch im Auslande, besonders in Deutsch- 
land, Bittgang finde, wird keine Kosten scheuen, um sie auch 
da bekannt zu machen und Subscribenten zu gewinnen. Der 
halbjährige Preis mit Einscblufs der Bibliothek ist M fr., der 
jihrliehe 40 fr., franoo de porte« 
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XXVL 

Niederländisches Recht 

Literarisches Eigenthum- — Staatsdruckerei. — Heraus- 
gabe von Gesetzen und Verordnungen aus der 
officiellen Sammlung. 

* V o n 
Herrn Dr. u. Prof. den Tex in Amsterdam. 



£in RechtsMl, der im vorigen Jahre 1840 in erster Instans, 
in Appell und endlich bei unserem Cassationshofe (der Hoho 
Ratb) mit vielem Eifer behandelt vrorden ist, giebt mir die 
Veranlassang ku dieser Mittheilang, die auch Im Aaslande, 
wie ich hoffen darf, einiges Interesse erregen wird. 

Eine königl. Verordnung vom 30, Nov. 1839 hat einen 
Tarif der Justixkosten und der Salfire in bfirgerlichen Strei-> 
tigkeiten (Staatsblad No. 49.) festgesetzt; kurz darauf 
besorgten die Buchhfindler Norman and Sohn in Zalt Bommel 
eine neue Auflage davon. Eine gerichtliche Verfolgung ward 
-gegen sie eingeleitet wegen Uebertretung des Gesetzes vom 
26. Jan. 1817 über das literarische Eigenthum im Allgemeinen 
und insbesondere der königl. Verordnungen vom 2. und 30. 
Jnlius ±822 (Staatsblad No. 16. 22)^ enthaltend specielle 
Beatimmnngen über das Recht zur Herausgabe von Landes- 
gesetzen und Verordnungen.' 



1) Abgedruckt auch bei Renouard Tratte des droits d'auteurs 
etc. Paris 1888. I. ». 840 folg. 
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Das TriboDsl zu Thiel in Gelderland (in welchem Bezirk 
der Wohnort der Beklagten gelegen war) tpracb am 13. Fe- 
bruar 1840 eine Verartheilnng der Beklagten aus nnd diese 
Sentenz wnrde bei dem provinziellen Gerichtshöfe in Gelder- 
land zn Arnheim in Appell am it. Mfirz 1840 bestätigt 
(Weckblad voor het Regt No. 90). Die Verortheilten 
sachten am Cassation nach und der Hohe Rath hat bei Arrest 
vom 8 Sept 1840, zufolge des Art. 105. &e6 Gesetzes über 
das Gerichtswesen, die Verurtheilung eassirt und erklart, dafs 
die Herausgabe von Iiandesgesetzen und Verordnungen durch 
kein Gesetz verboten ist, dafs die Bestimmungen Qber das 
literarische Bigenthum sich blos auf die Unternehmungen von 
Privatpersonen beziehen, und dafs dem Staate kein ausschlies- 
send Becht auf ^ie Herausgabe von Gesetzen und Verord- 
nungen zusteht, wodurch auf das Factum keine Strafe ge- 
stellt ist und die Beklagten von jeder Strafe flrei zu erkennen 
sind. 

Mehrere mit Ruhm bekannte Rechtsgelehrte haben in die- 
ser wichtigen Rechtssache ihr Urtheil kund gegeben , andere 
h$lben in besonderen Gutachten ihre Meinung entwickelt. Es 
wird mir erlaubt seyn, die Hauptpunkte des Streites auch 
nach Privat-MitthMlnngen kurz zusammenzustellen, um unsere 
Leser in Stand' zu setzen, selber den in Frage gestellten 
Rechtspunkt zu'beurthellen. 



Die Grfinde, die fOr die Anschuldigung angefahrt wur- 
den, waren hauptsachlicb diese: 

Das Gesetz fiber das literarische Bigenthum vom 95. 
Januar 1817 ist allgemein. Jeder, der etwas herausgiebt, ist 
dadurch gegen Nachdruck gesichert. So hat auch der Staat 
dasselbe Recht, was die Gesetze und Verordnungen betrifft, 
die von Staatswegen gedruckt und herausgegeben werden. 
Bios die Art, wie der Staat dieses literarische Bigenthum aus- 
flb^n kann , ist b^i den kOnigl. Verordnungen vom J. 4891^ 
geregelt. Das Recht des litienirMieii HigenAuoM komtfit dem 
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Stoftte sa, wie jedem Aodern* Der Stett iet eine «erftliiche 
PeraoD, welche die Rechte genlerat, die öherbanpt ao pby- 
eieobe und moriüi9che Pereoneo durch die Gesetze zoerkawU 
sind. Nirgends hat das Gesetz von J. 1817 den 8taa(des literari- 
0ohen Bigeothums beraubt Er hat dasselbe also das oanlicbe 
Beobt, wie jeder aodere auf das, was er druckt und herausgiebt 
Oieser Gnud wurde auch voroehmlich von dem Geoeral-Pro«- 
cnrator am (/assationshofe ia seiner Bede am 83. Judius 1849 
bervorgeboben. „Wie jede moraliscbe Person glebt der Staai 
Druckwerke heraus, und er thut dieses auf die Weise, die 
der Begent rorsohreibt, uod durch diejenigen , welcbeu er es 
aufgetragen bat. Alle, die die Gesetze verCarsten, Ifaatendie'^ 
MS /ar den Staat« dieser ist der wahre au t cur, derberaus» 
giebt Der Staat hat also BigenthusAsrecht mt alledi^enigeo, 
Sohriften, die von ihm bekannt gemacht werden (Wee&bi 
V. h. Begt Nq. 106.) 

Da also das literarische Staatseigenthum sehen nach dem 
Gesetze von 1817 anzunehmen war, haben die Vererdnungeu 
von 1882 keine Schwierigkeit. Bei diesen wurde nichts Neuee 
festgestellt, sondern nur blos und zum Ueberflurs die StmC«. 
bestimmnng des Gesetzes von 1817 aufs neue eingesoh&rft. Ufa« 
ist dabei blos von der Voraussetzung ausgegangen, dafliauch 
der Staat ein literarisches Eigenthom hat aus dem Geaelz«) 
und dieses war es, worauf alles zukam. Herr Advokat Mut- 
seos sagte in seinem Gntachtes: ,, Ich ehre die Veroffdnungeu 
von iSZ9^ und meine, dafs S. M. völlig berechtigt war, Mk 
die ausschliersende Httransgabe v«n Stoatssobriften znm Voc- 
tbeile der Landesdrnckerei vorzubehalten. — Solche fitaatst^ 
Schriften sind, meines Urtheils, Staats-* Bigeatb um, und 
alsa ist der K5aig, als Oberhaupt des StMtes, bfreobtigj^ 
dieses Bigenthum gelten zu lassen und sich vorzubebalteo«^^ 
Das Gesetz erkennt Bechte zu bei der Herausgabe von L^t- 
ter- eo Ktt.nstw>ertken, das heifst bei jedem, snw mit 
Irfettern, Charakteren, Buchstaben gedruckt wird, also auch 
bei Gesetzen, Verordnungen und jederartigen Ppblicationen, 
die von Staatswegen v geschehen« Dieses Beobt ist aucti im-> 
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ser aneifcamil worden. Die Verordnniiff tob t. Jalil899 be- 
festigte dieses litenriseiie EigeDthom des Staats im Allge- 
neineo. Da jedoeh nach derselben Zweifel fiberblelben könnte, 
ob der Naehdmok blos der ganzen Gesetzsammlnng oder aach 
der einzelnen Nammern derselben als nneflaabt za betraclitea 
sey, so hat die Verordnnng vom 90. desselben Monats in 
einer nfiberen Erklimng zn erkennen gegeben, dafsaoch das 
Drucken einzelner Nammern ohne vorher erhaltene Brlaab- 
airs als verboten zn betrachten ist Der Staat hat gezeigt, 
^ daib er von seinem ansschlielbenden Rechte keinen Mifshraach 
machen will. Bine könlgl. Verordnung vom 18. Junins hat, 
was die Herausgabe der nenen Gesetzbficher betrilR, jeden- 
falls dfm Staate die erste oder ofdcielle Ausgabe vorbehalten, 
jedoch fOr die ersten sechs Monate nach der Binffthrung der 
Hesetzbüoher *). Nach dem Zeitverlauf wurde, was die €te- 
setzbOcher betrifft , die Heransgabe ^publicijnris erkürt 
and jedem freigelassen. Fragt man nach der Praxis , so ha- 
ben alle auch von den angesehensten Rechtsgelehrten sich dem 
Beschlüsse von 18M ohne Widerrede , unterworfen , und je- 
desmal wenn sie aus der Gesetzsammlung Mittheilungen zu 
machen hatten, um Erlaubnifs dazu angefragt. 

Doch mit viel Scharfsinn und Beredsamkeit wurden die 
Grttnde zur Beseitigung der^ Klage vorgetragen. 

Gesetze, so ssgte man, sind gemeines Gut; es ist ihre 
Art, dafs sie Niemanden zugehdren, da ihre Bestimmung ist, 
Allen zn dienen. Gesetze sollen auf jede Weise bekannt ge- 
macht werden. Wer sie druckt und herausgtebt, macht sich 
beim Staate wie bei den Bürgern verdienstlich. Wer kann 
den Gesetzen Gehorsam leisten, wenn sie verheimlicht werden 
sollen, und Strafe denjenigen trifft, der zu mehrerer Bekannt- 



9) Was diese Verordnung betrifft^ so ist angemerkt worden ^ d&Ts, 
wenn der Staat literaiisehes Eigenthum hat an seinen Gesetzen 
etc.^ dieses zum offen tliclien Staatsgute gebort^ was der Köaig 
durch Verordnung nicht wegschenken kann. Jedoch , dafs der 
Bector civitatis zu solcher Dispensation Recht hat^ wird wohl 
nicht bezweifelt werden können. 
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machuog mitwirkt Y Et wflrde Iftoherlioh «eyn, wenn Je* 
jBMnden, wer es anch sey, ein ansecklierslicfaefi Recht sng^e- 
•tanden wörde anf etwas, was so aagenseheinlidi ko den 
dflentlicheo DoinaiDen gebort, wie *die Gesetze. Man nannte 
«s einen schändlichen Gedanken, sogar die Gesetze moBopo* 
lisiren zn lassen (Weckbl. t. h. R. No. 91.). 

Allgemeine Gründe , so wird weiter bemerkt , Ittr die 
Mdglichkeit eines Btaats- literarischen Bigenthnms beweisen 
nichts« Die Frage ist nur, was jetzt in Niedertond Rech* 
.tens sey, und dann ist es nnbezweifelt, dafs ans keinem be- 
stehenden Gesetze ein literarisches Staatseigenthnm abgeleitet 
werden kann. Das Gesetz vom 25. Januar 18t7 ist gar niolit 
anzuwenden; es gilt von literarischen und Kunstwerken, von 
iSchriftstellern (au teure) und Verlegern, idso.Ton Privat- 
Unternehmungen, nicht von Staatsschrifteo, Gesetzen} >Verord- 
nungen u. s. w» Die Motive des Gesetzes zeigen «n deut- 
lichsten, dafs es den Schutz der Rechte deijenlgen bezweckt, 
die in einem wissenschaftlichen oder Kunstjfache die RefSr* 
derung der edelsten Zwecke der Menschheit sieh voratellea* 
Man will den eifrigen und verdienstvollen JSchriftslelleni und 
Kfidstlern die Früchte und Vortheile ihrer Arbeit sieben, 
.Was das Gesetz immer von au teure sagt, erhHibt niebt, dafs 
wir jemand anders, als besondere Personen uns dabei denken. 
Der Staat ist nie auteur. Wer kinnte wohl der Autor eines 
Gesetzes genannt werden? Der es am ersten reiigirt. bat? 
Aber wie oft wurde der Entwurf nicht spftter im Staalsrathe, 
in gesetzgebenden Versammlungen n. s. w» geändert, verbea- 
sert, erweitert, eingeschränkt etc.? Ein Autor ist. dendbe 
also nidit, und daher ist auch, was Gesetze etc. betrifl, an 
kein literarisches X^genthnm zu denken, indem das .Gesetz 
dieses dem Autor zuerkennt. Lfieherlich ist es weiter , zu 
sagen, dafs das Gesetz alles das umfafst, was Letternwerk 
genannt, mit Buchstaben gedruckt whrd. Lettei;aw.erke 
«nd lifeerarisehe S^rtflen., Werke der Literatur. 8s würde 
eine Verdrehung des Gesetzes seyn,-. diesep Wort in. eiqiem 
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uderai fiimi wahMHmvL StMlMobrlltea, GftMlae, Verord* 
mmpsn tiad sie •!• UterarisolM ArMten btlraohtet verdca. 
«— Der Kdnif Iml Uot das Reeht der ProBvlgfttiea der Ge«- 
aetee, Art. 119 droodwet Daher lumn er beeümneii, welche 
die ofldelle Aiegabe der Oeeetae aeya wird; eher dae Recht 
der Promolgatiea stellt kein lilerarisehee RifenthiuB dar. — 
8a aiad aaeh viele aadere MeaUiebe Sehriltea da, die keia 
BigeBlhiUB anlaaaea , x. R. geriohtliehe fieateaaes. Wer wttrde 
wohl daa RigeBthaBi hahea aa einem geriohÜicheoAaasprachf 
Ui ea der Advokat, der aeiae Grflade ia der riobteriiehea 
SealeBa aaagedrflokt wieder fladetf oder derjeaige Richter, 
der di^ fieateaa Terfertigt hat? oder der Oeriehlahof^ daa 
ganae eorpaa aiorale, welehea die Scateaa ertoaeea hatt 
oder der VonMbery der diese aasgeeiMroehen batf oder der 
Aekiar (ereMer), der die Abschrift aasgefortigt batf oder 
die Partei, aa derea VerCbeii der Aosapmch gesebchea ist? 
oder diejenige, die die «erioheskosten sa beaahlea bat? Maa 
siebt, wie aastaa^ es ist, richterliche Aaeaprfiehe einem 11* 
ttfarisehen Bigeatbam an anterwerfBB. Wie viel mehr gilt 
^ieeea von Oesetaea aad Verordnnngen, die nicht bloa fBr 
die etreitenden Parteiea, aeadera Ikberbaaiit fftr Alle als 
Eecbtsaena getteat ~ Ist ksia Geseia da, daa aosditckUeh 
die SCaataMbriilen ala gemeines €kit eridirt fiMolMa bmneht 
ea anch nidbt; ae ia^ge die Regel gelten wirdt waa aicM ver^ 
boten wird, Ist erlaabt, aoli aadi die Ansgabe voa Staate» 
s e b f i f l s a als jedem orlaBbt xa betiaobten eegns. 

' Jedooh aaeh aas mefarsrea besoaderea BesÜmmDngea des 
Oeaetaes vom J« 1817 überaengt nma eich von der IJnaril|g« 
Hohkeit, es anf Staatseigeatbnai an Geseteea etsi aaaweniea. 
Art. 8. den Geaetaea dehat daa literarische Rigentinnn des 
Autors aas bin aaf W JalNfe naeb dem To4e des Aatara. 
Aber war ist hier Antorf Der Staat, ala morafiscbe Person^ 
Ist aasteiMiob. Wkd deaa der Staat anf ewige 9Eeit aad ia 
küafdgea JahiHanderten sola BigenthaaMreebt ia Uraeks a s h a a 
b^i^ten? Wtitt'de, wcao der Gesetzgeber Jemanden ein ao 
anfserordentiicfaes Privilegiam hüte ertbeilen wollen, er diesen 



Digitized by 



Google 



Nied&rländtickei Recht. 487 

nicht aasdrftekliob erklärt haben f Das Clesets selber eeigt 
al0O am bestimmtesten, dafi aa den Staat bei derpimenSaehe 
nicht gedaobt ist. 

Blne andere Versebrift des 0esetsea bekrftfttjrt diene 
MclmDg'. Art 6. legt dem Verleger die Pflicht anf , n«r 
ESinaendang von dret Exemplaren des Werkes, dessen Bigen- 
tham er sieb rerslehern will, an den Magistrat seines Wohn- 
ortes. Aber wo bat der Staat seinen Wobnortf An wel« 
ohen Magistrat wird die Einsendung gesehebtn mllsseaf 
Alles zeigt anoh hier dentlieh an, dafs an den Staat bei den 
GesetKo nicht gedacht werden ist 

Und dieses beweisen auch die Verordnnngen von 18ff. 
Wenn doch das Clesetn vom J. 1817 auch das Staatseigen- 
thom anr Druckwerke nmfafist bitte, würden die beiden Ver- 
ordnungen von 18M gann. aat2]os gewesen seyn *), aber 
gerade, ,da man erkennen mndite, dafs das desets von 1817 
kein Staatseigenthnm in Dmoksaehen anerkannte, bat nun 
sich beeifert, ein solches in jenem von 18M damsteüen. 
Bin zur ^eit anoh, dieses wird allgemein asng^ebea, hat je» 
dermann^ wer wollte, von Gesetaen, Verordnungen etc. drneken 
lassen und herausgegeben, was er wolltei Aber waren die 
Verordnungen von 18ff geeignet, diesen Stand der Sieben« 
indem f Nein. Der Kinig verbot in denselben den Naeb- 
druck aller in der Staatsdruokerel gedruckten Gesetze und 
Sbiatsverordnungen, und dieses bei Strafe, wie sie im Geselt 
von 1817 vorgesobrieben war. Jedoch kdnnte der Kdnig allein 
durch Verordnung und ohne Mitwirkung der General«Staaten 
ein Strafgesetz ausdehnen auf Ffilie, die aufter dem Gesetee 



e> Ueber den Sinn dieses Verordnangen sind auOh 

Meinuagen^ die jedoch hier keiao Bntwiskdong Ihrdern. So 
meiatea Vieie^ das Staats - literarische E^enthnm würde dmreh 
diese Verordnang^ aasgsbreitet , oder neu gestiftet , da Aa* 
dere^ wie der O e ner alyrscnrater am Cas sa ti on s h ofe, im Gegen« 
tbeüe darin eine Beschrftnkang derselben seu bemerken meinten. 
Das GeselB von 1817 verbot , seiner Meinang nach^ aoch den 
Abdrsck in den EeitaageB , der doch küer eriaabt wird' o. s. w 
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geblieben sind? Diese Frage eoU ttberbaupt verneint werden, 
vnd>, wenn die Verordnnngen von 1899 krefllos erecbeinen, 
verfällt aneh da« fitaatseigentham auf Druckwerke , waa die- 
selbe festsostellen versnobt habe, da es bei dem Gesetze von 
1817 ganz unbekannt geblieben war. Wohl könnte der Kö- 
nige als Staatsoberhaopt, die Art and Weise der Herausgabe 
von Staatsschriften verordnen, aber Andere zur Befolgang 
dieaer Vorsobrilten durch Strafen zu verpflichten , das gehörte 
§m gesetzgebenden Gewalt, die der König and die General- 
Staaten gemeinschaftlich ansfiben. Es war also ganz richtig, 
dalb schon vor mehreren Jahren die Verordnnngen von 1899 
darclr den aasgezeichneten Staatsmann, Graf van Uogen- 
dorp (Hnisboad van Staat, VIII. S. 133 folg.) scharf ge- 
ragt and mifsbilligt wurden. 

Dies sind haaptsfichlicb die Gründe, die ffir die Beklag- 
ten angefahrt worden, besonders in einer trefflichen Dednctioo 
des scharfsinnigen Advokaten Li p mann zu Amsterdam: On- 
dersoch omhent de TVettigheid der honingligke Resluäen van 
s; en So. Juli 182a en f8. Juni 183g. Amsterdam 1840. VI. 
40 S. 8. ^), and nach vorzüglich in seinem Vortrage beim 
Hohen Bathe, am 9. Jani 1840, der berfthmte Haager Ad- 
vokat, D. Denker Cnrtias, dieselben Gründe hat gelten 
lassen (Weckbl. v. h. Hegt No. 109, 194). 

Man hat gar nicht gelfiagnet, dafs dem Staate ein Recht 
aaf literarische Handschriften zukommt, in deren Besitz er ist; 
in Frankreich bezieht sich darauf ein kaiserl. Deoret vom 90. 
Febr. 1809, concemanf les manuscrits des bibliothegues et 
auires eiablissemenU publica de V Empire. *) So sagt auch 



4) In den ersten 15 Seiten zeigt der Verf«^ dafe. Gesetze a. «.w. 
ihrer Art nach kein Staatseigenthum seyn können^ und weiter 

^ bis S. 97^ dafs bei dem Gesetze von 1817 dem Staate kein 
Bigentham auf Druckwerke zuerkannt ist^ und. weiter bis S. 
35 , daftf die genannten königL Verordnungen ein. sogenannte» 
hohes königliches Staats-Privat-Druckrecht nicbt 
haben einsetzen können. 

5) Renouard I. S. 864 folg. H. S. 99^ folg. 
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RenouardLe. II. S. 2W: „Qae Tetat soit propriAtire dm 
OttFrages commandes par lai^ redig^a a aea flraia, aar dea 
domalnea officiels, on a Taide dea resaooroea, dönt loi aeal 
peot dispoaer, c'est oe qai ne peat paa ^tre doateux^^; jedoch 
man verwarf jede Beziehung davon auf die Poblicatioo von 
Geaetzeo und VerördnangeD^ die aaa ihrer Art aelber der 
OeffenUiobkeit übergeben sind. Die Vertbeidiger dea. Staata*- 
eigenthnms aach in Drnckaaohen versnobten jedooh ihre Mei- 
noog noch anfs nene zu vertbeidigen. 

Die Gesetze, sagten sie, aind ja fttr alle. Sie aind be- 
stimmt, allgemein bekannt gemacht za werden. Allein ist ea 
nicht ganz natörlich, dafs der Staat bei der Bekanntmaohnng 
einige Garantieen verlangt, und nicht jedermann, wer da will, 
zom Abdruck nnd Herausgabe Erlaubnifa znatebt? Ja, die 
Geaetze sind ein allgemeines Gut, da jedermann sich auf die- 
selben berufen darf und auch soll , und alle gleich den Ge- 
setzen unterthan sind; aber es gilt hier daa Recht, die Ge- 
setze durch die Presse zu drucken und herauszugeben , und 
da kann der Staat aein Beeht sich vindiciren , wie jede Pri- 
vatperson auf seine Schriften. Denn die Gesetze gchOren 
wirklich dem Staate zu (Weckbl. v. h. R. No. 105. Hr. Ad- 
vokat Wintgena im Haag bat in einem Privatgotachten diesen 
Grund trefflich erläutert) die auch zu der Abfassung der Ge- 
setze mitwirken, alle bieten ihre Dienste dem Staate: für den 
Staat wird daa Gesetz dargestellt. Es. ist gerade, ala ob 
wohlwollende Freunde durch Mittheilung von Gedanken und 
gutem Rath einem Schriftsteller zu Dienste stehen. Auch in 
diesem Falle ist es allein dieser, dem das Gesetz ein Recht 
zuspricht, so auch hier dem Staate. 

Es ist also nichts ungereimtea darin , wenn der Staat sich 
ein eigenes Recht auf aeine Druckwerke vorbehält. Aber die 
Frage ist, ob dies wirklich bei der Niederlindisehen Gesetz- 
gebung geschehen ist. 

Einige, und darunter der General-Procurator beim Hohen 
Rath, in seinem Vortrage am 193. Juni 1840 (Weckbl. v. h« 
R. No. 195) aind der Meinung, dafs solches Recht, auch waa 
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am Prinoi» Mrifltt, Uer taitinnt anfeimnuB ifi, du dw 
GttMCft voa 1817 daa Mwt oirg^iids aiwtoaiert Dafii ktin 
Tfrnia fMifwtelU ift, womit das Privilecinm des StMtos 
imlliöreii wird) soll kdae »nder« Folge iMdMO, •!• dafs dM 
Privilogiaai ffir immer foitdaneit *)• Jfdo<di dinolbe«, die 
dieser Meiniuf sind, erkeanen doch, dab der fitaal kti 
aeiaer Farderaag flieht gehörig legitimirt war. Das DepeaireB 
der dm Bzemplare M dem Blagistnit des Wohaortea mit M^ 
gefügter BrUinwg dea Verlegera ist bei Art« «• des eesetaes 
voa 1817 ala eiae ooaditio siae qaa noo dea lileraiisehea 
Bigeatkamsreehtea erkürt; mb ist aaerkaaat^ daüi der 
Staat dieae CeaditiOB nidit erfiltt bat nad aiemals für rom 
Staate beransgegebeae Droekwerke eiae Uebergaba Toa flbMm- 
plarea atatt geftindea hat Diesea alleia wurde fOr gmifigaiid 
gehalten, die Forderang gegea die fini, Romaa «« SL ab»i- 
weiaea; wie aodi Hr. Wiatgeaa io aeinem Chitaehtea aaf 
dieaen Oraad hia Aber die gaaae Sache den Schlnfii sieht. 
Warea wohl Einige , die aaoh diese Schwierigkeit za bcs^ 
tigen ▼eranehtea mit der Bemerkang, dafii hier jeder Qmid 
fttr solche Debergabe von Bxemplaren nad Brkldra^g des 
Verlegers weggeMlen sejr. Bei Privat- Verlegera jedoeh Ist 
der Zweck der Bestimmnag, dafs dffentlteh kund werde, wer 
etwas durch die Presse heransgegeben hat, and waa aa Ist 
Und waa die Verantwortliohkeit betrifft, an wen bat man sieb 
ao halten, wenn 'das Heransgegebene an einer riehterliehan 
Verfolgung Anlafs geben möchtet Dieses Alles fehlt gaaa, 
wenn der Staat selber etwas heiaasgttt, also sind Uebergabe 
der Bxemplaro nad Erkläroog des Verlegera dann gana ohne 
Zweck. Anch wfire die Uebergabe voa drei HxemplareB der 
Cfeaetasammhing an dea Magistrat eines Orli eine grolseAbsnr- 
ditftt, da die Sasualaag anf ofAeiellem Wege aa jede Oe« 
meinda dea gaasen Landen geschickt wird. Jedeeh nnr W^ 



6) So auch lElenouard n. S. 995: ^^La loi etant raoette et la 
personne de l'^fat exiBtant tonjoum , la dar^e de ces privi- 
legos sera ind^nie.'^ 
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ttlfea («Bftgtttt dicM iSIttredeB, «ad M VtoiMiwtf«a sit mt 
0iB neacr Beweis, d«ft du' OaeeCx vm 1817 u kein SUunI»* 
litorerisohet Blgestbiim gedeoht faftt Und wcm diMM der 
mi iet, so wafen evoh die kdaiglielieB VererdoMgen vmi 
3. ±9M Bleht im Btoade, eiB eeleliee an becrfindea, da ee 
alaeB Oegeaetaad der OeeclBfebttag gilt, fiber wekhea der 
Kialg allefai aieht fiecht bat aa Terordaca« Uad eo bit deaa 
ftvoh eebea die enrihate Seateaa des Hebea iUtbe vem 8b 
fiept. 1840, walebe giasllebe L e e epreebnag der Aagefclagtea 
MtbMt, aa 8taade gefceoiaeab Weaa die Uebergabe lea 
BseaiplareB bei Art 8. dee G ea ctaee vea 1817 dtatt geftmdea 
lUUte, würde, glaabea wir, eiae VerartfwilaBg wobl bmM 
avegebliebea B^ra) jedoch da die condUdo mm ^aa aon dee 
lUofarieoheB Eigeathame bier febite, kÖBBte dieeee aieht aa- 
erkaaat werdea. MerlEwUrdig ist welter, wie oABa der Hohe 
Bath eleh Aber die Uagtlltigkeit der kdalgl. VerordaaBgea 
▼OB 18M erklärt hat, eo weit eie aeae BeetliamBBgea eat» 
Ueltea , die aaeeehiieftead des Gebiete der Qeeetzgebaag aa- 
gefadrteB. Maa sehe die fieateaa ia WeckbL v. h. Regt 
Ne. IM, wie aaofa aiit einer weiterea AaseiaaadersetzBng der 
VtetiBde dieser 8iebe bei tbb dea Hoaeok, VenatmUng 
vän Arresten van den Hoogen Räad; AfdeeliBgt Gemengd 
SBakea No. 18. I. 8. Ift-— 148. Die Seateaa des Hohea Batbs 
hat jetat die Jorispradeaa gefertigt, aad die Regieraag bat 
dea Aasspraeh geaehmigt Eiae köaigL VerordaBog vom 84* 
April 1841 bat die Verordaang vom f. Jali 18» und alle 
spitera Coaeessieaen, die aal derselbea bembtea, wlderrafea 
womit der freie Druck aad die aagestdrte Aosgabe fob Staats« 
aebriftea jetat gesidiert ist. 

Uad eo ist ia dea Nledertoaden das Priacip feelgesleUt, 
was Eea Ottard TraäS d^ droiU d^auidure eto^ IL B. 188 
ia diesea Wortea ansgedrftekt bat: „H y a des oavregee, qoi 
eseeaCieUeflieat destla^s a« sendee da publie, eatreat dans le 
doBNifaie de teos, d^ le aioaieat, oa iia soat mis aa joar, et 
4«! ae aoat pas sasoeptiMas d'Atre aflbot4s k aa privilego ex- 
ehisif. Lee lois et rdglemeaa ae pett^reat tember deas le de-» 
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iMioe ni d« eertMos partioniier«, ai du gouTerneaiMt, oi müm» 
de VitMt n« D^appartiMuiCDt pas excloalvement, et eii prepre, 
k VfkvXa natlODale; mala, d^roloa au domaine de tona, IIa ap- 
partienaent daoa leor pl^itade a obaoao daa pliia faaiablca 
d'eatre lea citojeaa, aanai biea qn'a laaiTersalite dea eitoyeaa 
pria colleotivemeat. Obligatoirea poor tooa et deatinea a fear- 
nir lootea lea garaatiea, lea lola et lea r^gleoieoa, qae aal 
n'eat cena^ igaorer, doivent poavoir ^tre reproduita aeoa toatea 
lea formet et a (oua lea ioataaa; et IIa ne aaoraieat 6tre re* 
paadaa avec aases de profosioa an aeio de la aociete ponr Im 
direetion de laqaelle ila existent ^^ Ohne Zweifel wird aaf 
dieae Art am allerbeaten der grofae Zweck der Poblicaliaa 
der Geaetae, dafa aie weltkondig werden, erreicht 



XXVII. 

Verwaltun^sjustiz in Frankreich. 

Frimcipe9 de OMBipetenee et de juridietion admim$iraikfeM , ptn 
Chauveau Adolphe, Prof. de droit admitiistr, ä Taukmse^ 
Tom. L Paris ±840/1, CLXXX und 440 S. 8. 

Angezeigt 
von 

Herrn Prof. B. v. Mohl in Tübingen. 



Ref. beginnt mit dem offenen Bekenntniaae , dafa er aleh 
einer Benrtheilnng des Inhaltes dieaer Schrift nicht gewacbaen 
fühlt Er ist mit dem franzdsischen Verwaltongarechte und 
deasen Literatur nicht in genügendem Maafse bekannt Wenn 
er dessenangeaohtet unternimmt, daa Bach in diesen Blättern 
zu besprechen, so geschieht es theils unter dem Vorbehalte, 
nur über daa Aenfaere der Arbeit, wie ea Jedem aoffillt, au 
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tortebten; theilft in der Absicht, eiDige vom Verf. Mgengl^ 
Fragen de» öffenUielieii Rechtes zar Brörterang za brlDgtn« 
Der — äurtt die Heraasgabe oder Mitberansgabe ter- 
aehledenartiger recbtswissenschaftlicber Werke und Zeitschrif- 
ten rafamltoh' bekannte — Verf. liefert hier den Anfang eines 
syatematiscben Werkes aber das französische Verwaltang»- 
recht. Per Titel darf liicht irre führen; er ist za enge. 

. An Schriften dieser Art fehlt es bekanntlich der fran- 
zdabsehen Literatar nicht. Wir nennen z. B. die bekannten 
Werke von Cormenin, de G^randonnd Foacard. Al- 
lardlngs ersetzen dieselben nur nnvollst&ndig den Mangel am 
Systeme des gesammtea positiven französischen Staatsrechtes: 
allein es ist nnr Gerechtigkeit, anzaerkennen , dafs sie in wis- 
senschaftlicher Beziehang am ein Bedeatendes höher stehen, 
als fthnliche deatsche Schriften. Die Verbreitang des gleichen 
Beebtes über ein grofses Reich kann aacb den Mann von hö- 
herem Streben anziehen. Aach ist Dicht za liagnen, dafa 
die fraazösische Verwaltnngsgesetzgebang die wichtige Ei- 
genschaft der Klarheit mit den übrigen Gesetzen des Landes 
theilt. Es kann dogmatisch etwas aas der Sache gemacht 
werden; and es ist der Mühe wertb, es za than. Daher denn 
noch die vielfachen Versache, and von berühmten Mfinnern, 
wfibrend in Deatschland Schriften dieser Art von Autoren sehr 
nntergeordneter Art anternommen werden. Der Verf. setzt 
anter diesen Umstfinden seine Aafgabe haaptsfichlich in eine 
Verbesserang der Methode. Er glaubt berechtigt za seyn, 
das Verdienst einer ersten wissenscbafCliehen Begründang des 
fhinzösischen Verwaltungsrechts für sich in Ansprach zu 
nehmen« Aufserdem legt er auf die gewShlte Anordnung 
seines Stoffes grofses Gewicht, und belobt sich derselben. Zur 
Begründung jenes Anspruches stützt er sich darauf^ dafs seine 
Vorgfinger sich nur an die positiven Gesetze oder die ein- 
zelnen Entscheidungen gehalten haben, und bei einem Mangel 
oder Widerspruche derselben alsbald in eine unauflösliche Un- 
gewiTsheit verMlen seyen; wahrend er Grundsatze aus der 
Natur der Dinge gebildet, die mit ihnen übereinstimmende 
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«•ieCmiftoif als tiae nolhwandif • Folge , eine abwai<4iMide 
aber ala aiae Aoauhaa baiiaiMaU, aina wklerapraahattdaPmxfa 
ettdKeh ganiiaza baklnpft haba. Dia Afeordaaog dea Stalfaa 
alar tat, ^gaiithftoilteii genüge Mgtndet Dar Oageitotend 
wird Itt drei varsobiadaaartig bearbeiteten Ablhelloiigea er- 
aehdpft Die erata, bia jetat allein eraobienene, Abtheilong 
entbfilt die filrnndafitfie dea Verwaltongareefatea, kara nnd alma 
alle Belege oder Anafllhrnagen. In der zweiten Abtbeilang 
Mgt der dogmatiaebe nnd polemlaeba Commeatar mit grtod«* 
fiober fierflokalobtlgnng der Qeaetsgebnng, der Praxla und der 
Uteratnr. KIne alpbabetlaeba Znaannenatdlnag der MaüHaa 
Mldet die dritte Abtheilnng. DI« beiden eraten, ayatamatiaBhen, 
Abthailnngen aerMlen je wieder In die Lebre von der feii<- 
atandigkelt (compeUnce) nnd TOn den Beehta der Anaflhmaf 
(juridiction). 

Ref. nrnfa dahin alellen, ob die Anaprfiahe dea Vartba- 
aera anf Beifall von deaaeo Landalenten werden anerkaant 
werden. Einigen beaohoidenen Zweifela kann er aleb jedaeb 
niabt erwehian. 

Binmal will Ihm aimlteh bedttaken , ala aey d^ Vorwurf 
gegen die Vorglager wegen der Unwiaaenaohaftllebkelt Ibraa 
Verfbbrena daeb nicht gans gereebt Man nehme a. B. de 
Cldrando'a InttUutes du droit administrativ Offenbnr ist 
aabon hier Methode, und ea werden allgemeine Ürindailne 
anfgettellt: nnd ob niebt die gatine Anordnung dea Sloiba 
nnd dan Sjratem sogar noeh beaaer lat, ala daa dea Vwf b aa aro, 
iat eine grofbe Frage. Onns neu zn gründen wnr aomit wohl 
die WiaaenaehafI dea franzöalachen VerwaltnngareehCea nidit 
mehr. Und dann möobten rlelleiobt nidit alle mit dem ein- 
Toratanden aeyn, waa wirklioh nen iat. Wann ea nsarilldi 
alierdinga riohtig iat, dafa der Verf. adne allgemeHiett Sitae 
an höhere ataatareGbtllehe Priacipien aoEoknipfen bemtbt Iat, 
ala diea aeine Vorganger gethan haben (ao wdt aolebe dem 
Ref. bekannt aind); nnd wenn ferner deraelbe mit grOfaerer 
Sdi&rfe die Onndbbegrüb ümt Oegaostandes Untaranidrt und 
feststellt: ao Ist anf der andern Seite niehtsn Terkennen, dafs 
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wMA WenifftSt was nMift sii •rw^limi gvwMi wir«, 4km 
weiteres vorsnsf esetsi wird, «nd dsTs keineswefs immer deol- 
lioh ist, ob ein Bmiz sas den positiirf« Geseteen des Lsiides 
at^fesofea, oder ob er eas reehtspliilosopbisehea VordersfiUeo 
abgeleitet wird. 

DeoB eber ist keine Sidierheit , defs. der formelle Man 
des Werkes wirkliob sUfeffleisen Beiflsll finden wird» Be 
Umite dooh ancb die Ansieht anfgestellt werden , dsifii ein 
Verarbeitung su Binem systematiscben Gannen niebt nur weit 
beqnemer fflr den Gdbrauoh wSre, sondern dafii nur anf diese 
Weise eine Gletohmifsigkeit und VoUflUttdigkeit der Brir-- 
terung stett beben ktfnne. Man dttrfte vielleicbt die Verei*- 
Bignilg eines kvrsen Compendinms, einer Beihe von dogma* 
tisoben ud polemiecben Abhandhingen nnd eine alphabetisobe 
CtesetasesBBsammenstellttttg mehr biaarr, als einem infeern ¥rie 
innem Beddrftiisse entopreidiend finden. Anoh will wenige 
ateno dem Bef. der Untersobied von oompHeno$ und /ar»«- 
dicthn lediglieh niebt begreifiieh wwden; Tielmebr ereeheint 
er ihm willkfirliob erfanden , nnd daher aerreifbend und Ter* 
wirrend in materieller Beatehnng« 

Doch dem aey wie ihm wolle; immerhin kann das Weit 
Aoeh TielCsdie anderweitige Verdtenste haben, wenn es tk^ 
mal vollendet seya wird. Dafs es nameatUeh der Dfamusmon 
der einzelnen Punkte niebt an Bohftrlb nnd Geistesflrisebe ftük^ 
ten wird, daffir bflrgt, aafoer den fibrigen Sebriften des Vor* 
fasaers^ anoh die Darsteümig der fllgemeiaenSitee der ersten 
AbtiiriUiilg« Bs geht somit vielteidit einer sebdnen SBaknnlt 
entgegen, wenn andi niebt gerade ans den vom Verf. ge-» 
haften Grinden. Bs soll, je nadi Befinden, den JLesero der 
KjAsfibrilt seiner Zeit Naehriebt daTon gegeben werden. 

bniohst aber mfige gsstettet se:rn, einige Pnflicto .nnr 
Spraehe na bringen, welobe der Verf. in seiner aosfibrliehmi 
von Leben and Geist güaaenden Einleitung angeregt hat 

Dafii der Verf. gegen die Gesetsmiftigkeit der Ad ml« 
nistjratiT«-Jastia keine Binwendangra machen bat, versteht 
•ich von s^bst. Wie würde er einem Gegenirtande seine S&eit 
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tt«d MM« widmen, welohen er Bohon im Prinoipe verwerren 
mtkfsto? Er vertbeidigt aacb in der Binleitiwg diese Geeete- 
mifsigkeit anefübrlicli ge^eii ifare Gegner. Freilieh nimmt er 
dnbei nur Rflckeiobt nof fmtiKdeisobo Sehriftetell^ , deren 
Znhly im Vergleiche mit den Anbingem derselben Ansieht 
anter nns, sehr klein ist. Aneh wflrde er sieb wohl nicht 
wenig wundern, wenn er inBrfshrongbrficbte, dafsinDentncb- 
Innd eine gsnte Bibliothek von Schriften vorhanden ist, welche 
eine Idee bekftmpfen, von der er meint, sp&tere Zeiten wer- 
den Mfibe haben zu begreifen, dafs sie je habe bestritten 
werden können. Bef. will jedoch diesen Bundesgenossen nicht 
benitzen , um eine Ansicht, welcher allerdings auch er in- 
gethan ist, hier ausfflhrlioh zur Sprache zu bringen. Hier ist 
weder Raom noch Ort dazu , und es fhigt sich überhaupt, 
ob es nicht bei uns an der Zeit w&re , die Abfassung von 
Qnartanten über diesen Gegenstand so lange aufzugeben, bis 
neue, wesentliche Gedanken oder Erfahrungen vorhanden sind, 
welche von dem ewigen Abspinnen desselben Wollene be^ 
freien kdnnten. Allein einige kurze Nebenerwagungen, welche 
unseres Wissens bis jetzt nicht gehörig hervorgehoben sind, 
mögen doch hier eine Stelle finden. Sie betreiTen nicht den 
Bechtspunkt; allein defsbalb sind sie doch vom Staatsmanne 
und dem Gesetzgeber in die Wagsohale zu legen. — Einmal 
erscheint es als eine richtige Bemerkung des Verf., dafs die 
Gerichte dem politischen , Treiben und den Leidenschaften dea 
Tages bei weitem ferner bleiben, wenn nicht sie, sondern die 
Administrativjustiz - Behörden , die zwischen der Regierungs- 
gcwalt und Einzelnen entstehenden Streitigkeiten zu, entschei- 
den haben. Selbst ein ganz ungegründeter Verdadit einer 
ungerechten Begünstigung der Begierung von Seiten der Ge- 
richte wfire aber ein öffentliches Unglück. Man braucht den 
abgeschmackten Aberglauben, als wenn nur bei den Bichtem, 
nicht aber auch bei den Verwalti^ngsbeamten des Staates, 
Ehrlichkeit, Einsicht und Bechtssinn sey, gar nicht zu theilen, 
um dennoch zu wünschen, dafs eine allgemeine Ueberzeugung 
herrsche von der Unbetheiligtheit und der Passivität der Ge>- 
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rieUe in Besiehnnir aaf die iBttresseo und I^eidensehaftea 
des Tages nnd des Ortes. — Sodano ist einlenehtend , dafs, 
im Ganzen geoomnien, die Borger bei einer Uebertragang 
alier streitigen Verwaitnngssacben an die Berichte uiebt nur 
nichts gewinnen, sondern wobl entschieden verlieren. Auch 
angenommen nimlieh, dafs in einer Anzahl von FfiUen die 
Gerichte zn Ounsten der klagenden Unterthanen entscheiden 
Dvfirden, w&brend AdministrativJDstiz-Behörden derVerwaltnng 
Recht gegeben hfitten, (eine Annahme, welche ohne alle Ver- 
dftchtignng nnd Tadel der letztern statthaft ist, da sie in ihren 
Bntscheidangen der Natur der Sache nach auf das allgemeine 
Wohl Rüoksioht nehmen werden, was bei den Gerichten niehft 
der Fall wäre): so würde doch die Verhändlnng aller Strei- 
tigkeiten dieser Art im Wege des gewöhnlichen Givllprocesses 
der Gesammtheit der Bürger nnübersehbare Kosten, Verzüge- 
mngen nnd Verdrüfslichkciten verursachen , gegen welche 
gehalten jener Gewinn als unbedeutend erscheint. Es ist na- 
mentlich nicht zu vergessen , dafs die von den Gerichten ein- 
zuhaltenden strengeren Beweisfordemngen in vielen FfiUen 
für den Bürger den Verlust seiner Forderung zur Folge hfit«« 
ten, während Administrativjnstiz- Stellen ihm Recht gegeben 
hätten. Da nun der ganze Eampf gegen die Verwaltungs- 
Justiz doch am Ende nur defthalb geführt wird, weil man 
die Entscheidung durch Gerichte für die Bini^elnen zuträg- 
licher erachtet: so möchte das eben Angeführte wohl zu er- 
wägen seyn. Dafs der Staat, d. h. die Gesammtheit, nichts 
gewinnt bei Verweigerung einer Administrativfustiz ist wohl 
von Allen eingeräumt. Wenn nun aber auch die Einzelnen 
verlieren, wefshalb dann die Einrichtung? — Endlich noch 
die Hinweisung darauf, daft die Besetzung der Gerichte, welche 
auch die streitigen Verwaltungssachen zu entscheiden haben 
nicht so unbedingt nur mit Berücksichtigung des juristischisn 
Wissens und Talentes geschehen kann. Es müssen dann 
auch Männer in denselben sitzen , welche der Verwaltung 
kundig sind, sollte auch ihre rechtswissenschaftUche Bildung 
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wkM «• Utahü» MjTB. AmI^ di« Immi 
lieh wirtai lir dfo ««riflMe. 

Bfai Bweiter wtehtiger Ocgeaatead, watahca der Verf. mü. 
mgewihalieiier fiehirf» der AuHammg erdrtert , ist Ae 
Spreehe BBd fiberbevpt die fermelle AMMenof der Ver«- 
weltoBg^geeetee. Rr driigt Mf die eerapvieeeele PflalEtSeb- 
kelt in der Vbnralinieg der geeetelieheo VerveirifleB , wUh 
mü gntwtm Reekte des Site laeigDeady deft hier Worte 
fieeben eeyea. Die Reiepiele ren Ung emuilgteil , weleiM er 
mm der fnuuEOeieeheii Ctoeetsfeheng eDltthrt, iiad 
nd •hemweheod. Ref. hei dieeee Abeehoftt mit der 
dtflgteeten ZoetiBneaeg ^leeee. Wer het oieM in 
Lehen eehen vieilhche Gelegfenhelt gehnht, eich llher die oft 
hnnm «Innhliohe Neehliftigkeit nnd ünbekflmmertheit in dv 
femeUeo Ahlheenng der Geeetse sa ärgern. Namenllieh wnr 
iha ein A»MI ene der Seele geeehrlehen, welchen der Torf, 
f^gen dleScUnihfernei: ,^die widerepreehenden BeetinrnrnngoB 
firtherer Cteeetne eeyen nofgehehen^, richtet Dieee fhnle Re- 
etiinninikf iet ench in dentaeben Gesetzen nnr nlli» hMJjg. 
Jn ee wird etett ihrer nicht selten die noch weit rerdnmm* 
liehere gehreiieht: die in dem gegenwirtlgen Geeetse nicht 
noffehohenen früheren Bestimmungen bleiben in Wirksani- 
Imit Btan ist eher dech ehiem Kinde begreiiieh z« mnehen, 
deüi diese wenigen Worte eino Qnefie ron Unsegen niler Art 
sind 9 indsm sie UngewIfshiAt über das ganze System ▼erhreNen, 
Md überdies mdgHeherweise das nene Gesetn materiell verderben. 
Wnn ntallch das Rrste betrifft, so bleibt es vor Allem bei 
soloher Bestimmung in der Aaslegang nnd Anwendung des 
Geietaes isMner nweifelhnfl, ob aun wirklich alle gesetz- 
Uehen BesthnnHingen, nncli die in alten, theH weise anfgehe^ 
honen oder die Materie nnr gelegentlich berührenden Ver- 
ordnnngen beindllehen, anfeoiaden welQi^ ob somit nicht mft 
einemmale dnreh Aofindong einer Msher iberseheoen R^ 
stiamMing das als Geseta Angenommene geändert wird. Wel- 
chen Gedäohtnifs kann am Ende noch die sich Immer reimefa- 
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rMde Miüt« d«r Bettimmiicea faüMit Wird doch jtdas 

1IMI0 eeMta^ anf di«se Weite elae Calamitil, Mstatt dafii ep 

doreh Vereiofttebuog vind Bereinigvng eine Weldtbat aeya 

ktant« und sollte. Und wenn dem edioa eo ist bei dem mii 

dem Gegenstände von Amtswegen oder darok Stodien Ver» 

tr»ntftn, wie viel mehr nooh mofii es stnitflndea bei dem ein^ 

faohea Bürger. Bodann ist es keineswegs in allen Fillea 

laMit» na bestimmea, oh and In wie weit soleka Fragmente 

Mlberer Gesetze jetzt nooh eine GtUtIgbeit habea sollen, fielbat 

der Bleister der Wissenschaft kaaa hierflbar nagewiCb seyn 

und aioh fOr eiaa falsche Antwort entsebeiden, «ena die bai^ 

dao Gcsetae, das alte and das neae, von weseatlioh versOhia* 

denen Qrondgedaakea aasgehea, ihre eiBaalaea Bestirnnsagaa 

aenüt sich swar logisch nicht widersprechen , alleia anderen 

Zwecke« nad Ideenreibea aagehdrea ; oder wenn es eich da«- 

van handelt an bestimmen, welcher Sata als Regel, welcher 

aber als Aosnahme ananaehea ist — Und hier nicht einmal 

gaaag. Die nenea Gesetae kOnnen durch diese SchlafliCsmial 

der Sache naeb gana verdorben werden, fiehr leicht kaaa 

«ich ainlidi begebeia, dafo der Gesetzgeber vea eiaer aoldiea 

altea BestimoHuig selbst nichts wufste, sie anfjrecht an haltea 

ledlgUch nicht beabsichtigte. Allein nun ist sie dareh seiaa 

Bequemlichkeit gerettet worden, aad wirkt anveraehens anf 

widrige Weiae eia. Die gewAnschte Wirkaag dea aeoea Oe* 

aetaea wird madidcirt; alter Unftsg verevrigt; dem in sieh ab« 

geaohlosseaea Systeme ein hilbUcher aad nataleaer Aabasi 

a«gtklabt. Und awar ist die Gefhhr am sogriMber, jeseharf* 

sianiger der Ansleger, je grOiser sein gcschichtllehea Wissen 

ist. Von absiahtlichem bösea WiUen, der steh an solche 

Baiaen der Vcfgaagenheit «sstsetat «nd von hier aas eiaea 

Baabkrieg gcgea die aeno Oeetaltaag der Dinge ftthrt, gar 

aleiit KU reden. *— Ist dies aan nicht hinreichend, am aaeh 

den Galasseasten in Hanrisob an bringea gegea eine so sehid- 

liehe Trighfiitt Denn aar Trägheit ist die Veraniassaag 

disscr Formel. Maa wUl sich dareh sie der Mfthe tiberhebea 
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gtnwe und veaig ftovprecheiide Nacbforvehoiigeii aa^h allen 
BiDzelnbeiteo aiizaatelleB. Hier ist eine VerbeBserang sieher- 
lieh eebr wfinscbenswertli, ood ee mafs als Piicht jedes Fac— 
tera der GesefrgebiiDg erkannt werden, das Seinige zar Ab- 
stellung des Mifsstandes beiaatragen. Namentliob mOge jede 
Stiadeversamialiing sieb ia der Ueberzeagong befestigen, dafs 
sie ibr Recbt aioht gehörig wahrte und ibre Sebnldigkeit n^eht 
•rfllllte, wenn sie zn einer seieben nacblftf eigen Bestirnnm^g 
ihre Znstimmong giebt. Weifa sie doch gar nicht, was sie 
thot, und kann sie die Beibehaltung von Sfttzen sanctienirea, 
welche nimnermehr ihre Zastimmong erhalten hätten , wären 
nie klar und offen aofgefährt und in den Entwurf des neuen 
Ctesetzea aufgenommen worden. Bs ist sicher nicht zu viel, 
wenn als unTerbrfiobliober Grundsatz rerlangt wird, dafs bei 
eiaem Gesetze, welches efnen umfisss^nden, insichabgeschles- 
aenen Gegenstand zu ordnen bestimmt ist, immer auch sämmt^ 
llche beizubehaltende Bestimmungen früherer Gesetze aus- 
drfieklieb aufgeführt und gehdrigen Ortes dem neuen Texte 
einverleibt werden sollen, ein eigener Anfangs- (oderSchlufs-) 
Artikel aber die ganze frühere Gesetzgebung über die Ma- 
terie ausdrücklich fOr aufgehoben erklärt. Bei Gesetzen, welohe 
Mos einzelne Punkte eines ganzen Systems ändern, kann frei- 
lich von einer Mitaufnahme alles dessen, was bestehen blei- 
ben soll, nicht die Rede seyn; allein auch hier ist deot ge- 
rügten Uebelstande leicht und voUatändig abzuhelfen, wenn 
jedesmal genau bezeichnet wird, welche einzelne Stellen der 
bisherigen Gesetze aufgehoben und durch neue Bestlmmungea 
•raotzt werden sollen. 

Bndlich kann man dem Verf. nur beistimmen, wenn er 
«oblegen die von viden Recbtsgelehrten gehegte Miibaeh- 
tuag der Verwaltungsgesetze erklärt, und wenn er zeigt, dafs 
dieselben kein unentwirrbares Chaos sind, sondern vielmelff 
von grofser materieller Bedeutung und der Bearbeitung eines^ 
Mannes von Talent und Wissenschaft gar wohl.werth. Bef« 
möchte diese Wahrheit namentlich auch auf uniaere Verhält- 
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aiflse aogewendet und beherzigt wissen. Daher deon auch 
die Folge, dafs die wichtigsten Verwaltangsgesetze , welche 
auf das Wohl und auf die Rechte der ganzen Bevölkerung 
ron dem gröfsten and unmittelbarsten Einflüsse sind, uner- 
örtert, der beliebigen Anwendung der Behörden überlassen 
bleiben; wfthrend die Rechtsgesetze in den feinsten Einzeln r 
heiten oft mit einem Luxus von Scharfsinn und von Gelehr- 
samkeit bearbeitet und für die Anwendung dargelegt werden. 
Sicher ist Letzteres nicht zu tadeln , und soll nicht unter- 
bleiben: allein ein Uebel und ein Unverstand ist das Erstere. 
O^er will man etwa behaupten,, dafs hier nicht auch die Ab- 
sieht des Gesetzgebers scharf aufgefafst, das leitende Princip 
hervorgehoben, die Reihe der Folges&tze entwickelt, das Ein* 
treten nnd der Umfang der Aasnahmen bemerklich gemacht 
werden kann? Wftre man der Ansicht, dafs die genaue Er- 
örterung der gesetzlichen Bedingungen einer BQrgeraufnahme^ 
einer Niederlassung, eines Gewerbebetriebes von geringerer, 
selbst rechtlicher, Bedeutung sey, als die Vorschriften über 
die Gültigkeit eines Testamentes, eine Verpfändung, eine Ser- 
vitut? Könnte man vergessen, dafs es sich bei den Verwal- 
tnngsgesetzen bald von der formellen Gestaltung der ganzen 
Btaatsgesellschaft, bald von der Lebensbestimmung vieler Tau- 
sende von Bürgern, von Rechten und Interessen derselben 
handelt, welche Weit wichtiger für sie sind, als was sie je 
mit der Justiz zu verhandeln haben, von ihr verlangen kön^ 
nen? Es wfire lacherlich, in demselben Augenblicke, in wel- 
chem ein Fehler getadelt wird, selbst in denselben zu ver- 
fallen. Defsbalb soll keineswegs die Wichtigkeit der Ver- 
waltungsgesetzgebung auf Kosten der Recbtsgesetze erhoben 
werden. Unzweifelhaft bilden diese Letzteren die Grundlage 
und die Bedingung eines vernunftgemfifsen staatlichen Da- 
seyns. Auch kann kein Verstandiger den Wunsch haben, dafs 
ihre wissenschaftliche Bearbeitung sich vermindere. Nirgends 
wfire dies verkehrter als in Deutschlhnd, das sich mit Recht 
der Wissenschaft seiner Reohtsgelehrten als eine der scbön- 
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sten Blütheil teines listigen LebeM rAlimt. Allein daneben 
. tot doch nneb die Forderaeg gereehtfertl^, dafi nicht alle 
^H, Mflhe und KenntniCi nur BiDem Theile zugewendet 
werde; ee darf daran erinnert werden, dafa auch der andere 
Tfaeil der Oesetee der Wiaaenachaft nnd der richtigen An- 
wendong ao bedarf, wie würdig ist. Freilich fehlt hierau in 
der Regel eine nothwendige Bedingung, nimlieh die erfor« 
derliohe Vorberettang nnd Kenntnift, welche nicht leichter zn 
SQ erwerben iat, ala die Bildung der Rechtagelehrten. Nir- 
gends mehr, als beim fJeberblicke über eine geordnete Maaae 
Ton Verwaltungtgesetsen drängt sich die Ueberneugung auf, 
dafb in den meisten Staaten noch eine grofbe Lttoke In der 
Bildung für den Öffentlichen Dienst vorhanden ist, nämlich 
der Mangel an eigenen Einrichtungen zur wissensohaftllcben 
Erziehung von Verwalfungsbeamten. Gesetze von dieser Be* 
dentung, fichwierigkeit und SBahl kOnnen weder von dem 
bloften Routinier, noch von dem nur im Rechtsgesetze uad 
seinem Nutzen und Voraussetzungen Unterrichteten verstanden, 
entwickelt- und angewendet werden. Dars aber die Bildung 
der hierzu Fähigen meistens unterlassen wird, ist gerade In 
Deutschland um so weniger verzeihlich, weil es sdnen Ver- 
waltungsbeamten eine geordnete, gesicherte und ehrenvolle 
Laufbahn darbietet, während Areilich in Frankreich alle Vei^ 
suciie num Bessern an der verkehrten Einrichtung der unbe- 
dingten Absetzbarkeit der Verwaltongebeamten nothwendig 
aeheltern mufs. 
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XXVIII. 

Die richterliche Gewalt und ihr Verhältnil]si 

zu den Befo^nisisen der Verwaltung nach 

der Belgischen Constitution von 1831- 

Von 

Herrn Ntppbjls , Professor an der Universttöt zu 

Lattich. 



In jedem gebildeten Staate mnßi es eine Macht geben, welobe 
die Gesetze gibt, eine andere, welobe sie anwendet und eine 
dritte, welehe sie ausführt. Dies sind die drei Gewalten, 
die gesetzgebende y richterliehe und Tollstreckende^ — Die 
BiDrichtang wird um so vollkommener seyn. Je bestimmter 
die Begrfinznngslinie zwischen diesen Gewalten geeogen ist 
Man gebe einer jeden ron ihnen genan bestimmte Befugnisse, 
80 dafs jeder Eingriff der einen in die andere verfafitet wird, 
und dies ist mit einem Wort die Aufgabe der Gesetzgeber. 

Aber diese Aufgabe ist voll Schwierigkeiten ; man darf 
sich daher nicht wundern, dafs die meisten Verfassungen sie 
nur unvollkommen geNtot haben. 

Die Grenzen, welche die gesetzgebende Gewalt von den 
beiden andern trennen, sind ziemlich leicht zu zieheo, weil 
der Wirkungskreis dieser Gewalt beschränkt ist und scharf 
bestimmt werden kann. 

Aber so ist es nicht mit der richterlichen Gewalt in ihrem^ 
Terhfiltnifs zur Verwaltung. Die Befugnisse dieser Gewalten 
waren von jeher nur seh wankend and ungewifs bestimmt; ihr» 
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TrenniiDg beruhte nar auf einem allgemeinen Grundsatz, des- 
sen Anwendong anzfiblige Mifsbriache hervorbrachte. Die 
Verwaltang zog Nutzen aas dieser Lücke, um ihre Grenzen 
nach allen Bichtnngen hin ansz^odebnen , wo sie ohne Hin- 
dernifs noch Anfsicht handeln wollte ; der Gesetzgeber war 
gleichsam selbst schuld an diesen Uebergriffen, indem er dem 
administrativen Körper die Kntscheidang in vielen Sachen za- 
theiUe, welche in den Bereich der Gerichtshöfe gehört hatten 
und die furchtbare , der Regierang In die Hftnde gegebene 
Waffe der Conflicte hat die Verwirrung and die Willkahr 
aufs Höchste gesteigert. 

Die Verfassung Belgiens von 1831 wollte diesen Mifs* 
briuchen ein Ziel setzen. Sie bestimmte sehr genau die Be- 
fugnisse der richterlichen Gewalt; auch gab sie, was vorher 
keine Verfassung geiban bat(e, dieser Gewalt das Mittel, die 
Verwaltung in dem Bereiche ihrer .Beftignisse zu halten und 
kam so der Bfickkehr jeder Anmafsung zuvor. 

Seit zehn Jahren ist diese Verfassung in Kraft und bis 
jetzt entstand noch kein ernsthafter Streit zwischen diesen 
beiden Gewalten, Dies Ist eine entscheidende Erfahrung, die 
wohl Beachtung verdient. 

Der vorliegende Aufsatz soll eine Uebersicht der Ver- 
f Agungen geben ; aber zuvor müssen wir einen Blick auf die 
früheren Gesetzgebungen über diesen Punkt werfen , welchen 
Belgien seit seiner Vereinigung mit Frankreich unterworfen 
war. 

§. 1. Französische Gesetzgebung. 

Man kennt die Mifsbräuche, welche die richterliche Ge- 
walt unter der alten Begierung entstellt hatten. Die Kinf- 
liebkeit der Stellen, die Abrufungen und besonders das Vor- 
herrschen der Gewalt der Parlamente, deren erfolgreiche Ab- 
mafsungen, so zu sagen, die Thatigkeit der andern Gewalten 
gel&hfflt hatten. Dieser Zustand roufste sich mit der Bevo- 
Intion von 1789 andern. .Bioe der ersten Sorge^n der coa- 
stitnirendea Versammlung w^r die Trennung und Unabbäagig- 
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keit der administrativen und richterlichen Gewalten zn er- 
klären. Zwei bestimmte Gesetze vom n, Dec. 1789 nnd vom 
±ß — 24. Augast 1790 trennten diese Gewalten genau, und der 
Art. 13. Titul. IL dieses letztern Gesetzes lautet, dafs die 
richterlichen Verrichtungen bestimmt und immer 
Von den administrativen getrennt seyn sollteo. 
Wie man sieht, wünschte die oonstitnirende Versammlung 
ausdrücklich , dars die zwei Gewalten ohne CoUision und 
ohne Streitigkeiten ausgeübt werden sollten; da(^ sowohl 
Richter als Administrator Jeder in seiner ^Sphftre bleiben 
sollte. Indefs dieser Wunsch wurde nicht erfüllt; wir wer- 
den bald den Grund hieven sehen. 

Der Gesetzgeber wiederholt möglichst oft das Verbot^ 
dadi die richterliche Gewalt die Verwaltung in ihren Ver- 
richtungen stöfen, oder in ihre Befugnisse eingreife; aber er 
sieht nicht die Möglichkeit ähnlicher Anmafsungen Von Seite 
der administrativen Gewalt voraus; hierüber sagt er nichts. 
Die Verwaltung ist von allen nur wünschenswerthen Garantieen 
umgeben; man kann nicht in ihre Befugnisse eingreifen, ohne 
sich die Strafe der Pllichtwidrigkeit zuzuziehen ; aber die 
richterliche Gbwalt bleibt &en Angriffen der Verwaltung aus- 
gesetzt, ohne Mittel zu haben , sich diesen zu widersetzen. 
Das Gesetz verbietet den Gerichtshöfen , über Akte der Ver- 
waltung zu erkennen, sagt aber nicht, welches die Admini- 
Mtrativ-Akte sind. Die Entscheidung dieser wichtigen Frage 
ist der Administrativ -Gewalt selbst überlassen, welche auf 
die^e Weise jede Freiheit hat, ihre Befugnisse auszudehnen: 
daher kommt diese unerträgliche Anmafsung , welche bald 
Wurzel fafste und sich übermfifsig unter der Macht entfal- 
tete, welche das Gesetz der Administration verlieh, indem sie ihr 
mit Ansschlnfs der richterlichen Gewalt die Ermächtigung gab, 
über die Rechtsansprtiche von Privaten zu urtheilen , deren 
Rechte oder Interessen durch die Administratoren verletzt seyn 
könnten, selbst wenn diese Mafsregeln das Eigenthum angriffen. 

Die constituirende Versammlung fürchtete vor Allem die 
Ruckkehr der Mifsbräuehe der frühern Parlamente; sie wollte 
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verhindeto, dafs die Geriehtohöfe der neaen SehdpAiQg sich 
die Gewalt, Vererdnongen asn erlassen, aamafseB, welche die 
Parlamente über viele Gegenstände aastibten. Aneb glsvMe 
diese Versamnlang mebr im Besendern die Iloabbfingig^keit 
der Verwaltang gegen die Angriffe der ricbterlieben Gewalt 
sichern ku müssen , während diese letzte Gewalt ohne Sdivte 
gegen die Anmafsangen der Verwaltung blieb. „Üie Rieh- 
ter, sagt der angeführte Artikel des Gesetnes vom 84« Aa- 
l^ost 1790, dürfen auf keine Weise die Handlangen 
der Verwaltang bei Strafe der Pflichtwidrigkeit 
sturen, noch die Administratoren wegen ihren 
Dlenstverriehtfingen vor sich laden. ^' Diese Ver- 
fügung, seitdem mehrere Male erneuert, erhielt eine neue 
Ausdehnung in dem Gesetz vom 16. Fruetidor Jahr III, weldie 
den Geriohtshöfen verbietet, über Handlungen der Ver- 
waltung irgend einer Art eu entscheiden. 

Der Gesetzgeber verstand es selbst so; denn man sieht 
nach und nach die Verwaltung mit dem Rechte bekleidet, eine 
Menge von Streitigkeiten su benrtheilen, die offenbar den Ge- 
richten angehdren; so: 

1. Die Rechtsstreite zwischen den Unternehmern Ment- 
li^er Arbeiten und der Verwaltung, hinsichtlich des Sinaes 
oder der Ausföhrang der Bedingungen ihres Vertrages. Ge* 
setE vom 7. Sept. 1790 Art. d. 

f. Die Beschwerden von Privaten , weiche sich über Beein- 
trächtigungen und Beschädigungen ale Folge der Handlungen 
dieser Unternehmer ' beklagen. Ebendaselbst Art.5. — 
Gesets vom t8. Pluvioee Jahr VIII. Art 4. 

8. Die- Fragen und Streitigkeiten über die Bestimmnsg 
der den Privaten schuldigen Entschädigungen wegen wegge- 
nommener oder beschädigter Ländereien zum Baue öffentlicber 
Arbeiten. Ebendaselbst Art. 4. Gesetz vom 98' 
Plnviose Jahr VIIL 

4. Die Streitigkeiten über die Benahlungen der Liefe- 
rungen , die auf Rechnung des Staales gemacht mnd. Be- 
sohlnfs vom 19. Thermidor Jahrgang IX. 
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6. Die Streltigkeitea io Btzng auf öffentliche Stnifsen; 
das helfet nicht allein die Beetrafong der Riagriffe, Beecb&* 
digii^gea an öffenlliehen Strafaen, Kanülen, eebiffbarea Strö-^ 
nea und FlOeeett, an deren Leinpfaden n« a, w., aondernaoeh 
die Beatrafong der in Besng auf daa Strafaen- 
weaen veribten Vergehen. Oeaets vem t9. Fle- 
real Jahr X. 

6. Die Bestrafung der Uebertretnngen der PoÜMi der 
Fraohtfnhrwerke. Oeaeta vem 7, Veatoae Jahr XII. 
Beaohlufa vom 80. Jani 1606. 

7. Die BeaCrafting der Eingriffe auf Vicinaletrafaea* 6e« 
9tii Tom 9. Ventoee Jahr XIII. Art 8« 

8. Die Streitigkeiten Aber Verkauf ven Staatagatern. Be« 
aehlnfe von 9. Nivoae Jahrgang VL Oeeeta vom 
98. Pluvioee Jahrgang VIIL o. a. w. 

Von allen dienen Sachen wurden die einen durch den 
Maire In erater und doroh den Prifeeturrath in letater Inetaan 
entacbicden; die andern durch dienen Rath in erater und dnrdi 
den Staatarath in letzter Inatanz; die andern endlich mit Vor- 
behalt der Appellation an die Minister durch den Prftfeoten 
aUein entaebiedea. Und ao waren die Bdrgermeiater , die 
Piftfecten, die Minieter, die Prifectnr- and Staatarithe, alle 
Adminietrativ- Beamte in Richter umgewandelt und grfindeten 
eine wirkliche Gerichtabarkeit an der Stelle der riahter- 
liehen Gewalt; eine Gerichtabarkeit, welche fibrigena keine 
der Garantieen bot, die die Verwaltoi^ von der Geriohtabar* 
keit verlangt, und welche um ee furchtbarer war, ala die 
Bürger dieaelbe Partei zu Richtern hatten , gegen welche aia 
klage« mofaten. 

Diee iet dw Ursprung der Verwaltungejuetifc 
Nachdem die oenatitalrende Vereammlnog ala Grundsatz 
die Trennung der adnüniatrativen und riehterliehen Gewalt be^ 
gründet hatte, mufste sie bestimmen, wie man in den FMlen 
verfahren aolKe, wo die Beftagnisae dieaer nwei Gewalten 
atreMg 
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Bin Bescblafs vom 7 — 14. Ootober 1790 setzte znwmi 
diesen Ponkt folgendermafsen fest. 

,,t>ie Beschwerden ober UnKastandigkeit der AdmiBistrm* 
,,tion dürfen in keinem Fall von den Gerichtshöfen abgear«- 
,,theilt werden; sie müssen an den König, daa Banpt der 
,,ganzen Administration, und in dem Fall, wo man behauptet, 
„die Minister hätten den Gesetzen zuwider entschieden, an den 
„gesetzgebenden Körper gerichtet werden/^ 

Dies ist der erste Zustand der Gesetzgebnng Ober die 
Conflicte; aber es handelte sich, wie man siebt, nur noch tob 
Beschwerden, die von Privatpersonen erhoben worden, welche 
vor eine administrative Behörde gefordert^ ihre 
Verweisung vor die Gerichtshöfe verlangten. 

Bald ging man weiter. Man gab der vollziehenden Ge- 
walt das Recht über die Beschwerden der Incompeteaz nicht 
allein der administrativen, sondern auch der Wchterlichen 
Stellen endgültig zu entscheiden, Besehlufa vom 91. 
Fructid. Jahr III. 

Der Artikel 97 dieses Besohlasses verfügte: „Bei den 
„Conflicten über die Befugnisse zwischen der richterlichen und 
„administrativen Gewalt wird die Sache bis zu der durch die 
„Vollziehungsgewalt bestfitigten Entscheidung der Minister 
„aufgeschoben/^ 

So wurde die richterliche Gewalt völlig von der ezeen- 
tiven abhfingig gemacht , da diese künftig in. das Verfahren 
der Gerichtshöfe einschreiten kann, sobald sie es für passend 
finden wird. Dieser Zustand der Dinge dauerte bis znr Er-^ 
richtung des Consolates. . . 

Die Verfassung vom Jahr VIII. theilte von Neuem die 
Staatsgewalten ein und gründete einen Staatsrath , welchen 
sie mit der Entscheidung der Einwendungen beauf- 
tragte, die in Administrativ-Sachen erhoben wer* 
den könnten. Art. 62. 

Eine Bestimmung vom 6. Nivose organisirte diesen Ratb 
und übertrug ihm das Recht,^ über die Confiicte zu entscheiden. 

Indessen hatte weder der Beschlufs vom Fruct. Jahr IIL 
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ii«ob die BestimmiiD^ vom 6. Nivose Jabr VIII. die VerM- 
niBgeweise angegeben, um die Confliote zu erheben. BinBr- 
laßi der Coosaln vom 13. Bramaire Jahrgang X. sollte diese 
Lüeke ansfallen. Der Prftfeet, darob den Staatsprocarator 
benachrichtigt , dafs eine der administrativen. Gewalt angehd* 
rige Sache vor die Justiz gebracht worden sey , erhob den 
Coniiiot und nahm ihn so der richterlichen Gewalt, als gerade 
dieser sich fOr befngt hielt, Beschlässe zu. fassen. DerStaata« 
rath nrtheilte in der Folge über den </onflict. 

Endlich sollten die Art. 127, 198 und lf9 des Strafge- 
setzbnohes dieses der richterlichen Gewalt Befugnisse raubende 
System bestätigen , indem sie strenge Strafen gegen den Rich- 
ter aassprechen, welcher, nachdem die Verwaltung eine Sache 
an sich gezogen hätte, über diese vor ihn gebrachte Sache 
ein Urtheil fällen wurde« 

Der Erlafs vom 13. Brumaire Jahr X. sagte nicht, bis zo 
weleber Lage des Verfahrens man den Conflict erheben könnte. 
Die Regierung übernahm es, diese Lücke auszufüllen, indem 
sie diesen Grundsatz anwendete: dafs die Zuständigkeit in 
Bezug auf den Gegenstand im öfientlichen Interesse gelegen 
wäre, dafs sie weder durch das Stillschweigen der Staats- 
behörde, noch durch das der Parteien geheilt werden kann; 
daftt die daraus entspringende Einrede demnach nicht blos In 
jedem Stande der Sache, sondern sogar nach der Erlassang 
des Endurtheils vorzuschlagen ist. 

Nach diesem Grundsatz erklärten am 23. Fructidor Jahr 
Vin. die Consnln ein rechtskräftiges durch den Gerichtshof 
von Namnr über eine Eigenthnmsfrage ausgesprochenes Ur- 
theil für nichtig. 

So stiefsen viele andere Verfügungen ') die in der Bem- 
fangsinstanz und sogar von dem Cassationshof erlassenen Ur- 
tbelle um. 

Sogar vernichtete ein Senatsbeschlnfs vom 28. Angust 
1813 eine Erklärung der Jury in Criminalsachen und die da- 



1) Mr. Bavoux^ des confUts, Tom. l.pay, i$, 
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mit Terbandene FreitpreoliiiDgr, osd befahl dem €»&■»•* 
tiensbofy die angeklagten Freigesprocbeaen rar einen aodeni 
ebne Geeohworene artheileaden Oeriobtshaf zu fordern. Da- 
mit war die Veraobtang; der ReebtokrafI bie anfa Hdebate 
getrieben, welcher bis damals alle gebildeten Nationen die 
■elbsl der geriehtlieben Wahrheit gebührende Aebtang besselgt 
hatten. Es war der letate tbdriobte Act einer Tyranaei, 
weiehe das Ende ihrer Qerrscbafl ffiblte« 

$• 9. Geaetzgebung der Niederland^e. *) 

Die Ereignisse von 1814 hatten Napoleons Scepter ge- 
brochen; Frankreich trat in seine alten Gr&nzen zarflek; Bel- 
gien nnd Holland sollten vereinigt das Königreich der Nie- 
derlande bilden. Weise, den Sitten and Gebrfinoben des Lan- 
des angemessenere Gesetze sollten das ncae Königreich len- 
ken« Eine Commission wurde znr Abfassung eines Verfas- 
snngsentwnrfes eingesetzt. Die Anmafsangen der Franzd- 
aiscfaen Verwaltnng waren noch zu frisch in der Erinnerung; 
der schändliche Senatsbeschlafs vom S8. August 1813, wel- 
cher die Erklärung der Jury von Brässel umgestofsen, hatte 
zu tiefe Spuren zurftckgelassen, als dafs man nicht der Ruck- 
kehr so schreiender Mifsbräuche vorzubeugen suchte: 

Zu diesem Zweck setzte man in das Grundgesetz fol- 
gende Bestimmungen: 

1. Niemand kann gegen seinen Willen seinem Richter 
entzogen werden, auAer wenn es das Gesetz vorschreibt 
Art. 167. 

9. Die richterliche Gewalt kann nur durch Gerichtshöfe 



2) Umständlichere Nachweisnngen in dieser Hinsicht findet nun in 
dem ausgezeichneten ^ zu Amsterdam durch die Herrn den Tex 
«ad van Hall herausgegebenen Bericht^ unter dem Titel: H'y- 
dragen tot regtsgelardheit en Wetgeving; tomtis L pag. 40 ti. 
Mi; IL pag. SOi; IIL pag. 09. Seit 1839 trägt dieser Be- 
richt den Namen: Nederlandsche jaarbocken vo0r Regtsge- 
iardheid en Wetgeving, 
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wmBgwkt werden^ die von dem Oniiidgeeetoe oder dieetai va 
Folge angeordnet sind. Art. 160. 

3. Die Verwaltung der Clviljnstiz ist den Provinnial 
Höfen and Clvilgerlehten anvertraat. Art 184. 

4. Die Streitigkeiten über Bigentliam oder dessen RecMe, 
dker Sobuidfordernngen oder bflrgeritebe Reebte gehören ans«- 
«ohlieltiiefa den Oerichtsböftn an. Art. 166. 

Diese ttrandsfitze waren, 4>bae Wider^praohi die wai- 
«osten, welche bis damals eine Verfassnag aafgenommen hatte. 
Sie waren eine Pretestation gegen die Miftbrinehe derFran« 
aöaisoiien Verwaltung; wie anoh die Regierung sogleich diese 
Bestimmnogen in all ihren Folgen mit aller Clewissenhaftig- 
keit anwendete. 

Bin Briefs vom 6. Mai 1816 untersagte den Administra- 
iir^Behörden künftig Confliote ea erheben, welche 
das ordnangsmifsige Verfahren der Oereohtig- 
keit hemmen sollten. 

Bs blieb übrig die Frage za entscheiden, welcher Be- 
hörde das Urtbeil über die Conflicte snstinde, welche snr 
0eit vor der Administrativ - Behörde anhängig waren« Hier- 
über erschien am 16. Jani 1816 ein Gesetz. 

Bin Aos&ng des Berichtes der Central-Section über dieses 
Gesets mag hier nicht aninteressant seyn: 

„Da der Art. 165 des Grandgesetzes verfügt, dafs alle 
„Streitigkeiten über Bigenthum oder dessen Rechte, über 
„Schnldfordemngen oder bürgerliche Rechte aasschliefiilieh den 
^Gerichtshöfen angehören , so mag er anter den schfitzbarsten 
,,Bestimmongen unserer Constitntion wohl für jeden Bürger 
„von besonderer Wichtigkeit seyn.^' 

„Dieses Princip , dessen strenge Befolgung eine der su- 
„verlifsigsten Garantieen der öffentlichen Freiheit bietet, steht 
„überdies mit den alten Gesetzen und Gebrfiuchen der Nieder« 
„lande in besserm Binklang. Die Untersnoftung und Bnt-» 
„Scheidung von Streitsachen durch Administrativ -Behörden 
„war fast in allen unsern Provinzen bis zu ihrer allmähligen 
7, Vereinigung mit Frankreich unbekannt. Die Franiösisoben 
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^fitu^mt dmgegtuk Tcrwiescn eine grefie Zahl tob wesentlieii 
„ricbterlieliea Sachen anter die Befagnifii der PrfifectarriUie 
„«nd hei Appellation onter die des fitaatarathes. 

I „Die AdministratiT-Behörde, eteta bereit, ihre Gewalt and 
^BefOK^niaae aaszndel^nen nnd in Frankreich durch den iminer 
,,waehaenden Geiat der Herraehaft dea fitaataoherhanptes 
„mftchtig nnterat&tztf wnfate bia'ina Unendliche die Conflioto 
),der Befngniaae zu vermehren nnd ao jeden Tai^ nene Ge- 
^fgenatinde der Competenz der Geriohtahöfe su entziehen, um 
),aie eich aelbat zazntbeilen. Die genauen Beatimmiin- 
,,gen nnaerea Grnndgeaetzea machen künftig ei- 
,,nen aolohen Eingriff in die richterliche Gewalt 
„von Seite der Adminiatrati v-Behörde anmdg- 
,,lich: alle Streitaachen über Bigenthnm and al- 
„lea, wav aich darauf bezieht, gehören ohne Aaa- 
„nahme auaachliefslioh dem competenten Rich- 
„ter an.<^ 

Daa Geaets verf ögte sogar, dafa die Conflicte über die 
Zuatändigkeit, ^welche durch die Französiaohen AdminiatratiY* 
Behörden erhoben waren , in den Streitigkeiten über Eigen- 
thum, über Schuldforderungen oder bürgerliche Rechte ala 
nichtig erklärt' aeyen, dafa die Streitsachen dieser Art, welche 
gegenwfirtig vor Administrativ - Behörden anhängig waren, 
darch eine der Parteien, vor eine competente richterliche Be- 
hörde gebracht werden könnten. 

Auf der andern Seite hatte ein Brlara vom 4. Februar 
i816 bereite bestimmt, dafa das Gfrundgesetz zugleich den 
Grundsatz der Franzöaiaohen Gesetzgebung mit- 
aufgehoben habe, nach welchem die Adminiatra- 
tiv-Beamten wegen der in ihren Dienstverrich- 
tnngen begangenen Verbrechen nur vermöge 
einer Entscheidung des Staalsrathes oder einer 
andern StaaÜtsbebör de -verfolgt werden können. 
Alle diese sehr weisen Bestimmungen waren nur netb- 
wendige Folgerungen dea Grundgesetzes. 

Dieses Gesetz bestimmte genau in dem Art. 166 die Be- 
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fogniflse der riofaterlidien Gewalt, und diewr Artikel, «n*- 
geföbrt mit Redlichkeit and ohne RtlekhaU, bfitto jeder Bei* 
ban^ zwischen diesen beiden Gewalten vorbeagen mü$een. 
Der Wille allein war schon hinreichend. UnglQcklicherwelse 
aber hing es einzig von der Verwaltong ab , das bei&t von 
einer Gewalt, welche ihrem Wesen nach (wie Henrion 
de Pansey sagt) beständig auf die Ausdebnang ihrer 
Grenzen hinarbeitet. 

So sehen wir bald die Regierang der Niederlande dieae 
Nei^nng seit ihrer Schöpfung verfolgen nnd unvermerkt sieh 
eine Menge von Gegenständen anmafsen, welche nach dem 
Geiste des Grundgesetzes ihr nicht mehr angehören konnten.. 
Ein Erlafs vom 7. Jannar 1817 verordnete znerat, dafli 
die Bestimmnngen über die Verwaltung der Dämme and Pol- 
dera nnd der unter dem Namen: Hooghenraadschappen be- 
kannten Einrichtungen in Kraft bleiben und die darnach be- 
gründete Gerichtsbarkeit ausgeübt werden sollte, ohne dafo 
die Gerichtshöfe sich einzumischen befugt wären. Oiea war 
der erste Schritt; er vertrug sich jedoch wenigstens bis zn 
einem gewissen Punkt mit dem Art. 228 des Grundgesetzes, 
welches die alten Verordnungen über diesen Gegenstand in 
Kraft erhalten hatte. 

Ein zweiter Beschlurs vom 16. Juli 1820 ging viel weiter; 
er sagt: 

„Wenn in Sachen der Civilverwaltung ;die Directc^ender 
,^ämme und Polders, und andere solche Behörden oder 
^selbst irgend eine Administrativ-Stelle der An- 
,,sieht wären, dafs ihren Anordnungen mit Unrecht durch die 
„Gerichte ein Hindernifs in Weg gelegt würde, so sey ea 
„ihnen erlaubt, nicht allein den Richtern ihre Vertheidignngs. 
„gründe vorzutragen, die Unzuständigkeit des Gerichts nach- 
„zuweisen, oder den Antrag auf Abweisung des Klägers mit 
„seiner Anklage zu stellen, sondern auch, wenn sie es für 
„nöthig oder passend linden , Recurs an Uns vermittelst eines 
„motivirten und von hinreichenden Beweisen begleiteten Be- 
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„riehts so «rg^reifen , dsmit dareh Ufts darüber die nsoh der 
^Netor der fieehe geeignete VerfQgang erlaseen werde.^^ 

■ndlieh fihrte die Vererdnang vom 5. Oot 1880 f5riii- 
lieh die Coalliete wieder ein. 

Die Hevptbeefiniaiiogen sind: 

,,Die Civilttettlielter der Proviazen eind, neelideiii sie 
,4m Gateokten der eimeblfgigeii Deputationen eiogelioU ha- 
lben, berechtigt, Conflicte txL erheben, und fluttssen sogleich 
„darilber den Stattsprocoreter bei dem Oeriehtsbofe, wo die 
„Sache atthingig ist , in Keaatnifa aetien/' 

Der Staataprocurater aendet dem Jnatizmiaiater die Pro- 
oefbafctea mit einem umständlichen Bericht; die Parteien nnä 
die GerloMahöflB kdanen ebeaftilla Schriften an den Miaiater 
nebten* 

Weaer macht einen aosftihrlidien Bericht an den König, 
Ifelcher den Staatsrath h(irt und dann beeebliefat. 

Die Batacheldnng dea Küaiga wird wie eine Verord- 
iiOBg der Staataverwaltnng in daa Verordnnngfirblatt 
^gerftokt 

So linden wir nna am Ende von 7 Jahren anf dem Punkte, 
von dem wir 1816 aasgegangen waren; denn der Brlars von 
18tf Bteht dem vom 13. Brnmaire Jahr X. zor Seite* Was 
Bind die Versprechungen des Grundgesetzes und die ft'ei- 
dnnigen in dem Beschlufs vom 6. Mai 1816 und in di?ra Be- 
rieht Ober das Gesetz vom 16. Juni desselben Jahres ausge- 
sprochenen Grundsätze f. ... Es sind nur mehr Erinoe- 
rmgea, und die det administrativen Gewalt von Henrioa de 
Faasef gegebene Benennung bewährte sich volikommen. 

Bis 1881 war keine Rede mehr von €onfiicten, aber nach 
den eben angefahrten Beschlufs entstanden sie von Neaem 
ia grofser Menge. 

Dies war unvermeidlich. Die Administrativ- Gewalt, ei- 
nigermalhen der alleinige Richter über die Befugnisse der 
Geriehtshdfe , muflite, selbst unwillkürlich aufser ihre Grenzen 
geführt werden , da sie sich auf einem zu bedenklichen Bo- 
den befand, um diese nichf zu überschreiten. 
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Man kann ind^sseo Hiebt sagen, dato die Verwaltaag 
der Niederlande die Waffe der Confliote mU jener aehfind*- 
liehen Freehheit mifsbraoclite , als dien bei der kaiaerliohen 
BegieraDg der Fall war; denn eine nngehenere Kluft war 
noeh swisohen dieser und der jetzigen Regterang. — Und 
doch war das Uebel scbon se weit gekommen, daf« die Ge- 
netzgebang 1830 fiber die Confliote eine Hanptbeaebwerde 
bildete, deren Beseitigung Belgien forderte. 

§. 3. Belgische Gesetzgebung. 

Wie wir eben sahen, so hatten die vorhergehenden 8e«- 
netze, ganz von dem Grundsatz der Trennung der admini- 
fltrativen und riehterllohen Gewalt ausgehend, nnlerlasseti, 
die gegenseitigen Befognisse dieser Gewalten zu bestimmen« 
Sie hatten aufeerdem weder die Möglichkeit einer Cellision 
verhergesehen, noch in der Folge den Weg gezeigt, ihr ein 
Ende nn machen. Die Regierung benutzte diese doppelte 
Lfti^e, um die Sphfire der Verwaltung auf Kosten der Ge* 
riohtohöfe auszudehnen. Daher kommen die Streiti|^eiten der 
Administration, so wie die Conflicte. 

Der Belgische Kationaleongrefs, durch die Erfahrung be-* 
lehrt, wollte der Rfiokkelir dieser Mifsbrinche zuvorkommen^ 
Er fällte die Lfieken der vorhergehenden Gesetzgebungen nnsi, 
indem er genauer die Befingnisse der GeriohtshOfe ansiradk:lei 
indem er ihnen das Mittel gab, die Uebergriffe der Admini- 
sfration zurückzuweisen und dem Cassationshof, das heillit 
einer neutralen Gewalt, die Entscheidung der Streitigkeiten 
Qbertrog, welche noch Ober die gegenseitigen Rechte dieser 
zwei Gewalten entstehen könnten. 

Die Belgische Verfassung erkennt fünf Gewalten an: 

1. Die gesetzgebende Gewalt, gemeinschaftlich 
terebdenKOnig, dieReprfisentantenkammer und denSenat aus- 
geübt. Art 96 der Verfassung. 9. Die vollziehende 
Gewalt, durch den König ausgeübt, nach den Bestimmungen 
der Verfassoag. Art 89. a. Die riohteriiohe Gewalt, 
durch die Appellationshöfe und die Gerichte ansgeibt. Art 
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90. 4. Die Provia&ialgewalt Is den Hiaden der Pro- 
viaamirithe. Art 31. 5. Die Gemeiodefewalt, darol» 
Oemciaderithe aaegeöbt Ibid. *) 

Dieee Oewaltea eiod eia Aasflare der Natioa, ia welcher 
artpraagliob die Soaveräaitit liegt. Art. 91. 8ie siad alle 
geeobiedea , getreaat aad weeeatlicb aaabbfiagig voa eiaander. 
Ibre gegeaeeilige Uaabh&agigkeit bildet die Graadlage des 
belgisehea Staatareohts. Biae jede voa ibaea mufs ia ihrer 
Tbfitigkeit sich anf dea Kreis seiaer ia der Verfsssaag aos- 
gesprocbeaea Befagaisse beschrfiakea, ohae Hiaderaifs ron 
Seite der fibrigea aad obae dea Gaag dieser zahemmea. Jede 
Aamabaag eiaer Gewalt ist eia Aagriff gegea die Verfias- 
saag; deaa die Coastitotloa sagt aasdrüeklich , da Ca die 
.Gewaltea aar auf die verf assuagsra&fsig be- 
atiain.te Weise aaageübt werdea sollea. Art f5. 
Der Köaig selbst, sagt der Art. 78, bat keiae »ädere Ge- 
waltea, als welche ihm die Coastitatioa aad die 
T.ermöge derselbea gegebeaea Gesetze zutheilenw 

loh habe mich hier aar mit der richterlichea Gewalt in 
ihrem Verb&ltaifs zur Verwaltaag zo besebSftigea. ^ch sagte, 
daCs. die Coastitatioa diese Gewalt wieder ia all ihre Befug- 
nisse eiagesetzt, dafs sie ihr alle jeae wiedergegebea habe, 
welche die frühera Gesetze ihr eatzogeo battea; hieraua fol- 
gea offeabar die folgeodea Verfuguagea, welche diese Ge- 
walt. regela uad ihre Rechte bestimmea» 



3) Es ist ausgemacbt^^ dafs die Provinzial- und GemeioderätAe 
wirkliche Gewalten der GeseUschaft sfDd^ denn sie allein 
babea das Recht , gegenseitig die ausschliofslichen Provinzial- 
nad Gemeinde-Interessen zu ordnen. Der angeführte Art. 
31. Die Gentral-Executiv- Gewalt darf sich nicht in die Anord- 
nung dieser Interessen mischen. Der Gassationshof erkannte 
diesen GriindsatsK an , indem er den Recurs der Staatsbehörde 
gegen einen Beschlufs des Gerichtshofes von Brüssel yenvarf, 
welcher sich geweigert hatte ; einen königlichen^ über 
eine Sache, die der Gemeindegewalt angehört^ 
gegebenen Erlafs anauwendeu. Beschlufs vom 
16. Juni 1841. Bulletin Band IX. pag. 276. 
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Ju Eünrichiun^ der ridUerliehen GefcaU. 

1. Die riohterliehe Gewalt wird daroli die 
Appellhöfe und die Oeriehte auegeabt, ihre Ur- 
theile im Namea des Köaige vollsegeo. Art 90. 

9« Bia Gerichtshof, eine streitige Gerichts- 
barkeit kaan nnr rermdge des Gesetzes gegrfia- 
det werdea. Es können wederCommissioaen noch 
anfserordentliche Gerichtshöfe nnter Irgend 
einer Benennung angeordnet werden. Art. 94. 

8. Die Richter werden auf Lebenszeit er- 
nannt; sie können nur dnroh einen richterlichen 
Ausspruch ihrer Stelle beraubt oder snspeadirt 
werden« Ihr Gehalt ist durch das Gesetz be- 
fltimmt Art. 100 und 109. 

iBu 1 und 9. Auf diese Art sind die AppeUhöl^ und 
die Ckrichte die Terftasungsmifiilgen und zwar die einzigen 
Agenten der richterlichen Gewi^t In Belgien. Sie bilden die 
ordentliche Gerichtsbarkeit. Vcn den aufseror- 
dcBtilchen Gerichtsbarkeiten hat die Verfassung nur zwei 
beibehalten: die Militirgerichteböfe und die Bandeisgericiite. 
Alle andern fielen von dem Augenblick weg, als die Ver- 
lli^uog in Kraft trat; ja das Gesetz selbst könate sie 
nicht wiederherstellea. Auf diese Weise gab es keine 
Administrativ - Gerichtsbarkeit mehr , um Bigenthumsfra- 
gen zu entscheiden oder Strafen anzuwenden *) ; es gab 



4) Bin BescUnib vom Cassatlonshof In Belgien vom 80. Märe 1838 
erklärt^ dafs die Verordaaagen der Französischen Gesetze^ 
welche den Administratiy- Behörden die ErkenntaiTs und Be- 
straftiiig der Uebertretungen in Bezog auf Straben zutheilte^ 
seit der jCoustitatiOB aufgehört hatten. Dieser Beschlnfs ward 
im Interesse des Gesetzes gegebea. Eia anderer Erlafs vom 
Appellhofe von Brüssel vom BB. December 1831 erkl&rft, dato 
die Special • Gerichtshöfe des Gesetzbuches über das Criminal'^ 
Verlkhren au^ehoben seyen. 



Digitized by VjOOQIC 



618 DU richterUche Gewalt 

keioo königlich« Gerichtsbarkeit mehr, um öberCon- 
*flicte za eotscheideo. 

Die richterliche Gewalt in Belgien ist nicht aus der aus- 
übenden Gewalt hervorgegangen, sondern sie ist unabhängig 
fttr sich selbst bestehend. Man spricht demnach nicht (wie 
in Fiankreich) im Namen des Königs, sondern im Namen des 
Belgischen Vollies Recht; denn die Gerechtigkeit bat dieselbe 
Qaeile, wie das Gesetz, nämlich die Souverfinetat des Volkes. 
Die vollziehende Gewalt tritt erst dann ii^ Tbfitigkeit , wenn 
es sich um die Vollstreckung der Aussprfkche der Gerichts- 
höfe handelt. 

3. Nur unentlarsbare Richter können Recht sprechen. ^) 
Durch Anwendung dieses Grundsatzes entschied der Cassa- 
tionshof , dafs die durch den Art. 166 des Gesetzbuches über 
das Criminal- Verfahren best&ligten Gerichtshöfe der Gemeinde« 
Polizei nicht mehr bestehen , „weil die consCitoirenie Gewalt 
„wollte, dafs kttnftig jedesmal, wo es sieh «m 4I# Anwan- 
„duog TOn trafen, die durch Urtheii erkannt wfieden, oder 
„um geiichtMchen Streit äbe^ Civilaosprdohe handelte, dat 
„Verfahren nur vor unentlalbbaren Rfchtem otattindea sollte.^^ 
Besehlufs TOm 10. August 1840. 

fi* B0fugni$9e der riehteriiekefi Ge^alL 

I. „Die Streitigkeiten, welche Civilrechte be- 
treffen, gehören ausschliefslich zur Zuständig- 
keit der Gerichtshöfe. Auf gleiche Weise ge- 
hören dahin die Streitigkeiten über politische 



5) Es gibt jedoch von diesem Princip zwei Aasüaliniett^ und zwar 
in Bezug auf die Mitglieder der Militär- und Handelsgerichta- 
hofe. Aber diese Ausnahmen gründen sich auf die Constitution 
deren Art. 105 sagt: Durch besondere Gesetze werden die Mi- 
litär- und Handelsgerichtshdfe ihre Einrichtung^ sowie ihre Be- 
fugnisse und die Dienstzeit ihrer Mitglieder erhalten. End- 
lich ist dies nicht auf die Obrigkeiten ausvsudehnen ^ welche 
über Streitigkeiten urtheilen^ die sich auf dte politischen 
Rechte besiebea. 
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Rechte, vorbehaltlioh der id dem Gesetz ge- 
nannten AQBnnhmea. Art. 98 und 93. 

IL ffDie Appellhöfe und Gerichte haben die 
allgemeinen Provinzial- nnd Localbeschltlese 
und Verordnungen nur daiin anzuwenden, wenii 
• ie den Gesetzen gemäfs erlaeseo sind.^^ Art» 107. 

in. „Es bedarf keiner vorg«&ngigen Ermäch- 
tigung, um gegen die öffentlichen Beamten we- 
gen ihrer Verwaltung eine Verfolgung einsulei- 
ten«<' Art. 94. 

Zu I« Die Art 99 und 93 bestimmen sehr scharf und 
genau die Befugnisse der richterlichen Gewalt , wie es keine 
andere Verfassung getban hat. 

Ss gibt zwei Arten von Streitigkeiten: die Bioep haben 
Girllrecfate, die Andern politische Rechte zum Gegenstand. 

Civilrecfate: das heifst die Verhältnisse der Bürger 
unter ekiander, die Rechte, die sich auf den Stand der Per- 
sonen, das Bigenthum und die Verträge beziehen. 

Politische Rechte oder die Verhältnisse der Bür- 
ger zur Regierung als solche; daher ihr MitwirJken zur Bil- 
dung Oder zur Ausübung der Gewalten oder ölfentlichen Aemter. 

Allgemeine^' Satz: Jede Streitigkeit über sowohl 
Cävil-^ als politische Rechte gehören den Gerichtshöfen an. 

a) In Betreff der Civilrechte ist die Regel uneinge- 
sAränkt und ausnahmslos. Das Gesetz selbst k'önote kekie 
Ausnahmen einführen; die Gerichtsbarkeit der Gerichtshöfe |n 
dieser Hinsicht schliefst jede andere Gewalt aus. Auf diese 
Weise hörten, als die Verfassung in Kraft trat, unwiderruf- 
lich alle Gesetze, Senatsbeschlüsse, Decrete, Gutachten des 
Stäatsraths, ErlMse, VercNrdnungen und andere Verfügungen 
auf, wie sie aueh heifsen mögen, welche den ausnahmsweise 

' bestehenden administrativen oder andern Gerichtshöfen die fir- 
kenntnifs der Streitigkeiten über Civilrechte zuwiesen, 

b) In Binsicht der politischen Rechte erkennen im All- 
gemeinen die Gerichtshöfe gleichfalls; allein das Gesetz, aber 
auch nur dies, kann Ausnahmen einfuhren and der Admini- 
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•trfttir-Behdrde das Reokt Terleihea an enfieheidett. Maa 
nvft also nur nntennehen, ob in einoiii gofokonon Fall als 
beattmnitao Gosoto boatolit, daa dar Verwaltoag diaaaa Reebt 
xasprieht; dana im VeraaiaaB^Mlo bleibt dia StraiCigkait 
in den Bereioba der Geriobtebdfa. 

Die AneDahraan naeh der geg eawirtifea GeaeCagebaag 
beziehea sieb: 

1. auf dIeStreitigkeiten wegaaSCaiiorbabattg. 
Zuerat iat blar zwischen diraoteo und indicoetan Ab- 
gabea zn natersobeiden. Die sich auf diese letztem bczio« 
faenden Streitigkeiten wurden immer oad werden noch dareh 
die Gerichtshöfe abgenrtheilt. Siebe den Beaeblnfa vom 
7—11. Sept. 1790 Art f , nnd das Gesetz Tom 16. 
August 182t. Die Aosnahma spricht folgeweise nvr von 
den direoten Abgaben. Die FraazMscba Cteaetzgebobg 
hatte achon die Streitigkeiten Ober solche Abgaben als aar 
Verwaltoag gehörig angesehen. Gesetz von 1780 Art 1^ 
Das Grnndgesetz von 1816 fiberliers dem Gesetzgeber die 
Bestimmung dieaes Gegenstondes, nnd vermdge dieses Gesetaes 
wurden diese Streitigkeiten dorcli die ProTinzialitinda mit 
Berufung an den König abgeurtheilt Die Belgiaaba Verfbs- 
sung änderte nicht diese Lage der Dinge: aeit der Brörfara^g 
dea Art 99 erklirte der Nationalcongrefs , dafa die Strei*- 
tlgkeiten tiber Steaerhebnng nicht bürgerliche 
Rechte zum Gegenstande haben. Bericht Ober den 
Tit der richterlichen Gewalt. Da kein neues Geaata 
in diesem Punkte die alten aufhob, so bleiben diese in Kraft 
Dia ProTinzialbehörden haben bis jetzt ihre Beftignisaa faiarin 
bewahrt. 

9. Auf die Streitigkeiten in Sachen der Na- 
tion almilis. Z. B. die Anspraabe wegen Befreiung rem 
Dienste in Beziehung auf die Zulassung oder die Verwerftaag 
der Stellvertreter etc. 

Diecie werden in erster Instenz durch die Miliurlithe und 
im Falle der Berufung durch die stfindigen AnsscbOsse der 
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ProvinzialriÜie abgeurtMU, welche obDO feroere Appellation 
da« UrUieii fillen. Geaetne vom 8. Jaanar |817 und 
27. April 1890. 

Z^ Auf die Streitigkeiteo la Bezog auf die 
Bürgergarde. Z. B. die Geaacbe wegen Befreioog vom 
Dienste, wegen Aneatreiebong aaa den Liaten nach Ablauf 
der Dienatzeii eto. n ■. . 

In erster Instant entaoheiden sie die Besirksräthe and 
beim Appellationsfalle der ständige Aasschafs der Provin/ial- 
rathe« Gesetz vom 81. Deo. 1830. lieber die Diacipli-. 
■ar-Üeb^rtretongen artheilen die Disoiplinarräthe , welche in 
jeder Gemeinde sind, und ¥rie in Sachen einfaoher Polizei 
verfahren. Von den Bntscheidangeu dieser Rfitbe kann man 
•ich an den Cassationsbof wenden , jedoch blos wegen Uoza- 
•t&ndigkeit, Nichtigkeit oder Verletzang des Gesetzes. 

4. Auf die Streitigkeiten Aber Wahlen. Z. B. 
die Einsprüche hinsichtlich der Bintragangen , Aoslassungen 
oder Aasstreichungea aaf den Wahlliiten bei ihrer jfihrlichen 
Dwebsicht 

In erster Instanz haben sie die Gemeindeverwaltangen 
and bei Appellation die Abgeordneten der Provinzialrithe za 
Richtern; nalberdem kann man Cassation ergreifen. Gesetz 
vom 8. Mftrz 1881. 

6. Aaf die Streitigkeiten, die bei dem von den 
Bechnan:gsbeamten vorgenommenen Rechnungs- 
abschlofs über die Staatsgelder entstehen. 

Die richterliche Behörde hierüber ist der Rechnangshof 
WegifD Verletzang der Formen oder des Gesetzes steht es 
den Rechnongsbeamten frei , Cassation za ergreifen. Ist der 
Besehlofs des Rechnangshofes aafgehoben , so geht die Sache 
an eine dafür besonders ernannte Commiasion, welche 
srns Mitgliedern der Depatirtenkammer gebildet 
Ist, and ohne fernere Appellation artheilt' Or- 
ganisches Gesets über den Rechnangshof Fom 30* 
Deo. 1880, Art 3, 10, 11 o. 19. 

Zu II. Art. 107. „Der König, sagt der Artikel 67 



Digitized by VjOOQIC 



599 Die richUrliche Geufali 

^der ConstitaCiOB , erlifot die snr VoUsiehiiirg der Oe— 
,,setze oothweDdigeo VerordfiUDgeo and BcsoblfiMiey 
y,obne dafs or je die Gesetze selbst aufbeben oder tdii ilirer 
„BeobacbtaDg entbinden kann/' Unser Art. 107 ist nar ein 
Folgesatz dieser Verffignng. Er gibt der riobterlichen Ge- 
walt eine Ansdebniing, welobe sie nie vorher hatte, oder 
welche wenigstens ihr nicht bestimmt soerkaunt war. 

In Frankreich war es der richterlichen Gewalt stets un- 
tersagt, Aber Acte oder Handinngen der Administration zu 
erkennen, sey es in Bezog auf ihre Gesetzmfifsigkeit oder 
ihren Inhalt. Das Gesetz vom 16—94. Aogust 1790 (Ti t IL 
Art. 13.) und die Verfassang ron 1791 vom Jahre III. (Art 
903) waren darüber ganz entscheidend, nnd man betrachtete 
seither dieses als ein Grondprineip. Vermöge des Groodge- 
setzes von 1815 ging die Regierang von derselben Lehre ans« 
Die Vorrede des Beschlusses über die Conilicte vom 5. Oc- 
tober 1899 verfügte: 

„Das Grundgesetz hat Uns zum obersten Richter in letz- 
„ter Instanz über die .Gesetzmafsigbeit und Gültigkeit der 
„Verordnungen, Verfügungen und Beschlüsse der Verwaltoiig 
„bestellt; defswegen kann es nicht in den Befugnissen der 
„richterlichen Gewalt liegen, über diese Acte zu erkennen 
„und sich hineinzumischen/^ Jedoch wurde diese Lehre nicht 
ohne Bestreitung angenommen; wir können mehrere Urtheile 
und Beschlüsse der Appellhöfe von Lüttich und Haag anfuh- 
ren, weldhe diese Befugnifs der richterlichen Gewalt aner- 
kannten. 

Beut zu Tage ist jedoch diese Controvers nicht mehr m^- 
lieh ; die Belgische Verfassung heiligt auf die bestimmteste' 
Weise die Macht der Gerichtshöfe in dieser Beziehung. Auf 
diese Weise übt künftig die Verwaltung ihre Befdgnisse nicht 
mehr willkührlfch ans; in allen Fällen ist sie verpflichtet, in 
den gesetzmäfsigen Grenzen zu bleiben; nur unter dieser Be- 
dingung darf sie auf Schutz von Seite der richterliehett 0s- 
walt Anspruch machen. Ja sogar ein königlicher Beschlafst 
eine Provinzial- oder Gemcindcverfngang, die nicht gesets- 
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nach der Belgischen Constitution von id3i. 5lS6 

inSfsi^ oder sonst nicht ia den vorgescbriebcBf^n Formen er- 
lassen sind, dürfen nicht von den Gerichtshöfen angewendet 
M'crdcn, wenn man sich darauf beruft. Die Unabh&ngigkeit 
der richterlichen Gewalt, ihre anbedingte Unterwerfnng unter 
das Gesetx fordert, dafs, ehe sie sich einem Act der Adml; 
nistration anscbliefst, anf den man sich vor dem Goricbt be- 
rief, die richteriicbe Gewalt prüfe, ob dieser Act dem Gesetze, 
ihrer einzigen Richtschnur, angemessen ist. 

Dies ist eine der befsten Garantieen fOr die Unabbängig- 
Iceit der rtchCerlicben Gewalt, welche jeden Uebergrlif ver- 
hindert, denn sie stellt die anordnende Gewalt der Ad* 
ministratio» , welche immer als Vorwand zu den Coiiflioteii 
diente, gleichsam anter die Anfsicht der Gerichtshöfe *). 

Indessen darf man die Verfögang des Art 107 nicht 
mißverstehen. Die Verfassang gibt allerdings den Gerichts- 
böfen das Recht, die Gesetzmäfsigkeit der allgemeinen, der 
Provinzial- oder der Gemeindebeschlüsse zu prüfen, und 
sie , wenn sie ungesetzm&fsig sind , anzuwenden ; aber 
sie gestattet nicht , den administrativen Werth dieser Be- 
schlüsse zu schätzen , das heifät : sie erlaubt nicht zu 
entscheiden, ob ihrem Jnhalte nach diese Acte zweckmifsig oder 
schädlich Itind» Und um so weniger dürfen sie diese aufbeben 
oder abändern. Ferner haben die Gerichtshöfe nicht eigen- 
mächtig diese Acte zu prüfen; dieses Recht steht ihnen nur 
zu, wenn ein Rechtsstreit an sie gebracht ist, wcau man ihr 
Mitwirken verlangt, um ein Civil- oder Strafurtbeil auf den 
Grund des fraglichen Actes auszusprechen , und selbst in die- 
sem Falle gilt ihre Entscheidung nur f ür den bespndern , ihnen 



0) Wir übergehen die Frage ^ ob der Art. 107 den GerichtshöCen 
das Recht gibt^ die der Verfassung widersprechenden Gesetze 
nicht anzuwenden. Es handelt sich hier um ein Verhältnifs 
»wischen der richterlichen und gesetzgebenden Gewalt. Die 
Gerichtshöfe der Vereinigten Staaten Amerika's üben diese Ge- 
walt beOtanntUeh in ihrer ganzen Aosdehaung aus. De Toc^ 
qusville de la democratie en Amerique. I, chap, tf. u. Mit- 
termaier Archiv fiir Civ, Praxis XXII. pag. 974, 
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Mir BtwtheilOBf ObtrgtbMea Fall; dem dtr AoC beitoM fwi, 
QDgeftchtet der Verweigenmf . des Oerioktehoftf iho anui- 



Darob die AnwcnduDg des Art. 107 eBtstaoden mehrtre 
wichtige Fragen, Aber welche die RechtseprechoDg des Cm- 
«atioBshofM noch nicht ine Reine gekommen ist, nm darmm 
gewiaee Felgeningen ableiten na können. 

2a ni. Die Verffignng dea Art. 14 iat eine neue Si- 
cherheit fttr die Unabhingigkeit der richterlichen Gewalt, da 
sie den OerichtahdfMi *) daa Becht wiedergiebt, ebne Tor- 
gftngige Ermftcbtignng über daa Benehmen der Beamten, 
welohe ihre Schaldigkeit nicht erfttllt haben, xa nrtbeilen *)• 
Schon durch den Beacblofa vom 4. Jani 1816 war dieee vor- 
gftagige Brm&chtigang nicht mehr ala ndthig erklirt *)• Jetat 
heraht diea nicht mehr aof einem bloraen kdniglichen Briafa, 
aondern aof einer Beatimmang der VerftMaang. 

$. 4. Von den Conflicten. 

Daa Wort „Conflict^' bedeutet im Allgemeinen einen Streit 
nwiachen awei Behörden; im engern Sinn jedoch beaKcichnet 
dieaea Wort den Act, durch welchen die Adminiatration die 
Erkenntnis einer Sache an eich ziebt, von der sie behauptet, 
aie gehöre ihr an, und welche die Parteien vor die Gerichts» 
höfe gebracht haben. In diesem Sinne genommen aollen die 
Conflicte die Administrativbebörde gegen die Uebergriffe der 
richteriicben Gewalt sicbern. Unter der vorigen Gesetzgebnag 
wurden die Conflicte dorch den Statthalter der Provinzen er- 
hoben und vor den König gebracht, welcher, nachdem er den 
Staatsrath gehört hatte, ein motivirtea Urtheil fftUte, daa daa 



7} Art 75 der Verfasanng vom Jahre VIII. 

6) AaH;endmmen hievon sind die Bünister, welche nur durch die 
Reprisentantenkammer in Anklagestand versetcl und durch den 
Cassatiooshof gerichtet werden können. Art UO des Ver^ 
fassung. 

9) Siehe oben die OesetsgebaDg der Niederlande. 
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AatoMatI verdffentlMl«. Diesellie Gewalt erhob iiad a«t- 
«ehi«d natürlich in der Folge den Recbteetreit 

Der NationaicoDgrefs von Belgien rerwarf dieses System 
g&nzliob. Niobt mehr das Hanpt der yoUsiebenden Gewalt, 
aondern die oberste gericbtliobe Behörde entsoheidet Ober Con- 
flöte. • 

„Der Cassationsfaof , sagt der Art. 106 .der Verfassong, 
entseheidet über die Conflicte der Zoständigkeit^' 

Indem die Belgische Constitation mit Bestimmtheit die Be- 
ftagnisse der richterliehen Gewalt angab nnd dieser gestattete, 
über die Gesetzm&fsigkeit der allgemeinen, Provinzial- nnd 
Oemeindebescblfisse nn erkennen^ bat sie die Confliote be- 
deutend Termiadert, wenn anoh nicht gänzlich nnmdglieh ge- 
macht. Wenigstens kann man , nach der Erfahrang von zehn 
Jahren seit 1831 , versichern , dalb selten Veranlassnng znr 
Brhebang von Conüicten gegeben wird. Während dieser Zeit 
Würden vier Conflicte daroh die Provinzialadministra- 
tlonen versucht i<>)$ Ich sage versnobt, weil keiner dieser 



10) Die Uawtftnde^ wie sie in dem Werke: Repertoire de i'admi- 
nistration et du droit administrative de la Beiffique pmr Ck. 
Brouckhre et F, Tieiemans, Tom, V, unter dem. Werl: CoH' 
fiite d'attribution angegeben werden , sind folgende: 

M. Maillard-Colson hatte nngeachtet der Verweigerung der 
Provinzialbehdrde eine Seifenfabrik angelegt; da das Celleginm 
der Bürgermeister und Schdppen von Gent ihm verboten hatte^ 
seine Arbeiten fortzusetzen^ so belangte er dieses CoUegium 
vor den Geriditshof dieser Stadt ^ um den Ausspruch pu hören^ 
dafs das Verbot sein Eigeathum verletze. In diesem Stand der 
Dinge flifste der Statthalter der Provinz am 07. April 1838 
einen Beschlufs , durch welchen er seine Intervention in der 
Sache erkl&rte^ indem er behauptete^ die Gerichtshöfe dürften 
darüber nicht erkennen. Der Gerichtshof erkl&rt^ er wolle 
über den Gegenstand nicht erkennen , bis der Cassationsbof sich 
ausgesprochen h&tte^ und d|e Acten wurden der Regierung 
übersendet. Aber diese war der Meinung^ dals der Beschlufs 
vom 5. October 1888^ auf welchem die Intervention des Statt- 
balters beruhte, als verfluisuagswidrig nicht mehr heut zu Tage 
anwendbar sey; dafs das den Statthaltern gegebene 
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Conflicte bis lam Cassatioiishofe gelftofte ; die Reg^eniog 
selbst bat sie veroicbtet. Die Gründe dazu gehen mehr auf 



Recht zu interveDiren oder eine Sache abzuru- 
fen^ der richterlichen Gewalt zuwider sey^ und 
daf#der Gerichtshof^ vor welchen die Sache ge- 
bracht worden^ über seineZuständigkelt urtheilen 
solle^ vorbehaltlich des Rechts der veiletzten Partei an den 
Cassaüonshof auf dem Wege der Conflicte Recnrs ergreifen za 
können. Demzufolge yernichtete sie den Beschlufs des Statt- 
halters und das bei dem Gerichtshofe von €tont anh&ngige Ver- 
fahren erhielt wieder^ seinen regelmäfsigen Lauf. In dieser 
Sache war der Civilgerichtshof von Gent gewib zuständig^ da 
es sich einzig darum handelte^ ob die Verfügung des CoUe- 
giums der Bürgermeister und Schoppen gesetzmaCsig War. 

Ein zweiter Conflict erhob sich in folgender Sache : H. Mary 
hatte im Jahre 1828 einem nicht schiff- noch fldrsbaren Bach 
mit Namen ^^la Gette^^ auf seinem Eigenthum eine andere Rich- 
tung oberhalb einer »Mühle gegeben^ welche^ dem Hm. Gott 
gehörig^ an demselben Bache lag. Diese behaupteten^ data sie 
durch diesen neuen Lauf benachtheiligt waren ^ klagten gegen 
Hrn. Mary und trugen darauf an ^ er solle die la Getto in ihr 
früheres Bett leiten. Der Gerichtshof von Nivelles trug den 
Klägern den Beweis der angeführten Thatsache auf, welches 
Ürtheil durch einen Beschlufs des Appellhofes von Brüssel vom 
7. März 1888 best&tigt wurde^ ein Beschlufs^ welcher indessen 
dem Beklagten das Recht vorbehielt^ die Anwendung des Art. 
645 des Civilg^etzbuches zu verlangen. Dieses UrtheÜ^ das 
In Rechtskraft übergegangen war, sollte Tollzogen werden ^ als 
durch Beschlufs vom 5. Dec. 1834 die Deputation der Stande 
Brabants die Wiederherstellung des Baches in seinen alten Lauf 
befahl. Hr. Mary erhebt sogleich bei dem Cassaüonshof Be- 
schwerde ^ ' um die Entscheidung des Confliets zu bewirken. 
Dieser Hof ordnete die Verfolgung an, und untersagte y unter- 
dessen die Entscheidung der Administrativ -Behörde in Vollzug 
zu setzen^ ohne etwas in der Sache selbst zu urtbeilen. Als 
der Deputation dieser Beschlufs bekannt ward^ eriiefs sie den 
19. März 1885 eine neue Verfügung y welche , weit etttfeint 
den Conflict zu beendigen , ein Urtbetl darüber nethwendig 
machte ; als aber ein königlicher Erlafs die Verfügung vom 5. 
Dec. 1884^ als eine Quelle dieses Confliets aufgehoben hatte^ 
so erklärte der Cassationshof durch Besohkifs vom 30. Januar 
1887^ dafs der Conflict angehört habe^ und dafs er nicht in 
Lage sey^ darüber zu urtheilen. In einem Rundschreiben vOm 
4. Oct. 1838, von dem weiter unten die Hede seyn wird, aus- 
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die Form der Confiiete, als aof ifarea lobalt, aber inmer 
bleibt es ^ahr^ dafs die Verwaltung zehn Jahre hiadorch keine 
Coafiiete erhob and demnach darf maa wohl fhigen, ob sie 
deren in Zukunft bedürfen wird. 

Indessen nimmt die Constitution selbst an, dafs man noch 
Goafiietev^erheben könne, denn der oben angefahrte Art. 106 
weist das Urtheil darüber an den Cassationshof. Dieser Art. 
fögt hinzu, man müsse bei diesem Urtheil nach den ge*. 
setzlichea Vorsohriften verfahren. 

Dieser Artikel unterwirft das Urtheil aber die Conflicte 
nur einer feierlieben Gerichtssitzung ; aber er gibt nicht das 
Verfahren an, um zu diesem Urtheil zu gelangen; daher be- 
stimmt er nichts: durch Wenf Wann? In welcher Form? 
die Conflicte erhoben werden können. 

Bis jetzt beantwortete kein Gesetz diese Fragen. Jedoch 
gibt ein Bundschreiben des Justizministers vom 4. Oct. 1838 
hierüber folgende Aufklärungen: 

„Der Art. 106 , welcher dem Cassationshofe die Entschei- 
„dung der Conflicte über die Zuständigkeit überträgt, hat 
,,nur die Bestimmung der frühem Gesetze aufgehobeni 
„vermöge welcher die vollziehende Gewalt bei Conflicten zwi- 
„sehen administrativen Gerichtsbarkeiten, über die Zustäodig* 
„keit urtheilen durfte.^' 

,^Da daa Urtheil über die Qonflicte eine wahre Deetim-* 
/y^mamg , „wer Richter seyn soll'^ , enth&lt, so mofs man für 



sert sich der Justizmioister in folgender Weise über diesen Con- 
ffict: ^^die Begierung hob die Erklärung der Provinzlaldepo- 
(atlon von Brabant anf^ weil sie an sich selbst nicht zu 
rechtfertigen war und es nützlich schien^ einer Entschei- 
dung des Appellliofes in dieser Sache zuvorzukommen. 

Zwei andere Conflicte wurden von dem Statthalter von Ia- 
xemburg über Streitigkeiten wegen der administrativen Bech- 
nungsstellung zwischen Gemeinden und ihren Einnehmern er- 
hoben; aber die Regierung vernichtete sle^ weil der BeschluCi 
vom 5. Oct. 1822, auf den sie gegriiodet waren , nicht mehr 
galt. 
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,Jmm dCBualbMi VerfriuraD folfea, weleliM Moh lar diese 
s^Bfeotdoet itt; dM brifti die Bestimniiingeo des Tit IL 
,,der VerordBQSf vom Aaipiet 117117 befolgen, welebe dmli 
i^M OeeeCz vom 16. Mira 1816 aod Art fiS des Gesctees 
,,TOm 4. AngQBi ±999 bestitigt iet 

„Dm der CMeedootbof berufen iet, die eonpetenfe Ge- 
,,riebtebnrfceil nn beetiamen, eo eoU die Anseige des Coniiete 
^vnBittelbsr die Vollsiebnog der Entsobeidungen deijenlgea 
9,Bebdrden sofsebieben, deren Zostindigbeit fhigHeh ist^* 

Anstatt daib dieses Bnndsebreibeii alle Reobtestrelte nnf- 
hebty läfst esimOegentbell neae Zweifel entstehen, and awnrs 

1. In Hinsicht des Reobts, Conflicte za erheben. 

Das Reebt die Bestimmang der Riobter nn ver- 
langen, welebem der Minister den Conflict gleiobstellt, steht 
nach der Verordnnng von 1787 aosschliefiilich den streitigen 
Parteien eo. Hat die Regierang einen Prooefti, so kann sie 
ohne Sebvrierigbeiten durch ihren Beprfisentanten den Conlliel 
erheben. Aber wie soll sie verfsbren, wenn die Streitigkeit 
awischen nwel Privaten stattfindet, wie in der Sache des Hm. 
Mary? Nach dem Bescblofs vom 6. Oct. 18M hatte dieBo- 
giemng stets das Recht, sich einxnmischen nnd den ConÜet 
SQ erheben ; aber kann man noch heot za Tage dies Vor* 
Ibbren befolgen? Das Bondschreiben scheint dies nnbejaben^ 
denn es sagt: der Art. 106 der Verfsssang hat nnr die 
Bestimmang der frühem Gesetze anfgeboben, 
kraft welcher die vollziehende Gewalt Aber die 
Conflicte artheilte; sind demnach in dem Gedanken des 
Ministers die andern Bestimmangen des Beschlosses von 18Sf 
in Kraft geblieben Y Aber dieses scheint sieh schwer mit der 
Unabängigkeit der richterlichen Gewalt, von der in der Con- 
stitntion die Rede int, vereinigen za lassen; eineUnabhiqgig«' 
keit, die darch die Binmischaog eines Administrativ-Beamte» 
in einen richterlichen Streit zwischen zwei Privaten verletst 
worden wäre. Uebrigens erklfirt die Regierang selbst gana 
aosdrfkcklich in den Bescblfissen , welche die oben erwähnten 
Cohflicte vernichten, daf« der verfassangswidrige Besehlotb. 
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Tom A. Oot. i8M nicht OMlir heut su Tagt aowradkw itt, 
dft dfts Beebl d«r EiamitohaBf, die B^fagnif« die 
Sache an eich cn nieheni welche dieser Beechlafe 
den Statthaltern gab, dem gemeinen Recht und 
der Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt 
xnwider wäre. Darans fdgt, dafs d^e Regiemng in einer 
Sache, we sie nicht selbst Partei ist, keinen Cen- 
f iict erheben kann. In. dem gegenwärtigen Znstand der 
Oesetsgebong scheint mir dieser Gi^ndsata annmstdfslieh, ob- 
wohl dieses sonderbnr ond dem Wesen nnd Zweck der Con- 
iiete ginnlich widemtre ben mag. 

9. Ueber die Zeit, in welcher der Conüct erhoben wer-' 
den dnrf , bestimmt nichts» Binlii man daraus sphliieiiiWt dsls 
das Erhebnngsrectt allen Fristen , Formen , Wichtigkeiten n. 
s. w. nnlerliegt, von welchen nach der Verordqnng Ton 1787 
die Bestimmnng der Richter abhängig ist? Aber dies ist an* 
snläfbig. Der Conlict ist eine im öffentlichen Interesse ein- 
tretende Ausnahme, welche nicht Ton einem Fehler im Ver- 
Cahren abhängen kann. Unter der alten Gesetsgebnng gab 
man zu, dalb die Rechtskraft ia Benug auf die Hauptsache 
das einzige Hindemirs eines Confllctes sej, wie es auch jetat 
ßeyn sollte. 

3. Müssen, um den Coniict erheben nu können, in der« 
selben Sache zwei einander entgegengesetzte EnCscheidungen, 
die eine der Verwaltung, die andere der Gerichtshöfe vorhan- 
den seynf In den beiden oben in der Note angeführten Fällen 
fnnd diese doppelte Entscheidung statt; aber mufs man daraus 
folgern , dalb der Conflict nicht unter andern Umständen er- 
hoben werden könne? Vor die richterliche Gewalt, zum Bei- 
spiel, wird eine AdministratiT-Streitigkeitgebrachty ober welche 
noch keine Entscheidung der Verwnltung vorhanden ist ; darf 
die Regierung, als beklagte Partei, hier nicht den Conflict er- 
beben, um eine Frage als vor sich gehörig zu erklären? Es 
würde, in der That, bedeutende Gründe zur Bejahung geben, 
denn man gewänne sowohl Zeit als Kosten. Dennoch aber 
liegt kein Fall einer Bestimmung der Richter vpr* 
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Alle diese Fragen and andere^ welefaeieli nach atoht ao- 
geken will, bleiben aabeslimBiC, aa^ewffti, find fcOaneo jetzt 
noch keine befriedigende Ldeang erbaltea» Unsere Gcaets- 
gebnng über die Conflicte ist nnroHsCindig, and ftrQher od«: 
spiter wird man die LQeken darin ausfüllen mfissen. Es Ist 
in der TbaC nnmöglieii zuzugeben, daft der Art. 90 des Ge- 
setzes vom 4. Aogaet 183f ▼ollkomnen den Art. 106 der 
Constitution ersetzt habe. Hr. Raiken, JustlanHaister voa 
188t, war auob ditoer Ansieht, denn In der Darlegung der 
Gründe des Gesetzentwurfes über die riehterüche Organisation 
sagte er: der Art 106 der Verfassung, weleli«r 
dem Cassationshof das Urtheil über die Con- 
fliete zutheilt, erheischt ein besonderes Ge- 
setz, welehes bald vorgelegt w^den soll. Seit- 
dem haben andere Minister dieselbe Anstebt • geoffenbart, und 
wenn ich mich nicht irre , soll ein bis jetat niebt verMent- 
llchter Gesetzentwurf der Stdndekammer in einer dw letzten 
Sitzungen vorgelegt seyn. 

maBa^samsasmsssssasBS^BssssmesasgaBsmmse^^ 

XXIX. 

Das neue französische Gesetz vom 2. Juni 
1841 über die Zwangsversteigerung^ von 
Immobilien, in Vergleich mit der bisherigen 
fransBdsischen Gesetzgebung über denselben 
Gegenstand. 

• Von 

Hrn. Dr. FteLix, Advokaten in Paris. 



Oie Verfögungen der fk'anzdsischen C^erlditsordnung ^Cbde 
de procedure civiUi) über die Zwangsversteigerung von Im- 
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mobilien sind seit geraumer Zeit der Gegenstand vieler Be- 
schwerden gewesen« Der euob mit der besten Bypotbek aaf 
Liegensohaften veraebene GJanbiger konnte nur mit grofaen 
JScbwierigkeiten deren Veränrserang und somit seine Beflrie«- 
dignng erwirken; die Formen des Yerfabrens waren zu aebr 
vervielfältigt, und der Gesetzgeber hatte in diesem Verfliliren 
zu sehr ausgedehnte Fristen vorgesobrieben , vor deren Ab- 
lauf -die Veräufsernng , nicht vor sieh geben konnte* Die ver- 
sohiedenen Verhandlungen veranlafsten bedeutende Kosten , die 
nothwendiger Weise der betreibende Theil vorlegen mnfiite 
welofaer sich hierdurch oft in Verlegenheit befand, da er ge- 
wöhnlich nur wegen eigenen Geldbedarfs Zwangsmittel Behafto 
der Rackzahlnng seines Capitals anwendete* Der gröAfe 
Tbeil der Formen war unter Strafe der Nichtigkeit vorge- 
schrieben: ein Versehen des Gerichtsboten (huissier) oder des 
Anwalts (iit/aue), in dei'en Amtsbefagnifo die meisten vorzu- 
nehmenden Gcriohtsbandlungeo beruhten und noeb beruhen» 
maebte das ganze bisherige Verfahren nichtig und ungesohe- 
hen: der Glaubiger konnte zwar einen Becurs gegen den Ge- 
richtsboten oder Anwalt wegen den auf diese Weise verlornen 
Kosten erhalten, in so fern das Gericht eine wirkliche Nach- 
lärsigkeit von deren Seite anerkannte: allein damit war immer 
der Zwangsverkauf nidit geschehen, und der Gl&ubiger ent- 
behrte seine Befriedigung. Diese verschiedenen, dem Glia- 
b%er in den Weg tretenden Hindernisse bilden einen der 
Grunde, aus denen die Grundeigenthümer in Frankreich we- 
nig Credit finden : ein anderer Grund dieses Mangels an Cre- 
dit beruht, im Vorbeigeben gesagt, in dem fehlerhaften Hy- 
potheken-System , wovon ich bereits in dieser Zeitschrift, 
Band 11/ S. 48 u. ff. gesprochen habe. _ ... 

Wenn auf diese Weise die Glaubiger gegen das Zwangs- 
versteigernngsverfabren Beschwerde führten, so geschah die- 
ses anderseits ebenfalls von Seiten der Schuldner. War näm- 
lich jenes Verfahren zu Ende gelangt, so war auch der 
Schuldner vollständig zu Grunde gerichtet, einerseits, weil 
bei der langen Dauer des Verfahrens und der Unsicherheit, 
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ob tolehM jemali cn Ende f afUlirt werde , die Kanflostiirea 
ihr Geld Miderawo anwendeten f dann, weil die bedeateodea 
Kosten noletzt dem Schaldner zur Lnet fielen, da nie ▼om 
Aneteigerer anber dem Preis liezahlt werden müssen, and 
dieser also seine Angebote am so viel i^eringer stellt. 

Bs wnrde allgemein von den Reehtogelehrten die MÖg" 
liebMt anerkannt^ die Interessen sowohl der Glaobiger aiii 
der Sebnldner mehr als bisher in Sehnta zn nehmen: als Mittel 
aar Erretehang dieses Zweckes betrachtete man die Absehaf- 
ftaag eines Theiles der vorgeschriebenen Formen^ jedoch antcr 
Beibehaltnng der übrigen, som Schatze des Schuldners. Aach 
seilte nieht jede Vernaehlfiftiigang einer Form die Nichtig- 
heH Am ganzen Yerfihrens ab ovo nach sich ziehen , son- 
dern blos die Verbindlichheit , das YerMiren von deijcnigen 
Verhandlang an nen %n beginnen, die dem nichtig erklirtea 
Acte aamittelbar vorherging. Eben so wurde die grofse Aos- 
dehnong der Fristen mirsbilllgt, and deren Abkfirzang Uos 
in dem Maafse verlangt, dafs sie dem Schaldner die erfor- 
derliche Zeit vergönnen , sich nach einem Freiwilligen Ver- 
kauf der Liegenschaften oder nach einem Darlehn 'uraaasehen. 
Endlich verlangte man allgemein die Verminderung der Kosten, 
sowohl im gemeinsamen Interesse beider Theile, als aach im 
Interesse dritter Personen, z. B. anderer Glfiabiger, deren 
Pfand sich durch die Kostenmasse verminderte, da die Gesetz- 
gebung (Art 9101 No. 1. und 9104 des Code civil) diesen 
Betreibnngskosten ein Vorzugsrecht beilegt 

Seit lS!f9 beschäftigte man sieh im französischen Justiz- 
ministerium mit Vorbereitungen za einem neuen Gesetse. Be- 
reite in dem genannten Jahre wurde ein Entwurf gedruckt, 
jedoch nicht vor die Ksmmern gebracht Ivb Jahr 1838 er- 
nannte der Justizminiater eine Commission zur Abfassung eines 
andern Entwurf^: aus den Arbeiten dieser Commission ist der- 
jenige Entwurf hervorgegangen, der nachher 1839 der Depa- 
tirtenkammer vorgelegt wnrde, jedoch erst nach langwierigen 
Debatten und mancherlei Modificationen im Jahr 1841 Ge- 
aetzeskraft erhielt 
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Aas oeoe Getat» vom 0. JanI 1841 'hiodisk hD Aligf«^ 
tteidefi ron allen gmöhtlichea VethnfntTnngea von Imaolii*- 
Heri {pente$ judiciair ei de biens imttieubüs) nnd hegrtltt' Hem^ 
na^h, aafbeir den aäf die Zwangsversteigerungen' (saisies im» 
mäbilteres) bezÜ^fiehen V^rfüfgungen , deren nooh lindere über 
di^s Üebergebot aof freiwillige Verk&ofe {surenchbre sur 
ältination voiontair^^ über die Veräürsemngen dtor'den Min- 
derJUhrigen zogeKörigen Liegensobaften (vente deiiehs im^ 
meubles appartenant ä des mineurs)^ über Theiliingen und 
Tei'äafiierungen unthetlbarer Immobilien (partages et licita^ 
iions)j tiberdie Veränfsernng der Immobilien einea unter der 
Wöbithiit' des Inventars angetretenen Naeblasses {bSnifice dHti" 
veniaire), über die Veriufsernng der Immobilien einer ehe- 
lieben Oätergemeinsohaft oder einen Nachlasses, auf ^welche 
Verzicht geleistet wurde, so wie üher die Yeräufsernng eines 
Dotalgutes, in den Fällen, wo dieselbe' erlaubt ist (Renohciä" 
tion ä la communauie ou ä la succession et vträe des im'* 
meubUis doiaux)^ endlich über das Vebergebot auf Verkäufe 
von Immobilien einer Fallitmasse {surenchere sur les ventes de 
biens desfaillis). In allen diesen Punkten hat das neue Ge*- 
setz die bezüglichen Verfügungen der' Prooefsordnong und des 
Bandeisgesetzbuchs (dieses einzig in Bezug auf den letzten 
Punkt) abgeändert und vervollständigt. Die Verfügonged des 
neuen Gesetzes wurden, nach dessen Vorschrift, jni die Stelle 
der Mhern nunmehr abgeschauten Verfügungen -der gedach* 
ten bbiden Gesetzbücher eingeschiHtet. 

Ich spreche hier nur von den die Zwangsversteigerungen 
betrelTehden VMügungen; ausnahmsweise habe ich bei Gele^ 
genhiftit des neuen Artikels 743 auch einiges über die neuen 
Verfö^hdg'en fh Bezug ^uf die Veräufterung der InnHobilieb 
TOU' Minderjährigen sägen müssen^ weil jener Artikd Auf 
lötztern ssurfi^weist* * • ' 

'^ Meines Dafürhaltens würde der Gesetzgeber wohl gethan 
haben ^ vbei Ab Assung des vorliegenden Gesetzes nbch eiÄlgl» 
aüdere Abänderungen ssu trefTen. Ohne dem Interesse der 

Arit.ZeiUeh.f.Hechuw.u,Gesets^.d.jäusL Mf^. Bd. 3. Ä. ' * 29' 
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Parteien za leliadeii, und vieineiir xa GmiBteB deredbe») 
dflrflen noch melirere der im oeaen Oeeet&e beibdiAileDeB Vtf- 
handlnofen vegMlen: mebrere Fristen kfonlen abgekOnI 
werden , und in HInaiebt der Niofatigkeiten wfire ein andere« 
Syatem aufzustellen: dnreb diese drei Abfindemngen würde 
sngleieh eine noch bedeutendere Verminderung der Kosten 
eintreten, als das nene Geseta nacii sieb Mebt. Ich habe ttber 
diese Punkte während dem Laufe der legislaüren Debatten 
mich in der von mir herausgegebenen Reme etrangere etjraru 
faise de ligUlaüon^ Band 6. 8. 941, 687 und 767 ansge- 
sproeben; hier mufs ioh mich darauf beschvänkea, die Ver- 
fUgungen des neuen Gesetzes mit denen d<^ frfihern sa ver- 
gleioben. 

Da das neue Gesete das System und den Gang des bia- 
berigen Zwangsverstdgernagsverfabreas im WesentUcben bei^ 
bebalten hat , so wer^de ich , um die Verschiedenheiten awi- 
sdi^n dem neuen Gesetze und dem fröhern zu zeigen, zuerst 
in gedrängter Kflrze, die Verfftgungen der bisherigen Gesetz- 
gebung darstellen, welche aus den Artikeln 673 bis 748 des 
im Jahre 1807 verkündigten Code de procedure drile bestead, 
dann ans eiaem Gesetzeskraft erhaltenen kaiserlichen beeret 
vom f. Februar 1811. Ich gebe sodann zu den Verffigongen 
des neuen Gesetzes über , die ich mit den, frühern vergleiche^ 

In beiden Gesetzgebungen zerfallen die auf die Zwanga- 
versteigerung bezüglichen Verfügungen in zwei Theile, und 
sie begreifen defshalb auch zwei Titel der Proeebordnong: 
der erste Tbeil handelt von dem Hauptverfiihren bia zur Ver- 
steigerung {Partie i, livre 5» titre la, de la iaüiß immobU 
lüre)\ der zweite Theil betriflftdieNebeastreitigkeiten, weihe 
im Laufe jenes Verfahrens oder als Folge desselben vorkom- 
men können {titre li, des incidents de la saisie immobiliere)m 

Das Hauptverfahren, so wie es die ursprünglichen Ver- 
fügungen der Procefsordnung aufstellten, läfst sich in der 
Kürze auf folgende Satze zurückführen, in denen ich nur die 
ganz unwesentlicben Theile des Textes unberüqkaichtigt ge* 
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1. Das Verflüireii beginnt mit dem sogeiiannteD Zahlangs- 
befebl (^contmandemeni) : eiiHD durch den Ctoriobtaboten {huis* 
sMr) abgeCa(8te Uikande) wodurch derselbe, Auf Ansucben 
de» Gläubigers, den Sdiuldner auffordert, die geschuldete 
Summe an Cafntal, Zinsen und Kosten zu bezahlen, mit der 
Androhung, dafs widrigen Falles seine Liegenschaften in Be« 
schlag gelegt würden. Mit diesem Zablungsbefebl würde dem 
Schuldner eine Abschrift der Schuldnrhnnden ertbeilt Der 
ZahlDogsbefehl mufs am nämlichen Tage durch den Maire des 
Wohnorts des Schuldners eingesehen und diese Einsicht von 
demselben Beamten durch seine Untersschrift (Tisa) beschei-* 
nigt werden. Auch erhält dieser Beamte eine Abschrift des 
Zahlungsbefehls und der Schuldurkunde (Art. 673). i. Zwi- 
schen dem Tage der Insinuation dieses Zahlungsbefehls und 
dem der Beschlagnahme (saisie immohiUtre) mufs ein Zwi- 
schenraum von 30 Tagen bestehen : verfliefsen indessen mehr 
als 3 Monate seit dem Datum des Zahlungsbefehls, bevor der 
Gläubiger zur Beschlagnahme schreiten läfst, so mufs er einen 
neuen Zahlungsbefehl, insinuiren lassen und hiernach wiederum 
die 30 Tage abwarten (Art. 374). 3. Die Beschlagnabmo 
isaisie immobiUere') geschieht durch den Gericiitsboten. Der- 
selbe beglebt sich auf oder in die Immobilien, in seinem Pro- 
tol£oll macht er eine genaue Beschreibung derselben, und er 
copirt darin wörtlich einen Auszug aus der Mutterrolle der 
Grundsteuer Qdairice du role de la contribution /omibre) : 
auch bezeichnet er das Gericht, vor welchem die Versteige- 
rung betrieben wird und den Anwalt des Gläubigers (Art; 
39&). Der Schuldner erhält nicht sogleich eine Abschrift diesen 
Protokolls, wohl aber der Maire und der Geriditsschreiber 
des Friedensgerichts der Orte, wo die Immobilien gelegen 
sind. Jene Beamten bescheinigen soldies auf dem Original 
(Art. 676). 4. Jenes Protokoll wird auf dem Hy^iotheben- 
amte {Bureau des h/pothegues)^ in dessen Bereich die Immo- 
bilien gelegen sind, wörtlich in ein Register abgeschrieben 
(Jtranacrü) (Art. 677 und 678). Der Hy.potbehenbeamte (con^^ 
servaieur des h^potheques) kann dieae Ueberschreibung veri* 
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weigern, weoD bereiM eiae «ödere BesoblagBehne derselben 
Immobilieii ^berecbrieben worden ist: yoii leteterer tbat er 
eUideDn Meldung anC der sweiten (Art 679). — Dm Geseto 
bestImDt keine Frlefi binnen welober dieee Uebersebrcibnng 
geecheben mnfa. 6. Bieoe^lS Tagen nach jener Uebereobrei*- 
bung wird da« Beeehtagaabnie-Protoifcoll anch anf der Kanz* 
lei dee Geriqbtea ereter Inetanz, in deeeen Bedrfc die lamo- 
bilieo gelegen aind^ ia ein Begieter Abereobriebea. (Art 680). 
6. Binnen 16 Tagen von dieser sweiten Uebersobreibang (an- 
ter Beifügung der nämUcben Frist fttr die Baifemang swi- 
scben dem Wobnort 4bs Scbaldners und der Lage der Imam- 
bilien) insiouirt der Gecicbtsbote dem Soboldner das Beseblsg- 
nsbme-Frotofcoll. Die Insinnstionsarbnnde entbilt das Dafnm 
der ersten Verbdbdigoag (M. a. naebber No, 143. Diese Vr* 
künde wird Tom Msire des M'obnorts des Seboldners Tisirt ') 
und binnen aobt Tagen auf dem Uypothekenamtewörtllcb Ober- 
sobrieben (Art 681). 7. Binnen drei Tagen ven der lieber«- 
sebreibnng des Besoblsgaabme-Protokolls snf der Kanzlei an 
gereobnet (No. 6) wird doreb den Gerjobtsscbreiber in dem 
Sitzungssaals des Geriebtes ein Auszug aas dem bisbeiigen 
Verlsbren angebeftet, .entbaliend 1. die Data aller «lorbezeieb- 
neten Urkunden und Formalitftten *, H, die Namen, Stand nad 
Wobnerte der Parteien und den Namen des Anwalts des Gl&a- 
bigers; 3. die Angabe der liege der Inunobilien^ 4. deren 
summariscbe Besebreibung $ 6, den Tsg der ersten Yerkün- 
dignng (M. s. biernacb No. 14) ^ 6. die Namen der Maircs 
und der Geriobtssebreiber derFriedensgeriebte, ^enen^ in Ge- 
mifsbeit der TOrbemeldetea Vorsebriften , Absebriften der be- 
zfiglioben Urkunden gelassen worden sind (Art 68t)* & Der 
öbeabemeldete AusBUg wird auf Betreiben des GMabigets in 
eins der Offentlieben Blätter, eingerüekt, die in demselben De«- 
partement erscbeinen, wo das bemeldete Geriobt eraier Inataan 
sieb befiadet Die bierfiber vom Buebdcucker anagestelUe Ba^ 



1) Unter dieser Yiss^sebe man Torber No.^l. 
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. sobeioigong wird daroh den Maire desfen Wohnorts beglaa- 
bigt {Art. 088). -*- Keiflo Frist ist für diese Binrückanf vor- 
*bes(immt.. 9. Derselbe Auszog wird gedrackt ond aDgefaeflet: . 
1. an der Tliare der Wohnung des Schaldners; 9. am Haopt- 
eingange der anter Boschlag gelegten Gebfiade; 3. am Haupt- 
l^latze* der Gemeinden des Wohnorts des Schaldners, der. 
Lage der Immobilien and des Sitzes des Gerichtes; 4. aof 
den Marktplätzen derselben Gemeinden; 5. an der Thflre des 
Friedensgeriohts, in dessen Bezirk die Immobilien gelegen 
«ind; 6. an den Thoren der Gerichte erster Instanz, in deren 
Bezirken der Scbaldner wohnt , die Immobilien gelegen sind 
und wo der Verkauf vor sich gehen wird (Art. 684 und 686). 
Die Anheftong wird durch ein Protokoll des Gerichtsboten 
beurkundet (Art. 685). Dieses Protokoll wird durah die Mairea 
derjenigen Gemeinden. Tisirt, in denen die Anheftudg 'gesche- 
hen ist (Art. 687). 10. Eine Abschrift dieses Anheftungs- 
Protokolls und des angehefteten Zetteln (placard) wird dem 
Schuldner insinuijrt (Art. 687). 11. Bevor der . Gesetzgeber 
4m Art. 695 das weitere Verfahren verzeichnet, stellt er in 
den Art. 688 bis 694 die Wirkungen auf, welche das bisc- 
herige Verfahren auf die Verwaltung und Veriufserung der 
in Beschlag genommenen Immobilien bat Die Pacht- oder 
Miethvertrfige werden aufrepht erhalten. Bestehen deren kelne^ 
bleibt der Schuldner im Besitz, wird aber als gerichtlicher 
Commissir betrachtet : auf das Begehren irgend eines GIän«' 
bigers kann der Richter eine andere Verwaltung anordnen: 
und wenn auch der Schuldner im Besitz bleibt, können die 
Glfiabiger doch die^auf dem Halme stehenden Frfiebte' (JraiU 
pendanU par les ractnes) verkaufen lassen (Art 688); Die 
divil-Vrftchte, welche seit der Insinuation des Beschlagnahme- 
Protokolls an den Schuldner verfallen, werden als ein Theti 
des Immfibels betrachtet und mit dessen Preise unter die Hy- 
pothekar-OUubiger vertheilt (Art 689). -- Alle Bolzschläge 
und Beaeh&digungen {degradatione) sind dem Schuldner bei 
Strafe untersagt (Art. 690). Haben die bestehenden Paoht- 
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oder Mletbrertrl^e kein tfoberot Daiom *) Tor den ZalH 
loDgtbefehl, so kOonen sie aof Betreibeo der 61iaM|:er oder 
des Aneteigerere fttr «awirksMii erklart werdee: eoiiet aber 
kdooen die Glfiobiger jedearalle Beseblag auf deo Pacht- 
oder Afietbpreie legen, der dano oaeh Bfaafsgabe des Art. 
689 (M. a. vorher) ▼ertbeilt wird (Art 69i). Tom Tage 
der losinaatioB de« Bescblagnabnie- Protokolls ao gereefa- 
set ist jede dorcb den ScbDldaer bewirkte VeriofseroBg 
des JmmObels aowirksam , ynd h&lt die VersteigemBg aieht 
auf, aufser wenn der Ankfiofer vor der Versteigerang die 
Bar g&nzlicben Berriedlgaag simmtlicher auf das Immdbel by- 
potbekariseh eingescbrIebeDen Glftnbiger erforderliehe Samme 
in die Oepositalcasse niedergelegt, und, dafs solches ge8cbe<- 
hen, diesen Gläubigem notifloirt (Art 69t, 693 nnd 694). 
18. Mit dem Art. 695 f&brt das eigentliche Verfahren fort- 
Der im Art 684 bemeldete Anseblagssettel wird dareh Ur- 
kunde des Gerichtsboten den sfimmtliehen eingeschriebenen 
Gläubigern notificirt, und zwar wenigstens acht Tage vor der 
hiemach (No. 14) bemeldeten ersten Verkündigung, mit der 
snsatzlicben Frist, wovon im Art 680 die Rede war (Art 
695). Diese Notificationsurkunde wird auf dem Hypotheken- 
amte am Rande dr.i Beeohlsgnahme - Protokolls notirt (Art 
696). 13. Der Anwalt des betreibenden Gläubigers verf sfst 
das sogenannte Bediognifsbeft (jcahier des charges) j desseo 
Inhalt mit dem des Beschlagnahme-Protokolls beginnt und zu- 
gleich die, Steigerbedingnisse nnd ein Angebot des betreiben- 
den Gläubigers enthält Erfolgen keine weitere Gebote, so 
bleibt der Gläubiger Ansteigerer fftr diesen Betrag. Das be- 
meldete Bedingnifsheft mufs 14 Tage vor der hiernach (No. 
14) bemeldeten ersten Verfcöndigung auf der Kanzlei des Ge- 
richtes erster Instanz niedergelegt werden (Art 697 und 698), 
nnd alle künftigen Verhandlungen werden auf die übrigen 
Blätter dieses Heftes geschrieben (Art 699)» 14. Das Be- 
dingniftheft wird dreimal in der öffentlichen Sitzung des Ge- 
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vMt» enter HistaDz verieien: die erele dieser Verkttndigmi^ea 
darf nieht firfiher geschehen als einen Monat und nicht sp&ter 
als sechs Wochen nach dem Datam der Insinnation des An- 
heftnpigB- Protokolls an den Schnldner (wovon der Art. 687 
epHcht) (Art 700 nnd 701). 15. Die heiden anderen Ver- 
kendignngen finden von 15 zu 15 Tagen nach der ' ersteren 
statt (Art 701^). 16. Nach erfolgten drei VerkAndigungen 
des Bedingnifsheftes wird in der SUzang des Gerichts erster 
Instans die vorlänflge Versteigerung (adjadication preparä- 
toire) vorgenommen. Wenigstens acht Tage vor derselben and 
mit Beifttgnng der hemeldeten Frist wegen der Bntfernang 
werden zam zweiten Male die Anzeigen in ein Öffentliches 
,Blatt dngerückt and respeotive angeheftet , wovon in den Art 
689 and 684 gesprochen warde: nar wird In den jetzigen An- 
zeigen zngleldi der Tag angekttndigt, wo die vorliaflgo Ver- 
•teigerang statt finden soll (Art. 703). An diesem Tage wird 
tkber die geschehenen Gebote ein Protokoll auf den noch of- 
fenen Buttern des Bedingnidiheftes abgefiifst and zugleich 
wird öffentlich der Tag bestimmt, an dem die definitive Ver- 
eteigerang statt findet 17. Binnen 15 Tagen nach der vor- 
Idofigen Versteigeraog werden neae Anzeigen eingerückt and 
angeheftet, in denen das Oatnm dieser Versteigerung, das 
letzte darin geschehene Gebot, so wie der Tag der definitiven 
Vemteigerong bemeldet werden (Art 704). Die Binrqckung 
and ^nheftung der in diesem Art. und in Art 703 bespro- 
ebenen Anzeigen wird auf die in den Art 683 nnd 685 be- 
meldete Weise beurkundet (Art 705). 18. An dem vorbe- 
stimmten Tage wird die definitive Versteigerung vorgenommen. 
Zwischen ihr nnd der vorlfiafigen murs ein Zwischenraum von 
awvei Monaten bleiben (Art 706 und Decret vom 9. Februar 
1811). In beiden Versteigerungen können die Gebote nur 
durch Anwälte geschehen (Art 707). Bs werden kleine 
Wachskerzen angezöndet, und der Zuschlag kann in der Re- 
gel nur erfolgen, wenn deren zwei ohne Vorkoonnen eines 
neaen Gebots verbrannt sind (Art 707 und 708). 19. Der 
letztbietende Anwalt mafo binnen drei Tagen seinen Man* 
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dtadw venmlaMfMi, sich als Aüftaif^rer anf i» Kaoelel.^Ri 
•rklären, oder denea Volldlaokt vorle^^en: widrigenfaU« yfbcd 
er als ADttei|[;erer jn eigenem Namen behandelt (Art 7W\ 
f OL Binnen 8 Tagen Tom Tage der Versteigerang ist ea Je- 
dem gestattet , anf der Kanzlei dea .Gerichtes ein Uebergebat 
fjn machen, welches jedoch den Zpscblags|^reis am ein Viertel 
desselben Obersteigen mors (Art, 710)^ Dieses. Cebergebot 
mnfs binnen 24 Stonden den Anwfilten des Ansteigerers , dea 
Terfolgenden GUabigers und des Schaldners notiflcijrt werde«, 
mit Anfforderang ,. in der nichsten Bitzang. zu erscbeiaea 
(Art. 711). 21. In dieser Sitzung werden weitere Gebote nvr 
Ton Seiten des Ansieigerers und der Person , dic.das .Ueber- 
gebqt gemacht bat.^ zng^laasea; letzteie Ist, wenn sie nach- 
her den Preis nii^t ^ahlt,. für den Betrag des Uebergebots 
^rch körperliche Haft gehalten (Art. 71S). 2». Ea. ist den 
Anwiltea verboten, f&r den Scbnldner {UsaUi)^ farnotOKisch 
zahlongaanf&hige Personen, für die Richter, Eig&nzangn?- 
.rlehter (juges a/ppliantsy^ Generalprocnratoren , Generaladvo«- 
katen, kdnigliche Pcoonratoren and ihre Sobstitaten, nad ftbr 
den Geriobtssebreiber des Gerichtes, vor dem die Versteiga- 
rang statt findet , etwas aazusteigern (Art, 713). 88.. Baa 
SSaschjagsBrtheil (jugmitnt d'adjudicathh) wird aaf daa Be- 
diagniiiiheft geschrieben; die dem Ansteigerer eq behandigende 
AasCertignng desselben beginnt mit dem nfimlicben. Titel .wie 
die Gesetze: dann folgt. der. ganze Inhalt des Bediognirsbeftes 
nebst dem Befehle 1« an die Gerichtsbeamten, daa Urtbeil za 
vollziehen und f. an den gi^pfaodeten Schuldner, die Uegee- 
schaften zq räumen, .widrigenfalls er biezu. mittelst köqieclIiQher 
Haft gezwungen werde (Art. 714)* Diese Adsfertigiiog wird dem 
Ansteigerer nnr dann beh&n4igt, wenn er die geschebeoieBcfaUang 
derjenigen Bedingungen nachweist, deren sofortige BrfiUlaagim 
Bedingoifphefte festgesetzt ist (Art. 715). 94. Liefert. der 
Anstfigerer diese Nachweise nicht binnen zwanzig. Tagen, 
von dem ^% Zuschlags angerechoet, so findet gegen Ihn eiqe 
neue Versteigerung statt (venteäfollcenchers)^ worüber nach- 
her (No^ 45 bis 50) das N&here (Art 715). Vi* Gewisse 
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juiTserord^iittloiie^KoilfD Uf^ea a1» jvivttfgiFt.fiiif »deiifiteU 
f erpras aiigew«e«^n' ^etden (Art.. 9^6). M« Qie Niobtlifob- 
i^chtiiQg der Verrogpogeo der Art.c.tf73y 674, 0/9i6f^ 676, 677> 
j680, 681, 68S», 683, iSßi, 680, 687, 605, 696, 6^7, 699^ 
700, 701, 70;^„ de« ersten AfMii^liifM des Art .703, der AxU 
,704, 706, 706, 707 aod 708 flsiehC die Xicli(t»gkeU.4ea V«rr 
.fabrfude ipeoh siph (Art . 717). ,, 1(7. Qier endigt«. di^.eigeatr 
Jiobe , ;K wengs vereteigemogB* Verftbi^n : . die f Qlgendeq Art; 7 18 
,|lie 748 bilden, ni^e bereite im £ing#iig, diese«. AvffpU^es bfBir 
.oerkt wnrde^, einen besendereo« TUel.d^eeCfeeefKbpcbeSy ftber(7 
.•chriebeB:..„.Vott den IneideatrlBtceUigMit/Bn^'w^checeieb, p 
dem Zv^engevereteigernngs.«* Ve^febren «rbejben, f^ Alle Iil^i-r 
rdenttStreitigkeiten werden in eninmnrieobein Wegei 9itr.ilPvßr 
eeeee^entsehieden (Art. 718). . .Dieee Jneident>-6tfekjgkeÄ(^ 
find ven^ zweierlei Art*: die meinen kdnnen m Mole den BanpU 
verOibrene vorkommen und von dieseni.bufideln. die^ Art« 7^9 
iUeii7d6..der Proce^iordnong (alte AbfeeeBng)r die Anderen i^f 
•eignen sieb, erst necb. Beendigung des.|lanptver(iil|rene| enjt|- 
•weder durch die Versäamnire des .Aneteigecera die Kanfber 
'diDgnngen zn erfüllen (Art 737 bis. 74{^. daselbst) oder4wp|i 
i die- Umwandlung 6tß Zwangsverfabreps «ine freiwillige .Ver:*- 
.tafaemng (Art. 746 bis 748 daselbst)» leb beginne pit di9 
'^Art. 719 bis 736. 98. Im Allgemeinen soll zum Zweck dc^ 
-Zwangeveriureernng von Immobilien deeeetben Sebnl^persieiV 
ein einLiges Verfabren statt finden, und derjenige Gl&ublgei^, 
der xuerat die Immobilien des Sebuldner«. ganz od» 3um Theil 
hat in Beschlag legen laseen, ist aliein berechtigt, das Zwanger 
Tersteigerungs- Verfahren zn betreiben. Die nachfolgendeip 
Nummern enthalten Ausnahmen dieser beiden Regeln, 99. 
Wenn zwei Ol&ubiger desselben ScbuldAerB jeder verschie- 
dene. Immobilien dieses letzteren haben in Beschlag nehmen 
lassen,, können diese beiden Beschlagnabmen miteinander, yerr 
bnnden werden, in %(k fern eine der Parteien dieees xerlapj^, 
bevor des Bedingnifsheft auf der Kanzlei* dca, Gedehtea. nie- 
dergelegt werden ist (Art. 718). 30. Cfin &hnlipheii y^rffilirefi 
tritt eiq, wem ein^^ /.weite .Beepl^legnahoia.der nin^iebeii Im- 
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nobOiett erfolgt 9 tfe sugleiofc woA »ii^ere ImmolHlieii be^ 
greift (Art 7t0 ond Ttl). 81. Wesn der rerfolgeade GSfia- 
biger das Verfftbren in eolcher Art betreibt, dafs andere Gl&a- 
biger iba der Oöllteioa mit dem Scboldner oder des Betrags 
oder der NaehlfiMgkeit beeoboldigeD, kann ein anderer Glio- 
biger ermiohtigt werden, aaf den Gmnd seiner Urkunden an 
der Stelle de« ersteren isubrogaiion) das Verfahren aa be- 
treiben (Art. 9^M und 7M). 89. In den vereefaiedenen vor- 
genannten Fällen (No. 88, 89 und 80) findet die Berofong 
gegen daa fiber die lacident-Streitigfceit erlassene Erkenntniüi 
mir binnen 16 Tagen statt, ron der Insinuation desselben an 
iden Anwalt angereehnet (Art. 788). 88. Wird eine Besebiag- 
nähme aas irgend einem Grande ansgestriehen iraj'Se)i m 
kann jeder andere GIfiabIger, der auoh bereits eine BescMag- 
nahme bat vornehmen lassen, damit voranfbbren (Art' 786). 
84. Wenn der Sobnldner die Bernfang gegen das Urtheil ein- 
legt. In Gefolge dessen die Beschlagnahme erfolgt ist, mnüs 
er diese Berafliing dem Gerlohtssehreiber de^enigen Gerlehls 
erster Instann notiflciren lassen, vor welchem das Zwangs^ 
▼eretelgerangs- Verfahren statt findet; diese Notificatioa mnis 
wenigstens 8 Tage vorher geschehen, ehe das Bedingnli^heft 
aof der Kans&lei des gedachten Gerichts niedergelegt worden 
ist (Art 786).^ Die Vindioation des Bigentbams eines oder 
mehrerer der in Beschlag gelegten Immobilien (demande en 
dUtractioii) wird aagleich gegen den das Verfahren betrei- 
benden Gläobiger, gegen den Schuldner, gegen den zuerst 
im HTpotbekenbucbe eingeschriebenen Glilnbiger und gegen 
den Anwalt erhoben, der ia der vorläufigen Versteigerang 
Letatbteteoder geblieben ist (Art 787). In der Klagscbrift 
(requile) mflssen die Beweisurkunden angegeben seyn, und 
dieselben werden auf der Kan»Iel des Gerichtes niedergelegt 
(Art 788). 86. Bezieht sich die Vindicatlon nur auf einen 
Tbell der in Beschlag genommenen Immobilien, so steht es 
im Ermessen des Geriehtes, ob die Versteigerang der nicht 
vindieirten Gegenstftnde allein vorgenommen oder das ganz« 
Verfahren sist'urt wird (Art 788). 87, Die Berafimg gegen 
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das Aber eine VindtcatioiiskJAge ercmgcne Vrtheit M nt M* 
läfssg bioBen 15 Tügtn von deasen Kostellong^ an die PeTita 
dea Geg^oera oder lo seinem Wobnaltze, mit Beiftipiiig der 
Frist wegen der Entfemang (Art. 730). 38. Nun Mgao 
(Art. 791 bis 736) mehrere allgemeine Voraehrifleii Hi Ba- 
treff des Verfahrens.« 39. Der' Koaehlag befreit keineafrafa 
daa Immöbel von allen Eigenthamaanaprüehen dritter Peraonen: 
mit andern Worten, der Znscblag übertragt dem Anatef gerer 
nor diejenigen Bigenthamsreefate , die dem Schuldner «isClii- 
den, gegen den die Beaoblägnahme erwirkt wurde (Art. 73i)« 
40. Ist dorcb eine Inoident-Btrettigkeit eine der YerkUndigoifgM 
des Bedlngnifaheftes aufgehalten worden , so kann dieae Ver- 
köndigung nicht eher vorgenommen werden, bia wiederum die 
Anzeigen auf die vorgeschriebene Weise elngerflekt und an- 
geheftet worden sind (Art 739). 41. Alle Nichtigkeita*Bia- 
reden gegen das der einstweiligen Versteigerung vorherge- 
hende Verfahren müssen vor dieaer Versteigerung vorgebraelt 
und abgeurtheilt werden (Art. 733}. 49, Die Beruftang gegen 
das über dieae Binreden erlassene Brkenntnifs ist nur biimeii 
16 Tagen nach dessen Insinuation an den Anwalt sulfiMg 
(Art 734). 43. Die Ptfichtigkeits- Binreden des Sehuldnetai 
gegen daa der provisorischen Versteigerung naobfolgende 
Verfahren müssen spfitestens vierzig Tage vor dem zu dieaer 
Versteigerung anberaumten Termine vorgebracht werden , and 
das Gericht ist gehalten, dreifsig Tage vor dem bemeldeten 
Termine darüber zu erkennen ; der Noilitfitskl&ger mufii Bflrg- 
achaft für die über diese Incident-Streitigkeit zu ergebenden 
Kosten stellen (Art 735; Decret vom 9. Februar 1811, Art. 9). 
44. Das ergangene Brkenntnifs, wenn es auch bei Nichtei^ 
acheinung des KIfigera erfolgte, kann nur im Weg0 der Be- 
rufung angegriffen werden, und diese ist nur binnen 8 Tagen 
nach Ausspruch des Erkenntnisses zufifbig (Art. 736 und Art 
8 des Decrets vom 9. Febr. 1811). 45. In den Art 737 bia 
745 handelt der Gesetzgeber von dem Falle, wo der Anatei^ 
gerer die Steigerbedingungen nieht erfüllt; ea tritt alsdann efn 
ganz besondere aiMmarischea Verfahren (vente ä la fölU en- 
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«Mr«): g«0Mi iha «hi (AxU 737> 46. UMes VcrAilirait lumn 
.MtHAeB..werd«ii;iF#o drcmjenigen CUiobtger, weleber die ur- 
Ttprttngliclre Yentoigenmi^ Mriebeo hatte, oder von eioem 
i«9ilerea.€nfta1itg^er, 4er etwa %of ileo ZneeUagsprei» unge^ 
•wieeen wurde. Der betreibende Vbeil Mfsteich Tom Gerklita- 
^e o hrelbe r ein Attest «nestelleii , daib . der Anateigerer die »o- 
igleieh m ecfUleDden BediognAgen niobt erföilt bat (Arl^Tdd). 
»Dimer betreibende Tbett ist oicbt verpflichtet, dorob Urtbeil 
-4ie AvflAiaog 4ea ZnaoUaga auaapreebea zu lassen r er darf 
,obtt« ^dteree neue Anzeigeii und Anheftongeo bewirken laa- 
tmiki y^ofin eine^nenatVersteigeniDg mit einem blobea Zwi- 
.noheimav tm* 14 Tagen angebündigt wird. (Art 7d9>w 47. 
tDeB.Anaeblagaaettel wird den Anwälten des Ansteigerera nnd 
Jlßß impcflngliohen fiebiildneray oder iadeseea Wohnsitz^ aar 
•SiTng^.Tor^dem der ersten Vcrkfindigang desnenen Beding- 
.Blbbefteii natiflüirt <Art« 740). Die isweite Verk&ndigoog 
jfadft.l&.Tag0 naoh der ersten statt, nachdem .vorher neue 
.Anatigeiiinfid.Aiibeftnngen erfolgt sind: am nämliche«. Tage 
tloiffn 9Bqg|eioh . die vorläaflge Versteigerang vorgenommen 
^.Wifx4^ (Art« 741). 48. Fünf^bn Tage Spater findet (nadi 
4ifH{9Q Anzeigen, nnd Aobeftnngeo) eine dritte Venkandignng 
jtfs BiBdlngnirsbeltes nnd, y^igleiobdie definitive, Versteigernag 
•^sta^ (Art.:749)w Diese .ietztere kano nar in dem Falle nn- 
«tfibleibfnivWf^n; vor, dem da^o anberaumten Tage der. An» 
•ateigei^fr die Steig^rbediagnng^n wirklich erffilU. und; die neuen 
.Keetfn bezahlt. (Art. 749)» 49* Der Ansteigerer, gegen den 
idierneae:Vef4»tejgeniag statt ;ge(anden tni (Jol enchdrieseur)j 
jst der . p^rsönliobon . Ba{t ffir den Betrag, unterworfen , inp 
«veJekRil 4ei! neue Steigerpreis geringer ist, als. der. seinige es 
.war: fiberat^igt d^r neueiFreis ilen flrä^erfn, .so gehört die 
.llliil^nz nicht, jepem ersten, Anateigerer, sondern den Gi&nr 
.bigejrn, oder, nach deren Befriedigung, dem jScbnldner (Art. 
i744). Die ffir das Zwang«iv«rsteigerang8 - Verfahren beste- 
.hendep Vprscbriftep ab^r dio Richtigkeit und die ^Formen der 
iBerpffiog sind. auch in dem gegenwärtigen Verfahren. (poKr^ 
iuiU^^e^Jo^c trwhiri^ anw4^b$r (Ac^ 746}.. $1, Piet^L- 
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l^en anm Seblas«ci drei Artikel fiber freiwillige VenMgenmgmi 
TOD Immobilien. Um zu Terbindern, dafe die Cleriobtebotea 
und Anwälte, bebnfs des Kostenrerdienstes , die für Zwangs- 
versteigerongen vorgesobriebenen FOrmiiehkeiten bei freiwil- 
ligen Veranfserungen anwenden , verbietet der Art. 746, unter 
Strafe der Nicbtigkeit, diejenigen Immobilien, welche grofii- 
j&farigen Personen, die übrigens sui juris sind, zagebdren,' 
«iner Versteigeeong vor QerioU aasaoaelzenk U. Als Ans- 
nähme von dieser Regel kdnnen jedoch erst nach der erfolg- 
ten Beschlagnahme die grofsjibrigen und ihrer Rechte mfick- 
tigen Interessentea ein Uctl^eU erwirken, welches die Ver- 
sieigernng^vor einem Notar .oder vor dem Qeriohte verordnet, 
unter blofser Beobacbtnng der niederen Formalitäten , welche 
dnrch die Art. 967, 958, 959, 960, 961, 969 und 964 des- 
8f Ibea .Geeel»baohes f ir die/Veri«fiierBng von ImiAobHieii^iM 
derj&hrigvff oder apderer onfähiger Personen ivoigesohriehc» 
sind (Art. 747). bt.der betreibende Theil mindeijtiirig oder 
iaterdioirt, so -kann, der Familienritfh .den- Vocmond ermiei^ 
tigeo, mcb jenem. Begehren anziiaeliliefiMn. -.Ist aber der 
Scholdaer mindeijihdg oder inlerdieirt^.so kann jenes > Am^ 
suchen nnr unter der Bedingung der BrfftUaagisimmtliehen 
f&r<den. Verkaof der. Immobilien von Minderjübrigen vorge- 
achriebenen Päcflüiohkeiten zugestanden werden (Art 746X : ^ 



CBeichlufs im näehiten Hefte.) 
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XXX. 

Das neue Prefs^esetz des Kantons Luzern 
vom 18» Februar 1848. 

Von 

Herrn Dr. Kasimir Pftffbr, 

gewesener Obergeriebti - PrSaidenft in LuEern. 



Im fOnftaii Bande der fnfe»wirtl(on Zaitnefarifl (Nf . XXIV) 
bciodot «ieh ein Aofrats ,,1lber die Genefsgebmig der PretM 
Ib der Soiiweis^% welcber die i^ortteliriUe. in dleeer Materie 
meldete« Beaend^ra- wurde naobge^ieeen , dafk daa Prejfiiige'- 
eata ron Lnsern, eilaaaen den 91. Braehmoaat 1829 mid 
bealfttigt den 18. Braohmonat 16df ala daa beate unter den 
sohwaiaerieehea Prefef eaetsen eraoÜeiBe. 

In Felf e einer politiaehen ReaeClen , die im Lanfa daa. 
.▼erfleaaenen Jabree im Kanten Lasern atatt imtle, wnrde aan 
jenes fteieinnige Prefagesetx jfinget beseitigt nnd an seiner 
Stelle ein anders ganz entgegengesetztes erlassen. Die ge» 
genwirtige Zeitschrift pflegt zwar gewöhnlich nur Fort- 
aehritte ra berichten. Allein hier wird ea interessant aejn, 
aneh den Rflcksohritt kennen zu lernen. 

Oaa filtere Inzemerisohe Prefsgepetz ist abgedruckt in 
der Binganga erwähnten Abhandlong (Band V. No. XXIV). 

Oaa neue Prefsgepetz, welches auf die Meinunfrs- 
iufaerung flberhaupt sich auadehnt, laufet: Der Orofse 
Rath beachliefst: I. Abschaitt Mißbrauch der Freiheit der 
Meinungs&ufserung im Wort. §. 1. Die Freiheit der Mei- 
nungsinfserung im Wort inner den Schranken der Wahr- 
heit, SittUcbkeit nnd Beligien, tat geaichert. Dagegen ist 
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vom i8« Fdtrmr frd4t* Mf 

läügßj VerUmndiuig, B^Iddifoiig, Hdbuaiv der fielig ion and 
SiHliohkaU; naeh. folfeadeo Betaimmongeii; verboten md stmf- 
bar. $• 9» Uer Lfige meolift sich schuldig , wer Theti^olieii 
oder DandlQDgen böswillig erzfthlt oder yerbreitet, tob deaeii 
er weilii, deilB sie Entweder gar Dicht, oder nicht so, wie 9t 
sie erzählt oder verbreitet^ geschehen sind. Wer eine hfkffi 
auf selche Weise ercfihlt oder verbreitet, ist aqm Wiiterrafti 
derselben verpflichtet und kann flherhin. in eine Strafe von 
zwei bis sechszehn Franken verfttlt werden, im Wlederhq- 
laqgsfaMe in eine dejdjiufse von vitv bis zwei und dreirsi|[ 
Franken oder in eine Geffingni^strafe von zwei bis seohszehn 
TAgen« §. 8. Als Verlanmdnng ist ansnsehen: das Andich- 
te» einer anehrbaren, pflichtwidrigen, irreligiösen oder npeli 
4en Gesetzen strafbaren Handlang oder Absicht, bestehe das 
Andichten in wirklicher Brzihlang oder Verbreitang solch« 
Handlangen odorAbsiohten, oder in Beschimpfting dor^ Aas- 
drucke, welche solche Handlangen oder Absichten voraqs- 
setzen. Wer sieh der Verlfiamdang schnldig macht, ist.zupi 
Widerruf verpflichtet ond soll überhin in eine Geldstrafe voQ 
vier bis hondert Franken, oder in Geffingni&strafe von zwei 
bis fünfzig Tagen verf&llt werden, im Wiederholangsfalle in 
eine Geldstrafe von aeht bis zweihandert Franken oder Ge- 
flDgnifsstrafe von vier bis hondert Tagen. $• 4. Alz B^ 
leidigung ist anzusehen jede Aearseroiv , welche g^an die 
Mensehenwfirde, als Höhaang der Sittlichkeit jede Aenfserimg, 
welohe gegen die sittliche Ordnong in Familie oder Slaat gON* 
richtet ist , dieselbe ontergrfibt oder verächtlich macht Die 
Strafe der Beleidigaag ond der HiUinang der Sittlichkeit ist 
Geldstrafe von vier bis achtzig Franken oder Gefiognidmtriifl» 
von zwei bis vierzig Tagen , im Wiederbolongsfalle von acht 
bis hundert sechszig Franken oder Gefiingnifsatrafe von vier 
bis achtzig Tagen* {• &• Als Höhnong der Beligion ist an- 
zusehen: die hfimische Bekrittelung, oder Bespöttelung, die 
Beschimpfong oder Lfisteroog der Lehren ond Geheimnisse 
der römisch-ehristkatbolischen Beligion , des öiTetttlichen 6ot> 
tesdienstes ond der hiebei vorgeschriebenen Gehrioehe ond er- 
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forderlichen GegenstiBde, 4er von der Kirche erlassenen Satz- 
iio(en. Die Strafe der Hdbnang der Religion ist Geldstrafe 
von sechs bis- hundert vnd seohszig Franken oder Gefftngolft- 
strafe von drei b» achtzig Tagen, im Wiederbolongsfalle 
swölf bis zweihundert nnd zwanzig Franken oder Geffingnifs- 
strafe von sechs bis hundert und zehn Tagen. Mit der glei'- 
chen Strafe ist die h&misohe Bekrittelung oder BespöttelangT) 
die Beschimpftang 'od^r Lästerung eines andern/in der Schweiz 
herrschenden christlichen Glaubensbekenntfrisses zu belegen, 
II. Abschnitt. Verfahren gegen solche Vergeben. §. 6. Wer 
(rieh einer Lflge schuldig gemaeht*, ist'^on'dem, welcher da- 
durch verletzt ist, vor den Friedensrichter des Wohnortes des 
Beklagten, oder des Orts, wo das Vergaben verübt worden, 
KU laden. Nimmt der Brzfihler oder Verbreiter die Lüge zu- 
fück; Bo-faatito dabei' Mn Bewenden. ^ Oit mig^r ist befägt, 
fltese 'Kerüokoahnre auf Kosten des Beklagten* bekannt zu 
ihabbtol '^nttlAlt der' B«kla^' dieselbe nicht zuHSdte, so kann 
to^^lf liger an die PäliiEeigericlite gelängen/' '^f t. Wer iric^ 
Mto<?r* BIsleidignihjlr oder' Verlfiuiedung^ schuldig gemacht, Isi 
Wn^deih, w^elcher beleidigt' Odör rerffinnidet wbrden,' vor ifea 
lVi«aeihill6ht)(l* m WohAoftds "de» Bdehgten, oder des Orts, 
wo das Vergehet -verübt worden, zu' 'hiden.' Disr F^iedehs- 
rtcbtö^ schreibt dem' Bdeidigeii Od^ Vcf^läiitiider eitten W^-^ 
diefruf 'v'Or, Ni^deher detid Beklagten unterzeichnet li^erMeii Urtttb 
nhd vom KIfiger ntif Küsten des Beklagten int' Anem tfif^iii^ 
Ütfehe* tihtte bekahnt gemiicttt werden kann. Können sichilfe 
nrteied üb^r ' di^ l^assung iehies selchen Widerrufs' ödier i^ttt 
iitohi vereinigen,' so- kdnn der Klager iHe polizeigerichtliohe 
Behandlung - der 'Vei'liiümduiig eintreten lassenV'^ $. % Biäl 
ihit '29unlesstttog- der ' Strafe ge/^n Lüge , Bereldigung und V(6r- 
liumdung gerteü neb^t der Wiederholung itobb itls ^BrsdifW^ 
rung^grüiid^: a) wentt' di\ft Lü^by BMeidiguiig öder Ve^Koi- 
Ämg vOh einmh' Beamteten tider Geiistfi^hen au^gegan^U (y^r 
gegtü" einen B^mti^t^n ,' gegeü Wachen , MilitjirpeTsOnen ttt 
ihren Hieniirtvehichtungen, Gelbtliclie, kirchliche' Behftrdeil^odet 
gegen eitie Bdbürdb Uea hiefseitigen Kantons j gegeb etAi^Be- 
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börde oder einen Stellvertreter ein^e andern Knntons oder der 
Bidgenoiweasohaft oder eines der Sohweiz befreundeten fiten» 
tes, welcher mit dem Knnton Lozern bieriofalls vergen^en- 
rechiet ist, geriobtet war; b) wenn der Inbalt der Verläum-* 
dang der Art ist, dafs die Ebre and der gnte Xame oder das 
de^n Berufe des Klagers erforderliobe dffentlicbe Vertraoen in 
hohem lk(aa(iBe verletzt oder ontergraben wird; c) wenn die 
Verl&amdang mit Beschimpfong verbandep ist $. 9. Das 
Gericht schreibt dem Verortheilten eine Widerrafsformel vor, 
vrelche derselbe za anterzeichnen hat. Der Klfiger kann die- 
selbe in einem difentlicben Blatte aaf Kosten des Befclagjten 
bekannt maoheii« In besonders schweren Fillen kann das Ger 
rieht die dffentliohe Bekanntmachang des Widerrufs dorph 
das Kantonsblatt, auf Kosten des Beklagten, verffigen. Ver- 
weigert der Beklagte die Unterzeichnung des Widerrufes, so 
ist er auf so lange in das Gef&ngnifs %n setzen , bis er den- 
selben unterzeichnet. § 10. Behauptet ein Beklagter, die toq 
ihm erz&hlte oder verbreitete Tbatsache oder Handlung, wegen 
welcher er belangt wird, sey wahr, so hat er daffir ^en Be- 
weis zu fahren. Kann er die Wahrheit reohtsgenfiglich be- 
weisen, so ist der Klig'er unter Kosten verurtheilung abzuweisen. 
Batte aber der Beklagte beschimpfende A^nfserungen sieh er- 
laubt, so kann er zu Tragung sfimmtlicber Kosten oder eioes 
Tbeils derselben verurtheilt werden. $. 11. Wenn eine Löge, 
Beleidigung oder Verlanmdung gegen einen Lehrer, einen 
Beamteten, einen Geistlichen, in Bezug auf ihr aptliches Ver- 
bältnifs und ihre amtliche Wirksamkeit, oder gegen eine kirob- 
' liehe Behdrde, g^gen eine weltliche Behdrde des hierseitigen 
Kantons, gegen eine weltliche Bebdrde oder einen Stellver- 
treter eines andern Kantons oder der Bidgenossenschaft oder 
eines mit der Schweiz befreundeten Staates, welcher mU dem 
Kantea. Luzern hierinfalls vergegenrechtet ist, gerichtet ist, 
80 hat der betreifende Amtsstatthalter, auf Verlangen desVei;- 
- letzten von Amtswegen einzuschreiten und das io den $$. 6, 
und 7. vorgeschriebene Verfahren einzuleiten und zu beob- 

Krü,Zeit4€h.f.Reehtsw^u,Ge*etMg»d jinsl A7/^ Bd. 3. B, W . 
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aobteD. $. !•• Bei Q6hiiiiD|reo der SUtliokkeit eder Bdi^OB 
gelten nebet der Wiederholung eis Breehwernngegraiide : •> 
wenn dieselben von einem FemilienTiter, einem Lehrer, einem 
Benmteten oder einem Oeistlichen nosgehen; wenn nie in V^- 
«nmmlongen, beidemGottesdieoMte, nnf eine nnffnll^nde Weine, 
mit Linnen, na Olfentliebem Aerger niese geschehen/ G^int-^ 
liehe sind nneh der Bestmftaog flberdles dem Erniebangsnifhe, 
SQ Hnnden des Bisehofls, Lehrer eher demselben zur weitem 
angemessenen Verfttgvng zu verzeigen. $. 18. Die Amfs-^ 
stntthnlter sind verpftichtet, gegen jede H(ihnang der Sittlfcfa- 
l[eit oder Religion amtlich einznschreiten. III. Abschpiti 
Bliilibraach der Freiheit der Meinnngsftofsening in Schrift, 
nnd doroh die Presse« $• 14. Die Freiheit der Meinongs- 
infternng in Schrift, so wie der Presse, inner den Schranlcen 
der Wahrheit, Sittlichicdt and Religion, ist gesichert. Da** 
gegen ist Lfige, Verlfiamdang, Beleidigung, Hdhnnng der 
Sittlichkeit und Religion verboten nnd strafbar. $. 16. Die 
Bentimmnngen der $$. 9. 8. 4 u. 6. des gegenwfirtigen €e- 
setECs gelten anch in Bezog auf Schrift nnd Presse nnd die 
dort besetchneten Vergehen werden anch durch das Mittel der 
Schrift oder der Presse verQbt. Eine Beleidtgang nnd eine 
H#hnang der Sittlichkeit und Religion kann noch insbeson'- 
dere durch den Steindruck, Kupferstich, Oberhaupt dordi jede 
bUdliche Darstellung verQbt werden. §. 16. Die Verfthnng 
der im gegenwftrtigen Gesetz bezeichneten Vergehen gegen 
Wahrheit, Sittlichkeit und Religion durch das Mittel der 
S^rtft oder der Presse gilt als Verschftrftmgsgrund. In Folge 
dessen wird eine solche Lüge mit dem Widerrufe und mit 
einer GeMbalbe von vier bis zwei und dreilbig Franken be- 
straft, im Wied^holnngsfalle mit einer Geldstrafe von vier 
jii^ zwei und dreilbig Tagen. Die Strafe der Verlftumdung 
ist nebst öffSNitlichem \% iderrufe eine Geldbnfse von acht bis 
zweihundert Franken oder eine Gefängnifsstrafe von vier bis 
hundert Tagen, im Wiederholungsfalle eine Geldbulbe von 
acht bis zweihundert Tagen. Die Beleidigung, Hühnung der 
SittUcfakeit oder Religion wird nrit Geldbvfte von acht bis 
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bnndert «nd teobszt^ Fraokan oder einer GefftngoifMtrtfe von 
▼ier bis aehtxig Taften belegt, in WiederholaiigsMle mit einer 
Geldbnfte von eeohtzehn bis dreihandert zwnnsig Franken 
oder mit einer SefüngBilMrafe von aeht bis hundert und 
aeehsaig Tagen. IV. Abschnitt Verfiihren gegen Vergehen 
dareb Schrift and Presse. $. 17. Wer sieh einer LQge, Be« 
leidigang oder Verlftamdnng durch Sebrift oder Dmck schol- 
dig macht, ist von dem, welcher dadurch verletEt ist, vor den 
Friedensrichter des Wohnortes des Beklagten oder des Ortes, 
wo das Vergehen vei^bt worden, zu laden. Bei der Ldge 
ist der Beklagte verpflichtet, einen vom Friedensriohter vor- 
gescfariebenen Widerruf zn unterEcichnen und durch Schrift 
oder Drude auf gleiche Weise, wie die Ltkge verbreitet 
worden ist, auf seine Kosten bekannt zu machen. Findet 
dieser Widerruf statt, so hat es dabei sein Bewenden; flndet 
er nicht statt, so kann der Klfiger die gerichtliche Verfolgung 
eintreten lassen. Bei der Beleidigung oder Verlfiumdnng ist 
der Beklagte verpfiicl|tet, einen vom Friedensrichter, im Bin- 
verstftndnifti mit dem Kl&ger vorgeschriebenen Widerruf zu 
unterzeichnen und durch Schrift oder Druck, und zwar, wenn 
die Beleidigung oder Verlftnmdung in ^nem Zeitungsblatte 
erschienen ist, auf seine Kosten In dem gleichen Blatte dffent- 
lieh bekannt zu machen. Findet ein solcher öffentlicher Wi-* 
derruf in flbereingekommener Zeit und Form statt, so unter* 
bleibt die gerlehtüobo Verfolgung ; flndet derselbe nicht statt, 
oder kennen sieb die Parteien über die Form oder sonst nioht 
vereinigen , so kann der Klfiger die geriohtlicbe Verfolgung 
etnireten lassen. Daa gleiche Verfahren findet statt, wenn 
von Amts wegen eingeschritten wird. $. 18. Wenn die Lflgeiy 
Beleidigung oder Verliumdung gegen einen Lehrer, einen 
Beamteten, einen Geistlichen in Bezug auf ihr amtliches Ver- 
bAltttiffi und ihre amtliche Wirksamkeit, eine kirchliche Be- 
hörde gegen eine weltliehe Behörde des hierseitigen Kantons, 
eine weitliehe Behörde oder eiiien Stellvertreter eines andern 
Kantons oder der Bidgenossenschafi oder eines mit der Söhwelj^ 
befreundeten Sti^^tes, welcher mit dem Kanton iiUzero hieriur 
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Mli vtrgtgtwmtibiet^ fcrMittt iil, so leitet der betreffende 
ADteetettbalter eaf Verlanf^ii de« Verletstee too Amigwegen 
eine Ueteraaebiiog eio« In den fibrigen F&Uen tritt der, ge^ 
gtn welehen die Lflge, Beleidigung oder Verlftamdnng gr^bt, 
nie Kläger naf» $.19. Bei der Zornetenng der 8tmfen 
gelten die gleichen Grtknde nur Vereehftrftang , die im $• 8. 
nnfgesiblt sind. Jedesmal hat der Verarthellte eine von dem 
Cleriehte vorgeschriebene Widerroftangsformel zu nnterzeicb- 
nen, welobe nnf Kosten desselben vom Klftger im Knntonn-' 
blatte, oder in dem gleioben Blatte^ welches die Lflge , B^ei* 
digang oder Verlinmdong verbreitet hat, öffentlich bekannt 
gemacht werden kann. Verweigert der Beklagte die ^nter- 
sBeicbnung des Widerrofs, so ist er so lange ins Gefingaift 
ZQ setnen, bis er denselben ontoneichnet. $. 90. Dem Be- 
klagten steht die Einrede der Wahrheit zu ; leistet er daffir 
den recbtsgenfiglicben Beweis^ so ist der Kläger unter Ko- 
stensfolge absnweisen. Hatte aber der Beklagte schimpfende 
Aeofsernngen sich erlaubt, so kann er zn Tragnng sämmt- 
lieber ^Kosten oder eines Theils derselben verartheilt werden. 
• %. 91. Eine Schrift, Dinckarbelt oder bildliche Darsteilnag, 
wodurch die BIttllchkeit oder die Religion nach $$. 4 o. 5. 
gehöhnt wird , soll von dem Pollzeldirector oder dem betref- 
fenden Amtsstatthalter unter sofortiger Anzeige an den Re- 
gierangsrath sogleich mit Beschlag belegt werden ond belegt 
bleiben, bis das Politeigericht des Hanptortes des Amtes, an 
welches der Amtsstatthalter nnvernflglich Klage elnrelcbt, über 
deren Strafbarkeit entschieden hat. Auch der Betheiligte ist 
berechtigt , bei dem gleichen Gerichte die Anfhebong der Be- 
schlagnahme und Scbadensersata za verlangen. Finden die 
Gerichte wlrkllcb eine Höhonng der Sittlichkeit oder ReligioB 
in der Schrift , der Drackarbelt oder bildlichen Darateilm«, 
so wird dieselbe vernichtet. Finden sie keine solche Höhnnng 
darin, so Ist die Beschlagnahme durch den Polizeidireetor 
oder den betreffenden Amtsstatthalter wieder auflsuhebeii. Die 
Gerichte können überhin Schadensersatz verffigen. (. 99. Bei 
Vergehen, welche durch Schrift, Druck, Kupferstich u. s. w» 
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verübt werden, haftet der Herani^eber (Redaotor). Wenn 
jedoob ein ebrenhafter, im Kanton belangbarer Verfasser die 
«trafbare Sohrifl, Draokarbeit oder bildliohe Darstelinng an« 
terzelohnet hat^ so baftet der Verfasser* Wenn weder ein 
Heransgeber, noch ein Verfasser nach voriger Bestimmang 
belangbar sind, so haftet fftr jene der Verleger, and wenn 
aach dieser nicht belangbar ist, so haftet der Dracker, and 
ist anoh dieser nicht belangbar, so haftet der Verbreiter. 
$. 88. Jede Schrift, Draokarbeit, bildliohe Darstellnng, Zeioh- 
nang a.s w., welche im Kanton beraasfclmmt, mafs die Firma 
oder den Tanf- and Familiennamen des Schreibers, Drockers 
oder Zeichners ond die Jahrzahl enthalten^ bei einer Geld* 
strafe von rier bis fünfzig Franken, welche sowohl der Schrei- 
ber als der Dracker and Verbreiter za entrichten haben, ab- 
gesehen Ton der Strafe, welche die Verantwortlichkeit des 
Inhaltes nach sich ziehen kann. $. 94. Jeder Heraosgeber 
einer periodisch erscheinenden Drackschrift mafs seinen Tanf- 
nnd Familiennamen aaf der Drackschrift selbst onterzeichnen. 
Nar eine ehrenhafte Person kann als Heraasgeber gelten. 
Würde hlerinfalls Betrag geübt, oder würde sich der Heraas- 
geber dieser Bestimmang nicht anterziehen, so hat dieses die 
Unterdrückang oder das Verbot des betreifenden Zeibngs- 
blattes zar Folge, was dorch ein gerichtliches Urtheil, aaf die 
Klage des betreffenden Amtsstatthalters, geschieht $. 95. 
Gegen diejenigen Kantone, welche eine Stempelgebühr aaf 
die hiesigen Zeitangen legen, soll das Gegenreoht gehalten 
werden. Wird eine Drockscbrift , welche nicht im hiesigen 
Kanton, sondern in einem andern Kanton heraasgekommen ist, 
and Lügen, VerJäamdangen, Beleldigangen, Höhnangen der 
Sittlichkeit oder Religion enthalt , im Kanton verbreitet , so 
wird eine solche Drackschrift dem Polizeigerichte des Haijpt- 
ortes des hiesigen Kantons zar Beartheilang nnterlegt. Dem 
Heraasgeber oder dem Dracker wird von der Anhebang des 
Processes Kenntnifs gegeben. Wird die Schrift als strafbar 
erklfirt, and anterzieht sich der Beklagte dem Urtheile in Zeit 
von vierzehn Tagen nach Erüffnang desselben nicht, so soll 
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die ireitere Verferdtimg der Dradoiohrift dnreh de« Bte^rie^ 
rangffreth verboteo ^rerden. Zeftuofsblitter «ollea sar dnrcli 
die Poet beetellt iverdeo. Würden Bilitter straflNirea lalmite 
•af andere Welse verbreitet, eo sind die Verbreiter säm Ur- 
heber der in jenen Blittem enthaltenen Vergehen xv bestra- 
fen. $. 86. Nach drei Monaten erlöeoht das KlagerediC ge- 
gen alle Im gegenwftrtigen Gesetze beneiehoeten Vergebea» 

Die Gebrechen, mit welchen dieses Geseta, nachdeaAa- 
forderangen, die an ein gates Pret^gesets gemacht werdee, 
behaftet ist, springen bei dem ersten Anblick in die Angea. 

Die Grundidee des Gesetses schon ist total Terfeblt Das 
ftitere Gesetz ging ganz richtig von dem Geslchtapankte der 
RechtsTcrletznng aas. Der Staadpnnl^t, von welchem 
ans hingegen das vorliegende Gesetz erlassen warde, ist der* 
jenige einer, und zwar einer mifsverstandenen MeraL Sine 
Folge davon ist, dafs Handlungen, die ganz schuldlos sind, 
and andere, die Sünde sejn mSgeo, aber eine Eechtever- 
letzuog in keiner Beziehnng enthalten, auf jnridlschgaazun- 
Eul&fsige Weise, in das Strafgebiet gezogea werden. So 
wird ($. 8.) die einfache Läge, die keine Reehtsverletzuag 
involvirt, verpönt, was offenbar allen Bechtsbegriffen xawi- 
derlanft. Als Höbnung der Sittlichkeit wird (§. 4.) er- 
klart, jede Aeufiserung, welche gegen die sittliche Ordnung 
in Familie oder Staat gerichtet ist, dieselbe untergrfibt oder 
ver&cbtiich macht. Allein wie weit geht die sittliche Ord- 
nung in der Familie oder im Staate? Soll z. B. derjenige, 
der die morgenlaodische Sitte der Vielweiberei anpreist und 
sie auch in Europa eingeführt wissen mdchte, strafbar seyn? 
Als Höbnung der Religion soll angesehen werden ($. 5.) die 
himiscbe Bekritielang oder die Bespöttelung, die Beschimpfoiig 
oder Lästerung der Lehren und Geheimnisse der römisch- 
christkatboliscben Religion, des öffentlichen Gottesdienstes und 
der hiebei vorgeecfarlebenen Gebr&nobe und erforderlichen Ge- 
genstände , so wie der von der Kirche erlassenen Satzungen. 
Was kann man nicht alles unter diese Benennungen bringen? 
Jede freimäthige Besprechung kirchlieher Zu- «Od Gegen- 
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■tiUiiie, jede Aenfeerong gegen eiae hemeheade Meinang oder 
Vonirtheil la kirohliohen Dingen kann als ein Angriff anf die 
Religion erkl&rC werden. Die Bestimmnng ($. 89.) 9 gein&Iii 
weloher derBedaetor eines ZeiCnngiiblatCee in erster Linie haften 
soü , and wornaeh er die Verantwortliohkeit anf den VerAui- 
oer oder Kirnender nnr dann abwenden kann, wenn Letzterer 
sieh anteraeiehnet hat, heeintr&cbtigt im hdohsten Grade die 
Joamalistik, und Iftntt der Natur der Saobe zuwider, indem 
gemife dieser auaiehst ein VerftMser oder Binsender and erst 
in sabsidiam der Bedaetor oder Heraaigeber verantwortlich 
ist Der Letztere hat sich der Person des Einsenders za ver- 
sichern; dafls er sieh aber aneh der Richtigkeit des Inhaltes 
einer Binsendoag in jedem Fall versichern soll, ist eine Za- 
mathong, die vernfinftigerweise anmOglich erfllllt werden 
kann. Alle Grenzen übersteigt endlieh, die Bestimmnng ($. 
MO) dafs der im Ansiande wohnende Heraasgeber einer im 
Aaslande gedrnckten Schrift vor den Lazerner'schen Gerich- 
ten Bede stehen soll 

Wir überlassen weitere Beflezionen, die noch in Menge 
aagestellt werden kannten, dem fieser, and es genüge, das 
ftagliche Gesetz hier als ein Masler dargestellt za haben, wie 
ein Preftigesetz nicht beschaffen seyn solL Uebrigens ist nicht 
za befürchten 9 daOi das Beiepiel Naohahmnag finden werde, 
indem die öffentliche Meinang in der Schweiz sich laat and 
vernehmlich gegen dieses Gesetz aasgesproohcn hat. 
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XXXI. 

Ueber die 

Fortschritte der juristischen Literatur und 
den Zustand des Rechtsstudiums in Italien. 

Ton 
MiTTERMAlBB. 

(Fori§ei9Ung des Avf%at3tu Nro. XXIJI. im vorigen Hefte.) 



$. V. Ueber den Zustand des Studiums des r5ai* 
solieii Rechts In Italien« 

Um den Znstand der Beehtswisseneebaft in Italien zu wflr* 
digen, istesTorzflglieb adthig, jeneRiebtnog genau za beadi- 
ten y in welcher Art das Studium des römiseben Rechts in 
Italien betrieben wird. Auch hier bemerict man leicht, d#fa 
vielfache Vorurtbeile in Deutschland fiber den Grad der ju- 
ristischen Bildung der Italiiner in Bezug auf römisches Reebt 
verbreitet sind und durch manche Beisende, die Italien flüch- 
tig eder selbst mit Vorurtheilen becbachten, veranlarst wer- 
den. Es ist wahr, dafs man auf vielen italiänisehen Univer- 
sitäten nicht so viel Zeit auf das Studium ' des rOmisebea 
Rechts verwendet, als dies nicht selten in Deutschland ge- 
schieht, wo das gansc^ Wissen mancher Stadircnden, wenn 
sie die Universit&t verlassen, nur in der KenntniA des rfiou- 
sehen Rechts besteht ; nicht Weniger richtig ist es, daft in 
Italien der Sinn für die römische Rechtsgeschichte und fOr 
die Verfolgung reohtshistorischer Fragen in allen mögliolien 
Details nicht so verbreitet ist) als in Deutschland; die An- 
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«toht, dafs ein auf die Uoltige Anwendaag geriohtetea BeoliU- 
stodiam daa dringaodste Bedttrftilfs aey, tat die allfemelae 
in Italien , and dalii daraaeii aneh daa rOniaohe Beeilt Torcüg* 
Heb ao tietrielien werden mufs, wie ea am meiaten geeignet 
iat, die praictiaehe Anabildnog der Jariaten za befördern, tat 
begreiflieb; daraoa erklfiren aieh ancb viele neue, TonilgUoh 
in Neapel erscbienene Sebriflen, in welcben die VerAiaaer %xl / 
zeigen aaeben, dafa äaa Stüdiam dea römiaehen Reebta in- 
nerbalb der Grftnzen betrieben werden mfkaae,' in denen ea 
geeignet iat, der Hanptaaohe, a&mlich der prafctiaoben Ana- 
bildnag keinen Bintrag zn tbnn* Die Betracbtnagaweiae dea 
rdmiaeben Beobta in Italien erU&rt aiob aneb ana den peli- 
tiacben Verbiltniaaeo jenea Landea und dem Biaflnfa deraelben 
anf die Geaetzgebnng. Ba iat bekannt, dafti am Anfaagdie- 
aea Jahrbnaderta die Staaten Italiena in aolobe pelitiacbe« Be- 
eiebnng zn Fraokreieb kamen, dafa aneb die firanzöaiaebe 
C^eaetzgebnng entweder unmittelbar in einigen Staaten einge- 
ftthrt wnrde, in andern einen ailebenBinflnfa erbielt, dafli 
die dert eraoliienenen Geaetzbücber eigentlieb nnr Nacbbil- 
dvngen der fl>anzdaitoben Qeaetzbüober waren. In jenen Zeiten 
litt daa jnristiacbe Stadium und Torzögliob daa dea römiaeben 
Beebta weaentlieb in Italien. Ba gab manebe Jariaten, die 
dureb den Beiz der Neubeit fortgerissen uud dnreb manebe 
Ideen der ftaosdsisobea Geaetzgebung geblendet, lange aobon 
nuzuflrieden mit jener Beobt8angewir8beit,weIebedorobdieMas8a 
Ton Statuten, Verordanngen erzeugt warde, die in Binklang mit 
. demrömisehen Beehte gebraobt werden sollten, die Herrliebkeit 
der neuen Gesetzgebung prieaen und daa bisber beatandene 
Beoht, daber auch das römisehe Recht niobt weiter fttr nO- 
tbig bielten, und daa Studium desselben rdlüg vernaeblftrsig- 
tea. Man wörde mit Unreeht glauben, dafs diese Aasicbt die 
damala berraebeade war. Ba gab immer ehrwürdige Juristen 
in allen Theilen Italiens, welche anerkennend die vielfachen 
Verzfige der französiseben Gesetzbücher und den Wertb eines 
klaren Tollst&ndigen Gesetzbuchs, das an die Stelle der sta- 
renden Beebtsungewirabeit trat, augleieb von dem Wunsebe 
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giliUet WWM, dftTs dM QfMtekneii ItelitM Mf die Natitfkia- 
Ulil dM italiiiiiMbea VolkM geUat und «einen eittliehen 
Aatiebten^ and Gewohnheiten »ioh mögliehet nneehliefaen sollte, 
trihrend mnn eri:nmite, dnfs den rkwntoisefae Geeetüraeli za 
Tide nene, den Anelefaten des Volkes widerstrebendo Bc- 
stimnraiifen enOiielt, s. B. in Bosog sof Verbot der Valer- 
sdialUlafe, in dem Bherechte, In Aassehlieilning' des Zea- 
genbewoises. Als nneh Vortreibnog der Fmnnosen dioFremd- 
lierrsefasft nnfhdrte, änderte sieh aneh das VerbiltMfii der 
Ctosetzgebang und des Reehtsstodinnis. Die fliuizöslsoheii €to- 
•elsgebangen worden nwar aaüMT Wirksamkeit gesetat; alleia 
das BedfirAiUi einer klaren Gesetsgebong war so aUgemem 
anerkannt, dalb die Begleroogen der einielnen Stnaten 4et 
Aafordemngy an die Stelle der llranzdsiseben Oeset«bft<^ier 
andere Gesetae etnEaftthren, nioht widerstehen konnten. €ki 
warde in Neapel das Cirilgesetabnch ?on 1810^ fai ParsM das 
Gesetabaeh ron 1819, in Surdlnien erst 1887 das neaeCiTÜ- 
gesetzbach eingeflihrt In dem lombardiseb-TenetiasisehenKd- 
aigrelche wurde das Osterreiobisohe Civilgesetzbaeh als gel- 
tend erkürt, im Heraogtbom Lakka blieb der fransdsisehe 
Code cirll mit einigen Abindemngen gfiltig, so dafs In den 
meisten itali&nisehen Staaten vollständige neae Civllgeseta* 
hüeher gelten und nor im Kirehenstaate, in Toskana nad in 
Slodena swar über einzelne Lehren des Civilreohts, z. B.H7*- 
potheken , Vormondsehalt a. A. besondere neue Gesetze er- 
lassettNsind, Im fibrigen aber die Gesetze, welohe vorder ftUH 
aöslsdien Fr^ndherrsehaft galten und das rämisehe Beebly 
welohes znr Brgänzang dieser Statuten galt, wiederhergOBteilt 
Würden. In der Zeit der Gültigkeit der firanzdsisefaen Geselz- 
gebnng stndlrten die Jaristen Italiens vorzfii^ieh die tensö* 
sischen joristi^chen Schriftsteller und betrieben das rdmisebe 
Bedit nur so weit, als es darcbaas näthig schien, da ja aveh 
die fhinzösiscben Aotoren darauf terwieseo; nie fehlte es je- 
doch an einzelnen Maonern in Italien, die, dorchdrangen von 
dei: Wichtigkeit des römischen Rechts auch in jedem Lande, 
wenn in demselben ein noch so aaefährliohes neaes Gesetz- 
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Inieh gilt, grfimllieh dM rdmiiobe Eecbt ftdldMini ooil ditnih 
fitohriften die Witfleüsifttfl bereicHertBii. Doreb di« Wieder- 
iientdlaog des ehen ReobtszaetoBde« wurde afeier dM St«- 
dlom des rSrnteehen Rechts ein sllj^eoieines BedfirfUifs; es 
^iirde anr den Üniversititea betriebeil , und je mebr die Ha«, 
liinisehea Juristen auch tob des Fersebangeo der deotsohett 
Joristisehea Bcbriftsteiler Keaatoifs nsbmea , darcfa Reisen 
'dentscber Joristen nach Italien, und dnrcb den Umstand ^ dafti 
f talifiaer aoeb aaf deütsohen Univeinititen stndirtea, aiioh den 
iQeist der dentscbea Rechtswissenschaft kennen lernten , desto 
mehr erhielt das Stadium des römischen Rechts in Itidien neneii 
Anficbwong. IMe Entdecknngf des Gafns in Verena, das leb^ 
bafte Interesse, welches die dentschen Jnristen an dem neu 
fMfgeftindenen Werke aeigten, wirkte auch auf Italien Md 
ireraaiafote manche Schrift über Gajas ancb dort i). 
Während man auf die Notbwendigheit des Stadinms des rd^ 
mischen Rechts dscbte, wurde in den Staaten, welche voll- 
ständige nene Civilgesetebflcber besafsen, die Frage: avf 
welche. Weise am besten das rdmische Recht betrieben wer- 
den sollte, von wohlgesinnten kenntnisreichen Minnem an- 
ffcregt. Man. fablte, dalb das Stndinm der vaterlftadiscben 
desetsbieber zn angenftgend betrieben wurde ; die jungea 
üiinaer widmeten einen groAen Theil der Zeit auf Univer« 
sit&ten nur dem Studium des römischen Rechts und bildeten 
lAcb ein, dadurch schon die Tüchtigkeit als Juristen erlangt 
BU beben. Sie blickten nicht selten vornehm (die Ansicht, 
dnfs die Codificatton Msehtheile hebe und dafli die Wissen« 
Schaft vorzüglich des römiechen Rechts genüge, fbnd auch 
ihren Weg toach Itslien) auf die in ihrem Vaterlande ergan« 
genen Gesetze,* oder gewöhnten sich, Alles nur nach dem 
Maarsstsbe des römischen Rechts zu messen^ oder in ihren 
wissenschaftlichen Commentarlen zu den neuen Gesetzbüchern 



1) Ein in Deutschland unbekannt gebliebenes Werk dieser Art 
ist : Gaji institutienum libri IV. ad melior. lect. restit. et ne- 
eessarils adnotat. ülvstratl a Jos. Sarzana. Roma 181M. 
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Qbenll dfo Octetae ans dem rfimiiohMi Rcebte aüssnlei^o oad 
in den UrtbeUepräehen gewnltMun flberali rdniisehe. Annicbten 
hereiiuBiUBieheo. Dns Stadiam des ▼aterlindieoheo Gesets- 
boohs wurde niebt selten mit Gleioh|rtiiigkeit ood als Neben- 
naebe betrieben. Mftnner, die ihr Vaterland Hebten, wnrca 
über diesen Sastand nnd die naobtheiligen Folgen for die 
Beohtaverwaltang betrübt« Der Verfaeaer dieeea Artikeln bat 
▼en boohgeatellten Minnern in Italien bittere Klagen über die 
Binaeitigkeit des Stndinma junger Mftnner nnd über dea 
Mangel tflcbtiger praktischer Aasbilduog gehört Der Ritter 
de Thomasis in Neapel i>*tte schon flrü(i fiber dies vor- 
jBugsweise dem römischen Rechte gewidmete einseitige Rechts- 
atndiam snf Unirersitaten, über die inconseqaentcnStndienplMM^ 
die schlimme Sitte in 'den Prüfungen vonngsweise am rd- 
.misobe Centroversen na fragen und bei den Preisfragen an- 
tiquarische Gegenstände %u wählen, schwere Klagen gefDlirt 
Am meisten hatte nenerlich ein edler, darch Kenntnisse nnd 
vissenschaftliohen Eifer ansgeieicbneter Mann, der Erzbisebof 
Mazzetti^ Präsident der Universität von Neapel, in seinem Bnt- 
inrurfe eines Stodienplans *) der Frage : wie weit auf Univer- 
9itäten römisches Recht betrieben werden sollte, eine Wich- 
tigkeit gegeben. Nach seinem das ganze Stadienwesen an- 
fassenden, mit vielen praktisch wichtigen nnd geistreichen Be- 
nerlcangen anigestatteten Plane sollen in der joristiseben Fa- 
caltät 5 Lehrstühle errichtet werden;- 1) für das CiviLrecht^ 
2) für die Civilprocedar , 3) für Criminalrecht and Criminsl- 
prooefs, 4) für öffentliches Recht, 6) für politische Oelionomie 
and statistische Philosophie. Man bemerkt, dals darnach keine 
Professar für römisches Recht errichtet werden soll* Hr. 
Mazzettl bezeichnet in seinen Aomerkongen zaip Entwürfe 
(S. 96) als Aufgabe des Reohtsunterrichts, überall nach des 



8) In seinem Werke: Introduzione alle studio del diritto publice 

e patrio. 
3) Pro^etto . di riforme pel regolamente della publica Istrozioiie di 

H. Mazzettif Aroivescovo. Quarta edizione. Napoli 1841. 
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grtnilMmi^n philMopbisdieii FonefanDg^eii ia jeder Lclure die 
Ornndsfitae za prüfen, welche die vaterländischen Gesetze 
leiten,, sie mit denjenigen zu Tergleiohen, welche in der nfoi- 
liefaen Lehre das römische Recht durchdringen; ferner |ie 
Vergleichnng mit den frfiheren Gesetzen und den Gewohn- 
heiten des lisndes und den Bestimmungen anderer bedeuten- 
der Gesetzgebungen vorzunehmen nnd nachzuweisen , welche 
Verbesserungen die vaterlfindisohe Gesetzgebung machte, mit 
lienonderer Rfi^ksieht darauf, in den Vorlesungen jene Fragen 
hervorzuheben, deren philosophische Prfiftang am meisten ge- 
eignet ist, die Rechtswissenschaft zu befördern* Der Ver- 
fasser hfilt einen abgesonderten Vortrag Aber römisches Recht 
fflr unnöthig; er ftthrt an, dafs das neue Gesetzbuch die vo- 
rigen Gesetze, daher auch das römische Recht auMr Wirk- 
aamkeit gesetzt habe; dafs, wenn auch das römische Recht 
Schätze der juristischen Weisheit enthält, die römischen An- 
sichten doch hänllg unseren Gewohnheiten und Bedttrfnisseii 
widerstreben, dafs blofise gelehrte Kenntnift des Alten nichta 
nütze , und daft , was von dem römischen Rechte brauchbar 
und nachahnmngswOrdig sey, ohnehin in den vaterländischeli 
neuen Gesetzen aufgenommen sey. Wenn man glaube, dafs 
das vaterländische Gesetzbuch nur durch das römische Recht 
ausgelegt und ergänzt werden könne, so sey dies irrig; der 
Lehrer könne bei der Erklärung des Inländisoben Gesetzboehs 
alle Bntwiokelungen des römischen Rechts vorbringen, welche 
' zum Verstehen und zur Auffassung des Geistes und richtigea 
Anwendung des Gesetzbuchs nothwendig sind. In ähnlichem 
Geiste erklärt sich ein anderer neapolitanischer Schriftsteller, 
M. de Augustlnis ^). Er erkennt an, dafs man auf Univer- 
sitäten eine Zelt dem Studium des römischen Rechts widmen 
soll, aber nur als einer Geschichte des Rechts, als einem vor- 
bereitenden und technischen Studium, nicht aber als einem 
geltenden Rechte. Der Verf. zeigt, wie viel Zeit und Mühe 



4) In einem AnüNUze in der Zeitsclirifl: II Progresso delle sdenze. 
Napoli 1841. Hefl 67 p. 44—61. 
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äw vriBdIidie Jarii« ummämt mi*, mm «••pralrtiMtom#c»lit 
wmmtB Landes tm ttsdirea; er aeMdert alt Naohdraek 4ie 
tnmigtm Falfea, welohe fftr die ReeUmiweBdmg die Bm- 
Hifigkmi des StodiiuM «ad die Vorliebe für rOmisebes Reeke 
eiMOgt, 80 dafti naa aettea wahrhaft praictieeh gehildeie 
Richter und AdTokalea findet nnd aelbst die Avelegvogr dnr 
eiaheiniachen Geaetae dareh daa irrige, mr Oewohahät ge^ 
wordene Bareinaiehen dea rdmiaehen Reohta leidet Anf ahn-* 
Uohe Weise tat die Frage ia einer neaen Behrlft von BfNirtin« 
auf elo de Martino ') bebandelt. Der Verfbaaer iai von grwfaer 
Achtung dea rOmiaehen Rechte erfitllt, er aeigt aber^ wüe u» 
▼eratfindig daaaelbe in Neapel oft angewendet wwden ser, 
nnd wie aelbat aeil der Gftltigkeit dea^ neuen Civilgeaetabacha 
die Anwendung dea röm. Rechte oft Nachtheiie erzeugte, weil 
aNHi Grundaüae oder Binriehtungen dee rümlaeben Rechte^ 
von denen daa neue Geaetabuoh achwieg, in die Praxis über- 
trug. Er greift aber auch die Meinuag des obengenanntea 
de Thomaaia an, der römiadiee Recht auch defswegen yer« 
bannen will, weil in der Wirklichkeit keine Rechtslehre dee 
Frivatrechts vorkoame, die nicht im neuen Clesetebnche ge« 
nftgend beatimnit wftre, und erklftrt sich gegen den fttr Knt* 
femung des Unterrichts von den Univwsit&ten von Maszetlr 
angegebenen Grund, dars bei BHifllbning dea aeuen Gesets- 
huobs alle Geaetae, die zuvor galten, aufter Wirkeankeit ge- 
actat worden aeyeo. Der Verf. aeigt, dafli man bei dea 
Streite Aber den praktischen Werth des römischen Rechts au 
viel dies Recht als ein Gesetabnch betraohtot bebe, statt die 
Wichtigkeit deoselben als doetrinelles Httlfsmittel su erkea- 
neu. Der Verf. will Httlfe, er giebt au, da(b das jetaige 
Reehtsstndium unvollkommen sey, verlangt, dafs das rdmhiobe 
Recht andere als bisher betrieben werden mfisse, glaabt aber, 
dalb vorisflglieb die Geaetagebung nachh^fen müsse , um jeae 



ö) Sii gli abosi del diritto romaao^ lore cause e remedi su le sne 
«coole Belle ttaiver8it& Napoll Gonsideraalonl di Bfarttaangelo 
de MartlBo. NapoU 1849. 
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Unbettimmtbeiteii md Lftekm, welehe h dtr Jetzigen 6m6(98» 
gebaog die Anwendaog de« rftmiscfaeo Reelits TeraiilmlliteD, su 
beeeitigea* Bio merkwürdiger Beweie fibrigens, wie weit 
nan in Neapd die AnweDdong des rtoisehen Reehte in den 
Geriebtoböfen, nngeaehtet dee nenea Gesetobnebs trieb, liegt 
darin, daf« mehrere Geriobte anf den Gmnd wiseeneebaft- 
lieber Aneffthningen *) das ntile interdictnm salviannm, nn- 
geaefiteit des Scbweigens des neuen Gesetzbocb« darüber, für 
anwendbar erklärten, Iris ein königlicbes Rescript ^ erklärte, 
dafs naeb der Verkflndnng der neuen Gesetzbüeber das inter- 
diotom salviannm niebt weKer anwendbar sey. 

Es kann nicbt zweifeibaft seyn, dafs^ so beaebtnngs^ 
würdig aneh riele Ansiobten des Rrsbisobofb Mazzetti sind 
nnd so würdig der Geist ist, in welcbem seine Vorsobläge 
Über Reform des Unterrichts gemacht werden^ doch sein Vor- 
schlag, den Vortrag des römisofaen Rechts von der Univer* 
sität zn verbannen , keine Annahme verdient. Wir sind über- 
zengt, dafs dnreh die blofse Brklirang des vaterländischen 
Gesetzbuchs, wenn auch der Lehrer bei jeder Bestimmung die 
eorrespondirenden Vorschriften des rdmischen Rechts ent- 
wickelt, dio nothwendige gründliche Btlduog des jungen 
Mannes nicbt erreicht werden kann. Durch solche nebenher 
gegebene Vergleichungen wird die einzelne rümische Vor- 
schrift ohne den ganzen inneren Zusammenhang, ohne die 
leitenden Princi)[»ien des römischen Rechts dem Stndirenden 
vorgelegt; dies reicht aber nicht zu ; der junge Mann mufs, um 
in den Gtistder rdmischen Bestimmung einzudringen, dasrdmische 
Recht in seiner inneren Bntwickeloug, nach seiner historischen 
Ausbildung kennen lernen; hlezu aber bedarf es eines eigenen 



6) Fodera dello speHraenfto dell utOe interdetto salviano sotto 
Pimpero delle naove le^. Palermo 182k Dagegen schrieb 
(der jetzige Minister) Niccolinl. Die Schrift ist wieder abge- 
druckt (mit Zusätzen) in seinen Qnistloni di diritto. V vol. 
Napoli 1840 /p. 83. 

7) Vom 10. Janaar 1830. 
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Yutngu Aber rtadNhis Btoht Bae ioMe Ytdmmg kui^ 
•kfeteiifD davM, &bA 4m röaiiiolie Beebt die Quelle jnl^ 
«onm die aeieten Beetiuiuifeo vneererGeeeteMclierfloeic^ 
VBd defs unter dem BiuAuiii dee rönieohea Rechte die Recbta^ 
feildttog Buropee erfolgte, ueeh den ToraftgUclicn Wertii dn* 
durcii, dnfe durch da« geunne Studinoi dee römischen Beebte 
der junge Mann jnrietiach denken lernt , und nn den Ver- 
httdern rtaiecber Juristen treuliche Muster und an der Falle 
des Deteils, das in der römischen Becbtosnmmlung aufgehiitfl 
ist, eine Masse von Stoff fftr die Bechtsanwendung eibitt 
und die Gewandtheit in der Behandlung der Gesetxbficher g^ 
winnt. Die Zeit wird kommen, wo das Studium dearömiseben 
Beohte nach seiner wahren Bedeutuog anfgelufst, wo dies 
Becht nicht als Geaetebueh , sondern nur num Zwecke der 
wissenschaftlichen Ausbildung behandelt und das Studium 
nach dem Zwecke der praktischen Ausbildung der Juristen ein* 
gerichtet, daher die Tornehme Binbildnng verschwinden wird, 
dafs man ein vollkommener Jurist sey, wenn man nur römi- 
sches Becht kennt Die Ueberzeugung ist aueb in allen Staaten 
Italiens feet begründet, dafs ein besonderer Vertrag Hier rö- 
misches Becht nicht entbehrt werden könne. Auf allen üai- 
versitftten besteben ihiezn eigene Lebfstfihie ffir römisches 
Becht Von der neuen Universitfitoeinriehtung der tosbani- 
schen Universitäten haben wir schon io $.11. Nachricht gegeben; 
auf der Universität Pisa ist del Bosse, ein geistreicher Mana, 
Lehrer des römischen Bechts. Br hat ein gröfseree W«k 
über röipiecbes Recht geschrieben *), das aber nicht in den 
Buchhandel gekommen, sondern nur zum Gebrauche fftr seine 
Zuhörer bestimmt ist Es ist eine systematische Entwickelnng 
des römischen Bechts mit geistreichen, philosopbisch-historisch- 
kritischeo Erörterungen der einzelnen Recfatslebren. Ans der 
in einer Zeitochrift ') abgedruckten Scblnfsvorlesung von del 



8) Priocipi del diritto pri?a^o. P^sa 1887. IV vol. 
0) Giornale tosoano di scieaze morali sociale e pubUcato da pro« 
festori dell universita di Pisa. Tom. I. fasc. I. p. 83^ 117. 
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ttossa ergiebt sieb die Ricbtasg seiner Stadien , die nie auf 
lildfse bistorisehe Brdrterungen oder Zergliederung der rö^ 
mischen Stellen sich beschrailkt, sondern tn diebbersten Prin-« 
eipien des Beobts ankadpft und kritiseh das rdmiscbe ReobI 
betrachtet 9 seiae Zuhörer sam Selbststadiam anregen will, 
Aberall aber das prabtisohe Beddrfbifs bei ihren Stadien ihnen 
bervorhebl. In einem anderen Artikel zeigt del Bosse f^), 
welche hohe Bedeatnng das hiatorisobe Beobtsstndium bat» 
wie aber beide, Oesdiiobte nnd Philosophie, in einander grei* 
fen müssen. — Aaf der Universitftt Sienna lebrl Conticini, 
der, nachdem er einige Zeit als tüchtiger Advokat sich be* 
währte, auf den Uaiversitftten von Berlin und Heidelberg ato« 
dirte und mit dem Geiste der deatschen Becbtsstndien ver- 
traut ist. Ffir die Universitftten des - Königreichs Sardinien 
erschien ein neues Beglement am 96. Janpar 1841, Daraacb 
wird im Eingang ausgesprochen, dafs, wenn auch die neu 
eingeführten Gesetsbücher vorzugsweise gelehrt werden mfts* 
sen, dennoch es nicht weniger wichtig^ sey, auch r^^miBphea 
und canonisobe» Recht zu lehren. Die Vorlesungen über beide 
Gegenstände sollen in lateinischer, die ober die vateriftndisohea 
Gesetzbücher in italiäoiscber Sprach^ gehalten werden. Der 
Unterricht in der Rechtswissenschaft soll 6 Jabre dauern und 
sieb auf Institutionen des Civilrecbts, die des eanoniacben 
Rechts, auf römisches Recht, canonisches Bechl, das vater-* 
lättdisehe CivUgesetzbueh, Strafgeseta&bucb, Handelsrecht und 
Procedor erstrecken. För jedes di^wr Fieber soll ein Pro- 
fessor (der für Bandelsreeht Angestellte soll auch Proeefa 
lehren) angestellt wenden. Die Lehrer des römischen, des es-» 
nonischen und des Zivilrechts sollen in 4 Jahren, die der Ka«* 
stittttienen nnd des Strafk'echts in einem Jahre, die des Han- 
delsrechts und des Processes in zwei Jahren ihre Vorlesungen 
beendigen. Die Studirenden der Jurisprudenz sollen im ersten 
Jabre Institutionen des Civil- und oanonischen Rechts, in den 



10) Giornale p. 110 u. p. 127. 

Krit. Ztiuelir.f. R^thisw. <«. Ge$€iMg. d, ^usL KIV. B.%.U. 21 
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4 tmitnu Jahrai wimmtm Rtdit, aanoriidwi Mi ClrUndkl 
uMd anfMrdM in Ubm Jahr« dm fitnifimht, in 4tett und 
6ltB ProMfH md HMielanebt k4res* Otr Lriirtr des' rön. 
Beehts «oll in 4 Mmu dm IMki iehm, aber dm m^^m-- 
•M, WM wm dtn Leiirer dm CiTÜrtehli torcetngen wlHL 
•■d «ieh Mrf StoftMht, Proetfti «M HMdtftreolit besteht. 
Wee mter iMtitatfeneii des aTÜreebts ▼eniaeden witd, feil 
«Blee bei der AttfttbniBir dee Werfcee wom Merie (ProfeaMm 
der loettMioaea an der UriveuMt vea Taria) , klar werden. 
la Ben wird dae Reohtotadian ia 4 Jahrea belriebea und 
awar werden in enCea laetitotioaea dee CiTilreehla, dee Cliri- 
niaalredita aad eaaoaiaehea Reebta, ia dea aaebfelgeadea 
ftadeirtea aad der Text dea eaaoaieehea Reebte gelehrt Der 
Lebrer der laatitatioaea Mgt aaeh den Texte der r d niae liea 
laalitalieaeai der der Faadeotea aaeb dea Jaadaiaaeieeliea 
^aadekiea Ter *■> Lebibdeber, naeb weicbea der ProKeeaar 
lieet, bat naa aiebt, flberbaupt iet ia Italiea die BiaiMitaag^ 
aaeb Lebrbttcbero, wie ia Dentsebiaad, au leeea, aidkt be« 
liebt, weil naa dagegen aafdbrt, dab da, we eelebe aya«»» 
natieebe Btteber gebraoefat werdea, die ZafaArer weniger daa 
reiae rAnieebe Reobt ia eeinen wabren Saeamneabaage, aia 
vielnebr aar naeb den &yUiim aad dea Aneiehten dee Leb- 
rera eder dea Verfbeen« dea Lebrbaehe keaaen lernen. S» 
wird aaeb ia dea übrigen UaiTereHfttea dee Kiiebeaetaatsa 
dae rSn. Beebl aioht aaoh Ldbrbftebera Tergelragea. Ia Ma» 
ocfatn iet der' Prolbeeer dee rOn. Reebte der AdTeIcit Laca 
Aateaio BeHi, der veraigiieb dea Sebriflen von Tinaine, Veet, 
Getbefred and Bmnnenann folgt Vinnlas Ulflberbanpt aaler 
den Inrieten dea Kirebeaetaafa Toraflglieb geeebitat. Biae 
Anegabe eeiaer SeMflea iet ia Flereaa 16M eraeblenea. 



11) In Born lehrt Prefbaior BellonI die Instttuttoaea^ Ala dat Crl- 
mioalreoht^ Mangiatordi die laitUottoaen des canoaiaobea Rechte^ 
Borro das dffenOiche geistliehe Becht^ Soldiai dae Natar- ud 
Völkerrecht^ de Rossi die Pandektea^ VUlaai gieichlblla Paft- 
dektea^ Capalti dea Text dee cnoa. Rechts. 
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Auf den ÜBirtraMttni der Lembardei wird rtariMdiefi Recht 
MwflBfarfioli, ebenso wie aaf den UnirereM&ten Oeilerreioiie ror^^e- 
IfsgieB. Der I^hrer de« rtaieohen ReeMs, Berr J. Berette 
<ein geeehätster Lebrcr) tr%t nach dem bdcannten I^hrbuohe 
des rSmisehen Reehis von Bainberger, übersetet ¥on C. Besie 
Tor. Dies Lehrbneh wird aneb anf der üairersttftt von Padna 
febrancht. Die Werke 4er fitteren grefeeo Jorislen Qber r5* 
mfoobes Redit werden in Italien irieiraoh etttürt and indea 
sich in den BtbUofbefcen der Fraiolilccr, «ad die Adrtong, welebe 
awn rar ihren Werken hat, epriobt sich am Iwaten dnrdi die 
aenen Aaiagan ans, welebe daven wieder neneriiiA in Itelien 
jreranetaMet werden« 80^ e ro e b ein t ren den Weifcen von €n» 
jasK in Frato faeftweise «ine wohlfeile Anefabe. Eine Ges^* 
sehaft itelianiaeher Advolmten hat 4ie Werke Ton Deneli in 
19 Binden nach der Ausgabe Tan Lncoa mit Anmerkungen 
hemosgegeben ^'). Auch andere Werke der deatschen nnd 
hoU&adiechen Schale, die in iateiaiaeh^ S^ae^he gesebriebea 
sind, werden wieder nea in Italien aufgelegt^ z. B. Vtnnii 
epera, wie wir schoa obea anführtea, Voet Commentaril in 7 
Binden, gedruckt in Bassane 1897, and flnber praeleccioaea 
in Maeezata 1638^40 in 3 Bdaden. 

Man wfirde Unrecht Ibnn , wenn man glaubte, dafs in 
Ballen aqeb in de n jen igen. Staaten , in welchen neu« Civilge^ 
setsbficher eingelihrt saiid, der filnn ftr riSmlscbes Recht er* 
stofben sey, «b^FOhl frdlieh nicht ao viel geleiaM wird, ala 
nmn wtasehite. iäfie sehr interessante jurialiseh« I^iteraig«-« 
aehicbte Neapels hat neuerüeh Hr. Mamm ^*) herausgegeben. 
Die «ebrilt ist doppelt wichtig, da 4er Verfissser neu« hi-^ 
storiashe NaebHcbten Mer nesp^itaalsAe Juristen giebt, deren 
Werke in den gewMniiohen LitemgeaebicMen gar nicht an- 



18) Der Preis dieser Id .Bände beträgt nor 800 Francs. In Paris 

sind Exemplare um diesen Preis bei Hm. Cometti (Rue Neuve 

Lnxemboarg No. 83) bu haben. 
18) Della giurisprudenza e de! foro Napoletaao dalla sua origini 

fia aila pUMe^zioBe detle naoTC leggi di Q. Manna. Napeli« 

1839. 



Digitized by 



Google 



668 V$b»r die ForUehriiie der jurüL Literatur 

gtfUirt wefdea, aod &m er von dem Mittelalter m bis enrnenom 
Zeit deo Geiel der JsriepnideDS, der in den rersoUedenen Jahrlran«- 
derten wirkte, and dleMänner, die dnranf BInflnfo betten, ebn- 
rekterieif t. Mnn bemerkt leiebt, dafs sebon frflb in Neapel dae 
rdmliobe Reobt niobt wie in Unterltailen mit blinder Vereb* 
rong betrieben wurde, sondern ein kritiseb-pbilosopbisdier 
filnn anter den Jaristen Neapels fjrttb berrsebte, der in den 
Cleist and In die Prinelpien des römiseben Beobts dranir and 
die Anwendbarkeit desselben prdfte. Viele biograpbiscbe and 
bibliograpbisobe Notizen, welobe das Werk entbilt, and geisl- 
volle Bemerkungen ftber die Bntwiekelnng der Jurispradens 
in den Tersebiedenen Jabrbnnderten in Neapel macben das 
Bucb Ton Manna sebr beaebtungswflrdig. Auob an manoben 
rein reebtsbistorisoben Werken, die mitOrflndliebkeitgescbrie- 
ben sind, feblt es niebt Bine interessante Arbeit bat Bado- 
lisani '*) über die rAmisebe Verfassung geliefert Der Verf. 
der mit den Quellen Tertraut ist, vergleicbt fiberall das rö- 
misebe öffentlicbe Leben mit den Binricbtungen des Mittel- 
alters ond bat den Zweck, die römiscben Binricbtungen in ein 
gutes Liebt zu stellen. Br widerlegt die Meinungen von der 
ursprünglicben Bobbeit der Bömer und von der rein aristo- 
kratiscben Form; er versnobt die Vortbeile des rdmisobenPa- 
trielats und die Uebertreibnngen der Tribunen, so wie den 
Mifsbraucb der Volksgewalt eu zeigen. Das Bucb Ist niobt 
obae eine fibertriebene Vorliebe fOr die römiscbe Verfassung, 
daber oft mit Binseitigkeit gescbrieben; viele Ausfabrungen, 
z* B. p. 4—31 über das jus sacrum, über die Bedeutung der 
Religion ^bei den Bömern und ibr Verbiltnirs zu politlscben 
Binricbtungen, ferner p. 118 — 141 über die Volksgewalt, p. 
261 über den erdo equestris verdienen aueb in^ Deutsebland 
näbere Beacbtung« Bin anderes recbtsbistoriscbes Werk Ist 
das von Filipponi über die römischen Munioipien und Dekn- 



* 18) Gonsiderazioni au gli ordinl antichi e le leggi de Romano di 
GaetaDo Badolisani. Paris 1840. 
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rionen ^^). Der Verf. liefert eine ans den Qaellen gesehöpfte 
Geschichte der EDtwiokelang der römischen Mnolcipalverfas- 
snng, vorzüglich auch in der Republik. Zwar kennt der Verf. 
nicht alle netteren Forsohnngen deutscher Schriftsteller, aber 
desto besser die Qaellen selbst und seine Erörternngen, z. B. 
Aber die decnriones , deren Befngnisse er sehr genau mit Ein« 
gehong in alle Streitfragen schildert , ferner Ober die defen- 
sores civitatis, über das Verh&ltnifs der irenarchae nnd über 
die in Mnnicipien gew&hlten Aerzte sind sehr interessant. 
Das Bedärfnifs des Stadiums des römischen Rechts wird in 
allen Staaten Italiens anerkannt, zugleich aber nach das Be- 
dürfnirs gefühlt, die bisherige Art des Studiums desselben za 
verbessern. Der geistvolle Albini in seiner Encydopädie >*) 
zeigt vorzüglich , dafs das röm. Recht als ein Meisterwerk des 
Rechts ebenso studirt werden müsse, wie der Künstler die 
grofsen Werke seiner Kunst studirt, um so mehr, als das 
Studium am meisten geeignet ist, den richtigen juristischen 
Sinn und die Kunst der feinen juristischen Auffassung za 
gewinnen. Dagegen fordert er, dafs das Studium nicht 
über die Granzen des wirklichen Bedürfhisses nach dem ge- 
genwärtigen Stande der Gesetzgebung sich erstrecken und 
der Unterricht nichjt in den Vortrag nutzloser Fragen und an- 
tiquarischer Erörterungen ohne praktische Bedeutung ausarten 
dürfe. Auf diese Art weist auch Graf Solopis ^'') auf die 
Nothwendigkeit des röm. Rechtsstadiums hin, aber auch dar- 
auf, dafs so viele römische Bestimmungen im Widerspruche 
mit den heutigen Bedürfnissen und Verhfiltnissen seyen und 
eine diesen entsprechende Civilgesetzgebung unentbehrlich 
wäre. Auch Carmignani >*) fordert den Vortrag des römischen 



15) Th. FilippoBi s. CoBsistorii advocati^ de munidpüs et decario- 
nibus ad 1. 46. Cod. X. 81. Romae 1841. 

16) Saggio analitico sul diritto e snlla sdenza ed istruzione di P. 
Albini. Tigevaro 1889 pag. 2SS. 

17) Della legisIaKione civile^ discorsi del Conte Sciopis. Torin^ 
1835, pag. 100. 

18) Cenni per un nuovo ^rogramma di complöto e sistemaiico in- 



Digitized by VjOOQIC 



wo VAer dU FarUohriiU der jutkL UUratüt 

lleAte fai ekier «waillMim, italMiladerdidtMsolMa vaAia 
der pelemiMhcB Bi«htaiif ; die erste soll bei dea InslitvtioBes, 
die cweito bei des Pandekten Angewendet werden. Dnreh iem 
Vortrsg der Ersten soll der junge Msmi klare BeoMshegrilfo 
erhalten , dnreii den der zweiten soll der jnristisefaft Vemtaael 
getbt nnd der praktleehe BInn dnreh Kenntnirs und Behaad- 
Inng des Details gesehftrft werden. Für dsrehans sehtdleii 
Mit der Verfasser den Vortrag über systenatisobe Lehrbttefaer, 
die er nur Godifloatiooen mit den Malerlallett dea rönlsehcn 
Bechta nennt. Nieht nnerwihnt lat noeh die Ersefaeiirang 
mancher grMserer sfstematischen Werke Ober rSniaebea Redit 
in Italien ao lassen, die den deattchen Literarhistorikern vilßg 
nnbekanat geblieben sind, s. B. dall Olie ^•), fipanipani >«>, 
Brono >>), Vernigllell >«). Wir haben bereits in nnaeimi 
Mheren Anfbatxe $. UI., als wir den Geist der jnristw Zeit- 
sobrilten Italiena sehUderten, angefihrt, dafs sie Ihrtdanemd 
aoeh anf Abhaadlnngen Aber einftelne Fragen dea rOnnsehen 
Reehts gerichtet sind, nnd haben Beispiele von Neapolitaoisehen 
Zeitscbriflen angefahrt. Zu den eben Genannten Ist jetnt eine 
aene hiaaiqfekoniinen, welche das wissenschafüielw Streben 
ihres Oeransgebers benrknndet, nimlieh die unter dem lüel: 
Tmm Nap<aetani >•) sril 18df erseheineade ZettsebrUI, die 
die Beebtswissenschaft nnd Gesetegebnng fiberbaupt «ifUlit, 
Insbesondere auch von der ffamdsischen Gesetzgebnng, der 
Bntwickelnng des Bechta inAnslande, nod aeaeajnristisehen 
Werken Naehriefat giebt. In iem ersten Hefte zeigt ein Aitf- 
aata p. »--81 «her daa BefAtsatndinm In Dentschinnd (Vsr- 



segnaniento del diritto , del Car. CarralgDaiit Torino 1641^ 

p. 157—160. 
19) Olio Elemeoti delle leggi civili ronaae. Toiani.IV. Rom. 1815. 
90) Sparapani elementa juris civilU^ Tomm. V. Caaerini 1889. 
21) Bruno 6iiM. iBtrodofsione alla giarisprudenaa cbrile. Bols^ 

1887. 

Vermigliali elemeati ossbuio IstItuzicNii ciyUI di GiastiuiSDO 

illustr. e com. Perugia 1831. 8 Voll. 
23) Der ßedacteur ist der Advokat Ifatteo de Ai^;iistlaiB. 
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ftoaer ist Otnielll), wie aebr dentaobe Jarltpradens im Am-^ 
laude geselltet Ist, obweU der Verf. anerkeniit, dftfti noeh 
immer ein greftier Widerstreit der Sctivlen «nd Systeme in 
Bentsohlnnd ein HIndernifs der Verständigung uej. Der Verf* 
•eliildert in dem ersten Artikel den Unterrieht über Recbts* 
Philosophie nnd den über germnnlscbes Recht ZnrKbremnfs 
bemerkt werden, dsAi der Verf. die meisten deatschen Schrift- 
•toller kennt nnd oft treifend ohnmkterlsirt Br hofft, daftiso 
niohes Msterinl, was Deutschland anfgehiuft hat, eingUok« 
lifhes VorBoichen einer baldigen allgemeinen Codifleation fir 
diei Land werde. Im sweiten Hefte macht der Redacteur p, 
49 auf die Gefahr anftnerksam, allgemeine Rechtsregeln und 
Prindpien aufonstellen; er zeigt, wie hftuflg^ sie irre leiten 
nnd nur für denjenigen Werth haben, der schon die Wissen- 
•thaft kennt Bin anderer Aufsatz (von de Ferrails) besieht 
•iifa auf die Umgestaltung des Reehtsstudiums p. 68b Bin 
rcdbt guter Aufsatz {y. Gemelli) p. 66 schildert den Charakter 
der Gesetze des Lehenrechts. Am meisten finde« man in der 
la O^rin erscheinenden Zeitschrift m) trefflieiie AufMItae Aber 
rdmisohes Recht, die den Verihssern Bhre machen, fielbsl 
da^ wo dne Lehre des vaterlindisohen Gesetzbuchs erörtert 
wird, hnipfen die Verfssser ihre Forschuogeii immer an das 
rffnische Recht an , und «war Ist es nicht blos ein mageres 
Anfuhren einzelner rOmlseher Stellen, sondern ein Bindringen 
in den Geist des r6m. Rechts in der einschlfigigen Lehre. So 
ist z. B. im Thelle L (1698) p. %U eine gute Bntwiekelung 
der Gnindsitze, nach welchen nach römischem Rechte der 
difentliebo Beamte wegen let tou ihm aufgenommenen Acte 
rerantwortlich war, Vol. I. p. 679 findet sieh eine geistreiche 
Vergleichung der GrundsStze, von weiehen da« rOmiscUb, das 
franzSsisdie und das sardinische Recht in der Lehre too der 
v&terliehen Gewalt ausgehen \ toI. L p. 67 ist die rdmiscbo 
Veijibmng in VergleichuQg mit der nach neuen Gesetzbll- 



84) Annali di Giurispradenza. Torino, seit 1888; jährlich erseld^-t 
nen 19 Hefte. . 
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cfaem dargestellt; Band IIL eathilt p. %% « p« 16i ete. eine 
AbhaDdlaoir Qber die Gewobabeit; Bd. IIL & 664 fiber die 
Verbindliohkeiteo des MiethsmanDs gegen die VermieUier, in 
Falle das vermielbete Bans abgebrannt ist und Bd. IL (18d9> 
p«92ü über die Aatorisation der Bhcfran darob den BbenuuiB; 
Bd. IL p. 421 entb&lt eine ansfübrlicbe Erörterang fiber die 
Tntel der Frauen bei den Bömera. Sebr beacbtnngswördig: 
ist die Abbandlong (von Albini) in Bd. V. p. 193 ober die 
Natur des Besit&es und die Schatzmittel desselben, und dii 
(von Giovanetti) p. 413 aber den nfmlichen Gegenstand, dop- 
pelt interessant, da die Verf. das rOmiscbe Beebt in der Leire 
mit dem französischen und den Bestimniangen des neuen sar* 
diniscben Gesetzbuchs vergleichen». In Band VL ist p. IM 
eine gute Abhandlung über die Wirkung der Bmancipatiea 
rücksiobtlich der Enkel und p. 386 über die Früh«- und Spat» 
geburten, beachtungswüid^9 weil der Aufsatn manche Scbri'* 
len bentttjQte, die unsere deutschen Schriftsteller über tetk 
Gegenstand nicht kannten. 

Um den Umfang, kennen eu lernen, in weleheys in Ittlien 
noch jetzt römisches Becbt .betrieben und angewendet wird^ 
dient vorztiglich noch die Betrachtung, wie das römische Redit 
in den Gerichtshöfen Anwendung findet. Wir haben vpr xm 
Sammlungen der Urtheile verschiedener italiinisoher Staatao, 
insbesondere von Bom, von Toskana, Sardinien und Nei^ieL 
Ueberall bemerkt man, dafii sowohl die Advokaten in iärea 
Ausffibrungen , die Beamten der Staatsbehörde in ihren Cod- 
olttsionen , als die Biehter in den Entscheidnogsgrfinden der 
Urtheile auf römisches Recht sich berufen. Oft erscheint 
ihreilicb diese Berufung in den Advokatenarbeiten nicht zweck- 
m&fsig; nicht selt«p geschieht sie nur, um die sogenanate 
Gelehrsamkeit zu zeigen $ man föhrt (selbst rein antiquarische) 
S&tze an, um zu zeigen, wie es vor dem neuen Gesetze war, 
oder belegt anerkannte allgemeine Bechtswahrheiten mit rö- 
mischen Stellen« Noch schlimmer ist es, wenn man die neae 
^Gesetzgebung durch römische Institute ergänzen und aus dem 
römischen Rechte Sätze anwenden will , welche offenbar vm 
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tieüeD Qeseizbciofafe nleht passen ; besondeni ofi hat ier Ver<» 
fasser dieses Aafsstoes bemerkt, dafii viele Jaristea Italien«^ 
vfillig anbekaant mit dem germaniscben Rechte and die da« 
&aT€h im Mittelalter bewirkte Umbildang des Rechts, «nd die 
von den italiinischenJaristen fiberall anerkannte, darch consaetnd» 
]gener9iis geschehene Modificatton römischer RechtssStze nicht 
«rkenaen and so viele in nenen Gesetzbüchern vorkommende, 
offenbar ans dein germanischen (oder eigentlich dem im Mit- 
telalter gebildeten italiänisehen) Rechte erklSrbaren Institato 
niid S&tsBe niigeeigoet anwenden. In Bezog anf Toskana , wa 
kein nenes Gesetzbuch gilt, wo vide einzelne Gesetze nndt 
Statuten gelten, die dnroh das römische Recht za ergänzen 
sind , giebt die 8ammlang der Rechtssprüche der Gerichts- 
Mie ^*) gnte Nachrichten. Die Achtnng vor dem römischen' 
Rechte spricht sich darin fiberall ans und der ehrwQrdige' 
Poooini, der Präsident des Cassationshofs, hat noch in seiner 
Eriffnnngsrede von 1840 >^) das römische RecAt dasjenige 
genannt, auf welches die Gesetzbttoher aller modernen Na- 
tionen, sich bernfen^ wenn sie nicht von den natörlicben Gmnd-» 
a&tzen der moralischen Ordnung, welcher die römischen Ja* 
rieten so gewissenhaft huldigten, abweichen wollten, indem er 
idker nach aosspricht, dafs der politische nnd ökonomische 
. Theil der römischen Jarisprndenz von keinem Nutzen für die 
moderne bürgerliche Verwaltung seyn könne. Men bemerkt 
bei Vergleich nng der Verhandlungen und der Urtheile , dafs 
die> Advokaten sich auf die römischen Ausspräche, z. B. Vol. 
I. p« 64 (über Anwendung der actio paolliana , wenn dos be« 
stellt wurde). Vol. I. p. 411 bei Servituten, selbst auf rö- 
mische Ausiegungsregeln (1. p. 978) berufen und die Ge« 
richte in ihren EntscheidangsgrAtoden die Anwendung der 



26) Annali di Giurisprudeaza. Raccolta di decisioni della corte 
suprema^ della corte regia etc. per opera di una societa di 
giurecoDsuUi toscani. Fireoze 1839. 

96) Abgedruckt als Einleitung zu der in der vorigen Note genann- 
ten Sammlung. 
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ai^KafttrtjM 8M1m prilta. Db riMtebM Fngmmiit mmä 
Tcntindif •■gewaadet, vad da, #• •!• die RMiter urabrwa, 
Mthaltoii dto BataebeidQacigriiBde eiM Uaie mid rldkUgm 
Prfiftai« des webien Oeittes jener fiteUen (s. B. Vel. L AMk 
t. fiL Ml tber Aatl^gmiifaref ein) ; intereMenl M eoA 4m 
An, wie die ebenten GeriehtoböfiB warnen, dn, we rdmiMhe 
lUoblMnUM in Ted»nn eingefllliri.eind, nie nieht Uiad dmm 
söinitelien Vertebrilten felfend, sendein ne nnnmwendea, wie 
der tesknniflebe CtaneCnf^^er nie efaftthren wellte eder wie nie 
der Geriolili«fekreuoli Tenknnn^ kefeigte. Sehr IntereMnnC M 
9. a in dieeer BOekeieht die SrdrCemnf mit UrtheUtprUehea 
«ker die tenriftie ex interdite ealTieno (Tide 1. AMImU. i. 
8. 4M und AbOL t & 886). UebvhnapI dient des fitndiui 
difser Reehttspriehe desn, die Art, wie rtaisehe Institaie 
dnreh die Praxis der Oeriobte Itsliens f»rtf ebildet worden, 
kennsn m lernen, x. B. des rtaisohe tssismentm inter llberes 
(veL I. Abtb. t. 8. dMy F«r die KenotniAi der Beehtsspre- 
efaong iai Königreieh 8ardiaien dienen besenders die bsrsita 
SttTor engenbrten Annali di giorispmdenaa und die Saam- 
laag: Oinrispradensa del Codlee cinle e delle altri leggi del 
reg. siati oasia eolleaione metodiea eto. Die leiste Saani- 
Inng^') bat aneb liftr die anallndiadiea Juristen einen groAtn 
Werth, da darin die interessantesten F&lle niebt bles alt ge- 
nauer Angabe des Inbalta der Verhaadlaagen nnd den Ur- 
tbeilen mit ihren Entseheidnngsgrfinden angefahrt, sondera 
aneb alt Mitthtilnag der eerreependirenden BntseheidnBfen 
anderer Geriditsb&fe, n, 8. der f^ansdsischen Aber die aisi-* 
liehe Frage and mit Angabe der Afeianngen der Sebrtflsteller 
dargestellt sind. Es ergiebt eioh ans der Verglelebnng, dafii 
Aberall die rdaischea Gesetse auch in den liehren, die dorch 
neue Gesetze bestimmt sind , angeführt werden uad zwar hSiilIg 
mit einem verständigen Eingehen in den Geist derselben, mit 
Prflfdng der Anwendbarkeit derselben, nnd vorzüglich mit 



87) Uenuu^tg€ibeü von MantoUi (Advokaten in AlesiaadriiO* AJ- 
lofsaailria seit 1880. Bis jetzt 4 Bände. 
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DumteHoag: der FertbiMongr der rdnlsoiiei Beebtaritee diireli 
£e itali&ftisebe JarMpradenz. Aaok der aoeltodleehe Jurtel 
HftdeC hier intereeeeale Beitrige 8vr Tergleieheiiden Geeeta« 
f^ebiiDg ttod rar die Aewendung des rdnieehen Beekl» evf 
moderne ReebiMaoheii , £.B« id Vol. I. p« 165 iQber des Wa»- 
«errecht. Vol. I. p. 9M aber die looatio opemr. (s.B. wo ein 
TSxatr knuik worde und seine Gage tod der Dlreedon ftor** 
derte); Vol. I. p. 607 iber die Bede«(OBg der Verieihaiig 
der Bmphyfetne ia perpeloan; Vol. II. p. 918 über die Wir« 
Jsxmg der Bxpropriatie» vbl Meallleheo Zweckea aaf daa Ver« 
bilteif» dee Bnpbytenta aad des Herrn der Brnphyteaee. Maa 
nafe £«r Bhre der Praktiker Sardii^eaa anftlMeD, dafs aia 
■ieht aaiiMiige AUegaie a«a dem rda. Beehte biafbn, aber 
da, wo die Anfllbrang aar ErUftmag dea Siaaea der beite* 
headea Geeetee beitrfigt, gotea Gebraadi laaeben« Beppett 
iBtereflaant ist ea, die Art der Aaweadaag dee rdnisehea 
Beobts im Kircbeasfaate za beobaohten , da in dieeem Staate 
das römische Becbl die eigentliebe Gesetagvbaag bildet aad 
nur wenige Statuten und nene Gesetae über Civikccht tot-» 
hommen. Eioe Sammlang der Beohtssprfiche der rdmisefaea 
Gerichte enthftlt die Zeitschrift von dem Advokaten Belli ia 
Born *•). Man bemerkt, dafs dae rOmisobe Beebt dort in 
höchsten Ansehen steht und das gemeine Beebt Uldet, daa 
Hberall befolgt wird, wo es nicht dareb canoalsebea Beebt 
ond pabstliehe Verordnungen modiflcirt wird« Bier ist es merk- 
Wördig 20 sehen , wie in manchen liChren , in denen avcb fm 
Devtschland von dem Binflnsse des canoniscben Bechts auf 
iHe Anwendung des römischen Bechts Streit herrscht, das rö« 
mische Beebt in Bern durch canonisches Beebt modiflcirt wird. 
Auch rerdient die Sammlung eine besondere Beachtaag we- 



88) Giomalo del Foro^ ia coi si raccolgono le pia importanti re. 
giudicate de supremi tribuoali di Roma e dello stato pontifico 
^in materia ciyile oompUato da B. Belli. Rom seit 1889 jfihr- 
ileh U Hefte. 
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gen deijeoigeii ReolitafUte, ia weloliett es amf die Verbindtui^ 
4es rranzdaisoheD Reehts (dae bekasotlidi ISngere Zeit In 
Bom galt) mii den rOmieoben Rechte ankdomit. So enthalt 
der Jahrgang 1841 pag. 178 eine aofaOne Brörtemtig eines 
Reehtsfallea 9 über Interdietion wegen Wafansinns. Ueberall 
sieht man, dafs daa eanoniaehe Recht einen grofsen Binflnfe 
anf die Anwendung des rönlfloben Rechte hat , die Sebrifl- 
tteiler den canoniaohen Rechts werden von den Advokaten 
gewdlinlidb in grelber ZaU angeführt, nnd yorsdgllch fragt 
■an um die Prijndisien, insbesondere der Rota, eines Gerichts^ 
hefes, der noch jetnt viele ansgeseichnele Mitglieder eShlt, 
die grofbe Gelehrsamiceit mit praktischem Geist verbindeii. 
Manche Yerhandlnngen und Bntscheidnngen sind wichtig, am 
die Fortbildnng des Bherechts in Rom nnd die Art zu bemerken, wie 
man dort rdmisehes und canoaisches Recht verbindet, Vol. 1. 1840 
p. t5 filier Anwendung der canonischen septlma manon im 
Falle behaupteter Impotenz, Vol. U. 1841 p. 83d über Rück- 
gabe der Rraulgeschenke , wenn die Ehe nicht zu Stande 
kömmt, VoL III. 1849 p. 89 über Wirkungen der Sponsalien, 
wenn Ringe geweclmeit werden. Interessant ist es, die Art 
zu beobaehtcfn, wie auf neue Rechtsfälle das römische Recht 
angewendet wird, z. B. Vol. III. 1849 p.<6 etc. in dem 
Falle, wo jemand ein Gem&lde anscheinend von geringem 
W^rth gekauft hatte , nnd sich nachher bei der Restaurimng 
ergab , dalb das GemAlde äbermalt war nnd darunter sich ein 
höchst werthvolles Gemilde befand, lieber die Anwendung 
der Grundsätze vom Schatze (p. 17) findet sich dort, eine 
gute AnsCfihrung. Eine merkwürdige Entscheidung findet sich 
Vol. II. 1841 p. 931 über die Frage, ob bei einem zur Pest*- 
zeit gemachten Testamente die querela Inofflcioai nnwendlwr 
sey, und Vol. II. p. 199 über die Verantwortlichkeit des 
dienten wegen Injurien, die sein Sachwalter vorbrachte. Um 
den Zustand des römischen Rechts in Italien kennen zu leroen, 
verdienen noch die Commentare eine Beachtung, welche su 
den neuen Gesetzbüchern Italiens erschienen sind. Hielierge- 
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ii^rt der Commeiitar tod Torelli zn dem netpolitenisoheii *•) 
ond der Comaieiitar von Pastore zn dem sardioicrcben Civil«' 
^esetzboobe. In dem Werke von Torelli ist eine omstfiBdliche 
Beehtsgesohicbte (fast za weitUaflg in Bezug auf rtoisobea 
Reobt) voraosgesendet Bei der Erklftmng der einzelnen Ar- 
tikel giebt der Verf. nm Anfang eines jeden Kapitels allge- 
»leine Grandsätze, die das Versteben des Geistes der Lebre 
erleiehtern sollen; überall wird angegeben, wo ein Artikel 
ans dem französisoben Gesetzbnebe genommen oder warum er 
modifioirt ist; die franzdsisehen Scbriftsteller werden dabei 
angeföbrt; allein flberall wird aacb das rdmisobe Reeht besser 
»U die franzdsiseben Commentatoren es tbnn, bentttzt« Man 
siebt , dafs der Verf. selbststftndig das rtimisohe Beebt sto-*" 
dirte und niebt Mos Potbier folgte, und bei der Brörtcning 
ron 8treitfk*agen werden die rdmiseben Bestimmungen oft nrit 
recht guten Bemerkungen und Hinweisnngen auf den Geridita* 
gebrauch in Neapel zergliedert. Der Verf. bemerkt gewdbn- 
lieb auch, warum das französische Gesetz von der römischen 
Bestimflhung eich entfernte. Bei der Darstellung des römisdien 
Rechts folgt der Verf. »eht viel den Ansiebten von Heinee- 
eins. AuBfabrlieher ist der Commentar von Pastore zu dem 
sardiniscben Civilgesetzbucbe ^% Das Werk ist nur auf de» 
praktischen Gebrauch berechnet und in dieser Beziehung sehr 
Terdienstlicb, indem der Verf. in den spfiteren Binden auch ^i^ 
Auszöge aus den Verbandlungen des Staatsratbs ober die Ab- 
fassung des Gesetzbuchs mittbellt Da der sardinische Code 
viM'zöglicb nacb dem Muster des französischen gebildet ist, 
80 war es wichtig, überall die Aussprüche der. französischen 
Juristen und Gerichtshöfe anzuführen und dies ist auch sehr 
zweokm&fsig geschehen. Der Verf«>erklärt, dafe er Contro- 



d9) LcKioni di dlritto secondo Fordine del codice per lo regno 

delle due Sicilie di G. Torelli (er war im Staatsrath). MapoU 

1884. 2 Voll. 
80) Codice civile per gli statt dl 8, M. il Re di Sardegna coi Co- 

menti deli avoeaco Pastore. Torino 1888. Bis jetzt 6 Tlieile. 

Der 6te Theil umfafst noch d. Art. 801. 
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., dto MT ia rtabohM Bteht» 
Mmb KiaiBfii mmt die Bridirai« «mm CtoMtefeMhs ImiW% 
■isbt ▼ortngMi werie ; daraach MiMddt «r oft n^iMt m^ 
wigtt^ ite die ft«MsMielMB Cofli««BtatorMi et than, rön 
Eeehteftii«:en $ ttkeriU aber, wo die Brkiimf des rtmii 
Beebte oiaee BiefliOii wai 4ee MNiniaebe 0eMCzb«eh tet, feUt 
dieee Belwiekelmr eiebt Im imiioImb Lehrai s. B. ie der 
Lefcre too dea Servitatea ud Tea dea Teataaw ati ■ eatUUt dat 
Werk Ten PMCeve feehtfciaaehbare, anabrardieaatiiaditcbea 
Jorietea wefea der veicMoheadea Oeeetaf eboeg wertbralle 
Brörtenntfiiiy bet deaea nan aar die aiaUebea Beawrlnia^a 
biaiff am aaebea veraalalbt wird, die maa bei des Süidii« 
der UnMMdeiMbeaCeaiaeataliBrea aiaebeo salb, dafo dieVerOae« 
earaiehtgaaiicIndeiUcaigeoLelmB, iadeaeadaaBeaeOesetebacb 
vea dam rtaieebea abweidbt, deeOmad dieser Abweiefaufea 
ia dea genaaaieebea Beehle soobM , welohee IMb eeboa die 
Btaiaebea Aasiehleo oiediileirtev and vielniehr ia Fesasln sieh 
bewege«, in deaen aie eieh bemaiMa, ABee ana dem rdml« 
•fibea Beebte aa erküren , wodnreh niefat adten nnitesacade 
Batoebridaagen aMi eigebea* 

AaifaUead eeltea eiaeheiaen Mmograpfaieea Aber Lebvea 
dee rikaiiNobea od« iberfaaopt des Civüreebta ia ItaÜea. We 
eie rerkemmea, eind eie oiCweder davcli die bdrteroag eiaaa 
eiaadaea Beebtalbliea veraalaM, so dewea Verbaadlaag die 
Bekaantmaehoag elaer wiaaeneebafliMiea Arbeit nötbigadieB, 
eder aie beaielien eioh nnf die Brdrtecaag eines aeaea 'Oe« 
setaes. Ia die erete Klasse gefadii a. a die Sehrift 4sa i^ 
teigaa Miaisleni in Neapel) Hm. BOoeoliai ther das inlsidio« 
tarn saMann *0. Em giett wenige fitaataniaBer, wricbe 
eine solobe nmflissMide «debnamfceit (ibai Tevdbiidct die Wb* 
aeaschaft mehrere Werke ober Staatsreoht, Straflreeht oiid 
ClvUreobt) mit eolcbem ealaeUedenem pnktiaobem Takte nr- 
eiaigea. Seine & Made: tNeatieai di diritto (wovoa wfrom- 



ai) Dell atae laterdelto salv^iano ati regne deHe dae gieiile^ tri- 
tatto di N. NIocoSaL Napel. 1607. 
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stMUMi bei den ürimiaalrechto handeln werden) liewafare« 
den i^roreen Jnrieten. Aneh in der Sefarift ülier das inter«^ 
dietnm ettivlannm bewährt der Verf. seine grofte €elehrfiam* 
Ireit und seine Vertrentheii mit den römischen Quellen nnd 
mit den Sohriften der elassischen Jnristen, s. B. Cnjaz, ihm 
dem er oft sehOpfl. Eine gut gearbeitete Sehrift von Ar-^ 
mellini ^*) hat den Zweek, alle Lehren, welche in dem Ci«^ 
^▼llrechte auf den Schatz des Ackerbans sich befliehen, zQer->> 
drtern nnd Kwar nach dem römischen und nach dem neapoli« 
tonischen Rechte 211 entwickeln; so linden sich s. B. Brörte^ 
mngen ül»er das Pflanzen der iiftame S. 9, über da» W«s8er- 
reciit (p. 41, 88), über Gränz1)ereclitignng (p. 89), über da» 
Recht, dmndetüoke zn nmzfiimen (p. ItO), über Waldongeik 
(p. lOT), über Abschfttznng der Grundstücke (p. 199), über 
eisem Viehvertrag <p. 948) nnd über i^le Arten Undwirth« 
8ülMiftlicher€lerTitiiten, über ViehmSngel, Weiderecht Gegen 
manche Bebanptsngen des Verf. wftren freilich Brinnernngea 
za machen ; das Ganzel aber gewährt ein sehr interessantes 
Landwirthschaftsrecht, das auch v^m der Entwickelang der italü* 
nischen GeseUgebnng zengt. Sabatint <') entwickdt dasHjr« 
pethefceorecht nach der neuen Hypethekenerdsnog Ton Tos« 
kenn» Em diesem Behafe vergleicht er sie bestfindig mit den 
Asssprüchen des römischen Eechts nnd der französischen Ry- 
pothekenordnnng. Die fiarstellung ist ciafach nnd klar. Neuere 
Forachaugen der deutschen Juristen über röndsehes Redrt shi 
zwar dem Verf. vkM bekannt; aliein desto tüchtiger kennt 
er 4ie Butwickelnng desselben in ItaKen und theilt die Ent-^ 
aoheldungeu der toskaaisohen Gerichtshöfe mit IMancfae Ver« 
^ciehmigeB der Terschiedenen Gesetzgebungen sind sehr gut 
Bin groflies Werk über die ^erHehen Verhfiltnisse liefert 



89) Le leggi protettrid dell' agricoltura osaia l'agricoltani con« 
sldersta sotto Ü rapporto del diritto romaoo^ e deOi leggi delle 
dne Sicüfe. Opera di 9. Armellini. Napoli 1840. 

Ad) Sysleua ipotecarSo toseaao> tratatto gioridico^ del D. Saba- 
tini. Vol. I. II. Pisa 1837. 
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0* Poggi *«> Fttr das rösisoho Reobt Ut dag Werk U* 

deatend, da der Verf. aasf&hrlich die römieohe Bmphyleiiae, 
die versebiedenea Arten derselben , die Verbiltnisse des Ce- 
lonaU and Llvellarsystems nad ihre Fortbildung in dem Mit- 
lelalter daretellt. Besondere wiebtig wird die Sebrift, um die 
ap&tere Entwiebelang der b&nerlicben Verbaltaisse in Italien 
nnd namentlioh in Toskana im Znsanuaenbaage mit dem Le- 
benrechte nnd den Fideicommisseo zu zeigen. Von oeoerea 
in Italien erschienenen systematischen Werken über das Ci- 
vilrecbt kdonen wir nor zwei anführen, das von Forti und 
Ton Merlo« Bine der interessantesten literarischen Erschei- 
Dongen ist das Werk von Forti *'). Forti (geboren 1806» 
gestorben 1888 am 18« Febr.) gehörte zu den begabtesten 
Menschen, und* alle, die ihn kannten, sprechen noch jetzt mit 
unendlicher Liebe von ihm. Er verband eine seltene Gelehrsam- 
keit mit einem feinen jaristischen Verstände. Von ihm stam- 
men viele mit grofsem Beifalle überall anfgenommeae Ab- 
bandlangen in der Antologia dl Firenze. 8ein praktisches 
Talent zeigte er als Substitat des Generaladvokaten bei der 
Buota criminale in Florenz. Grofse literarische Plane schweb- 
ten ihm vor. Das vorliegende Werk war seit Jahren be- 
gonnen ; zwei Tbeile, der erste über die Gesetze überhaupt, 
der zweite über den Stand der Personen, waren beendigt, als 
der Tod seine Arbeiten nnterbrscb ; die letzte Feile fehlte aoch 
Hoch den fertigen Theilen, Insbesondere hatte er sieh noch 
vorbehalten^ manche literarische Anführungen in den I^oten 
beizufügen. Mit Recht hatten seine Freunde das Werk, wie 
es bearbeitet war, dem Publikum nicht vorenthalten wollen, 
und sie verdienen dafür grofsen Dank. Einzelne CItate sind 
in den Noten unausgefüllt geblieben. Wir wollen vorerst 
den Lesern eine Ifcbersicht des Plans des ganzen Werks 



84) Saggio di un tratatto teoretico prat. sni sistema livellare secoodo la 
legislazione toscana ^ dell av. Poggi. Firenze 1 829^ Vol. I— IV. 

85) Libri due delle lätituzioni civili accomodate all uso del foro^ 
opera postama di Francesco Forti. Vol. I. II. Firenze 1840—48' 
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g^eben. Der Verf. beginnt (oap. I) mit der Definition der 
&t9et%e,j bandelt dann (oap. It.) von den Elementen der Ge- 
setze und ihrer aafseren Kraft , and p. 19 von der Gewohn- 
heit. Das Cap. IIL (p. 86) ist der BeCracbtnng der Gesetze 
gewidmet, aas welehen unsere Jarisprndenz besteht. Za die- 
sem Zwecke wird xnerst die Geschichte des römischen Rechts 
(p. 25 bis 160), hierauf die Geschichte der Gesetzie der ger- 
m^niaeben Völker (von p. 161 an) dargestellt. Ueberali ver- 
weilt der Verf. bei den öffentlichen Zustanden , welche auf 
die Rechtsbildung einwirkten; er handelt daher von der Re- 
gierungsform bei den germanischen Völkern (p. 173) , von 
dem Einflüsse der christlichen Religion (p.l80), von der Er- 
oberung Italiens durch die Franken (p. 190) und dem Zu- 
stande^ des öffentlichen Rechts unter den Nachfolgern CarlV 
des Grofsen und den kirchlichen Verhältnissen des X. Jahr- 
hunderts (p. 907). Eine treffliche Bntwickelung ist die, welche 
sich auf die Gesetze der Völker Italiens von 1000 bis 1600 
bezieht (p. 994—399). Ueberali wird hier wieder von dem Ein- 
flüsse der Kirche in den verschiedenen Zeiten (p. 936 y 944, 
973, 398, 389) von dem öffentlichen Rechte In jedem Jahr- 
hunderte, von dem Einflofs der allmählig erwachenden Eil-« 
düng, insbesondere auch der rechtowSisensohaftlichen (p. 998, 
383), vorzuglich von der Ausbildung des Mnnicipalwesens 
und der Statutargesetzgebung Italiens (p. 969, 308, 373) ge- 
handelt. Eine weitere Abtheilung bezieht sich auf die Ge- 
setze der neueren italiäniscben Staaten von 1600 bis 1814 
(p. 401, 664). Der Verf. handelt dort von der Reformation 
(p.407), von der Jurisprudenz des 16. Jahrhunderts (p. 443)« 
und besonders von dem Studium des öffentlichen Rechts in 
jener Zeit (p. 469), von der Umwandlung der sittlichen und 
bürgerlichen Verhaltnisse in Italien im 16. und 17. Jahrhun- 
dert (p. 616) , und giebt zuletzt eine Reohtsgeschichte von 
Toskana (p. 636). Das Cap. IV. handelt von der Auslegung 
der Gesetze und das Cap. V. von den Arten, durch welche 
die Verbindlichkeit der Gesetze aufhört. Das Werk, das nach 
Krii.ZeiUch^f.Beehuw.u.G€tttMg*d.jiusl, Xfy. Bd. 3. A 82 
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«•inem PfMe- mit Icciaem ftbilii^heB Mriier ertfehtctteiiea vcr- 
gliebcB werden kenn, ist eigentHob eine Reobtageeehiofate It»- 
lieiHi mit philosopbisohea Bctrachtangea über das Recht aod die 
Recbtsbildinif. 1>er Verf. hat alle Schriften, die Aber einea 
der von ihm behandelten Oegenst&nde geeehrieben wnrem, be- 
nutzt; nur die desteohen Foraehnofen (die in deoteelft gpe^ 
schriebenen Werben niedergelc(gt aind) waren ihm nieM sn- 
gfinglii^b. Manche Aasrohrnngen wflrden wohl anders gfe- 
worden aejrn^ wenn der Verf. anch diese dentscben For- 
sch on^ren gekannt hfttle. Das Bnch ist aber keine Compilntinn, 
«ondern Qberall ist niTs den Qnellen selbst gesobdfft nmd der 
Rechtszastand originell nQfgefbfst. Man sieht, dafs der Verf. 
von der Idee dorehdrangen ist, dafs die Gesetze den Bedörf- 
nlssen der Völker entsprechen mflnseo und daher anch nni^ 
den verschiedenen Verhältnissen, die anf die Becbteblldiing 
einwirken, sich entwickeln; daher giebt er so sorgfiltig;' nlie 
Elemente an, die in den germanischen Staaten von der Zeit 
-der Römer an bis zn nna die Bntwickelnng des Rechte be- 
wirkten. Nach ihm sind die Oesette (p. 5) die EBtevohumBg 
desjenigen, was die Menschen fordern können nnd was sie 
In der btirgerllchen Gesellschaft Andern schnldig sind, garan- 
tirt dnrch die Staatsgewalt, welche diese Befagnisse oder 
Pflichten ansspricht oder sie billigt, und für deren Beobacb- 
tnng sie dnrch die znm Zwecke notbwendigon Mittel sorgt 
Veberall erkennt der Verf. nicht das M'altcn der Willkar der 
Staatsgewalt , sondern die auf die höhere Ordnung und die 
auf die Fordemn^en der Vernnnft gegröndete Herrschaft. 
Seine Ansioht über Gewohnheitsrecht (p. 19^M) beweist 
dafs er der dnrch die Gewohnheiten sieh aussprechenden Fortbtl-- 
dong des Rechts einen grofsen Einflars giebt. In Bezug anf 
die Darstellnog des römischen Rechts erkennt man überall den 
Mann, der mit den Qnellen «Ibst, und mit den besten For- 
schungen (er benutzt fiberall Cnjaz und die grofsen Joristen 
des 16 Jahrhunderts , so wie^ die Ihm durch französische Ue- 
bersetzungen bekannten Werke von Niebahr nnd l^avigiiy) 
sich vertraut gemacht bat und geistreich die Fortbildimg dite 
Rechts im Zusammenhang mit den darauf einwirkenden Vier** 
hfiltnissen betrachtet; interessant ist seine Schilderung der po- 
litischen Ansichten des Alterthums , (S. 66-^74) und des Geistes 
der römischen classischen Juristen (S. 98) and der Benflts5tiD|^ 
der griechischen Pf^ilosophie (S. 98). Auch die Darstellaaigfi 
wie in Rom in der spatern Kalaerzeit durch philosopbiM^ 
Ansichten und t/hristenthum neue Rechtsideensich ausbilde« 
ten (S. 192—198), die Schilderung der Gesetzgebung der 
eidzelnen Kaiser (S. 131—141) sind interessant, lieber die- 
jenigen Theile des Werkes, welche anf diegermanisoheReehts- 
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i;«8Cbiehte. 1n8>6floiidfen Mf AaiibMiMg dfes Aedite in fMim 
«nd eof OeBohiehte der Statoleii i^oh bmieliM, soll ulea ia 
$.V, wavoo deo Fortflebiitten des Stodimiia über e:«rmaBi»oliai 
Recht in Italien gesprochen wird , gohandett werden, lieber^ 
all findet mon feine Bemerkangev, die ebenso den gelehrten^ 
als den in politisoben Beniebungen wehlgestnoten (p» M6}, 
edlen, mit praktischem Sinne beobachtenden Sohrirtsteller be*- 
wihren. Man bemerkt bei ihm eine seltene VereinigsMig des 
philosophischen Geistes mit dem historlsoben 4 gerne verweilt 
er (ojfl Tielleicht %u lange) bei eimselneo reehlspfaüosophisoben 
Brscbeinnngen (Zi. ti. p 600—8). üeber manche Verb&llolssa, 
%4 B. Ober Lntfaer ond die Reformalion , erkürt sich die Bia»- 
seitigkeit seines Urtheils ( p. 410 — 15) ans seiner Stellnn^, 
ond der Entferming von den ii&ndem , in weldben 'die i^^ahns 
Bedenfnngder Reformation demjenigen, der ihre Wirbongen he0^ 
bachlen kann, sich darsteift» Von dem hohen Wortbe des römiscdifla 
Rechts ist der Verf. überall darchdrnngen , aber er bt Mm 
blinder Verehrer; gegen die Sitte, unbedingt den Antocititen 
•iniger Schriftsteller en folgen, erklart er sich ernst-; 4«» 
Studium des Gerlchtsgebranche nnd der FortbiMaag des Re^ts 
ist ihm Hanptsacfae (S. 691). Je mehr man das Buch Uests 
desto mehr malb man den flrfihen Verlast des geistreichen 
Mannes beklagen. Der zweite Thcil des Werkes enthüt eiae 
Damtellong des Personenrecbts. I. Von der Fihigbett tuim 
Qenasse bfirgerlieher Hechte ; 1) vom Verhältnisse ^^ Frem* 
den; 9) von den Verhältnissen der Religion ond Andesa^ 
Gläubiger; 8) von der bürgerlichen Freiheit der Personen : a) 
von der persdnlieben Unfreiheit ; b) von der Aosdehnang aad 
dea gesetzlichen Granzen der Freiheit (dabei von freier Wahl 
des Wohnorts, des Standes, Gewerbsnreibeit); 4) von der 
^iterllehen Gewalt; 6) von der Ehe; 6) von der A^eplian^ 
7) von dem Verhältnisse Unehelicher; 8) von Aufhebung der 
väterlichen Gewalt; 9) von Tutel ^und Curatel; 10) von dem 
bfirgerliehen Tode. Die Aufgabe, x^lche sich der Verf. setzte, 
wer, die in einer Lehre geltenden Begriffe und den Geist der 
Binrichtuog von der Zeit der Römer an durch alle Perioden 
römischer Geschichte, durch das ganze Blittelalter bis zu un-^ 
serer Zeit durchzuführen, überall die Haupteinflösse politischer 
Breignisse und vorzüglich der Kirche zu zeigen pnd die lei- 
tenden Ideen in der Lehre zu begründen. Diese Arbeit ver- 
dient die allgemeine Auftnerksamkeit nnd die historische geist- 
reiche Bttt Wickelung, wie z. B. die Kirche aUmählig dasSchicb- 
sal der Leibeigenen milderte (S. 946), die Darstellung der 
leitenden Grundsätze des Bherechts in den verschiedenen Zeit- 
räumen, des Einflusses der Kirche (S. 340) gehören zu dea 
besten rechtswissenschaftliehen Arbeiten der neueren Zelt. 
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Nanendioh lladet der dontsoh« Jurkit sefar willkomoMne Dai^ 
•tellan^en ans den in Amkiiide weniger bekannten Werket 
der iCaliiniseben Praktiker und reebtehisteriseheNaohwelaaDgea 
ane den italiiniaeben Statnten nnd apfiteren GesetLeo, e. B. 
über daa italiteitebe Bhereobt. baa Werk von Aflerlo «•) 
(wovon 4 Lieferungen biaber eraebienen alnd) Ist aam Ge- 
branebe bei dem Vortrage über die naob dem nenen Stadien- 
geaetse vorgeaebriebenen laatitationea dea Civilreohta beatlmmt 
Ba aollen darin die wiobtigaten |ariatiaeben Begriffe niid Be- 
seicbnnngen dea Civllreebta entwickelt werden^ om eine Ein- 
leitang in daa Reebtaatadinm na gewSbren. So bandelt der 
Verf. aogleieb am Anfang dea Werke von dem Natttrrecht, 
▼an den Syatemen der Gereobtlgkeit nnd des Nntzena, tob 
der Reobtapbtloaopbie , dem interoatianalen Reobte (wo nur 
einige käme Begriffe über CoUisipn der Statute mit Berofnog 
auf Voet, Merlin nnd Foeliz angegeben werden). Er giebt 
dann die Eintheilangen dea Reehts an. Hierauf folgen einiir« 
reditabiatoriaobe Bntwiokelnngen über rdraisobea Recht. la 
den aogeo^nnten Institutionen wlrd^ mit dem Peraoneorecbto 
teiponnen und dabei einige allgemeine Begriffe von Peraonea, 
dann vom Verfa&ltniaae der Binbelmiaoben und Fremden, von 
den Abweaenden nnd bicrauf von der Ehe , von der eheliofaen 
Gebart, den Recbten der Ehegatten^ von der elterlichen Ge- 
walt gebandelt. Die Darstellung beschrankt sich auf Deine- 
tlonen nnd auf einige Satze des römiscbea , französischen oni 
vaterlindlaeben Rechte. Die Begriffe sind zwar klar ange- 
geben; allein wir bezweifeln sehr, ob durch aolcbe Einlei- 
tungsvortrftge , wie sie daa vorliegende Bocb bezweckt, ein 
wahrhaft wiaaensohaftllcber Geist bei den jungen Mftnnern ge- 
weckt werden kann. Eine Masse von Begriffen , mit denen 
man die Köpfe der Ahf&nger anfüllt, ist dazu nicht geeignet 



86) InstitozioBi del diritto cfvlle per F. Merlo. Torino 1849. 
(Fortietzung im nächsten Hefte.) 
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